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Vorbemerkungen

Eine Biographie ist nach »Brockhaus Lexikon« eine »Lebensbeschrei­
bung, die Darstellung der äußeren Geschichte wie der inneren geistigen 
und sittlichen Entwicklung einer Person«. Gemeinhin werden Biographien 
somit über Menschen geschrieben, die in irgendeiner Weise herausragend 
sind oder waren und deren Wirken und Tun eben auch bemerkenswerte 
Auswirkungen - zumindest aus der Sicht des Biographen - hat oder hatte. 
Und gemeinhin werden Biographien nach dem Ableben eines Menschen 
von einem anderen verfaßt, es sei denn, der sich selbst als bemerkenswert 
empfindende Autobiograph greift selbst zur Feder, vermutlich, weil er 
sein Leben, Wirken und Tun als interpretationsbedürftig begreift, woran 
ihn dann auch keiner, es sei denn der Verleger, hindern kann. Von einem 
guten Biographen wird eine intime Kenntnis der Person, ihres Charakters, 
ihrer Ideen, ihrer Handlungen und ihres Umfeldes verlangt. In der Regel 
kann man auch von variierenden Graden an Faszination, Sympathie oder 
Bewunderung ausgehen, denn kaum jemand - erst recht nicht der Auto­
biograph - wird sich aus freien Stücken langwierig mit einem Subjekt be­
schäftigen, das er rundum als langweilig empfindet.

In einem strengen Sinne kann dieses Buch also keine Biographie sein, 
denn es fehlt ihr die spezielle Person als Zentrum des Interesses des Bio­
graphen. An ihre Stelle tritt hier ein Forschungsfeld - die sozialwissen­
schaftliche Technikforschung, die Beschäftigung mit der Technisierung 
und ihren Folgen. Aber auch dieses hat mit Lebendem und Lebendigem 
zu tun: Der Prozeß der Technisierung ist ein laufender und offener Pro­
zeß, er wird durch Menschen und die von ihnen geschaffenen Organisatio­
nen vorangetrieben und gestaltet, primär zum Nutzen von Menschen, aber 
auch zum Leiden von Mensch und Natur, in welchem Ausmaß auch im­
mer. Er wird von Menschen erforscht, um zu erfahren, welche Kräfte ihn 
treiben und ob und wie diese Kräfte gezügelt und dirigiert werden kön­
nen.

Die »Biographie« des Forschungsfeldes »Technisierung« kann damit 
aber auch niemals eine endgültige Beschreibung der Entwicklung der wis­
senschaftlichen Beschäftigung mit Technisierung bieten, eben weil dieser 
Prozeß - wie seine Analyse - fortlaufend und offen ist. Was geboten wer­
den kann, ist nur eine Beschreibung »nel mezzo del cammin di nostra 
vita«, auf unsres Lebensweges Mitte, wie Dante im ersten Vers seiner
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»Göttlichen Komödie« schreibt. Dieses hat eine doppelte Bedeutung: 
Zum einen kann die sozialwissenschaftliche Technikforschung in Deutsch­
land auf einen - in der humanen Zeitskala gemessen - mittlerweile beacht­
lichen Lebensweg zurückblicken; sie hat einen Stand erreicht, der es er­
möglicht, Entwicklungslinien aufzuzeigen und transitorisch Bilanz zu 
ziehen. Zum anderen läßt die mehr als zwanzigjährige Beschäftigung des 
Biographen mit diesem Thema auch ihn »auf des Lebensweges Mitte« zu­
rückblicken auf das, was seine Forschungsarbeit allein oder in Zusammen­
arbeit mit anderen zur Be- und Erleuchtung des Objekts des Interesses 
beigetragen hat. Dieses Buch ist demnach biographisch und autobiogra­
phisch in einem - biographisch im Sinne der Beschreibung der Entwick­
lung des Forschungsfeldes, autobiographisch im Sinne der Darstellung 
und Analyse der Stufen dieser Entwicklung anhand eigener Arbeiten aus 
den verschiedenen Lebensphasen des Themas und Lernphasen des 
Autors.

Dieses Buch bietet also eine Sammlung von Beiträgen des Autors als 
Biographie eines Forschungsfeldes. Die Beschränkung auf eigene Arbei­
ten hat Vor- und Nachteile: Es wäre ohne Zweifel möglich gewesen, her­
ausragende Arbeiten verschiedenster ausgewiesener Wissenschaftler und 
Wissenschaftlerinnen auf diesem Gebiet in einer Kollektion von »seminal 
papers« zusammenzufassen; der Zweck, eine Biographie dieses For­
schungsfeldes zu erstellen, hätte auch so bestens erfüllt werden können. 
Es wäre dabei jedoch etwas verlorengegangen: die spezifische und indivi­
duelle Sichtweise des Autors, die, ohne narzißstischem Hang zu unterlie­
gen, einige Initiativen und Anstöße wissenschaftlicher und politischer Art 
mitbefördert hat. Da ja jeder Biograph das Objekt seiner Affektationen 
notwendigerweise aus seiner eigenen Perspektive beschreibt, hat auch in 
diesem Buch die Bemühung um die individuelle Sicht obsiegt: Die Aus­
wahl der eigenen Beiträge zu den Lebensphasen des Forschungsthemas 
»Technisierung und ihre Folgen« maximiert das Prinzip zugunsten einer 
zugegebenerweise subjektiven Perspektive, der man sich anschließen mag 
oder auch nicht. Das aber ist das wissenschaftliche Prinzip per se: Wissen­
schaft als die »Beseitigung der Verworrenheit der Dinge durch Hypothe­
sen« (Nietzsche) strebt nach Objektivität letztlich auch durch die Subjekti­
vität der variierenden Hypothesen; aus einem solchen Blickwinkel sollte 
dieses Unterfangen gesehen werden.

Aus fast vierzig Beiträgen des Autors in den vergangenen zwei Jahr­
zehnten zur Technisierung als Forschungs- und Politikfeld werden hier 
dreizehn Aufsätze präsentiert, die in gewissem Maße typisch sind für die 
verschiedenen Stadien der Diskussion um die Technisierung und ihre Fol-
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gen. Typisch für die hier aufgegriffenen Themen ist auch, daß sie nach ih­
rer erstmaligen Ansprache in der wissenschaftlichen Diskussion nicht qua­
si »abgearbeitet« wurden, sondern sich durch die weitere Diskussion hin­
durchziehen - wir beobachten damit verschiedene Stränge sich inhaltlich 
und zeitlich überlappender Themen. Charakteristisch für diese Überlap­
pung ist das Konzept des »Technology Assessment«: Unter Mitwirkung 
des Verfassers Anfang der siebziger Jahre in der Bundesrepublik einge­
führt, hat es bis heute Phasen mal größeren, mal geringeren wissenschaft­
lichen und politischen Interesses durchlaufen und den Autor gewisserma­
ßen in der Verantwortung des Geburtshelfers zur jeweils gegebenen Zeit 
angeregt, den Stand der Entwicklung zu kommentieren und mögliche wei­
tere Optionen zu skizzieren.

Entsprechend der verschiedenen Stränge der Diskussion und damit 
auch der Facetten des Generalthemas sind die ausgewählten Aufsätze in 
fünf Abschnitten zusammengefaßt. Die Ordnung dieser Abschnitte folgt 
dabei dem biographisch-chronologischen Prinzip - der Zeitpunkt, das Jahr 
der ersten Äußerung zu einem Themenbereich bestimmt die Stellung des 
Themenbereichs selbst in diesem Buch. Dies hat den Vorzug, gerade den 
zeitlichen Ablauf der Diskussion klar werden zu lassen und zu zeigen, wie 
sich mit der Zeit die verschiedenen Diskussionsstränge kreuzen, ergänzen, 
widersprechen oder überlappen. Es bedeutet allerdings keine Wertung 
des Verfassers hinsichtlich der wissenschaftlichen Gewichtigkeit des jewei­
ligen Einzelthemas für die Bearbeitung des Generalthemas und auch kei­
ne Bewertung der Bedeutung für die öffentliche und politische Diskussion 
- dies wäre aufgrund des über die Zeit zu beobachtenden Zusammen­
wachsens der Einzelthemen wohl auch eine sehr künstliche und später si­
cherlich wieder revisionsbedürftige Einschätzung.

Was also mit dieser Zusammenstellung von Aufsätzen aus zwanzig 
Jahren zum Ausdruck kommen soll, ist die Vermittlung eines tieferen Ein­
blicks in das wissenschaftliche Innenleben des Forschungsfeldes, verbun­
den mit zu den jeweiligen Zeitpunkten jeweils unterschiedlich gegebenen 
Perspektiven auf das »Außenleben«: die Auswirkungen wissenschaftlicher 
Erörterung auf die öffentliche und politische Diskussion und die Einmi­
schung des Wissenschaftlers in diese. Man kann somit auch ganz einfach 
fragen: Was ist eigentlich wissenschaftlich und politisch bei der Beschäfti­
gung mit diesem Themenfeld letztendlich bewegt worden?

Hierzu muß in diesen Vorbemerkungen nicht detailliert Stellung ge­
nommen werden, denn glücklicherweise - es würde ja auch sonst etwas 
fehlen in diesem Buch - wird in der die Entwicklung resümierenden Ein­
führung, dem Aufsatz aus dem Jahre 1990 in Zusammenarbeit mit Lutz
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Marz, genau diese Frage erörtert; was dort nicht steht, soll hier in einigen 
eher persönlich geprägten Randbemerkungen ergänzt werden.

Die Diskussion um die Technisierung und ihre Folgen hat in den letz­
ten beiden Jahrzehnten in der Bundesrepublik eine erstaunliche Karriere 
erfahren, die genau betrachtet jedoch so erstaunlich wieder nicht ist. Sie 
paßt sich sehr gut in das allgemeine Muster von Entstehungsbedingungen 
wissenschaftlicher und politischer Themen ein. Es sind wie in der Wirt­
schaft auch hier die »Pionierunternehmer« gewesen, die die Aufmerksam­
keit der Forschergemeinschaft sowie der Öffentlichkeit und Politik auf 
dieses Thema gelenkt und dadurch Anstöße für einen sich stetig verbrei­
ternden Diskurs gegeben haben. Dieser Push-Faktor in der Entwicklung 
wäre jedoch wohl nutzlos verpufft, hätte es den Pull-Faktor in Gestalt 
eines gesellschaftlichen Bedarfs, einer Nachfrage also nach solchen Er­
kenntnissen, nicht gegeben. Der Pull-Faktor ergab sich cum grano salis 
durch eine ziemlich unvorhergesehene Akzeptanzkrise in der Öffentlich­
keit gegenüber bestimmten Formen von Technik und Technisierung sowie 
gegenüber den Institutionen des wissenschaftlich-technischen Fortschritts 
nach einer extrem langen Phase, in der technischer und sozialer Fort­
schritt als Synonyme galten. Methodische Ansätze wie Technikfolgenab­
schätzung, Umweltverträglichkeitsprüfung, Schlagwörter wie Technikskep­
sis, Risikoperzeption und -akzeptanz sowie Risikomanagement waren 
plötzlich im Zentrum der öffentlichen Diskussion. Wissenschaftspolitisch 
gesehen bedeutete dies die Beförderung der Produkte der Pionierunter­
nehmer, der vorherigen Außenseiter, in das Territorium des wissenschaft­
lichen Establishments; Akademisierung des Forschungsfeldes war die 
zwangsläufige Folge mit der Entwicklung hin zu einem heute fest etablier­
ten Thema und Netzwerk ausgewiesener Forscherpersönlichkeiten. Auch 
allgemeinpolitisch hatte dies einige Auswirkungen: Politiker, die sich 
rechtzeitig mit den Ideen vertraut gemacht und solidarisiert hatten, wur­
den von der Peripherie ins Zentrum des politischen Interesses befördert.

Ganz so erfreulich wie für das Forschungsfeld selbst, die in ihm tätigen 
Wissenschaftler und die es befördernden Politiker ist die Bilanz für das 
politische Produkt allerdings nicht gewesen: Die Technikfolgenabschät­
zung als das plakative Aushängeschild des Forschungsthemas hat in 
Deutschland bis heute einen »Leidensweg« (Böhret/Franz 1982) erfah­
ren, der auch international ohnegleichen ist und in die denkbar minimal­
ste institutioneile Lösung mündete. Man könnte dies dann unter der Ru­
brik »Fehlleistungen« des parlamentarischen Systems in der Bundesrepu­
blik subsumieren, wenn man das denn möchte, sollte aber bei genauerer 
Hinsicht doch etwas vorsichtiger sein: Die verschiedenen »Generationen«
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der Technikfolgenforschung (Spinner) - die ingenieurwissenschaftliche, 
philosophisch-geisteswissenschaftliche und die sozialwissenschaftliche - 
hatten alle ihre positiven und negativen Seiten, mußten aber letztlich alle 
ihre Grenzen darin akzeptieren, daß es nun einmal prinzipiell methodisch 
unmöglich ist, die Folgen des Technisierungsprozesses insgesamt und um­
fassend einigermaßen exakt vorauszusagen, vor allem unter sich im Hin­
blick auf die Ökologiefrage erweiternden Zeithorizonten (Stichwort Fern­
verantwortung). Das bedeutet auch, daß man vom herkömmlichen Ko- 
sten-Nutzen-Modell Abschied nehmen muß, Technik schon dann als ver­
antwortbar auszuweisen, wenn im Saldo die wesentlichen positiven die we­
sentlichen negativen Effekte überwiegen - ein solches Kosten-Nutzen-ana­
lytisches Kalkül ist mangels ausreichender Sicherheit über die Zukunft 
nun einmal nicht aussagekräftig und kann daher auch nicht die ausschließ­
liche politische Steuerungsgrundlage sein.

Natürlich sind dies nicht die Gründe gewesen, weshalb die Institutio­
nalisierung von Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundestag mi­
nimalst ausgefallen ist. Fehlleistungen sind jedoch rückblickend manchmal 
gar nicht so unrentabel und haben positive Effekte: Eine wachsende Zahl 
von Wissenschaftlern im Forschungsfeld Technisierung hat zwischenzeit­
lich erkannt, daß mit zunehmender Differenzierung und Komplexität von 
Technik die Aussagegrenzen von »Technology Assessment« enger und die 
Steuerungsmöglichkeiten auf dieser Basis allein langfristig gesehen gerin­
ger werden, so daß es immer mehr sinnvoll erscheint, prozessual weiter 
zurück anzusetzten - eben bei den Determinanten und Abläufen der 
Technikentwicklung. Diese Erweiterung der Perspektive, oder wenn man 
so will: dieser Paradigmenwechsel, ist eine Reaktion darauf, daß die tradi­
tionelle Technikfolgenabschätzung der drei Generationen letztlich ausge­
reizt erschien - und die Forschung ihr Augenmerk stärker auf die Grund­
lagen von Technik, ihre Wissenselemente und Entstehungskontexte rich­
tete. Zwangsläufig impliziert diese Perspektivenerweiterung jedoch auch 
eine Veränderung des Beurteilungskalküls: Technik ist danach nur dann 
verantwortbar, wenn sie in ihren Wissenselementen verstanden und kriti­
siert werden kann und wenn sie steuerbar, das heißt vor allem aber auch 
revidierbar und oder gar zurücknehmbar ist.

Wenn dies das Ergebnis der laufenden Forschungsanstrengungen zur 
Technikgenese ist - und vieles deutet darauf hin -, dann hat der Deutsche 
Bundestag einerseits vielleicht keine gar so schlechte Entscheidung getrof­
fen, Technikfolgenabschätzung nur auf kleinster Flamme zu institutionali­
sieren, ist aber andererseits mit Techniksteuerung auf der Wissensbasis 
der neueren Forschung wohl überfordert: Die Instrumente, die einer sol-
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chen Techniksteuerung angemessen erscheinen, sind mit Sicherheit nicht 
die Instrumente einer traditionell verstandenen Forschungs- und Techno­
logiepolitik; sie wären im einzelnen zu diskutieren, wenn sich die ersten 
Forschungsergebnisse stabilisieren. Aber schon jetzt ist zu sagen, daß Ein­
flußgrößen wie technische Leitbilder, Forschungsstile und Konstruktions­
traditionen, Organisationskulturen oder Diskurs und Ethik als Ansatz­
punkte dieses neuen Forschungsparadigmas sich zumindest einer inkre­
mentalen politischen Steuerung entziehen. Das heißt aber auch, da politi­
sche Steuerung in der Demokratie aus systemimmanten Gründen immer 
inkremental und kurzfristig erfolgen muß, daß ein Werkzeugkasten der 
Politik mit vornehmlich als weich und unscharf angesehenen Instrumen­
ten zu einer Politik führt, die sich zwangsläufig jeder dem Wähler gegen­
über kurzfristigen, also innerhalb einer Wahlperiode vermarktbaren Stra­
tegie von Kontrolle und Steuerung entziehen muß. Im Vergleich zur tradi­
tionellen Technikfolgenabschätzung wird daher ein Instrumenten-Set auf 
der Basis von Technikgeneseforschung in der staatlichen Forschungs- und 
Technologiepolitik voraussichtlich zunächst einmal nur wenig Resonanz 
finden. Politiker und Administration werden gegenüber einer langfristig 
ausgerichteten Strategie um ihr kurzfristiges Ermessen kämpfen und viel­
leicht eher geneigt sein, ihr Engagement zugunsten traditioneller Technik­
folgenabschätzung, die ja ein politisches Ermessen ermöglicht, zu verstär­
ken als das Risiko einer Alternativstrategie einzugehen, so erfolgverspre­
chend und effektiv diese letztlich auch sein mag.

Für die Promotoren dieses Paradigmenwechsel heißt das, sich auf eine 
- selbst im Vergleich zum Zeitbedarf der Durchsetzung der Idee des Tech­
nology Assessment - langdauernde Promotion-Phase ihrer Ideen und wis­
senschaftlichen Erkenntnisse einzurichten, die wohl auch nur dann erfolg­
reich sein kann, wenn die Wirtschaft, die Medien und die Öffentlichkeit 
von der langfristigen Wirksamkeit solcher weichen Steuerungskonzepte, 
die zudem noch des Mitwirkens vieler Akteure bedürfen, überzeugt wer­
den können.

Paul Valéry hat Wissenschaft einmal als eine Sammlung erfolgreicher 
Rezepte charakterisiert. So gesehen ist die nun kurz vorzustellende 
Sammlung von Aufsätzen nicht ganz uneingeschränkt Wissenschaft, denn 
sie waren auch nur beschränkt erfolgreich, wie zuvor beschrieben, zumin­
dest in einem politischen Sinne.

Der Band beginnt mit einem zusammen mit Lutz Marz erstellten Bei­
trag aus dem Jahre 1990, der als Einführung und Resümee zugleich dient: 
Schon allein der Titel - »Technikakzeptanz, Technikfolgen und Technik­
genese« - erfaßt die gesamte Breite des hier im Zentrum stehenden The­
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menbereichs und Forschungsfeldes; über Einführung und Resümee hin­
aus aber präsentiert er Ausblicke - Ausblicke auf die weiterführende Dis­
kussion, deren Schwerpunkt wieder einmal die Steuerungsfrage von Tech­
nik sein dürfte.

Der erste Teil dieser Sammlung führt dann gleich zu dem politisch we­
niger erfolgreichen Thema des Technology Assessment: Vier Aufsätze, ge­
streut über die beiden Jahrzehnte, verfolgen die Entwicklung dieses An­
satzes. Der erste Artikel mit Horst Geschka (1974) geht auf einen Beitrag 
von Dierkes/Staehle (1973) in der Reihe der Veröffentlichungen des Bat­
telle-Instituts, Frankfurt am Main, zurück, der den eigentlichen Nukleus 
der Literatur zu Technology Assessment in der Bundesrepublik darstellte, 
hier aber trotz der dokumentarischen Vorzüge gegenüber dem »wissen­
schaftlicheren« Aufsatz des Jahres 1974 zurücktreten mußte, der über die­
sen hinausgehend das politisch-ökonomische Umfeld von Technology 
Assessment beleuchtet. Der folgende Artikel (1981) ist ein Manifest aus 
der Mitte der Epoche; materiell mögen sich hier keine signifikanten Än­
derungen ergeben, es ist allerdings schon einiges anders nuanciert. Primär 
von politischem Interesse ist der SPIEGEL-Artikel aus dem Jahre 1987, 
der - allerdings ziemlich erfolglos - versucht hat, über die Medien noch 
Einfluß auf die Institutionalisierung von Technikfolgenabschätzung beim 
Deutschen Bundestag zu nehmen. Den Abschluß von Teil 1 bildet ein 
Aufsatz aus dem Jahre 1991, der parallel zu den anderen Linien dieses 
Buches wie auch des Forschungsfeldes versucht, wesentliche Neuerungen, 
vor allem technikgenetische Forschung, in den engeren Kontext von Tech­
nikfolgenabschätzung zu integrieren.

Der zweite Teil behandelt Ansätze zum Umgang mit Akzeptanzkrisen 
von Technik und Technologiepolitik. Ein Beitrag, der zum damaligen 
Zeitpunkt erstaunliches Aufsehen erregt hat, ist der in Zusammenarbeit 
mit Volker von Thienen geschriebene Artikel aus dem Jahre 1977 zur In­
stitution des »Science Court«; er behandelt Möglichkeiten der Bewälti­
gung diverser technikbezogener Krisen in Wissenschaft, Administration, 
Parlament und Rechtsprechung. Aus heutiger Sicht wäre wohl nur die an 
zweiter Stelle diskutierte Variante des Science Court erwägenswert, die 
als begleitende Institution der Technologiebewertung ein besonderes 
Schwergewicht auf den Kontroll- und Initiativcharakter dieser Modellva­
riante legt und vor allem die Publizitätswirkung in der technologiepoliti­
schen Debatte betont. Da es sich um Modelle handelt, sind abschließende 
Beurteilungen zweifelsfrei nicht möglich. Es läßt sich aber theoretisch ab­
leiten, daß eigentlich nur dieses Modell der Struktur von Demokratie und 
Marktwirtschaft entspricht: Der Wettbewerb auf politischen und ökono­
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mischen Märkten ist immer ein Such- und Entdeckungsverfahren, das in­
kremental erfolgt und die Kenntnis der besten Lösung a priori ausschließt 
- sie soll ja gerade durch dieses Verfahren erst gefunden werden und ver­
ändert sich mit der Fortentwicklung des Verfahrens. Dies gilt auch für 
technologiepolitische Entscheidungen: Entscheidungen, die auf sehr lange 
Fristen Determinationswirkung besitzen, sind von Übel, weil sie gerade 
den inkrementalen Charakter vieler technischer Prozesse verleugnen. Ein 
Beratungsmodell dieses Typs könnte geradezu zum Garanten der inkre­
mentalen Entwicklung oder - anders gesagt - zur Institutionalisierung der 
»regret Option« werden durch die entwicklungssimultane Prüfung, die 
selbst wieder ein Such- und Entwicklungsverfahren von neuen Werten, 
Zielen und Alternativen ist. Hinzu kommt, daß dieses Modell auch advo- 
katorische Funktionen zugunsten zukünftiger Generationen umfassen 
könnte, die aus den immanenten Zwängen des Wahlprozesses der Demo­
kratie unterrepräsentiert sind, und dies ist ein (vielleicht sogar das wichtig­
ste) Element der »regret Option«. Der diesen Teil abschließende Aufsatz 
mit Daniel Barben (1990) beleuchtet diesen Aspekt aus einer vielleicht 
moderneren Sicht, indem er eine demokratische Streitkultur fordert und 
anstelle einer Logik der Rettung von Natur und Mensch vor der Technik 
auf eine Dialogik im Rahmen aller Differenzen und Widersprüche in 
Ökonomie, Politik und Kultur setzt.

Die Perzeption und die Akzeptanz von technischen Risiken haben 
auch etwas damit zu tun, wie instrumenteil und institutionell solche Pro­
bleme angegangen werden können. Logisch gesehen hätte also der dritte 
Teil durchaus vor dem zweiten stehen können, denn das Design von po­
tentiellen Lösungen setzt nun einmal die Analyse des Problems voraus; al­
lein dem hier durchgehaltenen biographisch-chronologischen Prinzip ist es 
zuzuschreiben, daß dies nicht geschehen ist. Jedenfalls nimmt der erste 
Beitrag (1981) diese Überlegungen zu gesellschaftlichen Konsensstrate­
gien in der Technikpolitik explizit auf und widmet sich der Frage nach den 
Forderungen an die sozialwissenschaftliche Risikoforschung aus dieser 
Sicht, wenn sie für eine gesamtgesellschaftliche Risikopolitik hilfreich sein 
soll. Der zweite Aufsatz in diesem Abschnitt (1986) arbeitet insbesondere 
soziale Differenzierungen hinsichtlich Risikowahrnehmung, Risikoverhal­
ten und Risikoakzeptanz heraus und beleuchtet den wesentlichen Fehl­
schluß in der Diskussion: daß nämlich ein allgemeiner Vertrauensmangel 
in Staat und Wirtschaft, Technik unter Ausschluß schwerwiegender oder 
irreversibler Folgen kontrollieren zu können, Hand in Hand gehen muß 
mit einer allgemeinen Technikskepsis oder gar Technikfeindlichkeit.
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Der vierte Teil beschäftigt sich mit praktizierten und denkbaren Stra­
tegien gesellschaftlichen Risikomanagements. Erschien bei dem »Science 
Court«-Beitrag die große Reaktion in der Öffentlichkeit ein wenig über­
proportional, so ist sie hier wohl etwas unterproportional ausgefallen. Der 
Aufsatz mit Volker von Thienen aus dem Jahre 1982 ist systematisch im 
Hinblick auf die Erarbeitung von Pre- und Post-event-Strategien vor allem 
bei neuen Technologien sowie Großtechniken und sehr einsichtig auch 
aus heutiger Sicht hinsichtlich der Konstruktion und Relevanz eines ratio­
nalen und integrierten gesellschaftlichen Risikomanagement-Systems, das 
allerdings in scharfem Kontrast zu der Praxis historisch gewachsener und 
unverbundener Einzelsysteme steht, die demgegenüber den Vorzug der 
Akzeptiertheit besitzen. Letztlich ergibt sich daraus ein unauflösbarer Wi­
derspruch von systemischer Forderung und inkrementaler Realität, der 
zeigt, daß man im wirklichen Leben sehr selten alles zugleich haben kann, 
also Effektivität sowie Effizienz auf der einen Seite, Akzeptiertheit der 
Verfahren auf der anderen Seite. Diese gesellschaftliche Einbettung der 
Risikopolitik wird in dem dann folgenden Beitrag (1986) im besonderen 
Maße dort betont, wo das magische Dreieck der Technikbewertung aus 
ökonomischen, ökologischen und sozialen Zielen und den aus ihrer Wi­
dersprüchlichkeit zumeist zwangsläufig folgenden Zielverlusten im einzel­
nen herausgearbeitet wird. Ein besonderer Schwerpunkt liegt hier in der 
Diskussion auf der Frage nach der risikopolitischen Aufgabenverteilung, 
dies auch im Hinblick auf die Interessenvertretung zukünftiger Generatio­
nen in heutigen Entscheidungen, mit einem klaren Bekenntnis zum Prin­
zip der Subsidiarität.

Der fünfte und letzte Abschnitt der vorliegenden Aufsatzsammlung 
präsentiert zwei Beiträge zur Neuorientierung des Denkens in diesem 
Forschungsfeld und zu den neuen Dimensionen in der Steuerungsdebatte 
um Technik. Vieles ist hierzu schon zuvor gesagt worden, nicht aber, daß 
der Beitrag aus dem Jahre 1988 gewissermaßen ein Dokument ist, denn er 
ist gleichzeitig ein wissenschaftliches Programm: Er beschreibt und erläu­
tert in schon sehr differenzierter Weise die Hypothesen einer sozialwis­
senschaftlichen Technikgeneseforschung im Spannungsfeld der Begriffe 
von technischem Leitbild, Organisationskultur, Konstruktionsstil und 
Konstruktionstradition. Der letzte Beitrag dieses Bandes ist die erweiterte 
und überarbeitete Version eines Vortrages aus dem Jahre 1990. Er nimmt 
diese Elemente einer Technikgeneseforschung wieder auf, ist aber inso­
weit innovativ, als er eine spezifische aktorenzentrierte Sichtweise anbie­
tet, die die Steuerungsmöglichkeiten von Technik in der Genesephase 
nach Beeinflussungsfeldern und Aktoren aufbereitet und diskutiert und
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damit auch einen instrumentellen Fortschritt ermöglicht im Hinblick auf 
Steuerungsansatzpunkte von Technik in ihrer Frühphase.

Es wäre erfreulich, wenn dieses Buch sich nicht nur für das engere 
Fachgebiet der sozialwissenschaftlichen Technikforschung als nützlich er­
weisen, sondern darüber hinausgehend auch einem weiteren Kreis von 
Leserinnen und Lesern den Zugang zu diesem faszinierenden Forschungs­
und Politikfeld erleichtern könnte. Eine Gesamtdarstellung der Technik­
diskussion in der Bundesrepublik Deutschland ist noch zu schreiben; die 
hier vorgelegte, sehr subjektiv gefärbte »kleine Geschichte« kann dafür 
nur ein unzureichendes Substitut, aber eben - so steht zu hoffen - ein nütz­
liches sein.

Dank gebührt den Herausgebern der Bücher und Zeitschriften, in de­
nen diese Beiträge zuerst erschienen sind, sowie den entsprechenden Ver­
lagen für die freundliche Erlaubnis zum Wiederabdruck. Dank gebührt 
ebenso Barbara Schlüter für die technische und organisatorische Betreu­
ung dieses Vorhabens und, alphabetisch wie immer zuletzt, but not least, 
Klaus Zimmermann für seine fundierte Beratung bei der Auswahl der 
Beiträge.

Berlin, im Dezember 1992 Meinolf Dierkes



Zur Weiterentwicklung konzeptioneller Grundlagen der 
sozialwissenschaftlichen Technikforschung

Technikakzeptanz, Technikfolgen und Technikgenese.

Meinolf Dierkes und Lutz Marz

Der soziale Problemraum: Akzeptanz und Akzeptabilität von Techniken

Betrachtet man die allerdings nicht sehr zahlreichen Zeitreihenuntersu­
chungen, die die Wahrnehmungen des technischen Wandels zum Gegen­
stand haben, so ist davon auszugehen, daß bis Ende der sechziger Jahre in 
der Bundesrepublik Deutschland, wie in allen hochindustrialisierten Län­
dern, ein relativ breiter und fest verankerter Konsens in der Bewertung 
des wissenschaftlich-technischen Fortschritts bestand. Es dominierte eine 
eindeutig positive Einstellung breitester Bevölkerungskreise gegenüber 
technisch-wissenschaftlichen Entwicklungen. Sie wurden insbesondere in 
der Bundesrepublik als zuverlässiger Garant für Wirtschaftswachstum, ge­
sellschaftliche und persönliche Wohlfahrt angesehen. Der wissenschaft­
lich-technische Fortschritt galt als Quelle hoher volkswirtschaftlicher Pro­
duktivitätsraten und damit als materieller Kern einer Wohlfahrtspolitik, 
die darauf ausgerichtet war, steigenden Wohlstand und sinkende Arbeits­
zeit dauerhaft miteinander zu verbinden. Allgemein und nahezu über das 
gesamte politische Spektrum hinweg war man sich ebenso weitgehend 
darin einig, daß die Bundesrepublik die vorhandene technologische Lücke 
gegenüber anderen Industrienationen, und hier vor allem der Vereinigten 
Staaten, zu schließen habe und darum auch der Staat durch eine offensive 
Forschungs- und Technologiepolitik die Voraussetzungen schaffen müsse, 
um diesen wirtschaftlich-technischen Rückstand schnellstmöglichst aufzu­
holen. Weder der wissenschaftlich-technische Fortschritt noch seine staat­
liche Förderung und Forcierung erschienen problematisch. Es existierte 
kein gesellschaftlich relevantes Technikakzeptanz-Problem (Dierkes/von 
Thienen 1977, S. 2; Dierkes 1989a, S. 67).

Die Situation änderte sich seit Ende der sechziger, Anfang der siebzi­
ger Jahre ebenso spürbar wie grundlegend. Der bis dahin weitverbreitete 
und nahezu ungebrochene Technik- und Förderungsenthusiasmus wich
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zunehmend einer distanzierten und kritischen Haltung. Dies hatte im we­
sentlichen zwei Gründe:

Erstens wurden immer mehr Menschen mit indirekten, nicht inten­
dierten und langfristigen Sekundär- und Tertiäreffekten der Einführung 
und massenhaften Anwendung neuer Technologien konfrontiert, die auf 
zwei Ebenen im wachsenden Maße kumulierten. Einerseits spürten die 
vom Einsatz neuer Techniken Betroffenen auf der Mikroebene in ihrer 
Arbeitsumwelt zunehmend eine deutliche Veränderung der unmittelbaren 
Organisation sowie des Inhalts ihrer Arbeit und befürchteten eine Ver­
nichtung der Arbeitsplätze. Andererseits registrierten die Menschen auf 
der Makroebene in ihrer Lebensumwelt - mehr oder weniger losgelöst 
vom Grad ihrer unmittelbaren individuellen Betroffenheit - eine Reihe 
von Gefahren, die der Gesellschaft als Ganzes drohen, wie etwa irreversi­
ble ökologische Schäden, der Einsatz von Militär- und Informationstech­
nologien im staatlichen Bereich oder die Forcierung der in ihren Risiken 
als unüberschaubar angesehenen Kernenergie. Wissenschaftlich-techni­
scher Fortschritt und gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt gingen somit 
nicht mehr automatisch zusammen, sondern konfligierten nach Ansicht 
eines wachsenden Anteils der Bevölkerung an immer mehr Punkten.

Zweitens wurde diese Betroffenheit und Besorgnis der Menschen 
durch traditionelle (zum Beispiel Gewerkschaften und Parteien) und neue 
soziale Bewegungen (Frauen-, Friedens- und Umweltschutzbewegungen, 
Bürgerinitiativen usw.) thematisch fokussiert, öffentlich immer eindringli­
cher artikuliert und durch eine breite Berichterstattung in den Medien 
verstärkt. Der wissenschaftlich-technische Fortschritt und die Mechanis­
men seiner Förderung wurden dabei immer nachhaltiger und substantiel­
ler hinterfragt. Technikakzeptanz konnte nicht mehr einfach vorausgesetzt 
werden, sondern wurde zu einem gesellschaftlich relevanten Problem 
(Dierkes/von Thienen 1977, S. 3 ff.; Dierkes 1989b, S. 67 f.).

Auf den ersten Blick konnte es zunächst so scheinen, als griffen nach 
über zwei Jahrzehnten unkritischer »Technikeuphorie« jetzt eskalierende 
»Technikfurcht«, permanente »Technikskepsis« oder gar offene »Technik­
feindlichkeit« um sich. Allein, der Eindruck täuschte, denn es zeigte sich 
in einer Reihe von Umfragen sehr schnell, daß weder die Technik noch 
der wissenschaftlich-technische Fortschritt an sich so grundsätzlich in Fra­
ge gestellt wurden als vielmehr die Art und Weise ihres Einsatzes und ih­
rer Nutzung. Kritische und ablehnende Haltungen, die im Zusammenhang 
mit der Einführung neuer Techniken auftraten, bezogen sich nämlich pri­
mär nicht auf die Technik selbst, sondern vielmehr auf jene weder beab­
sichtigten noch vorhergesehenen sozialen, politischen, ökonomischen,
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ökologischen und kulturellen Folgen, die sich aus ihrer Nutzung für die 
einzelnen Menschen, sozialen Gruppen und die Gesellschaft insgesamt er­
gaben. Was sich nur allzu leicht als allgemeine »Technikskepsis« der Be­
völkerung deuten ließ - und häufig so gedeutet wurde -, erwies sich bei ge­
nauerem Hinsehen als erhöhte Sensibilität der Menschen gegenüber der 
Ambivalenz des wissenschaftlich-technischen Fortschritts. Neben den 
nach wie vor unbestrittenen Vorteilen und Chancen, die die Nutzung 
neuer Technologien mit sich brachte, gerieten nun verstärkt deren mögli­
che Risiken und negativen Folgen in das Zentrum der öffentlichen Dis­
kussion, wo sie dann - in Hinblick auf einzelne Technikfelder - einen 
gleichgewichtigen oder sogar höheren Rang einnahmen. Wenn auch meist 
ganz konkrete, nicht intendierte Folgen der Einführung neuer Technolo­
gien zu Ausgangs- und Kristallisationspunkten kontroverser Diskussionen 
und/oder differenzierter Protestformen wurden, so wurzelte das zuneh­
mende Unbehagen doch tiefer als nur in diesen oder jenen spektakulären 
Einzelfällen (Dierkes 1985; 1986a, S. 24; 1989b, S. 68).

Über diese diversen Erfahrungen und die breite öffentliche Diskus­
sion um die Risiken der technischen Entwicklung wurde nämlich die in 
den zwei Nachkriegsjahrzehnten dominierende und auf den verschieden­
sten Ebenen weitgehend handlungs- und entscheidungsleitende Annahme, 
wissenschaftlich-technischer und sozialer Fortschritt stünden in einem li­
nearen, direkt proportionalen Verhältnis zueinander, in den letzten zwan­
zig Jahren grundlegend erschüttert. Ausgehend davon, daß technische und 
soziale Entwicklungen offensichtlich nicht a priori kongruent verlaufen, 
verdichtete sich zwangsläufig die Vermutung, daß jene Institutionen, die 
in erster Linie über Förderung, Entwicklung, Einsatz und Anwendungs­
grad neuer Technologien entschieden - also vor allem Staat und Unter­
nehmen -, dies zu schnell und zu unüberlegt tun, ohne dabei die Risiken 
und Folgen später kumulierender Sekundär- und Tertiäreffekte rechtzei­
tig und systematisch zu kalkulieren. Es wuchs die verständliche Befürch­
tung, daß es im weiteren Ergebnis solcher Entwicklungen zu unerwünsch­
ten, unkontrollierbaren und vor allem unkorrigierbaren gesellschaftlichen 
Veränderungen kommen könnte, die dann entweder auf Kosten der All­
gemeinheit oder der Lebensqualität einzelner Gruppen gehen.

Erschien so das Problem der Technikakzeptanz oberflächlich als ein 
Vertrauensverlust der Menschen in den wissenschaftlich-technischen Fort­
schritt, zeigte es sich bei näherer Betrachtung des Phänomens deutlich, 
daß es dabei im Kern vielmehr um einen Vertrauensverlust in jenen sozia­
len Mechanismus ging, dessen Aufgabe es war, diesen Fortschritt zu för­
dern, zu steuern und in die gesellschaftlich gewünschten Bahnen zu len­



20 Die Technisierung und ihre Folgen

ken. Die immer offensichtlicher und spürbarer gewordenen Differenzen 
zwischen technischen Zielen und sozialen wie auch ökologischen Resulta­
ten wurden im Technikakzeptanz-Diskurs nicht einfach der Technik zuge­
rechnet, sondern in einer Disfunktionalität dieses Mechanismus gesehen.

Die Institutionen gerieten in eine Krise. Es waren vor allem zwei 
Symptome, die diese Krise besonders deutlich werden ließen: mangelnde 
Problemwahrnehmung und wachsende Problemverlagerung. Zum einen 
wurde das um sich greifende Mißtrauen vieler Bürger gegenüber den zu­
nehmend als gravierend angesehenen Risiken des technischen Fortschritts 
in seinem wirklichen Ernst und tatsächlichen Umfang von einem Großteil 
der staatlichen Institutionen und Unternehmen nur allmählich wahrge­
nommen. Zum anderen zeigte sich eine wachsende Tendenz, Entschei­
dungsprozesse über die konkrete Nutzung und Anwendung neuer Techno­
logien von der legislativen, exekutiven und administrativen Ebene hin zur 
judikativen zu verlagern, wo sie sich zwangsläufig stauen mußten, da sie 
aufgrund ihrer Komplexität und Kompliziertheit dort weder kompetent 
noch zügig gelöst werden konnten (Dierkes 1974a, S. 24; Dierkes/von 
Thienen 1977, S. 3 ff.; Lohmar 1977). Technikakzeptanz war somit von 
Anfang an nicht nur schlechthin ein Problem im, sondern vor allem ein 
Problem des sozialen Raumes.

Und als solches wurde es - zumindest von einem Teil der sozialwissen­
schaftlichen Technikforschung - auch wahr- und als Herausforderung an­
genommen. Gerade die Unterscheidung zwischen »Akzeptanz« und »Ak­
zeptabilität« macht dies besonders deutlich. »Akzeptanz« bezeichnet zu­
nächst einen Sachverhalt, nämlich »eine zu einem bestimmten Zeitpunkt 
festzustellende und sich in bestimmten Meinungs- und Verhaltensformen 
äußernde Einstellung meist größerer gesellschaftlicher Gruppen gegen­
über einzelnen Technologien . . .  ohne daß damit die Gründe für dieses 
Verhalten bezeichnet würden« (Dierkes/von Thienen 1982, S. 12).

Um jedoch diesen Sachverhalt nicht nur passiv zu registrieren, son­
dern um ihn aktiv zu beeinflussen und zu verändern, bedarf es notwendi­
gerweise differenzierter Informationen über die spezifischen Bedingungen 
der Entstehung dieser Gründe. Dies erfordert ein tieferes Verständnis der 
»Akzeptabilität«, denn »ob und unter welchen Umständen die Anwen­
dung einer Technologie akzeptabel ist, ist offensichtlich nicht ohne einen 
Rückbezug auf Werte und Ziele zu bestimmen; auch kann sowohl indivi­
duell wie durch Gruppen über Akzeptabilität befunden werden« (eben­
da). »Akzeptanz« ist nicht einfach eine Funktion der »Akzeptabilität«, 
zwischen beiden besteht kein stetiger oder eindimensionaler Zusammen­
hang. Die »Akzeptabilität« einer Technik aus der Sicht einiger Bevölke­
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rungskreise bedeutet zum Beispiel nicht, daß diese von allen akzeptiert 
wird. Selbst innerhalb von Individuen können durch das Auseinanderklaf­
fen unterschiedlicher Interessen »Akzeptanz« und »Akzeptabilität« diver­
gieren, ja direkt konfligieren. Aus der Sicht eines Autofahrers mag etwa 
eine neue Umgehungsstraße wünschenswert und hoch akzeptabel sein, 
aus der Sicht derselben Personen in ihrer Rolle als Anlieger jedoch kei­
neswegs akzeptiert werden.

Wenn nun eine praktische Reduzierung der »Akzeptanzprobleme« 
und eine wirksame Bewältigung der »Akzeptanzkrise« einen Diskurs über 
die »Akzeptabilität« erforderte, so ergibt sich zwangsläufig die Frage, wie 
die sozialwissenschaftliche Technikforschung dafür das entsprechende 
Grundlagenwissen bereitstellte.

Der traditionelle Forschungsansatz: Technikfolgen - Ausgangspunkte 
und Grenzen eines Forschungspfades

Die sozialwissenschaftliche Technikforschung konzentrierte sich zunächst 
auf die Entwicklung eines »Folgen-Frühwarnsystems«. Unter Begriffen 
wie »Technology Assessment« (TA), »Technik-Bewertung«, »Technikfol- 
gen-Bewertung« oder »Technikfolgenabschätzung« zielten seit den späten 
sechziger Jahren internationale Forschungsanstrengungen verstärkt dar­
auf, Konzepte zu entwickeln, die darauf ausgerichtet waren, die Bedingun­
gen und potentiellen Auswirkungen der Einführung und verbreiteten An­
wendung von Technologien möglichst systematisch zu analysieren und zu 
bewerten, wobei das Analyseziel vor allem darin bestand, die indirekten, 
nicht intendierten, kumulativen und synergetischen Sekundär- und Ter­
tiäreffekte der Einführung und Anwendung neuer Technologien auf Um­
welt und Gesellschaft zu erforschen (Dierkes/Staehle 1973; Dierkes/von 
Thienen 1977, S. 3; Dierkes 1984; 1989a, S. 69 ff.). Ausgehend von dieser 
grundlegenden Forschungsorientierung sah sich die Technikfolgenab­
schätzung von Anfang an zwangsläufig zwischen zwei Problemfeldern ein­
gespannt: der unmittelbaren Praxisorientierung und der notwendigen 
Multidisziplinarität.

Erstens war die TA-Forschung von Beginn an als ein politikbezogenes 
Informationsinstrument konzipiert, das direkt praktischen Erkenntnis- 
und Handlungsinteressen dienen sollte. Sie stellte sich dieser Anforde­
rung. So wurden aus den Erfahrungen dieser Forschung etwa ganz kon­
krete Vorschläge entwickelt, wie kurz-, mittel- und langfristig die in der
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»Akzeptanzkrise« sichtbar gewordene Krise der Institutionen bewältigt 
werden könnte. Ausgehend von den Modellen der »Royal Commission«, 
des »Forscherparlaments« und des »Science Court« wurden differenzierte 
Varianten für die Reorganisation der forschungs- und technologiepoliti­
schen Institutionen und ihres effektiven Zusammenwirkens erarbeitet 
(Dierkes/von Thienen 1977). Diese unmittelbare Praxisorientierung führ­
te notwendig zu terminologischen und konzeptionellen Unschärfen, da die 
definitorischen Grenzen für Untersuchungen, die der Technikfolgenab­
schätzung zuzurechnen sein sollten, relativ weit ausgelegt wurden (Pa­
schen 1986, S. 23).

Zweitens war die TA-Forschung von Anfang an multidisziplinär ange­
legt, da bei einer differenzierten und systematischen Abschätzung der 
möglichen Folgen der Einführung und Anwendung einer Technologie die 
unterschiedlichsten natürlichen, technischen und sozialen Auswirkungsfel­
der berücksichtigt und untersucht werden mußten. Dies konnte nur durch 
eine Integration natur-, technik- und sozialwissenschaftlicher Methoden 
und Verfahren erreicht werden (Dierkes 1984).

Diese beiden Problemfelder verdichteten sich für die TA-Forschung 
zu einer doppelten Schwierigkeit. Einerseits können nämlich die Technik­
folgenabschätzungen nicht besser sein als die in ihnen jeweils angewand­
ten Methoden und verfügbaren Daten- und Theoriebestände der unter­
schiedlichen wissenschaftlichen Einzeldisziplinen. Andererseits erzeugen 
die praxisorientierte Kombination und die problemorientierte Integration 
dieser Teildisziplinen zusätzliche methodische und konzeptionelle Proble­
me, die die Konsistenz und den Informationswert der Gesamtanalyse min­
dern können. Angesichts dieser doppelten Schwierigkeit ist es eine Illu­
sion anzunehmen, daß sich fundiertes TA-Wissen jederzeit mehr oder we­
niger problemlos über reine anwendungsbezogene Forschung schnell be­
schaffen ließe. Qualifizierte TA-Analysen erfordern erstens eine zielge­
richtete Grundlagenforschung, zweitens eine damit gekoppelte systemati­
sche - und nicht nur sporadische - empirische Forschung und drittens 
schließlich eine entsprechende wissenschaftliche Infrastruktur (Dierkes 
1984; 1989b, S. 72 f.).

Um dieser doppelten Schwierigkeit zu begegnen, wurden in der TA- 
Forschung unter anderem vier verschiedene Wege beschritten: Erstens 
entwickelte man zur Konturierung des TA-Ansatzes allgemeine Ablauf­
pläne und Checklisten für das methodisch-praktische Vorgehen bei Un­
tersuchungen. Solche Rahmenkonzepte, wie etwa der von der MITRE- 
Corporation erstellte Ablaufplan (MITRE 1973) oder der Anforderungs­
katalog der OECD (OECD 1975), erfordern zwar in jedem Einzelfall eine
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an der jeweils spezifischen Fragestellung orientierte Präzisierung; gleich­
wohl können solche Konzepte hilfreiche methodische Hinweise für kon­
krete Untersuchungen geben (Dierkes 1989b, S. 74). Zweitens wurde in 
der TA-Forschung darauf verwiesen, daß Technikfolgenabschätzung nicht 
einfach als einmaliger und dann abgeschlossener Untersuchungsvorgang 
mißverstanden, sondern eher als iterativer Analysezyklus im Sinne eines 
»prozessualen Technology Assessment« aufgefaßt werden muß. Drittens 
entwickelte man Konzepte in Richtung komplementärer Partialanalysen, 
bei der jeweils partielle Studien zu ausgewählten, weil besonders analyse­
bedürftigen Bereichen angefertigt und anschließend zu einem Gesamtbild 
integriert werden (Dierkes 1981a, S. 340 ff.). Da die Probleme mit uner­
wünschten nachteiligen Folgen der Technik so alt wie die Technik selbst 
sind (van der Pot 1980), lag es schließlich - viertens - nahe, durch histori­
sche Analysen Diskurse zur Technikfolgenabschätzung in der Vergangen­
heit zu rekonstruieren. Dies förderte nicht nur überraschende und uner­
wartete Einsichten in geschichtliche Prozesse, sondern vor allem For­
schungsresultate von hoher aktueller Brisanz zu Tage (Dierkes 1986b, 
S. 145 ff.; Dierkes/Knie/Wagner 1988).

Trotz dieser und vieler anderer Bemühungen wurde immer wieder 
grundsätzliche Kritik an der Zweckmäßigkeit von Technikfolgenabschät­
zungen laut. So bezweifelte man etwa, ausgehend von der zuvor skizzier­
ten doppelten Schwierigkeit der TA-Forschung sowie mit Hinweis darauf, 
daß Zukunft ohnehin nicht exakt prognostiziert werden könne, den Nut­
zen von Technikfolgenabschätzungen generell. Soweit diese Kritik metho­
dische und konzeptionelle Schwächen der TA-Forschung problematisier­
te, war sie zweifellos vom Kern her berechtigt, wenn auch nicht in jedem 
Fall problem- und lösungsorientiert. Wo sie jedoch diese unvermeidlichen 
Schwächen nur zum Anlaß nahm, für eine prinzipielle Einstellung von 
TA-Untersuchungen zu plädieren, griff sie argumentativ ins Leere. Wie 
klein oder groß nämlich in den jeweiligen TA-Forschungen die Differenz 
zwischen Analyseziel und -ergebnis auch sein mag, so gibt es im Grunde 
keine tatsächliche Wahlmöglichkeit für oder gegen Technikfolgenabschät­
zungen. Es gibt lediglich ein Feld alternativer und komplementärer Wege, 
auf denen sie sich entwickeln und qualifizieren kann (Dierkes 1984).

TA-Forscher befinden sich hier vielleicht in einer ähnlichen Situation 
wie Meteorologen. Einerseits haben sie es mit einem komplexen Untersu­
chungsgegenstand und einer Vielzahl möglicher und oft gegensätzlicher 
Entwicklungsrichtungen zu tun, andererseits stehen sie permanent unter 
einem zwar verständlichen, jedoch meist völlig überhöhten gesellschaftli­
chen Erwartungsdruck. Die vor allem von politischer Seite nicht selten ge­
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hegte Hoffnung, die Technikfolgenforschung könne »Akzeptanzproble­
me« zügig beseitigen, wenigstens jedoch deutlich reduzieren, entspricht in 
etwa der Erwartung, die Meteorologen wären in der Lage, das »richtige« 
Wetter zu machen. Mit derartigen Vorstellungen wäre jedoch der Zusam­
menhang zwischen »Akzeptanz, »Akzeptabilität« und »Technikfolgen« 
deutlich zu kurz gegriffen. TA-Forschung kann Informationen über mögli­
che und wahrscheinliche Wirkungen neuer Techniken, insbesondere über 
eventuell kumulierende und interferierende Sekundär- und Tertiäreffekte 
bereitstellen. Sie kann auch Entscheidungshilfen geben, um bei mehreren 
zur Auswahl stehenden Alternativen mit annähernd gleichen Primäreffek­
ten diejenigen mit den geringsten negativen oder höchstens positiven Se­
kundär- bzw. Tertiärwirkungen auszuwählen.

TA-Forschung vermag ferner Maßnahmen zur Reduzierung, Korrek­
tur oder Kompensation nicht intendierter negativer Folgen des Einsatzes 
neuer Techniken vorzuschlagen (Dierkes 1989b, S. 76). Kurzum, sie kann 
Grundlagen für die normative Bewertung von Technik im Sinne der Ak­
zeptabilität schaffen und Grundlagenwissen für einen darauf zentrierten 
öffentlichen Diskurs bereitstellen - sie kann diesen Diskurs jedoch nicht 
ersetzen. Dies mag, gemessen an einem hohen Erwartungshorizont, zu­
nächst enttäuschen und vielleicht als durchaus verzichtbar angesehen wer­
den. Doch ohne solche Grundlagen würde die öffentliche Diskussion um 
Technik und ihre Folgen nur auf Basis mehr oder weniger vager und spe­
kulativer Vermutungen erfolgen, in denen sich nur allzu leicht die ver­
schiedensten individuellen oder gruppenspezifischen Vorurteile reprodu­
zieren könnten. Eine solche Diskussion würde eher Akzeptanzprobleme 
erzeugen und verschärfen, als sie dringend notwendigen Lösungen zuzu­
führen.

Demgegenüber kann das von der TA-Forschung bereitgestellte Wis­
sen den öffentlichen Diskurs fundieren und qualifizieren. Dazu bedarf es 
freilich auch weiterer gemeinsamer Anstrengungen. Denn um die vorhan­
denen Differenzen zwischen dem Wissensbedarf der Öffentlichkeit und 
der Politik einerseits und dem Wissensangebot der TA-Forschung ande­
rerseits systematisch zu minimieren, müssen Kommunikationsprozesse 
zwischen Wissenschaft, Öffentlichkeit und Politik entwickelt, zielgerichtet 
entfaltet und vor allem auch institutionell stabil verankert werden. Die 
von unterschiedlichen Organisationen - etwa von der Deutschen For­
schungsgemeinschaft (DFG), vom Verein Deutscher Ingenieure (VDI) so­
wie von verschiedenen sozialwissenschaftlichen Forschungseinrichtungen - 
bereits in der ersten Hälfte der achtziger Jahre unterbreiteten Vorschläge 
zielten in eben diese Richtung (Dierkes 1984).
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Auch wenn die Potenzen der traditionellen TA-Forschung gegenwär­
tig noch längst nicht ausgeschöpft sind, darf dies nicht den Blick für ihre 
sich immer spürbarer abzeichnenden Grenzen verstellen. Sowohl die 
Theorie als auch die Praxis der Technikfolgenabschätzung sahen sich 
nämlich in ihrer Geschichte immer wieder direkt oder indirekt mit einem 
systematischen Problem konfrontiert. Diese Geschichte ist viel länger als 
gemeinhin vermutet. Jene Kernprobleme und kontroversen Diskurslinien, 
die heute die Inhalte der öffentlichen Diskussion um die Folgen der Tech­
nik sowie ihre Prognostizierbarkeit, Steuerung und Kompensation bestim­
men, lassen sich - wenn natürlich auch unter einer anderen Begrifflichkeit 
- relativ deutlich bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts zurückverfolgen. Es 
zeichnen sich dabei drei Entwicklungsetappen ab, die sich in etwa wie 
folgt beschreiben ließen (Dierkes 1990a):

Die erste Etappe: In dem Bemühen, die Folgen der Technik zu regulie­
ren, wurde bereits recht früh die Rolle des Staates, der wissenschaftlichen 
Vereinigungen und der Unternehmer definiert. So operationalisierte etwa 
die preußische Gewerbeordnung von 1845 eine Vielzahl von Anleitungen 
und Verfahrensweisen. Was diesen Typ der Folgenregulierung vor allem 
auszeichnete, war seine Reaktivität. Es wurden also zunächst Techniken 
eingeführt, und erst dann, wenn unintendierte und unerwünschte Neben­
wirkungen eintraten, setzte man Prozesse in Gang, um diese gänzlich zu 
beseitigen oder wenigstens zu reduzieren. In der Regel waren diese Pro­
zesse auf Partialregulierungen konzentriert, d. h. einzelne Folgen wurden 
herausgegriffen und durch einen Prozeß von Auflagen, Vorschriften, gele­
gentlich auch Gesetzen, solange bekämpft, bis das Problem in akzepta­
blem Umfang oder gänzlich beseitigt war. Da nun jedoch oft durch die 
wissenschaftlich-technische Entwicklung bei der gleichen Technologie wie­
der ein neues Problem entstand, kam dieser Prozeß permanenter Partial­
regulierungen häufig sehr spät und war meist auch nur wenig wirksam. 
Die auch heute hinlänglich bekannten Vollzugsdefizite im Hinblick auf 
viele Gesetze etwa zogen schon damals den Staat in ein Hoch und Tief 
der Folgenregulierung hinein.

Diezweite Etappe: In der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts ver­
änderte sich die Situation insofern, als man sich bei der Regulierung der 
Technikfolgen zunehmend auf spezielle Institutionen, wie beispielsweise 
den VDI oder später dann den TÜV, stützte. Es bildete sich - besonders 
nach der Konkretisierung und Umsetzung der technischen Deputationen 
für das Gewerbe, wie sie von Peter Christian Beuth 1819 entwickelt wur­
den - ein anderer Mechanismus der Folgenregulierung heraus. Man fing 
an, konkrete Regulierungsaufgaben an professionelle Institutionen zu de­
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legieren, die dann - wie es damals hieß - in wissenschaftlich- technischer 
Gemeinschaftsarbeit die jeweiligen Detailregulierungen übernahmen, 
während sich der Staat im wesentlichen auf die Festlegung grober Rah­
menbedingungen konzentrierte. Auch dieser Regulierungsmechanismus 
ist, selbst wenn er der Form nach differenzierter abläuft, inhaltlich nach 
wie vor im wesentlichen reaktiv: Ein Problem tritt auf, wird als regulie­
rungsbedürftig erkannt und so lange in den Regulierungsmechanismus 
eingespeist, bis es beseitigt ist. Diese Strategie, die zum Teil auch heute 
noch verfolgt wird, ist in bestimmtem Umfang unumgänglich, denn trotz 
aller Bemühungen im Bereich der Technikfolgenabschätzungen wird sich 
das gesamte Netzwerk aller Folgen nie vollständig und restlos antizipieren 
lassen.

Dieser traditionelle Mechanismus der Technikfolgensteuerung, der so­
wohl in seiner klassischen als auch in seiner modifizierten Form primär 
reaktiv ist, begegnet uns auch noch heute in vielen Bereichen und auf 
zahlreichen Feldern. Sicher, das Räderwerk dieser Steuerungsmechanik 
ist geschliffener, sein Regelwerk etwas umfangreicher und komplizierter 
geworden. Letztlich hat sich aber der Substanz nach dabei nicht viel ver­
ändert.

Die dritte Etappe: In den siebziger und achtziger Jahren, besonders im 
Umfeld der Bemühungen zur Humanisierung der Arbeitswelt, zeigten nun 
Untersuchungen, wie sie etwa vom Wissenschaftszentrum Berlin, vom 
Göttinger Sozialwissenschaftlichen Forschungsinstitut, vom Münchner In­
stitut für Sozialwissenschaftliche Forschungen oder vom Frankfurter Insti­
tut für Sozialforschung durchgeführt wurden, daß sehr viele Technikfol­
gen, gerade was die Auswirkungen auf den arbeitenden Menschen und die 
Arbeitsumwelt betrifft, letztlich darin wurzeln, welchen konkreten organi­
satorischen Rahmen man für die Nutzung der Technik schafft. Das wohl 
eindeutigste Beispiel sind hier die hinlänglich bekannten Untersuchungen 
über den Einsatz von CNC-Maschinen. Vielfach werden die hier in der 
Praxis auftretenden Technikfolgenprobleme durch korporatistische Aus­
handlungsmodelle gelöst.

Wenn diese Skizze auch sehr grob ist, so wird doch ein Problem er­
kennbar, das sich etwas metaphorisch wie folgt beschreiben ließe: Die un­
terschiedlichen Strategien zur Regulierung der Technikfolgen geraten 
konzeptionell und perspektivisch in eine Art Sackgasse. Dabei ist nicht 
etwa zu erwarten, daß dieser traditionelle Steuerungstyp unversehens auf 
eine Wand stieße oder auseinanderbräche. Im Gegenteil, es scheint viel­
mehr so, daß sich dieser Mechanismus beliebig erweitern und differenzie­
ren läßt. Weder der theoretischen Phantasie noch dem administrativen
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Verstand sind hier Grenzen gesetzt, und auch Erfolge und Verbesserun­
gen werden hier jederzeit vorgeführt werden können. Das Problem ist 
eben nur, ob sich nicht das Verhältnis zwischen Regulierungsaufwand und 
Regulierungsnutzen tendenziell verschlechtert.

Etwas überspitzt ließe sich fragen, ob nicht die Gefahr besteht, daß 
man sich durch die ständige Perfektionierung der Steuerungsmechanik 
zwar laufend Erfolgserlebnisse verschaffen kann, letztlich jedoch mit im­
mer mehr Aufwand immer weniger Technikfolgen reguliert werden kön­
nen, weil sich der archimedische Punkt, an dem eine effiziente Folgen­
steuerung anzusetzen hätte, verschoben hat. Wenn diese Fragestellung 
einige Berechtigung hat, dann wäre weiter zu überlegen, ob man nicht 
einen Perspektivenwechsel vollziehen muß, und zwar so, daß vor allem an­
dere alternative und/oder komplementäre Ansatzpunkte für eine effekti­
ve Folgensteuerung in das Blickfeld der Forschung geraten.

In eben diese Richtung orientierte sich die sozialwissenschaftliche 
Technikforschung bereits vor einigen Jahren durch eine verstärkte Be­
rücksichtigung der Strukturen und Prozesse der Technikgenese. So heißt 
es zum Beispiel im Bericht des »Committee on Basic Research in the 
Behavioral and Social Sciences, National Research Council«:

»In earlier periods, historians and other social scientists tended to regard 
technology primarily as shaping, rather than as shaped by, social organizations 
and institutions. Research has led to important findings about the reverse side 
of the technology-society coin: the institutional shaping of institutions consti­
tutes a crucial link in understanding this relationship. First, the invention of 
technology takes place mainly in institutions for science and research. Second, 
the application of technology is influenced by institutional factors, such as the 
military aspect of the public sector, the organization of commercial firms, and 
the famüy and church in the private sphere. Third, the regulation of technol­
ogy has become an important issue for political institutions.« (NRC 1988,
S. 145)

Ähnlich argumentierte bereits 1984 das Memorandum zur Sozialwissen­
schaftlichen Technikforschung der Bundesrepublik Deutschland:

»Erst eine systematische Erweiterung der Wirkungsforschung um den bisher 
weit weniger gut untersuchten Prozeß der Erzeugung und Durchsetzung tech­
nischer Innovationen, d. h. um die Entwicklungs- und Anwendungsdimension 
der Technik, wird die sozialwissenschaftliche Technikforschung in den Stand 
setzen, den Anforderungen aus der gesellschaftlichen Praxis verantwortungs­
voll zu genügen. Erst in einer solchen Perspektive erschließen sich auch prak­
tische Handlungsdimensionen, die sich nicht mehr allein an der - oft zu spä­
ten - Schadensminimierung negativer Technikfolgen orientiert, sondern durch 
eine frühzeitige Verschränkung technologischer Entwicklungen mit gesell­
schaftlichen Zielsetzungen und Erfordernissen das Ausmaß solcher negativer 
Technikfolgen von vornherein zu reduzieren versucht.« (Memorandum 1984,
S. 10)
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Will man also dem Sog der zuvor skizzierten Sackgasse traditioneller 
Technikfolgensteuerung entrinnen, dann muß man gezielt, nach solchen 
archimedischen Punkten suchen, von denen aus sich die Folgen ver­
gleichsweise sowohl mit weniger Aufwand als auch rechtzeitiger abschät­
zen und beeinflussen lassen. Das Feld der Technikgenese scheint - dies 
zeigen jedenfalls die bisher durchgeführten Untersuchungen - einen sol­
chen erfolgversprechenden Suchraum darzustellen.

Der komplementäre Forschungsansatz: Technikgenese - Konturen und 
Strukturen eines Forschungsfeldes

Der Forschungsfeldwechsel: Von der » Wirkungsforschung«- zur » Ursachen­
forschung«

Im Zentrum des Diskurses der traditionellen »Folgen- bzw. Wirkungsfor­
schung« stand die Frage, wie der technische Fortschritt so präzise gesteu­
ert, mindestens jedoch halbwegs ausgesteuert werden könnte, um uner­
wünschte Folgen auszuschließen, zu minimieren oder wenigstens zu kom­
pensieren. Dieser Fragekorridor trieb die Forschung zwangsläufig auf die 
Suche nach den Determinanten des wissenschaftlich-technischen Fort­
schritts, um sie zunächst analytisch in den Blick und dann handlungsprak­
tisch in den Griff zu bekommen. Die entlang dieser Forschungslinie ent­
wickelten Erklärungsmodelle waren wesentlich eindimensional - etwa 
eigendynamische, vor allem auch wirtschaftliche Determinismen - und 
makrostrukturell zentriert (Knie 1989a, S. 3 f.). Vor allem aber waren sie 
post festum orientiert. Aus der Perspektive der Folgenforschung wurden 
Techniken nämlich tendenziell erst dann analytisch wahrgenommen, wenn 
die Entscheidungen, die einer Innovation vorausgehen, bereits vollzogen 
und die Entwicklungsprozesse schon abgeschlossen waren (Dierkes/Knie 
1989, S. 203 f.). Technikfolgenabschätzung wurde entweder zu früh durch­
geführt, d. h. zu einem Zeitpunkt, wo sich eine konkrete neue Technologie 
noch in ihrem keimhaften Entwicklungsstadium befand und ihre mögli­
chen Effekte nicht mit hinreichender Präzision abgeschätzt werden konn­
ten, oder sie erfolgte zu spät, also dann, wenn eine Technik mit ihren Ne­
ben- und Folgewirkungen bereits weithin angewandt wurde. Die Ermitt­
lung des richtigen Abschätzungszeitpunktes blieb nahezu dem Zufall bzw. 
der Intuition überlassen. Die Phase der Technikgenese, also jene Etappe 
technischer Entwicklungen, die von der Problemdefinition bis zum ersten
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verwendungsfähigen Industrieprodukt reicht und in der die Korridore 
festgelegt werden, die für weitere technische Entwicklungen als eine Art 
»unsichtbarer« Selektionsfilter wirken, verblieb dabei weitgehend im blin­
den Fleck sozialwissenschaftlicher Technikforschung, wodurch das kom­
plexe Feld der Wechselbeziehungen zwischen technischem und sozialem 
Wandel wissenschaftlich unzureichend erfaßt wurde (Knie 1989b, S. 378; 
Dierkes 1989a, S. 3 ff.).

Um diese forschungsprogrammatisch bisher meist ausgeblendeten Zu­
sammenhänge systematisch ins Blickfeld zu bekommen, mußte von einer 
bloßen Folgen- bzw. (Aus-)Wirkungsforschung zu einer »Entstehungsfor­
schung« übergegangen werden (Dierkes 1990c, S. 214; Knie 1989a, S. 3). 
Mit der Herausbildung der Forschungsrichtung Technikgenese, die sozu­
sagen die »Gene« des komplexen Wechselwirkungszusammenhangs zwi­
schen technischem und sozialem Wandel untersucht, vollzieht sich eine 
Umorientierung von vorwiegend «therapeutischer« auf »prophylaktische« 
Technikforschung. Das analyseleitende Fernziel besteht darin, jene spezi­
fischen Einflußparameter, die die Selektionsprozesse bei der Neueinfüh­
rung von Techniken steuern, aus den je spezifischen empirischen Untersu­
chungsfeldern herauszufiltern, präzise zu beschreiben und vergleichend zu 
erforschen (Dierkes 1988a, S. 50).

Die Forschungsfalle: Technik- oder Sozialdeterminismus?

Es kann schwerlich erstaunen, daß die technikgenetische Forschung auf 
dem Weg zu diesem Ziel notgedrungen immer wieder auf klassische Dis­
kurslinien sozialwissenschaftlicher Technikforschung trifft. Wenn man sich 
nämlich dem Gebiet der Technikgenese nähert, d. h. jenem Bereich, in 
dem in den Frühphasen der Forschungs- und Entwicklungslinien entschie­
den wird, welche Pfade beschritten, ausgegrenzt, vernachlässigt oder ver­
lassen werden - und zwar nach Kriterien, die der jeweiligen Institution, die 
die Entscheidungen darüber fällt, immanent sind -, dann wird man zu­
nächst geradezu zwangsläufig in den Korridor einer klassischen Frage ge­
drängt: Gibt es einen Technik- oder einen Sozialdeterminismus der tech­
nisch-wissenschaftlichen Entwicklung, oder, weniger scharf formuliert, 
welcher dieser beiden Determinismen überwiegt?

Die Antworten auf diese Frage, die in der dafür relevanten Literatur 
zu finden sind, fallen gegensätzlich aus. Einerseits wird in den letzten Jah­
ren in der sozialwissenschaftlichen Technikforschung zunehmend die Fra­
ge gestellt, ob und inwieweit denn Technik überhaupt als eigentlicher
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Auslöser und Verursacher gesellschaftlicher Entwicklungen, negativer wie 
positiver Art, wirken kann. So wird etwa die These diskutiert, daß es weni­
ger spezifische Ausformungen und Funktionsweisen der Technik sind, die 
deren Folgen determinieren, sondern vielmehr umgekehrt diese Folgen 
im Verhältnis zu ihren jeweils verschiedenen Nutzungsformen und Einbet­
tungen in sozial-organisatorische Verwendungskontexte hochgradig variie­
ren und somit sozial-strukturelle Voraussetzungen spezifische Technikfol­
gen selbst erst generieren (Lutz 1986). Andererseits wird die Auffassung 
vertreten, daß Technik ein eigengesetzlich wirkender ökonomisch-politi­
scher Faktor sei, dem zwar eine erhebliche soziale Bedeutung zukäme, der 
aber, weltweit gesehen, über eine kaum steuerbare Eigendynamik verfüge 
(Spur 1989).

In dem Korridor dieser Alternativfrage kann man sich recht schnell 
verlaufen und handlungspraktisch schachmatt setzen. Würde etwa tatsäch­
lich unumschränkt ein Technikdeterminismus wirken, noch dazu in der 
Art, daß der wissenschaftlich-technische Fortschritt durch eine kaum 
steuerbare Eigendynamik vorwärts getrieben wird, dann wären alle wie 
auch immer gearteten Bemühungen, diesen zu beeinflussen, a priori sinn- 
und folgenlos. Man hätte lediglich zwischen Technikfatalismus und Tech­
nikverzicht zu wählen. Andererseits kann man schwerlich so tun, als wären 
technikdeterministische Tendenzen rein gedankliche Konstruktionen. Es 
ist wohl offensichtlich, daß das, was an technischem, konstruktivem oder 
naturwissenschaftlichem Wissen vorhanden ist, sehr wohl das bestimmt, 
was als künftig machbar und sinnvoll angesehen wird. Und infrastrukturel­
le Großinvestitionen etwa definieren durchaus sehr wirkungsvoll techni­
sche Entwicklungspfade. Wenn eine Gesellschaft in ihr Autobahn- und 
Straßennetz nun einmal so viel investiert hat, dann wird der technische 
Fortschritt im Bereich des Verkehrs sehr lange in die Richtung gedrückt, 
Modifikationen und Verbesserungen des Automobils oder ähnlicher 
Fahrzeuge zu entwickeln. Technische Alternativen, die eine gänzlich an­
dere Infrastruktur benötigen, werden es da in der Regel zwangsläufig 
äußerst schwer haben, sich durchzusetzen.

Technikgenetische Forschung muß sich jenseits und gegenüber der Ex­
treme eines puren Technik- und/oder Sozialdeterminismus entfalten, um 
der Gefahr zu entgehen, den mehrdimensionalen Wechselwirkungszusam­
menhang zwischen wissenschaftlich-technischem und sozialem Fortschritt 
auf eindimensionale und einseitige Erklärungsmuster herunterzubuchsta­
bieren.
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Die Forschungslinien: Theorie und Methode technikgenetischer Forschung

Innerhalb der in den letzten Jahren entwickelten technikgenetischen For­
schungsprogramme beginnen Theorie und Methode Gestalt anzunehmen. 
Ihre Konturen und Strukturen lassen sich wie folgt skizzieren:

Komprimiert zusammengefaßt geht die technikgenetische Forschung 
von der Grundhypothese aus, daß die Selektions- und Eliminierungsent­
scheidungen im Prozeß der Entwicklung von Technik durch die organisa­
tionsspezifische Interpretation allgemeiner technischer Leitbilder geprägt 
werden, wobei die Vorgehensweise bei der Umsetzung in organisations­
charakteristische Forschungsstrategien und unter Nutzung organisations­
spezifischer Konstruktionsstile sowie auf der Basis der durch Konstruk­
tions- und Forschungstraditionen bestimmten Auswahl und Anwendung 
vorhandener wissenschaftlicher und technischer Kenntnisse erfolgt. Das 
Ergebnis des Prozesses ist dann ein durch diese vier Faktoren von ineinan­
der verzahnten Wahrnehmungsfiltern, Werten und Vorstellungen gepräg­
tes neues Produkt oder Verfahren (Dierkes 1988a, S. 56). Die zentralen 
forschungsleitenden Begriffe sind also »Konstruktions- und Forschungs­
traditionen«, »Konstruktions- und Forschungsstile«, »Unternehmens- bzw. 
Organisationskultur« und »Leitbilder«. Im einzelnen zielen diese Basisbe­
griffe auf die Analyse folgender Problemkomplexe:
1. Konstruktions- und Forschungstraditionen: Sie funktionieren als eine 

Art historisch orientierter Wahrnehmungsfilter. All das, was an vor­
handenem und bewährtem technischen und wissenschaftlichen Wissen 
relevant für eine neue Entwicklung ist, hat zwangsläufig eine Wahrneh­
mungsdimension: Nicht alles vorhandene Wissen ist nämlich in For- 
schungs- und Entwicklungsprozessen jederzeit gleichgewichtig präsent. 
Bestimmte Gruppierungen von Entwicklungsingenieuren oder be­
stimmte Forschungsteams bei den Naturwissenschaftlern sehen den 
Pool des vorhandenen Wissens in bezug auf die angestrebte Neuerung 
durch den Filter ihrer jeweiligen Konstruktions- und Forschungstradi­
tionen. Diese Traditionen dienen ihnen - bewußt oder unbewußt - als 
Auswahlkriterien dafür, welche Wissenssegmente dieses Pools relevant 
sind und welche nicht (Dierkes 1988a, S. 55; Knie 1989a, S. 45 ff.). In 
der Zeit, als Diesel beispielsweise konzeptionell an seinem Motor ar­
beitete, gingen nahezu alle Ingenieure davon aus, daß es darauf ankä­
me, dezentrale Krafterzeugungsanlagen zu entwickeln, weil das bis da­
hin dominierende Paradigma der zentralen Krafterzeugung - also die 
immer größere und leistungsfähigere Dampfmaschine mit der entspre­
chenden Peripherie - zunehmend an seine Effizienzgrenze stieß. Und
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all jene, die an dieser Problematik arbeiteten, griffen auf vorhandenes 
Wissen zurück - nur sie taten dies eben auf unterschiedliche Weise. 
Diesel sah das Problem aus einer anderen Konstruktions- und For­
schungsperspektive, weil er aus der Kältetechnik kam, wo er gewohnt 
war, mit Materialien zu arbeiten, die hohem Druck standhielten. Die 
traditionellen Dampfmaschineningenieure hatten hingegen aufgrund 
ihrer spezifischen Tradition das Gefühl und die Erfahrung, es existiere 
eine bestimmte Grenze für die Höhe des Drucks, die man prinzipiell 
nicht überschreiten könne, weil das verfügbare Material dies nicht ge­
stattet. Diesel tat im Grunde also nichts anderes, als das vorhandene 
Wissen anders wahrzunehmen, zu selektieren und dann zu rekombinie- 
ren. Er betrachtete und nutzte aus einer anderen Perspektive den glei­
chen Pool des vorhandenen Wissens, brachte ein wenig Neuerung ein 
und entwickelte so ein neues Motorenkonzept. Eingebunden in die 
Konstruktionstradition der Dampfmaschine konnten die im herrschen­
den Dampfmaschinenparadigma arbeitenden Ingenieure selbst damals 
nicht Gebrauch von dieser Möglichkeit machen, weil ihre spezifischen 
Wahrnehmungsmuster von dem, was an vorhandenem Wissen als rele­
vant anzusehen war, gerade das systematisch aus ihrem Suchraster aus­
blendeten, was Diesel ins Zentrum seiner Überlegungen rückte.

2. Konstruktions- und Forschungsstile: Konstruktions- und Forschungstra­
ditionen bestimmen nicht geradlinig die Denk-, Verhaltens- und Ent­
scheidungsmuster im Entwicklungsprozeß. Ob und inwieweit diese 
Traditionen in den organisatorischen Kontexten von Unternehmen 
und Forschungseinrichtungen stabilisiert, verstärkt, gebrochen oder re- 
kombiniert werden, hängt davon ab, welche generalisierten Vorstellun­
gen über angemessene Problemlösungsverfahren und welche konkrete 
Art der Herangehensweise bei Forschungs- und Entwicklungsaufgaben 
- von der Auswahl der benutzten Instrumente über die Meßverfahren 
bis hin zu den Evaluationskriterien - in diesen organisatorischen Kon­
texten jeweils dominieren. Der Begriff »Forschungs- und Konstruk­
tionsstil« zielt darauf, die in den Organisationen spezifizierte, kogniti­
ve, methodische und materiale Form der technischen Problemlösungs­
suche zu erfassen (Dierkes 1988a, S. 55; Knie 1989a, S. 47 ff.). Die Be­
deutung solcher Stile zeigt sich gerade in den für Forschungs- und Ent­
wicklungsprozesse typischen offenen und von großer Unsicherheit ge­
kennzeichneten Entscheidungssituationen. Als im letzten Drittel des 
19. Jahrhunderts einerseits der Bedarf nach dezentral verfügbarer 
Energie in vielen Bereichen der Wirtschaft sprunghaft anstieg, ande­
rerseits aber die Dampfmaschinentechnik wegen ihrer hohen Anschaf-
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fungskosten, ihrer aufwendigen Unterhaltung, der Belästigung durch 
Rauchentwicklung sowie der permanenten Gefahr von Kesselexplosio­
nen unter zunehmende Kritik geriet, wurde in den Unternehmen der 
deutschen Motorenbauindustrie an der etablierten energietechnischen 
Entwicklungslinie festgehalten. Obwohl mit Heißluft- und Gasmotoren 
durchaus bereits Ansätze alternativer Entwicklungen existierten, kon­
zentrierte sich der in den Betrieben vorherrschende Konstruktions­
und Forschungsstil darauf, diese etablierte Linie im Rahmen der be­
grenzten technischen Möglichkeiten den veränderten Anforderungs­
profilen anzupassen.

3. Unternehmens- und Organisationskultur: Spätestens seit der Verlage­
rung der Forschungs- und Entwicklungsprozesse von der Individual­
ebene des mehr oder weniger isoliert arbeitenden Einzelerfinders zu 
Forschungs- und Entwicklungsteams in Organisationen hat das Ge­
wicht organisationsspezifischer Faktoren erheblich zugenommen 
(Dierkes/Berthoin-Antal 1985; Dierkes 1988a; 1989b; Dierkes/Knie 
1989; Dierkes 1990c). Technikgenese-Entscheidungen sind meist sol­
che, die unter großer Ergebnisunsicherheit gefällt werden. Je größer 
diese Unsicherheit jedoch ist - sei durch die Langfristigkeit der Input­
Output-Beziehungen oder deren Nicht-Liniarität bedingt -, desto mehr 
werden sie durch die grundlegenden Perzeptionen, Werte, Grundan­
nahmen über Strategien und Verhaltensvorstellungen bestimmt, die in 
der Organisation dominieren, in der diese Entscheidungen getroffen 
werden. Ziel des organisationskulturellen Ansatzes ist es, das Ensem­
ble der Kopplungsfaktoren zwischen Außen- und Innenwelt von Orga­
nisationen zu erfassen (Dierkes 1987, S. 163 f.). Damit fokussiert dieser 
Ansatz zwei Analyseperspektiven. Einerseits geht es darum, die Ge­
samtheit dieser Faktoren und ihr Zusammenspiel, ihre Synthesis zu er­
fassen, andererseits zielt der organisationskulturelle Ansatz darauf, 
dies nicht in abstrakt systemtheoretischer, sondern in gegenstandsspe­
zifischer Weise zu tun, indem versucht wird, die Besonderheit und Ein­
maligkeit dieses Ensembles zu erfassen und nicht wegzuabstrahieren. 
Organisationskultur kann kurz als »collective programming of the 
mind« definiert werden (Hofstede 1989, S. 30). Es handelt sich hierbei 
um ein Muster solcher grundlegenden Annahmen, die eine bestimmte 
Gruppe von Menschen, die lange genug zusammenarbeiteten, um be­
deutende Erfahrungen gemeinsam erlebt zu haben, in ihrem Bemühen 
entwickelte, die Probleme der Anpassung an ihre externe Umwelt und 
der internen Integration zu lösen. Solche Grundannahmen werden 
durch die Mitglieder der Organisation über ihre alltagsweltlichen Ko-
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Operationsbeziehungen internalisiert und wirken als oft stillschweigend 
vorausgesetztes Hintergrundwissen auf das organisatorische Entschei­
dungsverhalten. Jeder, der in seinem Berufsleben einmal die Institutio­
nen wechselte oder gleichzeitig in verschiedenen Einrichtungen tätig 
ist, hat sicher die Erfahrung gemacht, daß es dort oft feine, nichtsde­
stoweniger jedoch wirksame Unterschiede gibt. Ebenso offensichtlich 
ist, daß Unternehmen die gleiche Umwelt in organisationsspezifisch 
unterschiedlicher Art und Weise wahrnehmen. Der Automobilmarkt 
der Zukunft beispielsweise sieht aus der Sicht unterschiedlicher Her­
steller jeweils anders aus, selbst wenn diese die gleichen oder ähnliche 
Daten zugrunde legen.

4. Leitbilder: Überall, wo Menschen miteinander über den wissenschaft­
lich-technischen Fortschritt, seine Richtung und seinen Inhalt diskutie­
ren, streiten und entscheiden, trifft man auf bestimmte technische 
Leitbilder. Diese Leitbilder bündeln die Intuition und das Wissen der 
Individuen sowie das kollektive Bewußtsein der Institution darüber, 
was einerseits machbar und andererseits wünschbar ist (Dierkes 1988a,
S. 54; 1990b). Somit unterscheiden sich technische Leitbilder deutlich 
von Science Fiction - obwohl sie in einem gewissen Bezug dazu stehen 
dürften -, denn sie sind durch zwei Grenzen definiert. Zum einen be­
wegen sie sich an der Grenze des noch technisch als denkbar, möglich 
und machbar Angesehenen, zum anderen an der Grenze dessen, wo 
Menschen einen Bedarf oder ein Bedürfnis dafür haben bzw. entwik- 
keln könnten, wo also potentielle Märkte, Bedürfnisse oder Nutzer für 
eine so als denkbar und machbar angesehene Technik existieren. Sol­
che technischen Leitbilder sind hinlänglich bekannt. Das »papierlose 
Büro«, die »menschenleere Fabrik«, die »künstliche Intelligenz« wären 
eher aktuelle Beispiele. Ein Bild, an das man sich nicht mehr gerne er­
innert, nämlich das der »autogerechten Stadt«, zeigt, welche materielle 
Macht derartige technischen Leitbilder annehmen können. Ganze Ge­
nerationen von Architekten und Stadtplanern wurden unter diesem 
Leitbild ausgebildet, dachten und handelten in dessen Kalkülen.
In den Diskussionen darüber, in welche konkrete Richtung sich be­
stimmte Techniken entwickeln sollen, fungieren technische Leitbilder 
als Fix- und Orientierungspunkte. Leitbilder unterliegen natürlich ganz 
zwangsläufig auch Wandlungen und Konjunkturen. Man denke hier et­
wa an das Leitbild der »bemannten Weltraumfahrt«. Es gibt interna­
tionale Moden, unter denen sich Leitbilder verändern, und es gibt of­
fensichtlich Länder, die im internationalen Wettbewerb stärker leit­
bildprägend sind als andere. Wenn bestimmte Länder auf bestimmte
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technische Leitbilder in bestimmten Technikfeldern fixiert sind, dann 
geht davon oft eine Art suggestiver Sogwirkung aus. Technische Leit­
bilder werden häufig auch von professionellen Vereinigungen in ein­
zelnen Technikfeldern oder Wirtschaftszweigen, aber auch von Sub­
gruppen derselben, getragen und verbreitet.

Mit den skizzierten vier grundlegenden Begriffen ist zunächst ein allge­
meiner Hypothesenrahmen entwickelt, der in konkreten empirischen Un­
tersuchungen erprobt, modifiziert und gegebenenfalls auch falsifiziert 
werden muß.

Der diskursive Knotenpunkt: Leitbilder - neue Perspektiven einer 
prospektiven Technikfolgenforschung

Betrachtet man die hier skizzierten Konturen und Strukturen des technik­
genetischen Forschungsfeldes in ihrer Gesamtheit, so fällt natürlich un­
schwer auf, daß dem forschungsleitenden Grundbegriff des »Leitbildes« 
eine besondere konzeptionelle Bedeutung zukommt. Er bildet eine Art 
Knotenpunkt technikgenetischer Forschung, denn sowohl Forschungs­
und Konstruktionstraditionen bzw. Forschungs- und Konstruktionsstile als 
auch Organisations- und Unternehmenskulturen besitzen Leitbildeigen­
schaft. Innerhalb des vorgestellten Hypothesenrahmens nimmt die Kate­
gorie des Leitbildes deshalb eine Sonderstellung ein. Sie spielt gewisser­
maßen eine analytische Doppelrolle. Einerseits stellen Leitbilder einen 
eigenständigen, von den anderen Faktoren des technikgenetischen For­
schungsansatzes klar unterschiedenen Forschungsgegenstand dar, denn sie 
lassen sich auf den unterschiedlichsten Ebenen des technikgenetischen 
Untersuchungsfeldes explizit ausmachen. So existieren etwa positive oder 
negative Makro-Leitbilder wie »die Informationsgesellschaft«, »die 
Dienstleistungsgesellschaft«, »die Brütergesellschaft« oder die »Überwa­
chungsgesellschaft«, Meso-Leitbilder wie »das papierlose Büro«, »die 
künstliche Intelligenz«, »die menschenleere Fabrik« oder »der bargeldlose 
Zahlungsverkehr« und Mikro-Leitbilder einzelner Organisationen und 
Unternehmen wie »Nichts ist unmöglich« oder »Qualität ist Zukunft«. 
Andererseits erfaßt der Leitbild-Begriff eine bestimmte dominante Eigen­
schaft, die allen anderen Elementen oder Faktoren des technikgeneti­
schen Forschungsmodells implizit innewohnt, nämlich die Eigenschaft, für 
Gruppen und Individuen denk-, Verhaltens- und entscheidungsleitend so­
wie für Organisationen kooperations-, koordinations- und kommunika­
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tionsleitend zu sein. Durch diese analytische Doppelrolle des Leitbild­
Begriffes könnte es gelingen, die Knotenpunkte des technikgenetischen 
Forschungsfeldes zu erfassen.

Ausgehend davon liegt natürlich die Frage sehr nahe, ob und inwie­
fern Leitbilder auch neue Perspektiven für eine prospektive Technikfol­
genforschung eröffnen könnten. Beim gegenwärtigen Stand der Forschung 
läßt sich diese Frage nicht verbindlich beantworten, ohne den Boden wis­
senschaftlicher Redlichkeit zu verlassen. Es können jedoch zwei begründe­
te Vermutungen formuliert werden, ohne sich allzu sehr auf spekulatives 
Glatteis vorzuwagen:
1. Die Technikentwicklung moderner Gesellschaften ist durch ein spezifi­

sches Koordinationsdilemma charakterisiert - Koordinationsnotwen­
digkeit und Koordinationsmöglichkeit scheinen zunehmend in einem 
reziproken Verhältnis zueinander zu stehen.

2. Leitbilder sind ein, vielleicht sogar der einzig mögliche Ausweg aus 
diesem Koordinationsdilemma.

Diese beiden Vermutungen lassen sich wie folgt begründen: Die Komple­
xität jener sozialen Handlungsnetze, in denen sich die Technikentwicklung 
heute vollzieht, nimmt zu. Diese Komplexitätszunahme ist mindestens 
durch folgende sechs Momente gekennzeichnet:
1. Es existiert eine gegenstandsbezogene Ausweitung der Handlungsnetz­

werke. Die Anzahl der Akteure, die - direkt oder indirekt - in die 
Technikentwicklung involviert sind, hat zugenommen. Mit der Verla­
gerung der Forschungs- und Entwicklungsprozesse von Einzelforschern 
in Großorganisationen, wie Wissenschaftseinrichtungen oder Wirt­
schaftsunternehmen, beeinflussen zunehmend mehr Menschen und so­
ziale Gruppen die Entwicklung einer neuen Technologie. Die Hand­
lungsketten, die die an einer solchen Entwicklung Beteiligten mitein­
ander verbinden, werden immer länger. Dies gilt sowohl innerhalb der 
verschiedenen Großorganisationen als auch zwischen diesen.

2. Es existiert eine gegenstandsbezogene Verflechtung der Handlungs­
netzwerke. Die unterschiedlichen Handlungsketten, die die verschiede­
nen Akteure von Forschungs- und Entwicklungsprozessen miteinander 
verbinden, werden nämlich nicht nur quantitativ größer, nehmen also 
nicht nur vom Umfang her zu, sondern verflechten sie sich auch zuneh­
mend miteinander. Die Entwicklung einer neuen Technologie beein­
flussen die verschiedendsten sozialen Akteure - Staat, wissenschaftli­
che Vereinigungen, Gewerkschaften, politische Parteien, neue soziale 
Bewegungen, Medien usw. - auf je spezifische Weise. Diese Beeinflus­
sungswege berühren und schneiden sich an immer mehr Punkten.
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3. Es existiert eine akteursbezogene Einschränkung der Handlungsnetz­
werke. Für die einzelnen Akteure der Forschungs- und Entwicklungs­
prozesse - ob Forscher oder Techniker, Politiker oder Wissenschafts­
journalisten, Ministerialbeamte oder Gewerkschaftsfunktionäre - neh­
men ihr Handlungshorizont und die Reichweite ihrer konkreten Be­
einflussungsmöglichkeiten tendenziell ab. Sehr zugespitzt ließe sich 
vielleicht sagen, daß immer mehr Menschen immer weniger die Ent­
wicklung einer neuen Technologie beeinflussen.

4. Es existiert eine akteursbezogene Entflechtung der Handlungsnetzwer­
ke. Für die unterschiedlichen Akteure der Forschungs- und Entwick­
lungsprozesse, sowohl für die einzelnen Menschen als auch die sozia­
len Gruppen, werden die Handlungsnetzwerke, in die sie eingebunden 
sind, zunehmend unübersichtlicher und undurchsichtiger. Es wird für 
sie im wachsenden Maße schwieriger, Wahrheit, Richtigkeit und Sinn 
ihrer konkreten Tätigkeit miteinander in Übereinstimmung zu bringen. 
Dieses Problem scheint in den verschiedendsten Kontroversen über 
die Chancen und Gefahren der Informationstechnik, Gentechnologie 
oder Kernenergie immer wieder auf.

5. Es existiert eine Trägheit der Handlungsnetzwerke. Es wird zuneh­
mend schwieriger, einmal eingeschlagene technische Entwicklungspfa­
de zu korrigieren, zu verlassen oder abzubrechen. Selbst wenn alle Be­
teiligten und Betroffenen von der Notwendigkeit einer solchen Ent­
scheidung überzeugt sind, werden die Zeiträume, die es braucht, bis 
diese Entscheidung dann auch tatsächlich durchgesetzt wird, tenden­
ziell immer größer. Ist der Aufwand, eine bestimmte Technik auf eine 
»Entwicklungsschiene« zu setzen, schon erheblich, so scheint der Auf­
wand, sie von dort wieder herunterzubekommen bzw. den Schienen­
verlauf zu korrigieren, noch größer zu sein.

6. Es existiert eine nichtlineare Dynamik der Handlungsnetzwerke. Für 
die Akteure der Forschungs- und Entwicklungsprozesse wird es zuneh­
mend schwieriger, individuelle und/oder kollektive Handlungsabsicht 
und schließliches Handlungsresultat in Übereinstimmung zu bringen. 
Nicht selten schlagen die Versuche, die Entwicklung einer neuen Tech­
nologie in eine bestimmte Richtung zu lenken, fehl, entweder weil sich 
die Steuerungsversuche in der Weite der Handlungsnetze verlieren, 
keine Fernwirkung haben, oder weil sich plötzlich und unerwartet 
nichtintendierte Steuerungsfolgen einstellen.

Stimmt diese grobe Komplexitätsskizze in etwa, dann gibt es drei in sich 
widersprüchliche Trends, die die Entwicklung des sozialen Netzwerkes, in 
dem sich die Technikentwicklung vollzieht, prägen: erstens gegenstands­
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bezogene Ausweitung/akteursbezogene Einschränkung, zweitens gegen­
standsbezogene Verflechtung/akteursbezogene Entflechtung, drittens li­
neare Trägheit/nichtlineare Dynamik der Handlungsnetzwerke. Diese 
drei Trends wirken tendenziell handlungsdekoordinierend. Sie erzeugen 
damit eine zunehmende Koordinationsnotwendigkeit.

Demgegenüber scheint die Koordinationsmöglichkeit dieses sozialen 
Handlungsnetzwerkes tendenziell abzunehmen. Dieser Trend ist minde­
stens durch folgende drei Momente charakterisiert:
1. Es existiert eine instrumentelle Sackgasse. Es gibt - sehr vereinfacht und

pointiert gesagt - drei traditionelle Instrumente, derer man sich bisher 
bedient hat, um die Koordinationsprobleme der Technikentwicklung 
zu bewältigen: Markt, Macht und Mythos.
Der Einsatz des Markt-Instruments basiert auf der Vorstellung, es exi­
stiere ein unbegrenzter Pool technischer Entwicklungspfade und es wä­
re möglich, mit Hilfe eines gezielt stimulierten Bedarfs die richtigen 
Pfade herauszuselektieren. Durch die strikte Marktorientierung aller 
an den Forschungs- und Entwicklungsprozessen beteiligten sozialen 
Akteure würden ihre Handlungen einheitlich koordiniert. Der Markt 
wäre das Koordinationszentrum.
Dem Einsatz des Macht-Instruments unterliegt die Vorstellung, die in 
die Forschungs- und Entwicklungsprozesse involvierten Menschen, 
Gruppen und Organisationen ließen sich wie eine Art triviale Maschi­
ne machtförmig steuern und alle auftretenden Koordinationsprobleme 
zwischen den Beteiligten könnten - wenigstens vom Prinzip her - pro­
phylaktisch oder therapeutisch durch einen ausgefeilten administrati­
ven Mechanismus gelöst werden. Ein Machtapparat wäre das Koordi­
nationszentrum.
Der Einsatz des Mythos-Instruments resultiert aus der Annahme, es 
ließe sich ein fixes denk-, Verhaltens- und entscheidungsleitendes Kri­
terium finden, auf das sich alle an den Forschungs- und Entwicklungs­
prozessen Beteiligten in der gleichen Art und Weise beziehen würden. 
Der Mythos - ob »der gesunde Menschenverstand«, »die wissenschaft­
liche Vernunft« oder »das Allgemeinwohl« - wäre das Koordinations­
zentrum.

2. Es existiert eine verfahrensmethodische Sackgasse. Empirische Analy­
sen der Steuerungsmethodik komplexer Systeme zeigten - unabhängig 
von der Natur des zu steuernden Systems -, daß die steuernden Perso­
nen primär in linearen Kausalketten anstatt in rekursiven Kausalnet­
zen dachten und handelten. Daraus resultierten sechs klassische 
Hauptfehler der Steuerung (Baumann 1986, S. 127): erstens, Repara-
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turdienstverhalten - nach der Beseitigung eines Mißstandes wird bis 
zum nächsten weitergearbeitet, eine systematische Planung fehlt; zwei­
tens, fehlender Überblick - man beschränkt sich immer nur auf Aus­
schnitte der Gesamtsituation, wobei zwar viele Daten gesammelt wer­
den, die Dynamik des Systems jedoch unerkannt bleibt; drittens, ein­
seitige Schwerpunktbildung - man versteift sich auf einen als richtig er­
kannten Schwerpunkt, läßt jedoch andere, ebenso wichtige, außer acht; 
viertens, Nichtbeachtung von Nebenwirkungen - auf der Suche nach 
Verbesserungen des Systemverhaltens ist man einseitig auf ein be­
stimmtes Ziel fixiert und vernachlässigt auftretende Nebenwirkungen; 
fünftens, Übersteuerung - wenn das System nach ersten zögerlichen 
Steuerungsversuchen nicht wie gewünscht reagiert, greift man überpro­
portional heftig ein, um dann bei der ersten ungewollten Reaktion so­
fort wieder komplett abzubremsen; sechstens, diktatorisches Verhalten 
- die Annahme, das System durchschaut zu haben und es jeder Zeit be­
liebig beeinflussen zu können, verleitet dazu, stets alles selbst regeln zu 
wollen. Empirische Untersuchungen ergaben, daß diese sechs Fehler 
unabhängig von der Intelligenz der Steuerer sind und auch durch in­
tensives Training kaum bzw. gar nicht behoben werden können.

3. Es existiert eine aufwandsseitige Sackgasse. Je größer die Organisatio­
nen werden, in denen heute Forschungs- und Entwicklungsprozesse 
ablaufen, desto weiter ist das endgültige Entscheidungsgremium über 
diese Prozesse von jenen Akteuren entfernt, die unmittelbar in diese 
Prozesse involviert sind. Die Handlungsketten oder -netze, die etwa 
den Forscher X und das Vorstandsmitglied Y in einem Großunterneh­
men miteinander verbinden, werden mit zunehmender Größe immer 
unüberschaubarer und unkalkulierbarer. Zwangsläufig wächst der Auf­
wand, der getrieben werden muß, um die Denk-, Verhaltens- und Ent­
scheidungsweisen innerhalb und zwischen den verschiedenen Ebenen 
des Unternehmens zu koordinieren und zu synchronisieren. Es wird 
immer weniger möglich, das zu tun, was früher oft möglich war und im 
Vordergrund stand: die Einzelförderung von Teams und Individuen. 
Dieses Aufwandsproblem potenziert sich noch, wenn - wie dies ja im­
mer häufiger der Fall ist - mehrere Großorganisationen des Staates, 
der Wirtschaft und der privaten Sektoren eng Zusammenarbeiten müs­
sen, um bestimmte Forschungs- und Entwicklungsprozesse überhaupt 
erst in Gang zu setzen.

Diese drei skizzierten Sackgassen schränken die Koordinationsmöglich­
keiten jenes sozialen Handlungsnetzwerkes, in dem sich heute Technik­
entwicklung vollzieht, sowohl systematisch als auch strategisch ein.
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Wenn das skizzierte Koordinationsdilemma existiert, wenn sich also 
zunehmende Koordinationsnotwendigkeit und abnehmende Koordina­
tionsmöglichkeit im wachsenden Maße in einem reziproken Verhältnis 
entwickeln, dann stellt sich zwangsläufig die Frage, ob und - wenn ja - wie 
man diesem Dilemma entgehen könnte. Vieles spricht dafür, daß Leitbil­
der hier einen möglichen Ausweg bieten. Mindestens durch folgende drei 
Vermutungen ließe sich eine solche Annahme stützen:
1. Leitbilder wirken jenseits und gegenüber der skizzierten Reziprozitäts­

falle denk-, Verhaltens- und entscheidungskoordinierend. Nimmt man 
den allgemeinen Begriff »Leitbild« zunächst in seiner alltags- und um­
gangssprachlichen Bedeutung, dann ist das »Leit-Bild« ein »Bild, das 
leitet«. Ausgehend davon wäre ein »technisches Leitbild« ein »techni­
sches Bild, das sozial leitet«. Auch wenn diese Begriffsbestimmung zu­
nächst vielleicht etwas naiv oder trivial anmuten mag, so beinhaltet sie 
dennoch zwei wesentliche Bestimmungen. Einerseits macht die »Leit«- 
Komponente des Leitbild-Begriffs deutlich, daß das Handeln der in 
die technikgenetischen Prozesse involvierten sozialen Akteure nicht 
von irgendeinem wie auch immer gearteten Zentrum über einen star­
ren eindimensionalen Mechanismus gesteuert wird. Sie errichtet keine 
Denk-, Verhaltens- und Entscheidungstunnel, in denen sich die Akteu­
re zu bewegen haben, sondern definiert ein mehr oder weniger großes 
Handlungsfeld, mit je verschiedenen alternativen und/oder komple­
mentären Wegen. Die »Leit«-Komponente determiniert gewisserma­
ßen das Terrain, auf dem sich die Akteure bewegen sollen, nicht jeden 
einzelnen ihrer Schritte. Andererseits gibt die »Bild«-Komponente des 
Leitbildbegriffs das Ziel, die grundlegende Handlungsrichtung an. Die­
ses Ziel ist kein bis ins letzte Detail durchkonstruierter Fixpunkt, son­
dern eher ein flexibler Zielhorizont, der den sozialen Akteuren bei al­
len konkreten Denk-, Verhaltens- und Entscheidungsprozessen zwar 
stets vor Augen steht, der aber dennoch über sehr verschiedene Wege 
erreichbar ist. Ein technisches Leitbild steckt somit ein Forschungs­
und Entwicklungsfeld ab. In seiner äußeren Grenzziehung, in der Be­
stimmung der Konturen, ist es relativ scharf und klar. In bezug auf die 
inneren Strukturen ist es hingegen weitgehend offen und flexibel. Leit­
bilder räumen so den einzelnen Akteuren, die ihnen folgen, stets 
Denk-, Verhaltens- und Entscheidungsspielräume ein, die einerseits 
groß genug sind, um diese nicht einzuengen, die sich jedoch anderer­
seits nicht so unendlich ausdehnen, daß sich die Akteure darin orien­
tierungslos verlieren.
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2. Es wäre zu prüfen, ob und inwieweit die bereits erforschten Determi­
nanten der Technikentwicklung implizit über eine Leitbild-Eigenschaft 
verfügen, die zwar bisher weitgehend im blinden Fleck techniksoziolo­
gischer Forschung verblieb, nichtsdestoweniger aber denk-, verhaltens­
und entscheidungskoordinierend wirkte. Die Tatsache etwa, daß sich 
für die jeweils verschiedenen konkurrierenden Erklärungsmodelle der 
Technikentwicklung stets auch zuverlässige empirische Belege beibrin­
gen lassen, könnte unter Umständen damit Zusammenhängen, daß die 
als bestimmend und wesentlich angesehenen Faktoren in den unter­
suchten empirischen Fällen eine überdurchschnittlich starke Leitbild­
Eigenschaft entwickelten. Wäre dies der Fall, dann verhielte es sich et­
wa so wie mit verschiedenen Gegenständen, die sich zwar in ihren 
mehr oder weniger offensichtlichen Eigenschaften wie Größe, Farbe, 
Form, Material usw. signifikant unterscheiden können, die aber den­
noch in bezug auf eine nicht unmittelbar wahrnehmbare Eigenschaft, 
wie zum Beispiel die Schwere, durchaus Gemeinsamkeiten besitzen, 
die zunächst nicht auf der Hand liegen.

3. Schließlich scheint der in den letzten Jahren eindeutig zunehmende 
Trend, Leitbilder bewußt zu gestalten und zielgerichtet zu verändern, 
ein praktischer Ausdruck dafür zu sein, daß und wie Organisationen 
bzw. Unternehmen versuchen, dem Koordinationsdilemma, in das sie 
eingespannt sind, zu entgehen. Es ist bekannt, daß eine große Diffe­
renz zwischen offiziell propagiertem und alltäglich praktiziertem Leit­
bild Organisationen und Unternehmen negativ beeinflußt, während 
von einer hohen Kohärenz beider positive Wirkungen auf deren Stabi­
lität, Problemlösungsfähigkeit und Innovationsdynamik ausgehen. Da 
jedoch in einer sich ändernden Umwelt Leitbilder nicht ewig konstant 
bleiben können, vielmehr der Modifizierung und/oder sogar der 
grundsätzlichen Änderung bedürfen, sind Leitbild-Krisen sozusagen 
vorprogrammiert. Die von vielen Unternehmen praktizierten Metho­
den eines Leitbild-Assessment oder »vision-checks« sind Versuche, auf 
diese Krisen nicht nur passiv zu reagieren, sondern ihnen rechtzeitig 
und offensiv zu begegnen (Dierkes/Berthoin-Antal 1985).
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Die praktischen Konsequenzen: Technikgenese - neue Chance jenseits 
und gegenüber traditioneller Techniksteuerung

Wie immer man auch im einzelnen die Fruchtbarkeit des skizzierten tech­
nikgenetischen Forschungsfeldes einschätzen mag, so eröffnet es doch 
mindestens aus drei Gründen neue Chancen jenseits und gegenüber tradi­
tioneller Techniksteuerung:
1. Technikgenetische Forschungsergebnisse können dazu beitragen, die 

traditionelle Technikfolgenabschätzung zu qualifizieren und zu präzi­
sieren. Herkömmliche TA-Strategien besitzen mindestens zwei neural­
gische Punkte. Der erste Punkt besteht darin, daß sie entweder zu früh 
oder - wie dies wohl häufiger geschieht - zu spät ansetzen. Das, was aus 
der Perspektive der TA-Forschung als schwer zu definierender mikro­
skopischer Punkt erscheint, der nur zufällig und/oder intuitiv annä­
hernd genau getroffen werden kann, liegt mitten im Forschungsfeld 
der Technikgenese. Sie könnte perspektivisch diesen kritischen Punkt 
wenn auch nicht absolut exakt, so doch präziser bestimmen. Technik­
genetische Forschungen würden so mit dazu beitragen, den Punkt, wo 
TA-Strategien anzusetzen hätten, genauer auszumachen, wodurch sich 
deren potentieller und oft nicht genutzter Wirkungsgrad besser aus­
schöpfen ließe. Der zweite neuralgische Punkt der TA-Strategien be­
trifft nicht das »Wo«, sondern das »Wie« des Ansetzens. Selbst wenn 
nämlich der Ansatzpunkt mehr oder weniger korrekt bestimmt sein 
sollte, ist dies lediglich ein notwendiges, längst kein hinreichendes Kri­
terium erfolgreicher Techniksteuerung. Angesichts der sich bereits 
jetzt abzeichnenden Komplexität jenes Faktorennetzwerkes, das die 
technikgenetischen Prozesse bestimmt, deutet vieles darauf hin, daß 
eindimensional und makrostrukturell ausgerichtete Steuerungsstrate­
gien viel zu grob sind, um dieses Netzwerk effizient steuern zu können. 
Entweder verfehlen oder zerreißen sie es. Technikgenetische For­
schungen könnten hier dazu beitragen, die traditionellen Steuerungs­
strategien zu verfeinern.

2. Technikgenetische Forschungen können neue Steuerungspotentiale 
außerhalb klassischer TA-Strategien aufzeigen. Das bloße Wissen um 
die Folgen einer neuen Technologie sichert nämlich - auch wenn es 
umfassend und differenziert ist - noch nicht automatisch Akzeptanz 
und Akzeptabilität. Ob und wie das Wissen um die Folgen über Ak­
zeptabilitätsvorstellungen in Akzeptanz umgesetzt wird, hängt von 
einer Vielzahl weiterer Faktoren ab. So machte zum Beispiel eine brei­
te psychometrische Forschung zu Risikoperzeption und Risikoakzep­
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tanz deutlich, daß selbstgewählte und als selbstkontrollierbar angese­
hene Risikoaktivitäten vom einzelnen deutlich stärker toleriert werden 
als jene, die er als aufgezwungen und fremdbestimmt empfindet. 
Außerdem scheinen Risiken für den einzelnen dann tragbarer zu sein, 
wenn sie vertrauter sind und im eventuellen Schadensfall eine Selbst­
kontrolle unterstellt werden kann (Dierkes 1979). Das »objektive« Fol- 
gen-Wissen wird also stets durch einen »subjektiven« - individuellen 
und kollektiven - Perzeptionsfilter wahrgenommen. Gerade der Auf­
bau und die Funktionsweise derartiger Filter sind ein Schwerpunkt 
technikgenetischer Forschungen. Neben der Risikoperzeption sind es 
vor allem bestimmte Organisationen wie etwa Staat, Gewerkschaften, 
Wirtschaftsunternehmen, wissenschaftlich-technische Vereinigungen, 
neue soziale Bewegungen und Medien sowie deren Zusammenspiel, 
die die Akzeptabilität und die Akzeptanz beeinflussen. Und auch hier 
zielt der technikgenetische Forschungsansatz darauf, dieses mehrdi­
mensionale Zusammenspiel mikroanalytisch zu untersuchen.

3. Schließlich liefert der technikgenetische Forschungsansatz mit seinen 
Begriffen »Konstruktions- und Forschungstradition«, »Konstruktions­
und Forschungsstil«, »Organisations- und Unternehmenskultur« sowie 
mit der zentralen Kategorie des Leitbildes in seiner analytischen Dop­
pelrolle neue Ansatzpunkte für die Erarbeitung, Diskussion und Prü­
fung komplementärer, vielleicht auch alternativer Modelle der Tech­
niksteuerung.

Es dürfte weitgehend Einigkeit darüber bestehen, daß die bisher prakti­
zierten und diskutierten Modelle der Techniksteuerung die in sie gesetz­
ten Erwartungen und Hoffnungen nur sehr eingeschränkt oder gar nicht 
zu erfüllen scheinen. Offensichtlich existiert eine mehr oder weniger syste­
matische Differenz zwischen ursprünglichen Steuerungserwartungen und 
schließlich eingetretenen Steuerungsresultaten.

Über die Ursachen dieser Differenz gehen die Meinungen allerdings 
erheblich auseinander. Eine Möglichkeit, diesen doch oft sehr auseinan­
derfasernden Diskurs wieder etwas mehr zu bündeln und problemorien­
tiert auszurichten, bestünde darin, zunächst nach den grundlegenden Ge­
meinsamkeiten, nach den Invarianten der bisherigen Modelle der Tech­
niksteuerung zu fragen. Grob vereinfacht lassen sich mindestens folgende 
fünf gemeinsamen Eigenschaften ausmachen: erstens, Zentrumsfixiertheit 
- es wird davon ausgegangen, daß die Technikentwicklung von einem oder 
mehreren Zentren (Markt, Macht, Mythos) aus gesteuert wird; zweitens, 
externe Positionierung - diese Steuerungszentren liegen außerhalb der 
eigentlichen Forschungs- und Entwicklungsprozesse; drittens, mediale
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Unterdimensionierung - die Steuerungsmedien, die Mittel, Methoden und 
Instrumente der Techniksteuerung sind, gemessen an der Komplexität der 
zu steuernden Prozesse, unterdimensioniert; viertens, Fremdstrukturie­
rung - die in die Forschungs- und Entwicklungsprozesse involvierten Ak­
teure sind primär Objekte der Techniksteuerung; fünftens, Partialorientie­
rung - die verschiedenen Modelle der Techniksteuerung konzentrieren 
sich schwerpunktmäßig jeweils auf bestimmte Phasen der Technikentwick­
lung (etwa Technikgenese, Techniknutzung, Technikfolgen) und/oder be­
sondere Gruppen (etwa Wissenschaftler, Techniker, Politiker, Manager, 
»Betroffene«), wobei andere Phasen und Gruppen aus dem spezifischen 
Steuerungshorizont ausgeblendet bleiben.

Leitbilder, als Instrumente der Techniksteuerung, setzen nun gerade 
jenseits und gegenüber den traditionellen Modellen und den ihnen eige­
nen fünf Invarianten an. Sicher, im Augenblick ist die These, daß die Be­
deutung der Leitbilder für die Steuerung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts zunehmen wird, nicht viel mehr als eine begründbare Vermu­
tung, die empirisch noch fundiert werden muß. Und es sind vor allem zwei 
Argumente, die gegen diese These intuitiv eingewandt werden könnten: 
Leitbilder als Instrumente der Techniksteuerung erscheinen auf den er­
sten Blick zu »weich« und zu »unscharf«. So plausibel diese Argumente 
zunächst auch scheinen, so wäre doch zu fragen, ob nicht die Resultate 
der bisherigen Steuerungsversuche vielleicht gerade deshalb so unbefrie­
digend waren, weil die Technikentwicklung zu »hart« und zu »scharf« an­
gesteuert wurde. Die weitverbreitete Annahme, präzise Steuerungsresul­
tate bedürften zwangsläufig eines »harten« und »scharfen« Steuerungsin­
strumentariums, denn »weiche« und «unscharfe« Instrumente würden a 
priori zu diffusen Steuerungsresultaten führen, mag zwar populär sein, 
muß jedoch angesichts der in den letzten Jahren entwickelten Theorie und 
Praxis unscharfer Steuerungsverfahren kritisch und grundsätzlich hinter­
fragt werden (Bocklisch 1987).

Was als Schwäche des Leitbildsatzes vermutet wird, könnte sich unter 
Umständen gerade als dessen Stärke erweisen. Darüber hinaus muß daran 
erinnert werden, daß die Akzeptabilität - und über diese die Akzeptanz - 
neuer Technologien nicht ohne einen ständigen Rückbezug auf Werte 
und Ziele beeinfluß- und veränderbar ist. Es spricht viel dafür, daß gerade 
ein systematisches »Leitbild-Assessment« diesen notwendigen Rückbezug 
- besser als die bisher praktizierten Verfahren - sichern könnte.
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Technology Assessment - Gesellschaftsbezogene 
Steuerung des technischen Fortschritts

Meinolf Dierkes und Horst Geschka

Gesellschaftsbezogene Steuerung des technischen Fortschritts:
Alter Wein in neuen Schläuchen?

Mit der zunehmenden Umorientierung der technologisch hochentwickel­
ten Länder von der Verfolgung rein ökonomischer Ziele - gemessen am 
Leistungsindikator »Steigerung des Sozialproduktes« - hin zu einem brei­
teren Fächer gesamtgesellschaftlicher Ziele - operationalisiert in Form so­
zialer Indikatoren - wird die traditionelle Einstellung zum technischen 
Fortschritt mehr und mehr in Frage gestellt (vgl. OECD 1971, S. 1). Sozia­
le Kosten eines steigenden Konsums und vieler Produktionsprozesse drin­
gen immer stärker nicht nur in das Bewußtsein einer geistigen und politi­
schen »Elite«, sondern auch breiter Bevölkerungskreise ein. Die Forde­
rung nach »menschen- und umweltfreundlichen« Technologien ist nicht 
mehr zu überhören. Die Träger der Entscheidungen über Forschung und 
Entwicklung und Innovationen als die wesentlichen Determinanten des 
technischen Fortschritts sind aufgefordert, ihre Entscheidungskalküle und 
-kriterien neu zu durchdenken und entsprechend abzuändern. Es wird die 
Einrichtung neuer Institutionen vorgeschlagen, die eine stärkere gesell­
schaftsbezogene Orientierung der Forschuhgs- und Entwicklungsentschei­
dungen sichern sollen (vgl. Dierkes 1973).

Versucht man zu prüfen, in welchem Umfang sich die Notwendigkeit 
zu einer solchen Umorientierung in der Steuerung des technischen Fort­
schritts ergibt, so dürfte eine kritische Analyse der bisherigen Entschei­
dungskalküle und -kriterien im Lichte der erweiterten gesamtgesellschaft­
lichen Ziele die beste Ausgangsbasis sein (vgl. National Academy of 
Sciences 1969, S. 9).

Die staatliche Förderung der technologischen Entwicklung ging in fast 
allen Ländern entweder überwiegend von der Annahme aus, daß jede 
technologische Neuerung für sich einen Fortschritt für die Gesellschaft 
darstelle (vgl. OECD 1971, S. 32), oder sie stand unter dem Eindruck der 
technologischen Entwicklung anderer Länder und versuchte, durch ent-
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sprechenden Mitteleinsatz deren Entwicklungsstand auf den vorgezeich­
neten Gebieten aufzuholen (technological-gap-Psychose). Neben dieser 
unkritischen Fortschrittsorientierung und den Einflüssen des internationa­
len Demonstrationseffektes standen oft auch macht-, militär- oder indu­
striepolitische Kriterien im Vordergrund der Überlegungen, aber auch na­
tionales Prestige und ähnliche Werte (OECD 1971, S’. 41).

Ebenso wie diese Kriterien nach heutigem Verständnis als zu eng an­
gesehen werden müssen, sind auch die Entscheidungsprozesse weitgehend 
undurchschaubar und irrational: Die Perzeptionen der wissenschafts- oder 
politisch-adiministrativen Elite bestimmten vor allem in grundlagennahen 
Forschungsbereichen im wesentlichen, welche Vorhaben im Rahmen der 
Forschungsbudgets Prioritäten erhalten und welche Vorhaben als weniger 
bedeutsam zurückgestellt oder nur in geringem Maße gefördert werden 
(vgl. Geschka u. a. 1973). In den mehr anwendungsnahen Phasen des In- 
hovationsprozesses, bei der angewandten Forschung und Entwicklung, 
kommen ähnliche von Eliten getragene Wahrnehmungs- und Entschei­
dungsprozesse zum Tragen, nur daß hier oft zusätzliche Einflüsse von der 
Seite der Wirtschaft hinzukommen (vgl. National Academy of Sciences 
1969, S. 21; Henderson 1974).

Da es für viele der mit staatlicher Hilfe geförderten oder im öffentli­
chen Bereich überwiegend angewandten neuen Technologien keine Märk­
te im traditionellen Sinne gibt, fehlen Rückkopplungsmechanismen zur 
Steuerung des technischen Fortschritts im Hinblick auf die oben angeführ­
te Lebensqualität der Gesellschaft. Selbst eine Rückkopplung durch den 
Mechanismus politischer Wahlen funktionierte im Hinblick auf die staat­
lich geförderte Forschung und Entwicklung nur unvollkommen, da tech­
nologiepolitische Fragen eine untergeordnete Rolle bei den Wahlent­
scheidungen spielten. Für den Politiker ist Technologiepolitik insofern we­
nig attraktiv, als sich hier Erfolge - wenn überhaupt - nur langfristig nach­
weisen lassen; der Politiker braucht jedoch Erfolgsnachweise innerhalb 
des Zeithorizonts einer Wahlperiode. Hier ist eine Veränderung der Ein­
stellungen und Verhaltensweisen unter dem Eindruck der Umwelt- und 
Energiekrise sowie unter dem Einfluß von Bürgerinitiativen, Umwelt- und 
Konsumentenschutzgruppen für die Zukunft zu erwarten.

Die industrielle Entwicklung neuer Technologien war im wesentlichen 
am Kriterium der privatwirtschaftlichen Rentabilität und am Marktme­
chanismus als Assessment-Prozeß orientiert (vgl. hierzu Dierkes/Bauer 
1973; Dierkes 1974c); gesamtwirtschaftliche Aspekte wurden nur mit we­
nigen Ausnahmen und dann ohne festes Konzept und wenig systematisch 
berücksichtigt. Soweit Nebenwirkungen neuer Produkte oder Prozesse in
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die Entscheidungsüberlegungen einbezogen wurden - meist aufgrund ge­
setzlicher Vorschriften (z. B. Arzneimittel-Gesetzgebung, Bauaufsicht, 
TÜV, Gewerbeaufsicht) -, beschränkte man sich weitgehend auf punktuel­
le, direkte und überwiegend technische Aspekte. Im Hinblick auf die ge­
wandelten Zielvorstellungen der Gesellschaft ist die einzelwirtschaftliche 
Rentabilität jedoch, wie die neuere Diskussion um ein gesellschaftsbezo­
genes Planungs-, Informations- und Rechnungslegungssystem für Unter­
nehmungen - oft unter dem Schlagwort »Sozialbilanz« diskutiert (Wenk 
1974) - eindeutig zeigt, ein zu eingeschränktes Kriterium für derartige 
Entscheidungen. Die Teilnehmer am Marktprozeß, in erster Linie die 
Konsumenten, sind darüber hinaus nicht oder nur in bescheidenem Um­
fang in der Lage, effizient in der Rolle von »Assessors« einer neuen Tech­
nologie zu fungieren, da ihnen in der Regel jede systematische Informa­
tion vor allem über die bereits erwähnten Nebeneffekte fehlt (vgl. 
National Academy of Sciences 1969, S. 25; Geschka/Schwerdtner 1974) 
und die Käufer - z. B. eines neuen Produkts - oft gar nicht diejenigen sind, 
die durch die Nebenwirkungen Belastungen erleiden.

Hinzu kommt, daß wegen der langen Dauer von Innovationsprozessen 
- fünf bis zwanzig Jahre und mehr - der Markterfolg als Entscheidungskri­
terium für die gesamtwirtschaftliche Wünschbarkeit des spezifischen tech­
nischen Fortschritts erst in einer sehr späten Phase für die entsprechende 
Rückkopplung sorgt. Umfangreiche produktive Ressourcen müssen dann 
gegebenenfalls als fehlgeleitet angesehen werden, bzw. die technische Ent­
wicklung wird unter dem Druck der bereits getätigten Förschungs- und 
Entwicklungsaufwendungen mit Hilfe des Einsatzes des Marketing-Instru­
mentariums letztlich doch »an den Mann« gebracht.

Die traditionellen Entscheidungskalküle und -kriterien sind daher so­
wohl im Hinblick auf die privatwirtschaftlich als auch von staatlicher Seite 
getroffenen Entscheidungen über Art, Umfang und Richtung des techni­
schen Fortschritts mit folgenden wesentlichen Mängeln verbunden:
1. Bedürfnisse der Bevölkerung werden nur insoweit in die Entschei­

dungsprozesse über technologische Neuerungen einbezogen, als sie 
von den Trägern der mit Entscheidungen verknüpften »Eliten« perzi- 
piert werden. In der Vergangenheit wurden die Entscheidungen aller­
dings stark von technologischen Gesichtspunkten geleitet.

2. Die Entscheidungsprozesse sind nicht transparent.
3. Die Entscheidungskriterien sind im Hinblick auf die erweiterten Vor­

stellungen von der Lebensqualität als zu eng anzusehen.
4. Rückkopplungsprozesse mit den Bedürfnissen der Bevölkerung erfol­

gen in einigen Bereichen gar nicht (Entscheidungen der Selbstverwal-
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tungsorgane der Wissenschaft) bzw. spät oder unvollkommen (Markt,
Stimmzettel).

Eine Ausrichtung auf die tatsächlichen Lebensbedürfnisse der Bevölke­
rung sowie eine systematische Abschätzung derjenigen Auswirkungen der 
ausgewählten und geförderten Technologien, die unbeabsichtigt, indirekt 
oder mit großer Zeitverzögerung auftreten, erfolgten in der Vergangen­
heit nur selten und wenig systematisch oder wurden durch eine Konzen­
tration auf die positiven Aspekte verharmlost, wie die Diskussion um die 
»Spin-off«-Komponenten neuer Technologien deutlich macht.

Die Folgen dieser zu engen und einseitigen Orientierung der Ent­
scheidungen über Forschung und Entwicklung als wesentliche Komponen­
te des technischen Fortschritts werden täglich deutlich: Sozialkosten oder 
»Externalities« in Form einer zunehmenden Verschmutzung unserer phy­
sischen Umwelt, der möglichen Gefahr der baldigen Erschöpfung ver­
schiedener Rohstoffe, der psychischen Belastungen unserer Arbeitsorga­
nisationen und Lebensstile und ähnliches nehmen zu. In vielen Fällen ist 
festzustellen, daß der jeweilige Nutznießer eines nach den traditionellen 
Kriterien geförderten technischen Fortschritts eine entsprechende Wohl­
standssteigerung erfahren kann, daß aber viele Kostenelemente in diffuser 
Form auf viele unbeteiligte Kostenträger verteilt werden.

Da die traditionellen Entscheidungs- und Kontrollmechanismen unter 
dem Aspekt des steigenden Bewußtseins für die gesamtgesellschaftlichen 
Kosten des technischen Fortschritts und im Hinblick auf die Forderung, 
die technologische Entwicklung stärker auf die gesamtgesellschaftlichen 
Bedürfnisse abzustellen, somit als nicht ausreichend anzusehen sind, dürf­
ten die eingangs zitierten Forderungen nach neuen Entscheidungskalkü­
len und -kriterien sowie nach neuen institutionellen Lösungen für die Ent­
scheidungen über technologische Innovationen wohl mit einigem Recht 
erhoben werden (vgl. National Academy of Sciences 1969, S. 67; OECD 
1971, S. 62).

Das Konzept des Technology Assessment: Systematische und integrierte 
Analyse der wesentlichen Auswirkungen neuer Technologien

Ziel der Technology-Assessment-Konzeption ist es, Entscheidungskalküle 
und institutionelle Konzepte zu entwickeln, die es ermöglichen, die tech­
nische Entwicklung auf die neue breitere Skala der gesamtgesellschaftli­
chen Zielvorstellungen auszurichten (National Academy of Sciences 1969,
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S. 6), sowie vor allem positive wie negative Auswirkungen einer Technolo­
gie jenseits der marktmäßig bewerteten Wirkungen zu erfassen und deren 
Auswirkungen zu optimieren (vgl. OECD 1971, S. 65). Technology Assess­
ment, Environmental Impact Assessment (wobei unter Environment die 
Gesamtheit der physischen und sozialen Umwelt zu verstehen ist), Social 
Assessment of Technology oder - bislang noch wenig akzeptiert - Techno- 
logie-Folgen-Abschätzung sind die Schlagworte, unter denen diese Ansät­
ze bislang diskutiert wurden. Welche Bedeutung sie andernorts heute 
schon haben, zeigt eindrucksvoll die Entwicklung und Gesetzgebung in 
den Vereinigten Staaten (vgl. Committee 1973, S. 10 ff.; Geschka 1973):

1969 National Environmental Policy Act. Dieses Gesetz schreibt Envi­
ronmental Impact Statement im oben erwähnten breiten Sinne 
für neue Straßen, Talsperren, Kraftwerke usw. vor.

1972 Nach fünfjähriger Beratung wird die Einrichtung eines Office for 
Technology Assessment (OTA) beschlossen.

1973 Einrichtung des Office for Technology Assessment mit einem 
beantragten Budget von rund 4 Millionen US-Dollar für 1974.

Ende
1973 Beginn eines großen Forschungsprogramms der National 

Science Foundation zur Durchführung von Probe-Assessments 
ausgewählter Technologien. Das Gesamtbudget hierfür beträgt 
10 Millionen US-Dollar.

Was ist Technology Assessment?

Technology-Assessment wird allgemein definiert als eine integrierte und sy­
stematische Abschätzung und Voraussage der wesentlichen (positiven und 
negativen, direkten und indirekten) Auswirkungen in den zentralen Berei­
chen einer Gesellschaft (Wirtschaft, Umwelt, Institutionen, Allgemein­
heit, spezielle Gruppen), die bei Einführung oder Veränderung einer 
Technologie auftreten. Das Konzept schließt auch die Forderung ein, daß 
vor allem bei sich wandelnden Anforderungen und veränderten Größen­
ordnungen auch die Auswirkungen bereits angewandter Technologien von 
Zeit zu Zeit überprüft werden. Aufgabe einer Technology-Assessment­
Untersuchung ist es daher, mittels wissenschaftlicher Analyse Nebeneffek­
te, »Spill-overs« sowie andere direkte und indirekte Vor- und Nachteile 
der Anwendung einer Technologie herauszuarbeiten (vgl. Coates 1972, 
S. 1 ff.; Knezo 1972; Dierkes/Staehle 1973, S. 5).
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Abbildung 1: Das Konzept des Technology Assessment - dargestellt am Bei­
spiel der Technologie Automobil
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Abbildung 1 gibt am Beispiel der Technologie des Automobils sche­
matisch einen Überblick über das Konzept, wobei die Systemgrenzen je­
doch keineswegs durch die dort beispielhaft angeführten Parameter allein 
beschränkt sind.

Der allgemeinen Begriffsbestimmung der Literatur über Technology 
Assessment folgend werden als Technologien alle Einrichtungen verstan­
den, die vom Menschen zur Bewältigung seiner Probleme und zur Erfül­
lung seiner Wünsche in gezielter Weise eingesetzt werden.1 Als Technolo­
gien werden in diesem Zusammenhang also sowohl technische wie auch 
soziale Verfahren oder Produkte angesehen. Technology-Assessment-Un- 
tersuchungen sind damit aber nicht nur auf die Messung der technischen, 
ökonomischen und sozialen Konsequenzen unternehmerischer Entschei­
dungen beschränkt, sondern erfassen in gleicher Weise auch die Aktionen 
einzelner Regierungsstellen, wie es beispielsweise das National Environ­
mental Policy Act den US-Gebietskörperschaften zwingend vorschreibt, 
sowie die staatliche Forschungsförderung.

Zentrales Ziel von Technology-Assessment-Untersuchungen ist es, vor 
allem solche Auswirkungen neuer oder auch bislang angewandter Techno­
logien zu erfassen, zu messen und zu bewerten, die unbeabsichtigt, indirekt 
oder mit großer Zeitverzögerung (sekundär, tertiär und höherrangige Effek­
te) auftreten und die in den traditionellen Planungsansätzen für die Ent­
wicklung und Anwendung neuer Technologien nicht berücksichtigt wur­
den.

Im Rahmen der bisherigen Entscheidungsstruktur wurden diese Aus­
wirkungen überwiegend erst nach Anwendung der Technologie bekannt, 
und negative Effekte konnten dann entweder gar nicht mehr oder nur 
durch teure »Feuerwehraktionen« beseitigt werden. Es hat sich jedoch 
herausgestellt, daß sich derartige Nebenwirkungen bei langfristiger Be­
trachtung oft als weitaus bedeutender erwiesen als die primären Vor- und 
Nachteile und daß bei entsprechender Vorausschau, soweit es sich um ne­
gative Auswirkungen (z. B. Umwelt- und Gesundheitsbelastungen) han­
delt, eine entsprechende Planung oder Richtungsgebung der Forschung es 
erlaubt hätte, diese Schäden zu vermeiden.

Die Technology-Assessment-Untersuchung soll daher diese Effekte 
durch systematische Durchleuchtung und wissenschaftliche Untersuchung 
herausarbeiten, bevor eine Technologie tatsächlich genutzt oder verändert 
wird. Sie soll auf diese Weise dazu beitragen, 1

1 Vgl. dazu die Ausführungen zum Stichwort »Technology« im Arbeitsglossarium des 
U. S.-Kongresses (U. S. Congress 1972, S. 53 ff.).
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■ daß die Entscheidungen über die Anwendung neuer Technologien auf 
einer der Komplexität der Auswirkung entsprechenden breiten Infor­
mationsbasis getroffen werden;

■ daß die Auswirkungen jenseits der primären Vor- und Nachteile mit in 
das Entscheidungskalkül einbezogen werden können;

■ daß negative sekundäre und tertiäre Effekte nicht als absolute Werte, 
d. h. ohne Rücksicht auf die hierdurch verursachten Kosten, sondern im 
Gesamtkonzept der Vor- und Nachteile verschiedener Ordnung gese­
hen werden;

■ daß durch gezielte Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen negati­
ve sekundäre und höherrangige Effekte vermieden oder reduziert wer­
den;

■ daß bei mehreren zur Auswahl stehenden Alternativen mit annähernd 
gleichen Primäreffekten diejenigen mit den geringsten negativen oder 
größten positiven sekundären und tertiären Effekten gewählt werden 
können.

Was bietet Technology Assessment gegenüber den bisherigen Entscheidungs­
kalkülen?

Die Beschreibung der Aufgaben und Ziele von Technology Assessment 
macht deutlich, daß es sich hierbei um keine neue Theorie und auch um 
kein neues Datenerhebungs- und Analyseverfahren handelt, sondern daß 
es im wesentlichen um die Forderung der Anwendung und Entwicklung 
von neuen und modifizierten institutioneilen Konzepten für diese Ent­
scheidung geht.

Was unterscheidet Technology Assessment dann von den klassischen 
Verfahren, vor allem den verschiedenen Formen der Nutzen-Kosten-Un- 
tersuchungen?

Die gegenüber diesen Vorgehensweisen neuen Ansätze des Technol­
ogy Assessment sind im wesentlichen in zwei Punkten zu finden:
■ der Orientierung an einem breiteren Zielbündel und
■ der Einbeziehung von Nebenwirkungen auch zeitlich und kausal weit 

entfernt liegender Art.
Im Gegensatz zu den traditionellen Verfahren, vor allem den verschiede­
nen Formen der Nutzen-Kosten-Analyse, die sich im wesentlichen auf 
ökonomische oder ökonomisierbare Faktoren beschränken, geht das Kon­
zept von Technology Assessment darüber weit hinaus und versucht, das 
gesamte Spektrum der Auswirkungsbereiche wenigstens in seinen wesent-
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liehen Ausprägungen in die Analyse einzubeziehen. Hierbei beschränkt 
man sich nicht allein auf solche Auswirkungen, die sich letztlich in Ausga­
ben von Individuen oder Institutionen niederschlagen oder als Opportuni­
tätskosten bewertet werden können; vielmehr werden auch solche sozia­
len, psychologischen oder ökologischen Auswirkungen erfaßt, für die eine 
Monetarisierung kaum möglich erscheint.

Selbstverständlich müssen im Einzelfall Abgrenzungen getroffen wer­
den, da einerseits durch die Interdependenz sozialer Systeme die zu unter­
suchenden Phänomene auswuchern würden, andererseits bei weit entfernt 
liegenden Auswirkungen entweder die Datenbasis relativ unsicher würde 
oder gar die Kausalitätszusammenhänge aufgrund der Einwirkungen an­
derer Einflußfaktoren nur schwer erkennbar würden.

Technology Assessment unterscheidet sich noch durch einen weiteren 
Aspekt von traditionellen Entscheidungskalkülen, vor allem Nutzen-Ko- 
sten-Untersuchungen. Es wird ein stärker partizipatives Untersuchungs­
konzept gefordert, als es in der Praxis der bisherigen entscheidungsvorbe­
reitenden Analysen üblich war. Von den meisten Vertretern des Technol- 
ogy-Assessment-Gedankens wird vorgeschlagen, die Abschätzung von Fol­
gen technologischer Entscheidungen zusammen mit den betroffenen Per­
sonengruppen vorzunehmen, um dem jeweiligen Entscheidungsträger 
dann eine Wirkungsanalyse, basierend auf verschiedenen Wertsystemen, 
vorlegen zu können. Erste Erfahrungen deuten darauf hin, daß dieses 
Konzept wenigstens in gewissem Umfang die Möglichkeit eröffnet, die 
Entfremdung zwischen Entscheidungsträger und Betroffenen aufzuheben, 
ohne die Effektivität des Entscheidungsprozesses wesentlich zu beein­
trächtigen.

Zur Methodik des Technology Assessment

Eine allgemeine Methodologie für die Durchführung von Technology­
Assessment-Untersuchungen wurde bislang noch nicht entwickelt. Aus 
den Erfahrungen der wenigen, vorwiegend in den USA durchgeführten 
Untersuchungen erscheint die von OST-MITRE entwickelte Vorgehens­
weise praktikabel und erfolgversprechend (MITRE 1973). Eine Technol- 
ogy-Assessment-Studie wird danach in sieben Arbeitsstufen abgewickelt:
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Stufe 1: Definition der »Assessment«-Aufgabe
Wie bei jeder Forschungsaufgabe stehen am Anfang einer Technology­
Assessment-Studie Prüfung und Festlegung der erforderlichen Breite und 
Tiefe, mit der die einzelnen Untersuchungsteile behandelt werden sollen.

Stufe 2: Beschreibung der relevanten Technologien
Die zu betrachtende Technologie wird in allen wesentlichen Einzelheiten
beschrieben, insbesondere:
■ technische und Produktionsdaten,
■ derzeitiger Entwicklungsstand,
■ technische und wirtschaftliche Hemmnisse, die einer Realisierung noch 

im Wege stehen,
■ verwandte, unterstützende Technologien,
■ Zeitpläne,
■ Anwendungsbereiche und Märkte.

Stufe 3: Beschreibung von möglichen gesellschaftlichen Einflußfaktoren 
auf die relevanten Technologien
Zwischen einer Technologie und der Gesellschaft bestehen Wechselwir­
kungen. Zum einen hat eine Technologie vielseitige Auswirkungen auf die 
Gesellschaft, zum anderen wird die Technologie auch ihrerseits häufig 
nicht unerheblich von gesellschaftlichen Gegebenheiten beeinflußt. Wich­
tige Einflußgrößen, die bei der Entwicklung und Einführung neuer Tech­
nologien mitzuerfassen sind, sind deshalb unter anderem Kaufkraftver­
hältnisse, tatsächliche und mögliche Verhaltensweisen der Verbraucher 
bzw. Anwender, aber auch ihre Einstellungen, Motive und Wertvorstellun­
gen. Andere Einflußfaktoren von Bedeutung wären Standortfaktoren, Si­
cherheitserfordernisse, Rechts- und Verwaltungsvorschriften.

Stufe 4: Identifizierung von Auswirkungsbereichen 
In diesem Schritt werden diejenigen Bereiche identifiziert, die von einer 
Technologie positiv oder negativ beeinflußt werden können. In amerikani­
schen Veröffentlichungen werden eine Prüfliste mit sechs Hauptbereichen 
(Wertvorstellungen, Umwelt, Bevölkerung, Wirtschaft, Gesellschaft, Insti­
tution) und innerhalb dieser insgesamt 35 Teilbereiche vorgeschlagen. 
Diese Liste kann jedoch nur als allgemeiner Rahmen und erster Ansatz­
punkt für den Prozeß der Identifizierung von Auswirkungsbereichen die­
nen; diese müssen vielmehr, bezogen auf den speziellen Einzelfall, pro­
blemadäquat inhaltlich bestimmt werden. Hierbei sind z. B. Kreativitäts­
techniken von zentraler Bedeutung.
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Stufe 5: Überschlägliche Abschätzung der Auswirkungen 
Danach werden überschlägliche Bewertungen der kurz- und langfristigen 
Auswirkungen in den einzelnen Bereichen, soweit möglich, bereits quanti­
tativ durchgeführt und Interdependenzen zwischen den einzelnen Berei­
chen ermittelt.

Stufe 6: Erarbeitung von alternativen Maßnahmenprogrammen 
Auf der Basis dieses Wissens können nunmehr Maßnahmenprogramme 
konzipiert werden, die die als positiv bewerteten Einflüsse maximieren, 
die negativen Einflüsse jedoch minimieren helfen. Der Beitrag der einzel­
nen Maßnahmen wird unter Ansatz vergleichbarer Maßstäbe bewertet; 
darauf wird ein »optimales« Programm zusammengestellt.

Stufe 7: Abschließende Abschätzung der Auswirkungen 
Abschließend wird eine Bilanz erstellt, in der die vorläufigen Ergebnisse 
der Stufe 5 durch die Zusatzeffekte des Maßnahmenprogramms korrigiert 
werden. Auch hier wird es nicht in jedem Falle möglich sein, quantitative 
Aussagen zu machen, sondern man wird sich zum Teil auf qualitative An­
gaben der Tendenzen und Wahrscheinlichkeiten beschränken müssen. 
Dies trifft vor allem für solche Bereiche zu, bei denen eine Änderung des 
Problembewußtseins in der Bevölkerung zu erwarten ist.

Die hier anzustellenden Analysen erfordern infolge der Breite des Spek­
trums der auftretenden Probleme mehr oder weniger die Anwendung der 
gesamten heute zur Verfügung stehenden Datenerhebungs- und Analyse­
methoden. Nach Pestei (1973) lassen sich folgende drei systemanalytische 
Methodengruppen unterscheiden:
1. qualitative,
2. quantitative,
3. Output-orientierte.
Die qualitativen Verfahren reduzieren das einer Technology-Assessment­
Untersuchung zugrundeliegende komplexe Problemfeld durch analytische 
Beschreibung (z. B. Befragungen, Kolloquien, Hearings, Delphi-Runden, 
Scenario-Writing). Sie gehen von der Prämisse aus, daß die sinnvolle An­
wendung einer bestimmten Methode nur dann gesichert ist, wenn man die 
philosophische Grundlage, auf die diese Methode letztlich zurückzufüh­
ren ist, berücksichtigt. Dahinter steht die Auffassung, daß die Formulie­
rung eines Problems in einem Modell die tatsächliche Problematik der 
Realität zu sehr einschränkt. Dieser methodische Ansatz kam vor allem
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bei den Probe-Assessments zur Anwendung, die von der National Acade­
my of Engineering (1969) durchgefiihrt wurden.

Die quantitativen Verfahren versuchen Problemlösungen zu finden, 
indem sie die Wirkungszusammenhänge der durch das Problemfeld cha­
rakterisierten Variablen und Parameter quantifizieren (z. B. Verfahren 
des Operations Research, Nutzen-Kosten-Analysen, Simulationsmodelle). 
Bei Technology-Assessment-Studien ist es nicht sinnvoll, Einschränkun­
gen auf wenige Methoden vorzunehmen. Insbesondere im Hinblick auf 
die Datenerhebung sollte das gesamte Potential2 der in der empirischen 
Sozialforschung zur Verfügung stehenden Methoden zur Anwendung 
kommen.

Output-orientierte Ansätze als dritte Form betrachten das Problem als 
ein System, dessen Elemente in wechselseitigen Beziehungen stehen, die 
sich - da sie als dynamisch angesehen werden - im Zeitablauf ändern. Die 
Veränderungen der Systemzustände werden auf Störungen zurückgeführt, 
die als Inputs auf das System wirken und mit Hilfe von Transformations­
beziehungen eine Aussage über den Output zulassen.

Für Technology-Assessment-Studien dürften die Methoden der letz­
ten Gruppe am erfolgversprechendsten anzusehen sein, da sie dem kom­
plexen Zusammenhang sozio-technischer Systeme am ehesten gerecht 
werden. Allerdings ist zu bedenken, daß auch bei diesem Ansatz die ande­
ren Methoden mitheranzuziehen sind. Vielfach läßt sich die gebildete 
Gruppierung nicht streng durchhalten, da z. B. die Input-/Output-Ansätze 
auch mit qualitativen und quantitativen Methoden arbeiten.

In letzter Zeit ist eine - für die Methodik von Technology Assessment 
wichtige - Tendenz erkennbar, in immer stärkerem Umfang dynamische 
Analysen vorzunehmen, während die ersten Ansätze - es sei hier noch ein­
mal auf die Untersuchungen der National Academy of Engineering hinge­
wiesen - sich weitgehend mit einer rein statischen Betrachtung begnügten.

2 Folgt man der Klassifikation von Pestei, der vorschlägt, eine Systematik der ver­
schiedenen Verfahren in Anlehnung an E. Jantsch darzustellen, dann besteht dieses 
Potential aus sechs Methodenfeldern. Die Verfahren lassen sich klassifizieren in ex- 
ploratorische und normative Verfahren, die wiederum objektiv, subjektiv oder sy- 
stemar sein können; vgl. hierzu Pestei (1973, S. 62) und Dierkes (1974b).



Gesellschaftsbezogene Steuerung des technischen Fortschritts 59

Bisherige Erfahrungen mit Technology-Assessment-Untersuchungen

Obwohl das Konzept des Technology Assessment noch relativ neu ist, 
liegt schon eine ausreichende Zahl von Untersuchungen vor, die es er­
laubt, einen ersten Überblick über folgende zentrale Fragen eines 
»Assessment« von Technology Assessment zu geben:
1. Welche Technologien wurden bislang nach einem der Technology­

Assessment-Philosophie entsprechenden Konzept untersucht?
2. Welche Institutionen haben bislang Technology-Assessment-Untersu- 

chungen vorgenommen?
3. Welche Methoden wurden mit welchem Erfolg angewandt?
4. Welche Probleme ergaben sich bei der Durchführung der Untersu­

chungen?
5. Welchen Einfluß hatten Technology-Assessment-Untersuchungen auf 

den Entscheidungsprozeß im Hinblick auf die Anwendung, Modifika­
tion oder Nichtanwendung der Technologie?

Erste Möglichkeiten, eine Antwort auf diese für die weitere Bedeutung 
des Technology-Assessment-Konzepts zentralen Fragen zu geben, bieten 
neben mehr allgemeinen Erfahrungsberichten aus Schweden (vgl. Höje- 
berg/Sundström 1972) und Japan (Oshima 1972) vor allem drei US-ame­
rikanische Untersuchungen.

Eine erste Untersuchung wurde von Peat, Marwick, Mitchell & Co. im 
Auftrag der National Science Foundation im Jahre 1972 durchgeführt 
(Peat u. a. 1972). Diese Untersuchung bestand im wesentlichen aus einer 
zweistufigen schriftlichen Befragung von Stellen der US-Bundesregierung, 
der Bundesstaaten sowie einer ausgewählten Zahl größerer Städte und In­
dustriebetriebe. Ergänzend wurde noch eine Analyse der vorhandenen Li­
teratur sowie der von diesen Institutionen durchgeführten Studien vorge­
nommen. Von den befragten Institutionen (Rücklaufquote 41 Prozent) 
gaben 59 Prozent an, Technology-Assessment-Studien zu veranlassen. Die 
Gesamtzahl der von ihnen durchgeführten Untersuchungen belief sich auf 
1 342. Von diesen wurden 125 für eine zweite, tiefergehende Analyse aus­
gesucht. Die wesentlichen Ergebnisse dieses »Assessment« waren:
1. Die überwiegende Zahl der Technology-Assessment-Untersuchungen 

beschäftigte sich mit Umweltbelastungsproblemen bei Standortfragen, 
Infrastrukturmaßnahmen und regionalen Entwicklungsplänen. An 
zweiter Stelle standen Informationstechnologien, gefolgt von Trans­
porttechnologien und Technology Assessments von Nahrungsmitteln. 
90 Prozent der Untersuchungen waren probleminitiiert, d. h. ein er­
kanntes oder erwartetes Problem in einem wesentlichen Auswirkungs­
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bereich der Technologie führte zur Durchführung der Studie. Im we­
sentlichen dürfte diese starke Orientierung auf probleminitiierte Un­
tersuchungen auf den Einfluß des National Environmental Policy Act 
zurückzuführen sein. Nur 10 Prozent der Untersuchungen waren tech­
nologieinitiiert; hierbei handelte es sich vor allem um sehr neue und 
bedeutende Entwicklungen, wie es z. B. das Kabelfernsehen darstellt.

2. Mit Ausnahme von solchen Untersuchungen, die Regierungsstellen 
durchgeführt haben , wurden die meisten Technology-Assessment-Un- 
tersuchungen direkt oder indirekt durch entsprechende Gesetze initi­
iert. Bürgerinitiativen, Konsumenten- und Umweltschutzgruppen ha­
ben dagegen bis heute nur in geringem Umfang Technology-Assess- 
ment-Untersuchungen stimuliert.

3. Die überwiegende Zahl der Technology Assessments wurde mit finan­
zieller Unterstützung der Bundesregierung durchgeführt. Die Durch­
schnittskosten für Technology-Assessment-Untersuchungen variierten 
von 69 000 US-Dollar in Forschungsinstituten bis zu 198 000 US-Dol­
lar in den Bundesstaaten; die Durchschnittsdauer betrug etwa ein Jahr.

4. Die Zahl der Technology-Assessment-Untersuchungen ist im Zeitab­
lauf stark angestiegen. 1970 waren ungefähr zweimal so viel Untersu­
chungen in Arbeit wie 1969.

5. Fast alle Methoden der Datenerhebung und Datenanalyse wurden in 
den untersuchten Technology-Assessments angewandt; zentrale Be­
deutung kam jedoch der Intuition und Expertenmeinung bei den tech­
nologieinitiierten Studien zu. Eine Teilnahme von verschiedenen Inter­
essengruppen wie auch die Heranziehung von Befragungsdaten erfolg­
te nur in wenigen Fällen.

6. Die Durchschnittsgröße der Technology-Assessment-Teams lag bei 
zehn Personen; hierbei wurden jedoch große Unterschiede festgestellt: 
Mehrere Untersuchungen wurden von einzelnen durchgeführt, wäh­
rend andere zeitweilig ein Team von bis zu 300 Wissenschaftlern be­
schäftigten. Die Untersuchungsteams waren in der Regel nur lose 
strukturiert und veränderten sich im Verlauf des Projekts.

7. Obwohl die Untersuchung einige Hinweise darauf geben konnte, daß 
die analysierten Technology-Assessment-Studien im wesentlichen dar­
auf ausgerichtet waren, Entscheidungen zu beeinflussen oder rich­
tungsweisend für Programme zu sein, erwies es sich als unmöglich, den 
direkten Erfolg dieser Untersuchungen zu messen. Lediglich indirekt, 
d. h. aus der rapiden Zunahme solcher Untersuchungen - auch auf Ge­
bieten, wo sie gesetzlich nicht vorgeschrieben sind -, kann geschlossen 
werden, daß sie von den Entscheidungsträgern als nützlich befunden
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wurden. Darüber hinaus ging aus der Befragung deutlich hervor, daß 
sich nach den ersten Anfängen die Bedeutung von Technology Assess­
ment innerhalb der einzelnen Institutionen schnell verändert hat und 
immer mehr in den zentralen Entscheidungsgremien beachtet wird. 

Diese Erfahrungen werden auch durch die Studien von Coates, die die 
Anwendung von Technology-Assessment in der US-amerikanischen Bun­
desregierung zum Gegenstand hat, bestätigt (vgl. Coates 1972). Ergänzun­
gen zu den Ergebnissen dieser beiden Untersuchungen bietet eine dritte 
Studie, die 1973 von der MITRE-Corporation durchgeführt wurde 
(METRE 1973). Hier wurde eine Auswahl von bedeutenden Technology­
Assessment-Studien - auszugsweise wiedergegeben in Abbildung 2 - inten­
siv im Hinblick auf die eingangs gestellten Fragen untersucht.

Abbildung 2: Beispiele abgeschlossener Technology-Assessment-Studien

Technology-Assessment-Studie Institution Volumen 
(in US-$)

Ü bergang  zu neuen  M otorsystem en für 
A utom obile

N ational Science Foundation 320 000

Schneefallinduzierung im  oberen  C olorado­
T al

N ational Science Foundation 180 000

E rdö l- und  Erdgasgew innung au f dem 
äu ß eren  K ontinentalsockel

N ational Science F oundation 250 000

Soziale A usw irkungen des Zivilflugverkehrs 
u nd  die  A usw irkungen au f d ie  Technologie­
Politik

NASA 236 000

A usw irkungen des F ernsehens au f die E n t­
wicklung von K indern und  H eranw achsenden

N ational C om m ission on  C auses and 
P revention  o f  V iolence

1500  000

A usdehnung  des K ennedy A irpo rt in die 
Jam aica-B ay

N ational A cadem ies o f  Science and 
Engineering

350 000

U m stellung au f das m etrische System N ational B u reau  o f S tandards 1300  000

H erzersa tz N ational H e a r t  Institu te 150 000

Forest-M anagem ent in W yoming F orest Service o f  th e  D epartm en t of 
A griculture

100 000

E rrich tung  eines S taudam m kraftw erks in 
A laska  *

D ep artm en t o f th e  In terio r ?

H urrican-B eeinflussung N ational O ceanic and A tm ospheric  
A dm inistration

55 000

N utzung des unterird ischen R aum es U nderg round  C onstruction  R esearch  
Council

100 000

Quelle: MITRE-Corporation (1973)
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Es stellte sich in dieser Untersuchung heraus, daß die untersuchten 
Assessments, soweit sie schon öffentlich diskutiert wurden, in stärkerem 
Maße in Form partizipativer Prozesse durchgeführt wurden als die von 
Peat, Marwick, Mitchell & Co. analysierten Studien. Dies könnte im we­
sentlichen darauf zurückzuführen sein, daß die hier untersuchten Techno­
logien teilweise bestimmte lokale Interessen berührten, die die Bildung 
entsprechender Organisationen begünstigten. Obwohl auch die MITRE- 
Corporation in ihrem endgültigen Assessment dieser Untersuchungen für 
den Entscheidungsprozeß sehr vorsichtig war, konnten jedoch wenigstens 
für die in Abbildung 3 aufgeführten Technologien Auswirkungen festge­
stellt werden, die eine Rechtfertigung derartiger Untersuchungen begrün­
den dürften: Die Projekte wurden modifiziert, Forschungsvorhaben zur 
Vermeidung negativer Auswirkungen in Gang gesetzt bzw. entsprechende 
Kontrollen eingebaut.

Abbildung 3: Ergebnisse ausgewählter Technology-Assessment-Studien

Types of outcomes* Illustrative assessment - study 
examples

Project modified Northeast corridor transportation 
project

Technology placed under surveillance Television and social behavior
R&D stimulated Cardiac replacement
Controls established Wyoming forest management
Technology moves into new areas Alaska ramparts
New laws required Metric system
Technology blocked Jamaica Bay

* Diese allgemeine Liste von möglichen Ergebnissen wurde entnommen von Coates 
(1971). Dieser Aufsatz gibt zahlreiche historische und gegenwärtige Beispiele sol­
cher Ergebnisse.

Quelle: MITRE-Corporation (1973, S. 59)

Faßt man auf der Basis dieser drei »Assessments« von Technology-Assess- 
ment-Untersuchungen die bisherigen Erfahrungen zusammen, so hat sich 
gezeigt, daß mit Hilfe multidisziplinärer Teams und einer breiten Anwen­
dung der verschiedensten Methoden der Datenerhebung und -analyse 
Auswirkungsbereiche neuer Technologien erkannt werden konnten, die
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vor allem im Bereich der sekundär- und höherrangigen Wirkungen bislang 
nicht oder nur wenig beachtet wurden. Die hierdurch geschaffene weitere 
Datenbasis hat die Entscheidung über die Anwendung, Modifikation oder 
Nichtanwendung bestimmter Technologien verbessert. Inwieweit dieses 
Konzept letztlich aber in der Lage sein wird, die wesentlichen Auswirkun­
gen einer neuen Technologie vorauszusehen und die Bedeutung positiver 
wie negativer Auswirkungen wenigstens der Größenordnung nach im vor­
aus abzuschätzen, wird sich nur mit Hilfe weiterer Evaluationen nach län­
geren Zeiträumen feststellen lassen. Ebenso dürfte nur eine tiefgehende 
Analyse der Entscheidungsprozesse endgültig Aufklärung darüber geben 
können, welchen Stellenwert solche Studien letztlich im Rahmen anderer 
Entscheidungskriterien und bestehender Machtstrukturen im Prozeß ha­
ben können.

Gelöst und ungelöst: Einige Hauptschwierigkeiten bei der Durchführung 
von Technology-Assessment-Untersuchungen

Versucht man, den gesamten Bereich der noch nicht oder nur unbefriedi­
gend gelösten Fragen des Technology Assessment zu strukturieren, so er­
geben sich zwei Klassen von Problemen: methodische Fragestellungen, die 
im wesentlichen aus den Schwächen der bisherigen Vorgehensweisen so­
wie Datenerhebungs- und Analysemethoden erwachsen, und organisato­
risch-institutionelle Probleme, die aus der Gegenüberstellung von Forde­
rungen an das Gesamtkonzept von Technology Assessment mit der Reali­
tät der Durchführung solcher Untersuchungen entstehen.

Methodische Probleme

Unter den methodischen Schwierigkeiten dürfte wohl das Hauptproblem - 
wie alle bisherigen Untersuchungen zeigen - in der Datenbasis liegen. 
Selbst die mit großen finanziellen Mitteln ausgestatteten Studien waren 
gezwungen, viele ihrer Daten in einer Weise zu ermitteln, die dem letzten 
wissenschaftlichen Standard nicht immer voll genügen (MITRE 1973, 
S. 3). Hierbei zeigen sich die Schwierigkeiten in drei Bereichen:
1. Problematisch ist die Erfassung und Vorhersage von Verhaltensweisen 

in Situationen, für die - vor allem bei tiefgreifenden technologischen 
Änderungen - weder bei den Benutzern der Technologie noch bei sol­
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chen sozialen Gruppen, die in irgendeiner Form von den Auswirkun­
gen betroffen sind, Erfahrungen vorhanden sind (National Academy of 
Sciences 1969; Carpenter 1972). Die klassischen Datenerhebungstech­
niken der Sozialwissenschaften stoßen hier an ihre Grenzen; Analogie­
schlüsse sind nur selten möglich, und Expertenrunden wie auch Del­
phi-Befragungen müssen als nur unbefriedigende Substitute angesehen 
werden. Feldexperimente mit größeren Stichproben, die vor der Ein­
führung neuer Konsumgüter oft angewandt werden und zuverlässigere 
Ergebnisse erbringen, sind bei größeren technologischen Vorhaben oft 
aus ethischen Gründen, vor allem im Hinblick auf tiefgreifende negati­
ve Auswirkungen, nicht möglich bzw. werden als zu kostspielig oder 
zeitraubend angesehen. Die Sozialwissenschaften stehen hier vor der 
Aufgabe, Initiativen und Konzepte zur Entwicklung neuer Datenerhe­
bungsmethoden zu entwickeln.

2. Ein weiteres Problem stellt die Einbeziehung von Wertstrukturen, Ein­
stellungen und Verhaltensweisen solcher Bevölkerungskreise dar, die 
traditionell in gesamtgesellschaftlichen Entscheidungsprozessen nur 
wenig repräsentiert sind (vgl. National Academy of Sciences 1969, 
S. 45). Diese Schwierigkeiten basieren im wesentlichen darauf, daß 
auch mit Hilfe der Anwendung hochentwickelter Kreativitätstechniken 
es einem Technology-Assessment-Team vielfach nicht möglich ist, 
Auswirkungsbereiche bei diesen sozialen Gruppen einigermaßen voll­
ständig zu erfassen. Partizipative Konzepte werden hier meist als Lö­
sung angeboten, die aber das Problem nur von der Datenbasis auf die 
Auswahl der zu repräsentierenden Gruppen verlagern. Auch hier müß­
ten weitere methodische Konzepte gefunden werden, um die Aussage­
fähigkeit von Technology-Assessment-Untersuchungen zu erhöhen.

3. Eine Technology-Assessment-Untersuchung sollte - wenn sie allen An­
sprüchen genügen will - die Auswirkungen der zu untersuchenden 
Technologie positiver wie negativer Art nicht nur im Rahmen der ak­
tuellen Wertvorstellungen und der im Augenblick als Problem- und 
Auswirkungsbereiche perzipierten Felder vornehmen (ebenda, S. 17, 
S. 47); der Anspruch des Technology Assessment ist es ja gerade, dar­
über hinausgehend auch auf zukünftige Problemfelder hinzuweisen. 
Dies setzt jedoch voraus, daß eine Möglichkeit besteht, die zukünftigen 
Ausprägungen wichtiger Dimensionen der Lebensqualität zu erken­
nen. Die zentrale Fragestellung, die sich hier ergibt, ist also die nach 
den zukünftigen Wertvorstellungen der Gesellschaft und der mit der 
Technologie als Benutzer oder Betroffene in Berührung kommenden 
sozialen Gruppen. Auch hier muß wiederum auf die Notwendigkeit
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umfangreicher Grundlagenforschungen der Sozialwissenschaften hin­
gewiesen werden, ohne die eine solche Frage letztlich nicht zu beant­
worten sein wird. Untersuchungen zur Diffusion sozialer Innovationen 
könnten beispielsweise, falls sie zuverlässige Prognosen erlauben, die 
Möglichkeit eröffnen, sowohl die sich im Zeitablauf ändernden Ge­
wichtungskoeffizienten für einzelne Dimensionen der Lebensqualität 
anzugeben als auch auf sich neu entwickelnde Dimensionen hinzuwei­
sen. Erst mit Hilfe dieser Erkenntnisse wird es schließlich möglich sein, 
dem vollen Anspruch von Technology Assessment gerecht zu werden, 
nämlich Technologien im Kontext zukünftiger Wertstrukturen, Einstel­
lungen und Verhaltensweisen zu bewerten.

Als weitere methodische Schwierigkeit des Technology Assessment muß 
das Problem einer sinnvollen Aggregation von Einzeldaten gesehen wer­
den. Während die ersten Technology-Assessment-Untersuchungen Aus­
wirkungen erster, zweiter und dritter Ordnung in den verschiedenen Be­
reichen unverbunden nebeneinander gestellt haben (vgl. die Beispiele bei 
National Academy of Engineering 1969), versuchten spätere Untersu­
chungen (vgl. die Beispiele bei MITRE 1973) zum Teil, mit Hilfe von Mo­
dellbildungen eine Integration der Fülle von Daten zu finden. Es zeigte 
sich aber, ähnlich wie bei Kosten-Nutzen-Untersuchungen, daß eine zu 
weit gehende Aggregation der Einzelinformationen, z. B. bis hin zu einer 
einheitlichen Nutzeneinheit, nicht den Informationswünschen von Ent­
scheidungsträgern entspricht, so daß derartige Untersuchungen oft im 
Hinblick auf den eigentlichen Entscheidungsprozeß unwirksam bleiben 
oder nur Alibifunktionen erfüllen. Bezüglich der zukünftigen Entschei­
dungsrelevanz von Technology-Assessment-Untersuchungen ist es daher 
erforderlich, ein Konzept der sinnvollen Aggregation zu finden, d. h. Indi­
zes zu bilden, die einerseits die Fülle der Einzelinformationen sinnvoll zu­
sammenfassen, die andererseits jedoch nicht so hoch aggregiert sind, daß 
sie im Hinblick auf die Entscheidungsprozesse einen zu hohen Informa­
tionsverlust bedeuten. Erste Ansätze, die bei der Methodenentwicklung 
zur gesellschaftsbezogenen Rechnungslegung von Unternehmungen dis­
kutiert werden (vgl. Coppock/Dierkes 1974; Coppock 1974), dürften auch 
befruchtend für die weitere Entwicklung des Technology Assessment sein.

Ein drittes methodisches Problem ergibt sich auch aus den umfangrei­
chen Aufwendungen, die für umfassende Assessment-Untersuchungen 
notwendig werden. Es erweist sich daher immer mehr als erforderlich, 
Methoden für brauchbare, weniger aufwendige Orientierungsanalysen zu 
entwickeln, die einen ersten Überblick über Einwirkungsfelder und Um­
fang der Auswirkungen geben und damit Hinweise für umfassende Unter­
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suchungen sowohl im Hinblick auf die Gesamtstudie als auch für einzelne 
Teilbereiche bieten.

Probleme der Durchführung der theoretischen Konzepte

Die erste Gruppe der Durchführungsprobleme von Technology Assess­
ment ist durch die Forderung gekennzeichnet, Technologien schon in 
recht frühen Phasen des Innovationsprozesses auf das Gesamtspektrum 
ihrer Auswirkungen hin zu untersuchen. Diese Forderung kollidiert viel­
fach mit der zur Verfügung stehenden Datenbasis und der Sicherheit der 
Aussage. Je früher in der Entwicklung einer Technologie der Assessment­
Prozeß ansetzt, desto schwieriger ist es, Auswirkungsfelder zu identifizie­
ren und entsprechende Daten über Art und Umfang der Wirkungen zu er­
halten. Lösungsmöglichkeiten, wie sie sich gegenwärtig abzeichnen, sind 
nur im Rahmen begleitender Untersuchungen zu sehen, die mit fort­
schreitender Entwicklung der Technologie zu immer sichereren und um­
fangreicheren Aussagen gelangen und die gleichzeitig in entsprechenden 
»Feedback-Prozessen« die Entwicklung der Technologie mitbeeinflussen.

Ein weiteres organisatorisches und institutionelles Problem ergibt sich 
aus der Forderung nach möglichst hoher Partizipation der betroffenen 
Gruppen am Prozeß des Assessment (National Academy of Sciences 1969, 
S. 41, 65 f.). Hierbei handelt es sich im wesentlichen um die allgemeine 
Problematik der Partizipation von Nichtexperten in Planungsprozessen, 
für die bislang noch kein zufriedenstellendes Vorgehenskonzept gefunden 
wurde, sowie um das Problem der Auswahl der Gruppen. Sollen hier al­
lein organisierte Interessen berücksichtigt werden? Wer bestimmt, nach 
welchen Kriterien wer partizipiert? Dies sind Fragen, die noch weitgehend 
ungelöst sind.

Die Erfahrungen mit den bisherigen Technology-Assessment-Studien 
weisen darüber hinaus auf einen dritten Problemkreis hin: die Frage nach 
der Entwicklung geeigneter Mechanismen, die für eine Berücksichtigung 
der Ergebnisse der Technology-Assessment-Untersuchung im Entschei­
dungsprozeß sorgen. Dieses Problem ist eng verknüpft mit den Fragen der 
Institutionalisierung und kann letztlich nur von daher eine Lösung erfah­
ren. Soweit es sich nicht um gesetzlich vorgeschriebene Assessments han­
delt oder um solche, die von starken gesellschaftlichen Gruppen gefördert 
werden, wird daher vorläufig nur bei entsprechender Überzeugungskraft 
der Untersuchungsergebnisse eine Berücksichtigung bei der Entschei­
dungsbildung erfolgen.
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Institutioneile Konzepte für Technology Assessment

Seit der Errichtung des US-amerikanischen Office of Technology Assess­
ment werden auch in anderen Industrieländern in zunehmendem Umfang 
nicht nur die Notwendigkeit und die methodischen Probleme, sondern 
auch verschiedene Konzepte für eine Institutionalisierung von Technology 
Assessment diskutiert. Das Spektrum der Vorschläge reicht hierbei von 
relativ stark zentralisierten Lösungen - beispielsweise ein Amt, das jede 
größere technologische Entwicklung auf ihre gesellschaftlichen, ökonomi­
schen, ökologischen u. a. m. Auswirkungen prüft und die Anwendung ge­
nehmigt oder untersagt bzw. Vorschläge für entsprechende Modifikatio­
nen der Technologie vorlegt - bis hin zu stark dezentralen Lösungen, bei 
denen die einzelnen Institutionen, die die Entwicklung einer Technologie 
fördern oder durchführen, selbst derartige Untersuchungen vornehmen, 
die dann geprüft und offengelegt werden.

Die Argumente für das zentralisierte Konzept einer Technologiebe­
wertung sind im wesentlichen ähnlich denen, die für eine zentrale Investi­
tionslenkung oder -kontrolle vorgebracht werden. Der andere Extrem­
punkt auf der Skala der Möglichkeiten einer Institutionalisierung von 
Technology Assessment lehnt sich dagegen stark an das Konzept einer de­
zentralen »marktwirtschaftlichen« Lösung an. Überlagert wird diese Dis­
kussion der Vor- und Nachteile einer stärkeren Zentralisierung oder De­
zentralisierung von Technology Assessment noch durch das Ziel, mit Hilfe 
von Technology Assessment die Position des Parlaments gegenüber der 
Exekutive zu stärken, indem eine Einrichtung zur Bewertung von staatlich 
geförderten neuen Technologien im Bereich der Legislative institutionali­
siert werden soll. Sie würde dann auf Weisung des Parlaments tätig und 
damit primär die Abgeordneten in ihrer Arbeit unterstützen. Dieses Kon­
zept macht sich im wesentlichen die Argumente zu eigen, die auch bei der 
Errichtung des US-amerikanischen Office of Technology Assessment dazu 
geführt haben, daß das Amt vom Parlament kontrolliert wird und auch 
vornehmlich auf parlamentarischen Auftrag hin tätig werden kann.

Sieht man von der britischen »Programmes Analysis Unit«, die neben 
anderem auch Assessment-Aufgaben für die Exekutive durchführt, und 
von den ersten Überlegungen zu einem europäischen Amt für Technolo­
gie-Bewertung ab, so ist die Diskussion um eine Institutionalisierung des 
Technology Assessment - soweit es wenigstens den staatlich geförderten 
technischen Fortschritt betrifft - in der Bundesrepublik im Vergleich zu 
anderen europäischen Ländern am weitesten fortgeschritten. Hier werden 
im Rahmen der vom Ausschuß für Forschung und Technologie und für
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das Post- und Fernmeldewesen auf der Basis der von den drei Fraktionen 
des Deutschen Bundestages vorgelegten Anträge folgende Möglichkeiten 
einer Institutionalisierung von Technology Assessment in der Bundesre­
publik diskutiert (Schumacher 1973):
1. ein Amt zur Bewertung technologischer Entwicklungen beim Deut­

schen Bundestag;
2. ein Sachverständigenrat zur Begutachtung der technologischen Ent­

wicklung beim Bundestag oder bei der Bundesregierung;
3. eine Organisationsform entsprechend der britischen »Programmes 

Analysis Unit« (vgl. Deutscher Bundestag 1973).
Versucht man die wesentlichen Vor- und Nachteile dieser verschiedenen 
Konzepte abzuwägen, so ist es zunächst erforderlich, die zentralen Ent­
scheidungskriterien für die Beurteilung darzulegen.3 In diesem Zusam­
menhang wird davon ausgegangen, daß eine Institutionalisierung von 
Technology Assessment in einer Form geschehen sollte, die es erlaubt, 
daß über den technischen Fortschritt unter Berücksichtigung all seiner we­
sentlichen Aspekte gesellschaftsbezogen entschieden werden kann, daß 
aber gleichzeitig eine zu starke Reglementierung vermieden wird, um die 
notwendige Flexibilität und Spontaneität von Innovationsprozessen zu er­
halten und zu fördern (National Academy of Sciences 1969, S. 37).

Unter Berücksichtigung dieser Kriterien sind zu den oben genannten 
Vorschlägen folgende Anmerkungen zu machen:

Ein Amt zur Bewertung technologischer Entwicklungen beim Deutschen 
Bundestag ist unter der von der US-amerikanischen Situation stark abwei­
chenden verfassungspolitischen Grundkonzeption der BRD als in seinem 
Aufgabenbereich zu eng angelegt anzusehen. Wie bereits hervorgehoben, 
besteht die Notwendigkeit einer solchen umfangreichen Beratungskapazi­
tät zur besseren Berücksichtigung aller wesentlichen Folgen einer Techno­
logie bei allen Entscheidungsträgern gleichermaßen. Falls eine derartige 
Institution geschaffen würde, wäre daher eine über die Beratung der Mit­
glieder des Deutschen Bundestages hinausgehende Aufgabenstellung 
wünschenswert, vor allem zur Vermeidung unnötiger Doppelarbeit. Hinzu 
kommt, daß es schwer sein wird, eine Organisationsform für ein solches 
Amt zu finden, die es erlaubt, die Assessment-Teams flexibel den jeweili­
gen Aufgaben optimal angepaßt zusammenzustellen (National Academy 
of Sciences 1969, S. 4). * 5

3 Vgl. dazu die Stellungnahmen der Sachverständigen Paschen, Belitz, Schuster, 
Heiss, Krupp, Jones, Pestei, Dierkes, Seetzen, die zur Informationssitzung des Aus­
schusses für Forschung und Technologie und für das Post- und Fernmeldewesen am
5. Dezember 1973 eingereicht wurden.
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Ein Sachverständigenrat, der ähnlich wie der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung die technologische 
Entwicklung bewertet, scheint der erwähnten Zielsetzung ebenfalls nicht 
voll zu entsprechen. Ein wesentlicher Grund hierfür besteht darin, daß die 
Bewerbungskriterien für die Globalziele der Technologie- und Innova­
tionspolitik, die ja Ausgangspunkt der vom Sachverständigenrat vorzuneh­
menden Beurteilung sein müßten, im Gegensatz zu denjenigen der Wirt­
schaftspolitik nicht eindeutig festgelegt sind. Darüber hinaus ist zu be­
fürchten, daß solche Gutachten entweder zu allgemein sein oder eine sehr 
begrenzte Anzahl von Technologien herausgreifen würden, was dem Ziel 
der rationalen gesamtgesellschaftlichen Entscheidung über die Einfüh­
rung und Anwendung neuer und notwendiger Änderungen bestehender 
Technologien nicht dienen würde. Hinzu kommt, daß ein Sachverständi­
genrat in Anbetracht der Vielzahl der Problembereiche und der Vielfäl­
tigkeit der zu untersuchenden Aspekte nur einen begrenzten Sachverstand 
haben kann - ein Nachteil, der die Aussagefähigkeit eines Globalgutach­
tens ebenfalls stark reduziert.

Gegenüber der »Programmes Analysis Unit«4 5 scheint eine flexiblere 
Organisationsstruktur vor allem im Hinblick auf die Zusammenstellung 
der für die einzelnen Technology-Assessment-Aufgaben besonders geeig­
neten Gruppen vorteilhaft zu sein. Ebenso können einige positive Neben­
wirkungen anderer institutioneller Konzepte, die hauptsächlich in einer 
höheren Interaktion und gegenseitigen Befruchtung der einzelnen For­
schungsinstitutionen liegen, nicht erreicht werden.5

Unter Berücksichtigung der mit diesen Vorschlägen verbundenen 
Nachteile wäre daher zu prüfen, ob nicht die Errichtung einer unabhängi­
gen Institution (vgl. auch Wenk 1974, S. 8) den breiten Technology-Assess­
ment-Aufgaben in der BRD am besten dienen könnte. Diese Institution 
sollte gleichermaßen auf Initiativen des Parlaments wie auch der Exekuti­
ve Assessment-Untersuchungen vornehmen. Um die für diese Aufgaben­
stellung notwendige Flexibilität in der Zusammensetzung der Untersu­
chungsteams zu erreichen, sollte sie nur als eine Art Koordinierungsstelle, 
Sekretariat oder Kommission fungieren (vgl. National Academy of 
Sciences 1969, S. 78; National Academy of Engineering 1969, S. 13), die 
bei der Zusammenstellung der Untersuchungsteams auf bestehende Ka­
pazitäten in Universitäten und Forschungsinstitutionen des In- und Aus­

4 Vgl. hierzu die Ausführungen von Medford (1973, S. 103 ff.) zur PAÜ.
5 Vgl. hierzu auch die Vorbehalte gegen eine solche Lösung bei National Academy of 

Sciences (1969, S. 60) sowie die Diskussion bei National Academy of Public Admi­
nistration (1970).
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landes zurückgreifen würde. Dieses Konzept würde gewährleisten, daß 
eine für die bestimmte Assessment-Aufgabe jeweils optimale Arbeitsgrup­
pe zusammengestellt werden kann. Eine solche Vorgehensweise würde 
nicht nur Schwerfälligkeit und aufwendige Strukturen weitgehend vermei­
den, sie hat darüber hinaus noch den Vorteil, daß Wissenschaftler mit un­
terschiedlichem Erfahrungshintergrund, anderen Zielvorstellungen und 
methodischen Kenntnissen in einem Team arbeiten - ein Konzept, das so­
wohl die Durchführung der Assessment-Aufgabe verbessern als auch 
durch gegenseitige Befruchtung der einzelnen Institutionen zu einer Ver­
besserung der Gesamtlage der multidisziplinären Forschung in der BRD 
beitragen würde.

Primäre Aufgabe einer derartigen Koordinierungsstelle für Technolo­
giebewertungen dürfte das Assessment solcher Technologien sein, deren 
Entwicklung von der Bundesregierung initiiert wird. Nur in Ausnahmefäl­
le, z. B. bei für die Gesamtgesellschaft sehr bedeutsamen technologischen 
Entwicklungen der Industrie, sollte die Koordinierungsstelle auf Initiative 
der Regierung oder des Parlaments auch diese im Privatsektor entwickel­
ten Technologien in ihren Auswirkungen für die Gesamtgesellschaft un­
tersuchen.

Im übrigen wäre zu überlegen, daß im Hinblick auf die Fülle der von 
der Industrie federführend entwickelten Technologien ein möglichst de­
zentrales Konzept angewandt wird (Geschka/Schaude 1973), um zu ver­
meiden, daß Technology Assessment zu einem »Technology Arrestment« 
wird, also Innovationsprozesse hemmen würde (vgl. Strasser 1973, S. 214). 
Hier wäre z. B. an eine Verpflichtung zur Durchführung einer Technol- 
ogy-Assessment-Untersuchung durch neutrale Forschungsgruppen bei be­
deutenderen größeren Innovationen ähnlich den Vorschriften des Natio­
nal Environmental Policy Act in den USA zu denken, verbunden mit der 
Auflage, die Untersuchung bei der Koordinierungsstelle für Technologie­
Bewertung zur Information von Regierung und Parlament zu hinterlegen 
(National Academy of Sciences 1969, S. 38). Selbstverständlich müßten 
für die Durchführung solcher Technologie-Assessment-Studien Richtli­
nien aufgestellt werden, die auf Erfahrungen der Koordinierungsstelle bei 
dem Assessment staatlich geförderter Technologien aufbauen könnten.
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Gesellschaftsbezogene Steuerung des technischen Fortschritts: Was sind 
die nächsten Schritte?

Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß das Konzept von Technol­
ogy Assessment vor allem mit seiner Orientierung an einem breiteren 
Zielbündel als bisherige Kosten-Nutzen-Untersuchungen unter Einbezie­
hung von Nebenwirkungen auch weit entfernt liegender Art wesentlich 
mit dazu beitragen kann, die Entscheidungsbasis für die Anwendung 
neuer Technologien zu verbessern. Dieses dürfte ein erster wesentlicher 
Schritt darauf hin sein, den technischen Fortschritt nicht mehr anhand der 
eingangs erwähnten traditionellen Kriterien, sondern stärker gesellschafts­
bezogen zu steuern. Die Gegenüberstellung des Anspruchs von Technol­
ogy Assessment mit den bisherigen Erfahrungen und methodischen 
Schwierigkeiten hat jedoch gezeigt, daß hier noch viele Forschungsarbei­
ten notwendig sind, die in den kommenden Jahren forciert in Angriff ge­
nommen werden müssen. Es geht hierbei vor allem um Untersuchungen, 
die es uns ermöglichen, gesellschaftliche Trends und Entwicklungen vor­
auszusagen und damit Technologien immer stärker im gesellschaftlichen 
Kontext der Zukunft zu untersuchen. (Ein zweiter Schritt sollte der Auf­
bau einer systematischen Bedarfsforschung für Forschung und Entwick­
lung bzw. Innovationen sein - Needs Assessment.)

Offen ist darüber hinaus auch noch die zentrale Frage der Institutio­
nalisierung von Technology Assessment, die eng verknüpft ist mit der Ent­
scheidung einer Gesellschaft für mehr zentrale oder stärker dezentralisier­
te Entscheidungsbildung über wichtige Dimensionen der Lebensqualität. 
Von einer einmal getroffenen Institutionalisierung von Technology As­
sessment werden daher auch weittragende Auswirkungen auf das gesamte 
Gefüge sozialer Strukturen ausgehen.

Im Hinblick auf die mehrfach erwähnten hohen Aufwendungen für 
Technology-Assessment-Untersuchungen dürfte es ratsam sein, hier wie in 
anderen Bereichen auch entsprechende Prioritäten zu setzen (vgl. Natio­
nal Academy of Engineering 1969, S. 9). Es gilt daher Kriterien zu finden, 
die es gestatten, diejenigen Technologien auszuwählen, die vordringlich 
als Kandidaten für Technology-Assessment-Untersuchungen in Frage 
kommen. Erste Vorschläge derartiger Listen sind bereits entwickelt wor­
den (vgl. Carpenter 1972,1974). Diese gilt es noch weiter zu vervollständi­
gen. Es erscheint ferner notwendig, in Auseinandersetzung mit bereits 
entwickelten Prioritätenlisten für Technology-Assessment-Untersuchun­
gen - Abbildung 4 gibt als Beispiel für viele eine derartige Liste wieder, 
die auf Expertenbefragungen basiert - auch hier unter Einführung weite-
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rer Kriterien letztlich nationale Prioritäten für eine Assessment-Politik 
aufzustellen, wobei allerdings in vielen Fällen eine internationale Abstim­
mung oder Zusammenarbeit erforderlich sein wird.

Abbildung 4: Prioritätenliste für zukünftige Technology-Assessment-Unter- 
lagen

Energy
U nderg round  transm ission  lines 
G eo therm al energy
Large-scale  sh ipm ent o f liquified natu ra l gas by 

tanker
Large-scale  sh ipm ent o f liquified natu ra l gas by 

tanker, assum ing existence o f drifting vapor 
cloud hazard

P artial substitu tion  o f plastic fo r steel in autos 
S o lar energy fo r space heat 
S o lar energy fo r pow er generation  
C oal gasification
H ydro therm al g rad ien t ocean  pow er plants 
O p en  cycle gas turb ines 
F ision  pow er sources (conventional and  new) 
F usion  pow er sources
N uclear safeguard  system to  prevent diversion 

o f  nuclear m aterials 
Innovative fuel cell 
A u tonom ous to ta l energy systems 
G rid-linked to tal utility systems 
H igh  tem pera tu re  superconductors 
H ydrogen fuel-based  econom y

Health
C orrec tion  o f genetic  defects through gene m o­

dification 
A rtific ial kidney 
Param edical clinics
A cupunctu re  fo r anaesthesia  and pain  relief
O rgan  transp lan ts
E arly  test fo r fe ta l deform ities
D ea th  pro longation  techniques
R eversible  surgical contraception
C om pulsory h e ro in  trea tm en t clinics
A rtificial hearts
C hem ical abortifac ien t fo r self-adm inistration

Waste disposal and pollution control 
Pollu tion  de tec tion  instrum ent netw ork 
T rea tm en t o f m unicipal and  industrial w aste­

w ater by distillation
Pyrolysis o f  livestock m anure  a t feedlots 
Pyrolysis o f m unicipal solid w aste 
B urning  o f m unicipal solid w aste as fuel 
L iquefaction o f coal 
B iodegradable plastics for packaging 
T ertiary  trea tm en t o f  all w astew ater 
Recycling o f all m unicipal w astew ater

National defense
T erm inal fire  contro l o f ballistic missiles 
A nti-ballistic missile system 
N onlethal w eapons fo r w arfare

Crime
H ijacking prevention techniques 
M anagem ent o f prisons by industry and  labor 

unions
City-wide T V  surveillance fo r crim e control 
N onlethal w eapons fo r crow d control

Resource Extraction and Conservation 
E arth  resources satellites 
Stim ulation o f fossil fuel reserves w ith nuclear 

explosions, no significant hazard  assum ed 
Stim ulation o f fossil fuel reserves w ith nuclear 

explosions, assum ing existence o f significant 
explosive and contam ination  hazard  

Strip-m ining o f coal in W estern  states 
H urricane  control 
Increasing precipitation 
E arthquake  prediction 
E arthquake  control 
Two-week w eather prediction 
R ecovery o f shale  oil 
Large-scale desalination o f seaw ater 
Trans-A laska oil pipeline 
M ining o f m anganese ocean nodules

Shelter and construction
Polym ers for building construction (structural 

elem ents)
A batem ent o f  construction  noise 
M odular prefabrica ted  housing 
M inim um  tem porary  housing

Education
C entralized  ed u ca tion /tra in ing /lib ra ry  facility 
School a t hom e through C A TV  th rough  college 
C om puter-aided  instruction  in the  schools

Agriculture and food  
C attle factories
M icrobial pro te in  for anim al feed 
"Farming" o f estuaries for seafood p roduction  
H orm onal pesticides (species-specific) 
G reenhouse grow ing o f fruits and  vegetables 
H igh p ro te in  grain
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Transportation
E lectron ic  autom obile  control 
D ial-a-B us systems 
H igh-speed inter-city  trains 
T u rb ine  au to  engine
E x ternal com bustion  engine for autom obiles
A u tom ated  m ass transit systems
E lectric  autom obile
W ankel engine autom obile
Supersonic transport
M oving sidewalks
O ff-shore po rts
S upertankers fo r oil and  o ther cargo 
Slurry pipelines for coal and  o th e r m inerals

Information and communications 
A ddress read er
Special pu rpose  m icro-com puters 
T hree-d im ensional (holographic) color televi­

sion
P ortab le  com puter term inals 
R efined  com puter hardw are

C om puterized  com m unity inform ation  center 
G eneral purpose m icro-com puters 
C entra lized  docum ent retrieval systems 
C om puterized  tran sit inform ation  systems 
O ptical character read ers  
E lec tron ic  stock m arket 
C om puterized  national personal da ta  bank 
2-way CATV 
C om puterized  libraries 
D om estic  com m unications satellites 
Point-of-sale reta il com pu te r systems 
E lectronic funds tran sfe r systems 
V ideo telephones

Recreation
W ide use o f m otorized  cam pers 
W ide use o f snowm obiles

Space
D isposal of radioactive w astes in space 
N A SA  Space Shuttle  program

Quelle: nach Humes/Shapanka (1974)

Die Bereitschaft der großen gesellschaftlichen Institutionen (die durch 
ihre Entscheidungen über Forschung und Entwicklung sowie Innovatio­
nen letztlich Inhalt und Richtung des technischen Fortschritts bestimmen) 
zur Öffnung ihrer Entscheidungsprozesse und zur Integration zusätzlicher, 
bislang unbeachteter Auswirkungsbereiche in ihre Überlegungen dürfte 
jedoch noch mehr als die notwendigen methodischen Weiterentwicklun­
gen entscheidend dafür sein, in welchem Umfang die zukünftige Entwick­
lung des technischen Fortschritts stärker von den gesellschaftlichen Be­
dürfnissen her gesteuert wird, als dies in der Vergangenheit der Fall war. 
Von einer solchen Entwicklung kann ein wesentlicher Beitrag zur Steige­
rung der Lebensqualität in unserer Gesellschaft erwartet werden.
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Möglichkeiten der Technologiefolgenabschätzung

Ziele der Technologiefolgenabschätzung

Die Idee des »Technology Assessment« (TA) oder, wie sie im Deutschen 
meist genannt wird, der Technologiefolgenabschätzung, wurde Mitte der 
sechziger Jahre in den Vereinigten Staaten geboren. Zentraler Grundge­
danke ist die zukunftsorientierte, eine Vielzahl gesellschaftlicher Ziele be­
rücksichtigende Steuerung des technologischen Wandels. Das Vorsorge­
prinzip, das als Denkkategorie gerade im Umgang mit dem wissenschaft­
lich-technischen Fortschritt in den westlichen Industriestaaten im letzten 
Jahrzehnt immer stärker gefordert wurde (vgl. Rat von Sachverständigen 
1978, S. 577), wurde durch ein solches Instrument vergleichsweise früh in 
ein praktisches Mittel der Politik umgesetzt. In dem Konzept der TA 
kommt damit eine neue Einstellung gegenüber der wissenschaftlich-tech­
nischen Entwicklung zum Tragen; diese soll - da sie neben vielen Vortei­
len oft auch bedeutende, vor allem langfristig sichtbare Nachteile mit sich 
bringt - einem Entscheidungsprozeß unterworfen werden, der ein breite­
res Spektrum von Zielen berücksichtigt, als dies bisher der Fall war. Tech­
nology Assessment will ein Instrument der Entscheidungshilfe sein, das 
seinen Nutzern ermöglicht, positive wie negative Konsequenzen der Ent­
wicklung und Anwendung einer Technologie umfassend, frühest möglich 
und möglichst exakt zu identifizieren und in den politischen Planungs­
und Entscheidungsprozeß zu integrieren. Technologiefolgenabschätzung 
ist damit Vorstufe und erster Schritt einer jeden Technologiebewertung, 
d. h. der Meinungsbildung darüber, ob eine bestimmte Technologie ange­
sichts ihrer vielfältigen Auswirkungen auf technische, wirtschaftliche, so­
ziale und ökologische Systeme im Lichte gegebener oder sich entwickeln­
der Wertvorstellungen als wünschenswert, akzeptabel oder nicht nützlich 
angesehen wird (vgl. Dierkes/Staehle 1973; Paschen/Gressner/Conrad 
1978). -

Als Planungsinstrument unterscheidet sich die Technologiefolgenab­
schätzung in ihrem theoretischen und methodischen Ansatz allerdings 
nicht grundsätzlich von anderen Instrumenten der Entscheidungsvorberei­
tung, die seit den späten sechziger Jahren auch in der Bundesrepublik als



Möglichkeiten der Technologiefolgenabschätzung 75

Modell wissenschaftlicher Politikberatung diskutiert und praktiziert wor­
den sind. Neuere Konzepte zur Systematisierung der Informationsgewin­
nung und -Verarbeitung für politische Entscheidungsprozesse wie
■ die Delphi-Technik,
■ das Szenarien-Writing,
■ die Kosten-Nutzen-Analyse,
■ die Systemanalyse,
■ das Operations-Research-Verfahren
werden auch beim Technology Assessment angewendet (vgl. Bohret 1970; 
Paul 1979).

Daß der technische Wandel in diesem spezialisierten Modell der Ent­
scheidungshilfe thematisiert wird, hat eine Problemlage zum Hintergrund, 
die in den letzten Jahren so oft dargestellt worden ist (vgl. z. B. Dierkes/ 
von Thienen 1977; Dierkes 1980), daß sie an dieser Stelle nur kurz skiz­
ziert werden muß. Es handelt sich, generell gesprochen, um bereits mani­
feste Folgen der in den letzten Jahrzehnten verstärkten Anwendung von 
Technologien auf die natürliche und soziale Umwelt. Historische Analy­
sen haben darauf hingewiesen, daß Planung immer in als krisenhaft erleb­
ten Situationen als Lösungsalternative entdeckt und diskutiert wird 
(Lompe 1971): In diesem Sinne ist die Technologiefolgenabschätzung vor 
allem als Antwort auf eine als problematisch bewertete ökologische Ent­
wicklung zu verstehen. Ob es sich dabei um einen tatsächlich objektiv als 
krisenhaft zu charakterisierenden Prozeß handelt, ist hierbei weniger 
wichtig als die Frage, inwieweit eine solche Wahrnehmung eines Problems 
bei einem wichtigen Teil der Bevölkerung wie auch der politischen Ent­
scheidungsträger dominiert (Dierkes 1979).

Die oft als voreilig oder nicht bis in letzte Konsequenzen durchdacht 
angesehene Nutzung einzelner Technologien ist in vielen hochindustriali­
sierten Ländern seit 1970 zunehmend auf ein erhebliches Akzeptanzdefi­
zit bei unterschiedlichen Gruppen der Gesellschaft gestoßen. Diesen Ent­
wicklungen, die, wie es im Bundesbericht Forschung VI heißt, »von erheb­
lichen Teilen der Gesellschaft als gefährliche Bedrohungen oder unerträg­
liche Belastungen empfunden werden«, soll durch Bemühungen begegnet 
werden, »Auswirkungen neuer Technologie-Anwendungen möglichst 
frühzeitig zu klären und auf breiter Basis zur Diskussion zu stellen« (Bun­
desbericht 1979). Von Technology Assessment wird eine solche früh­
zeitige Klärung dieser möglichen schädlichen Wirkungen erhofft und da­
mit auch die Chance, ihnen schon vor der eigentlichen Technologieanwen­
dung durch technische oder politische Maßnahmen zu begegnen. Langfri­
stig orientierte Entscheidungen über neue Technologien, wie sie mit dem
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Konzept des Technology Assessment angestrebt werden, wollen allerdings 
mehr als nur negative Folgen abwehren: Der technische Fortschritt soll im 
Rahmen zukunftsorientierter Politikgestaltung positiv eingesetzt, der öko­
logische und gesellschaftliche Status quo nicht nur erhalten, sondern ver­
bessert werden.

Die Diskussion der Institutionalisierung von Technology-Assessment­
Funktionen

In vielen westlichen Industriestaaten hat diese Idee in den siebziger Jah­
ren eine starke Attraktivität ausgestrahlt und praktische Folgen gezeitigt.1 
So wurde 1972 in den Vereinigten Staaten das »Congressional Office of 
Technology Assessment« (OTA) geschaffen, das zur Aufgabe hat, den 
Kongreß in technologiepolitischen Fragen durch Erstellung von Gutach­
ten, Veranstaltungen und Workshops und sonstige Formen der Beratung 
zu unterstützen. Dieses OTA, das gegenwärtig rund 130 Mitarbeiter und 
mehrere hundert Berater beschäftigt, übte zumindest bis Mitte der siebzi­
ger Jahre eine gewisse Vorbild- und Anreizfunktion für Überlegungen in 
mehreren westeuropäischen Staaten aus, ähnliche Beratungseinrichtungen 
zu schaffen.

Alle diese Initiativen auf nationaler wie internationaler Ebene, TA- 
Funktionen gemäß dem OTA-Modell in größerem Maßstab einzurichten, 
sind allerdings bislang gescheitert. Nur in Schweden sowie international 
bei der EG und der OECD wurde und wird mit kleineren TA-Einrichtun- 
gen oder Teams experimentiert. Vergleichbare Anstrengungen in den 
Niederlanden, England, Frankreich und auch der Bundesrepublik waren 
dagegen bis heute nicht erfolgreich. Die naheliegende Frage nach gemein­
samen Gründen dieses bisherigen Scheiterns kann hier im Detail nicht 
weiterverfolgt werden. Da die einzelnen Initiativen oft von unterschiedli­
chen Nutzungserwartungen ausgegangen sind und die mögliche Umset­
zung des TA-Konzepts unter länderspezifisch unterschiedlichen struktu­
rellen Voraussetzungen zu geschehen hätte, wäre hierfür eine im Rahmen 
dieser Abhandlung nicht zu leistende differenzierende Analyse notwendig.

Für die Diskussion in der Bundesrepublik Deutschland um die Nut­
zung des Konzepts der Technologiefolgenabschätzung läßt sich jedoch 1

1 Vgl. zur internationalen Institutionalisierung von TA-Funktionen allgemein Con- 
rad/Paschen (1980).
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feststellen, daß das Vorbild des Office of Technology Assessment der Ver­
einigten Staaten lange Zeit eine teilweise prägnante und - wie Kritiker 
meinen - schädliche Wirkung hatte (Paschen 1977). Entsprechend diesem 
Modell bestimmte die Möglichkeit einer parlamentsnahen Institutionali­
sierung von Aktivitäten auf dem Gebiet der Technologiefolgenabschät­
zung als Kontrollhilfe gegenüber der Exekutive weitgehend die Debatte 
(Herttrich/Lichtenberg 1978). Die anfangs auch von der Wissenschaft in­
tensiv geführte, später aber im wesentlichen von fachlich interessierten 
Politikern getragene Auseinandersetzung hat erst in letzter Zeit wieder 
eine auch einen großen Bereich der Wissenschaft erfassende Aufmerk­
samkeit gefunden. Zunehmend geht es heute nicht mehr allein um die 
Frage, wie die politische Kontrollfunktion der Parlamente gegenüber den 
Regierungen gestärkt werden kann, sondern darum, welchen Beitrag Wis­
senschaft und Technik bei einer an breiteren Kriterien orientierten Ent­
scheidung über die Gestaltung des technischen Wandels leisten können 
(Pahl 1980). Darüber hinaus sind in jüngster Zeit auch Initiativen zu ver­
zeichnen, die das Modell der Technologiefolgenabschätzung für Anwen­
dungsfälle diskutieren, die über die bisherigen Institutionalisierungsvor­
schläge hinausgehen (Hartkopf 1980).

Nun stellt sich, nachdem fast zehn Jahre politischer Diskussion verstri­
chen sind, für die Bundesrepublik die Frage, ob diese Debatte um eine In­
stitutionalisierung von Technology Assessment nicht grundsätzlichere Fra­
gen der Technologiefolgenabschätzung zu sehr in den Hintergrund ge­
drängt hat. Hat diese jahrelange Diskussion, ob und wie bundestagsnah 
eine TA-Analysen auswertende, durchführende oder initiierende Funk­
tion geschaffen werden sollte, nicht auch in der Fachliteratur die doch er­
heblichen methodisch-theoretischen Probleme und die daraus zu ziehen­
den Konsequenzen für die Möglichkeiten und Grenzen sowie Wege einer 
wissenschaftlichen Beratung auf diesem Gebiet zu sehr verdrängt? Wie 
das Beispiel der Vereinigten Staaten zeigt, wo nicht allein der Kongreß, 
sondern auch andere Stellen sich der Ergebnisse dieser Forschung bedie­
nen, kann das TA-Konzept prinzipiell von allen Planungsträgern im tech­
nologiepolitischen Bereich, also auch den Regierungen und der Wirt­
schaft, genutzt werden (Berg u. a. 1978). Ist es nun lediglich auf den Um­
stand zurückzuführen, daß Technology Assessment - von einigen frühen 
Ausnahmen, die dann jedoch nicht weiterverfolgt wurden, abgesehen 
(Dierkes/Staehle 1973; Metze 1980) - im wesentlichen als parlamentari­
sches Kontrollinstrument diskutiert wurde, wenn zumindest in der Bun­
desrepublik TA-Aufgaben für andere Planungsträger nur zögernd in An­
griff genommen wurden (Conrad/Paschen 1980)?
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Im Hinblick auf beide Fragen scheint sich in Wissenschaft, Wirtschaft 
und Politik zunehmend die Erkenntnis zu verbreiten, daß eine Umorien­
tierung der Diskussion um Technologiefolgenabschätzung erforderlich ist. 
Es wird erkannt, daß die in der Literatur zwar immer wieder angedeute­
ten, die Machbarkeit und Praktikabilität von am oben erwähnten An­
spruch gemessenen Analysen aber selten in Frage stellenden Probleme so 
gravierend sind, daß Möglichkeiten einer verbesserten technologiepoliti­
schen Beratung durch die Wissenschaft davon nicht unabhängig gesehen 
werden können. Ebenso wird vermutet, daß die relative Konzentration der 
politischen Diskussion um Technologiefolgenabschätzung auf Institutiona­
lisierungsfragen diese grundsätzlichen Probleme zwar verdeckt, zugleich 
aber vielleicht eher unbewußt oder unausgesprochen auch reflektiert hat. 
Mit anderen Worten: Wenn es in der Bundesrepublik nicht eine feste und 
intensiv genutzte Einrichtung für Technologiefolgenabschätzung gibt, so 
vielleicht auch deshalb, weil die ursprünglichen Erwartungen zu hoch wa­
ren und das, was TA fordert, von einer solchen Institution nicht oder nur 
extrem beschränkt geleistet werden kann.

Diese für den Prozeß der Technologiefolgenabschätzung in der ak­
tuelleren Diskussion als zentral angesehene Frage: Was kann die Wissen­
schaft tatsächlich in welchen Beratungsformen leisten? soll auf der Erfah­
rung der letzten Jahre aufbauend im folgenden diskutiert werden; daran 
anknüpfend werden einige Vorschläge entwickelt, wie der Beratungspro­
zeß bei der Gestaltung des technischen Wandels verbessert werden kann 
und welche Voraussetzungen dabei zu beachten sind.

Theoretisch-methodische Probleme der Technologiefolgenabschätzung

Die Technologiefolgenabschätzung ist ganz allgemein - wie oben dargelegt 
- als eine Fortentwicklung jener Entscheidungsinstrumente anzusehen, die 
seit Mitte der sechziger Jahre für eine systematische Informationssuche 
und -Verarbeitung entwickelt wurden. Im Unterschied zu diesen ist jedoch 
neben dem speziellen Technologiebezug für das beim Technology Assess­
ment zugrundeliegende Modell eines wissenschaftlich angeleiteten Pro­
blemlösungsverfahrens ein stark projektiver und den Auswirküngsbereich 
sehr umfassend definierender Anspruch charakteristisch: Ziel der Techno­
logiefolgenabschätzung ist es gerade, auch die indirekten ökologischen, 
ökonomischen und gesellschaftlichen Konsequenzen zweiter und höherer 
Ordnung einer Technologieanwendung in der Analyse zu erfassen und so
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für die politische Bewertung und Entscheidung nutzbar zu machen. Es ist 
offensichtlich, daß diesem Anspruch, soll ihm mit exaktem Wissen ent­
sprochen werden, beim heutigen Stand der naturwissenschaftlich-techni­
schen wie auch sozialwissenschaftlichen Erkenntnisse nur sehr einge­
schränkt entsprochen werden kann: Die begrenzte Prognosefähigkeit setzt 
hier einem Beratungsziel sehr enge Grenzen, das politische Entscheidun­
gen allein auf die Grundlage gesicherten Wissens stellen möchte (Schol- 
der 1973).

Angesichts dieser Schwierigkeiten, aber auch der Notwendigkeit, Ent­
scheidungen treffen zu müssen und die Entscheidungsbasis so breit wie 
möglich gestalten zu wollen, werden beim Technology Assessment heuri­
stische Verfahren der Informationsgewinnung und Problemlösung aller­
dings ausdrücklich in das Konzept miteinbezogen. Damit geht das Kon­
zept jedoch schon über das hinaus, was nach vorherrschendem wissen­
schaftstheoretischen Verständnis als vorläufig gesichertes Wissen angese­
hen wird. Die mit der Anwendung solcher Methoden verbundenen Risi­
ken sind bekannt; sie werden aber als tolerabel angesehen, da sonst in 
weiten Feldern einer Technologiebewertung keinerlei, auch noch nicht 
einmal durch systematische Ausschöpfung der Intuition von Experten ab­
gesicherte Auswirkungsabschätzung zur Verfügung gestellt werden kann. 
TA geht auch nicht davon aus, sämtliche Entscheidungsoptionen beim ge­
genwärtigen Kenntnisstand schon mit quantitativen Entscheidungskalkü­
len gewichten zu können. Vielmehr sollen routinisierte, oftmals stark in­
krementale Entscheidungsprozesse hier durch in ihren einzelnen Schritten 
kontrollierte und die Auswirkungsfelder systematischer erfassendere Pla­
nungsvorhaben ersetzt werden.

Neben dem Prognoseproblem stellt sich auch ein anderes planungs­
typisches Problem bei der Durchführung von Technologiefolgenabschät­
zungen besonders scharf, nämlich das der Auswahl untersuchungsrelevan­
ter Auswirkungsbereiche. Der Anspruch, die Folgewirkungen der Einfüh­
rung einer neuen oder vermehrten Nutzung bereits bekannter Technolo­
gien umfassend abzuschätzen und darzustellen, kann in der Praxis immer 
nur eingeschränkt erfüllt werden. Eine sich an heutigen Erkenntnissen 
orientierende, wertverankerte Abgrenzung der Auswirkungsfelder ist un­
vermeidlich. Schon deshalb ist eine risikolose, d. h. überraschungsfreie 
Zukunft mit TA nicht zu garantieren; die breite Anwendung einer Tech­
nologie wird Vor- und Nachteile mit sich bringen, die zum Zeitpunkt der 
Entscheidung über diese Anwendung nicht oder kaum antizipierbar 
waren.
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Gerade auch die aktuelle Erfahrung gewandelter öffentlicher Einstel­
lungsmuster gegenüber manchen Technologien legt es nahe zu postulie­
ren, Technology Assessment solle Entwicklungstrends des Wertwandels 
für die Bestimmung der Auswirkungsfelder, aber auch bei der Gegenüber­
stellung von Auswirkungen und Zielen zum Zwecke der Bewertung in die 
Analyse miteinbeziehen. Abgesehen davon, daß für den Planungsprozeß 
nicht allein ein möglicher Wertwandel selbst von Bedeutung ist, sondern 
vor allem die daraus resultierenden Verhaltensänderungen gesellschaftli­
cher Gruppen (von Thienen 1981), scheitern solche Projektansprüche in 
der Regel schnell an den bereits angesprochenen Prognoseproblemen.

Der gesellschaftliche Wertwandel wie auch die Veränderung gruppen­
spezifischer Bedürfnisstrukturen und Interessen sind kein autonom ablau­
fender und als solcher zu untersuchender Prozeß. Dieser ist vielmehr ab­
hängig von Sozialisations- und Umweltbedingungen, die selbst erst wieder 
bekannt sein müssen, um mögliche Wertverschiebungen abgeben zu kön­
nen. Hierbei wird noch unterstellt, daß die Vermittlungsprozesse zwischen 
Umwelt und Bewußtsein einigermaßen exakt bekannt sind. Selbst wenn 
aber diese Beziehungen verhältnismäßig verläßlich bestimmt werden 
könnten, stellt sich darüber hinaus das Problem, mögliches künftiges Wis­
sen vorwegnehmen zu müssen: Ein künftiger Einstellungswandel gegen­
über einer Technologie kann - um hier nur ein Beispiel zu nennen - etwa 
durch in einigen Jahren entdeckte ökologische Zusammenhänge verur­
sacht sein. Die Ergebnisse solcher künftiger Forschung lassen sich aber 
grundsätzlich nicht prognostizieren und damit auch nicht die entsprechen­
den gruppenmäßigen Reaktionen auf solche noch nicht bekannten Infor­
mationen.

Eine wünschenswerte, aber nur sehr begrenzt mögliche Einbeziehung 
von Beurteilungskriterien, die in der Zukunft für die Bewertung von Tech­
nologien Bedeutung gewinnen könnten, kann daher keineswegs die Not­
wendigkeit ersetzen, mit heutigen Wertmaßstäben eine nach dem heuti­
gen Kenntnisstand sinnvolle Abgrenzung der Auswirkungsbereiche zu 
treffen (von Thienen 1981).

Die hier dargelegten grundlegenden und miteinander verbundenen 
Schwierigkeiten der Prognose und Auswahl von Wirkungsfeldern gelten 
zwar für jeden projektiven und planenden, auch den kurz- und mittelfristi­
gen Zugriff auf die Zukunft. Um so mehr treffen sie aber für solche um­
fassenden und langfristigen Vorausschätzungen zu, wie sie der ursprüngli­
che Ansatz des Technology Assessment leisten wollte.2 Kurzfristige Pro-

2 Vgl. dazu die verschiedenen Beiträge in Finsterbush/Wolf (1977).
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gnosen können sich oft als durchaus zufriedenstellend präzise erweisen 
(Krengel 1977; Raabe 1977). Diese nehmen eine Reihe von notwendigen 
Randbedingungen als für den Prognosezeitraum stabil an und können sich 
eben bewähren, wenn diese Randbedingungen tatsächlich stabil geblieben 
sind. Die Technologiefolgenabschätzung aber wollte - zumindest in ihrer 
von großem Idealismus getragenen Initialphase - mehr: nämlich gerade 
auch mittel- und langfristige Folgenabschätzung für Technologien durch­
zuführen, die überhaupt noch nicht angewendet worden sind.

Neben diesen grundlegenden methodischen Prognose- und Abgren­
zungsschwierigkeiten (vgl. Menkes 1979) gibt es noch eine Anzahl eher für 
die Durchführungspraxis typischer Probleme, von denen die folgenden 
zwei als besonders wesentlich angesehen werden:
1. Das Konzept der Technologiefolgenabschätzung verlangt je nach spe­

zifischer Aufgabenstellung die Integration von Informationen verschie­
denster Wissenschaftsdisziplinen. Auf der Ebene der Theorie führt 
dies vielfach zu Problemen bei der Verknüpfung unterschiedlich hoch 
aggregierter Daten, auf der Ebene der Kooperation der jeweiligen Ar­
beitsteams zu den oft diskutierten Schwierigkeiten interdisziplinärer 
Zusammenarbeit.

2. Gerade bei noch in der Entwicklung oder kurz vor der Anwendungs­
reife befindlichen Technologien stellt sich häufig das Problem eines 
ausreichenden Datenzugriffs, der überhaupt erst eine Abschätzung 
und Bewertung der mit ihr verbundenen Folgen ermöglicht. Für solche 
Fälle, wo etwa ein konkurrierender Markt einer externen wissenschaft­
lichen Bewertung einer gerade anwendungsreif entwickelten Technolo­
gie entgegensteht, bietet sich die Nutzung des TA-Konzepts zunächst 
als unternehmensinterne Entscheidungshilfe an. Hier sind aber bislang 
nur Einzelbeispiele von Versuchen umfassenderer Folgeabschätzungen 
für technologische Einzelentwicklungen bekannt geworden; sie lassen 
noch nicht den Schluß auf eine grundlegende Umorientierung im Un­
ternehmensbereich in Richtung auf breite gesellschaftliche Ziele ein­
beziehende Planungsstrategien bei der Einführung neuer Produkte 
und Produktionsverfahren zu (vgl. Dierkes 1974c, S. 118 ff.; Conrad/ 
Paschen 1980).

Die genannten methodisch-theoretischen Probleme des Technology 
Assessment, verbunden mit den oft unter erheblichem zeitlichen Druck zu 
lösenden praktischen Schwierigkeiten einer solchen Untersuchung, kön­
nen natürlich leicht dazu führen, daß dem umfassenden Folgeabschät­
zungsanspruch der TA nicht entsprochen wird. Wenn etwa die OECD in 
einer kritischen Analyse von fünfzehn in den der Organisation angehören-
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den Ländern erstellten Assessments zu dem Ergebnis kommt, nicht eine 
der von ihr bewerteten Untersuchungen werde kritischen Forderungen 
wirklich gerecht, so zeigt sich darin ein grundsätzliches Problem der Tech­
nologiefolgenabschätzung (OECD 1978). Dieses Dilemma ist nicht den 
einzelnen Forschungsteams und auch nicht den vielleicht einseitige Ziele 
bevorzugenden politischen Auftraggebern zuzurechnen. Die OECD-Ana- 
lyse legt vielmehr entgegen ihren eigenen Intentionen eine andere Frage 
nahe: ob nämlich es heute überhaupt noch Sinn hat, von einem einheitli­
chen TA-Konzept auszugehen.

Die Einordnung von Folgeabschätzungen unter dem Stichwort »Tech­
nology Assessment« bereitet offensichtlich Schwierigkeiten, wenn das 
Konzept selbst so anspruchsvoll formuliert wird, daß ihm in der Praxis nur 
wenig entsprochen wird und oft auch entsprochen werden kann. Die Fest­
stellung, daß bis heute weltweit eine relativ große Anzahl von TA-Analy- 
sen erstellt wurde (vgl. Conrad/Paschen 1980), bedeutet nicht, daß es sich 
dabei um methodisch vergleichbare, soziale, ökonomische, technische und 
ökologische Auswirkungsfelder gleichermaßen systematisch erfassende 
Untersuchungen handelt. Viele der bislang auch in den USA angestellten 
TA-Versuche sind nicht mehr als Durchführbarkeitsstudien und Partial­
analysen, nicht aber groß angelegte und weitreichende Untersuchungen 
über komplexe, auch indirekte soziale Folgen einer Technologieanwen­
dung: Woher auch sollte hierfür das methodisch-theoretische und daten­
mäßige Fundament stammen?

Technology Assessment, das zeigen die Erfahrungen, kann daher oft 
nicht mehr sein als eine zunächst allgemeine und grundlegende politisch­
wissenschaftliche Philosophie im Umgang mit der Technik. Gelingt es 
nicht, Anspruch und Realität besser anzunähern, beharrt man auf dem 
umfassenden Erklärungsanspruch aus der Frühphase des TA-Konzepts, so 
kann dies wegen enttäuschter Erwartungen seine Anwendungschancen 
insgesamt auch auf Dauer erheblich einschränken. Für die Probleme des 
technischen Wandels und seine Folgen sind, weil die Entwicklung vieler 
wissenschaftlicher Einzeldisziplinen in vielen Einzelbereichen verlangend, 
keine schnellen Lösungsstrategien in Sicht. Wo nicht der Belastungsgrad 
eines einzelnen Umweltmediums oder eine auf enge ökonomische Ziele 
beschränkte Kosten-Nutzen-Analyse gefragt ist, sondern komplexe gesell­
schaftliche und naturgesetzliche Wirkungszusammenhänge projiziert wer­
den sollen, dort kann sinnvolle Beratung - und Beratung meint hier die 
Zusammenarbeit zwischen Politik und Wissenschaft - leicht in Spekula­
tion übergehen.
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Praktische Folgerungen

Diese grundlegenden Probleme langfristiger Folgeabschätzung und die 
Gefahr der Politisierung auch um möglichst objektive Politikberatung be­
mühter Beratungsleistungen auf seiten von Wissenschaft und Technik 
können manchmal die Neigung zu einer beratungsabstinenten Position 
fördern. Diese betont, daß der Anwendung einer Technologie ein nur we­
nig durch wissenschaftliche Informationen gestützter Entscheidungspro­
zeß vorausgehe und daß gerade langfristige politische Planungsstrategien 
Informationen zu verarbeiten hätten, wie sie eine auf die Produktion wah­
rer Sätze vereidigte Wissenschaft kaum bereitstellen könne. Umgekehrt 
bilden Wissenschaft und Technik allerdings keinen prinzipiell aus dem Sy­
stem gesellschaftlicher Willensbildung völlig ausgegrenzten Bereich. Jeder 
Wissenschaftler ist zugleich auch Staatsbürger mit jeweils unterschiedli­
chen Gemeinschaftsverpflichtungen. Und auch die Wissenschaft insge­
samt kann und will ihre gesellschaftliche Verantwortung nicht vernachläs­
sigen, wie in den letzten Jahren von vielen Seiten immer wieder betont 
wurde (Lüst 1981, S. 98). Da Technik Folgen produziert, die von der Ge­
sellschaft bewertet werden, entsteht für Wissenschaft und Technik eine, 
wie es in der letzten Regierungserklärung heißt, »Bringschuld«, »ihre Er­
kenntnisse für die Gesellschaft durchsichtig zu machen«, für »die Qualität 
ihrer Forschungsarbeit« einzustehen (Regierungserklärung 1980, S. 1056). 
Nicht die Frage, ob Wissenschaft bei der Entscheidung über die Anwen­
dung von Technologien beratend tätig werden soll, sondern in welcher 
Form dies geschehen kann, wird daher auf methodisch noch so unzurei­
chend geklärtem Gebiet wie der Technologiefolgenabschätzung zu einer 
zentralen Frage (Pahl 1980).

Thesen zur technologiebezogenen Beratung und Informationsvermittlung

Vor dem Hintergrund eines wieder zunehmenden öffentlich-politischen 
Bedarfs an systematischen Untersuchungen der Auswirkungen neuer 
Technologien (Bundesbericht 1979) einerseits und den genannten Proble­
men der Technologiefolgenabschätzung andererseits sollen hier einige 
Thesen formuliert werden, wie technologiebezogene Beratung und Infor­
mationsvermittlung durch die Wissenschaft umfassender als bisher gesche­
hen könnte und welche Voraussetzungen stärker als bislang beachtet wer­
den sollten:
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1. Die bisherigen Anwendungserfahrungen mit TA-Analysen insbesonde­
re in den USA zeigen (Berg u. a. 1978), daß Technologiefolgenabschät­
zungen vor allem für die politische Problemdefinition nützlich sein 
können. Dagegen scheint sich dieses spezielle Beratungskonzept bis­
lang weniger bei der Ausarbeitung politischer Lösungsstrategien 
durchgesetzt zu haben. Darüber hinaus zeigen die bisherigen Erfah­
rungen auch, daß Technology Assessment seinem grundsätzlichen An­
wendungsdilemma nur durch präzise Angaben seiner Schwachstellen 
begegnen kann. Dieses Anwendungsdilemma besteht darin, einerseits 
mangelhaftes Planungswissen verbessern zu wollen, andererseits aber 
aufgrund des fehlenden Wissens in seiner Anwendungsnützlichkeit 
auch beschränkt zu sein. Nun kann dies bei der für viele gesellschaftli­
che Gruppen deutlicher gewordenen Ausgangslage, den technischen 
Wandel gezielter zu gestalten, nicht heißen, sich von der Zukunft abzu­
wenden, weil diese zu oft unbekannt ist. Vielmehr gilt es, die Techno­
logiefolgenabschätzung als ein Instrument zu begreifen, auf dessen Ba­
sis unsere Planungsmöglichkeiten schrittweise verbessert werden kön­
nen und das die Risiken und Chancen der Technologieanwendung 
deutlicher machen kann. Wenn die Möglichkeiten der Technik weiter 
und gezielter genutzt werden sollen, dann gibt es keine vernünftige Al­
ternative zu einem solchen Vorgehen. Seine Grenzen müssen aller­
dings immer bewußt sein, ebenso muß versucht werden, diese kontinu­
ierlich zu verschieben.

2. Nicht die Erstellung gleichsam die Entwicklung ganzer Gesellschaftssy­
steme und ihrer natürlichen Umwelt umfassender TA-Analysen stellt 
sich als sinnvolle wissenschaftliche Aufgabe für die nächste Zukunft, 
sondern die kontinuierliche Weiterarbeit an Partialanalysen. Diese 
können zunächst das einzeldisziplinäre Spezialwissen systematisch für 
durch Wissenschaft und Öffentlichkeit kontrollierbare Beratungsdien­
ste nutzen und darauf aufbauend interdisziplinäre Informationsver­
knüpfung in dem nach der jeweiligen Aufgabenstellung notwendigen 
Maß betreiben.
Die Diskussion um die Schaffung einer TA-Institution sollte abgelöst 
werden durch eine Diskussion über Möglichkeiten, das institutioneile 
Know-how für Technologiefolgenabschätzung bei einer Vielzahl von 
Einrichtungen der Wissenschaft zu stärken.3 Dabei ist aber das ur-

3 Vgl. zur Diskussion um die Schaffung von wissenschaftlichen »Denkfabriken« für 
Beratungsfunktionen Derschka/Stöber (1978). Im Hinblick auf die grundlegende 
Fordemng nach einer derartigen Organisation des TA-Prozesses vgl. Dierkes 
(1974a).
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sprüngliche Ziel einer Integration von Daten unterschiedlichster Wis­
sensbereiche nicht aus den Augen zu verlieren. Die Vernetzung von 
TA-Einzelinformationen, der Nachweis gerade auch von Kenntnislük- 
ken ist, wie sich gezeigt hat, für den Beratungserfolg eine wichtige Vor­
aussetzung (Berg u. a. 1978). Für die Zusammenfassung der für politi­
sche Beratungsprozesse zu integrierenden Partialanalysen sind ange­
messene Vermittlungsformen zu entwickeln. Hierbei müssen, um den 
gerade in kontrovers beurteilten Technologieentwicklungen notwendi­
gen Öffentlichkeitsbezug zu wahren, Wissenschaft wie Politik bereit 
sein, mit neuen Formen der informatorischen Entscheidungsvorberei­
tung zu experimentieren. Selbst im wissenschaftlichen Diskussionspro­
zeß befindliche Forschungsergebnisse müssen als solche öffentlich 
sichtbarer als bisher geschehen dargestellt werden (Dierkes/von Thie- 
nen 1977).

3. Da angesichts der oben erwähnten generellen Probleme auch das 
durch Partialanalysen systematisch ausgeschöpfte Wissen nur be­
schränkt die Antworten geben kann, die für eine umfassende Analyse 
und Bewertung der Auswirkungen neuer Technologien erforderlich 
sind, ist das Konzept der technologiebegleitenden Forschung in Zu­
kunft stärker zu nutzen. Dies gilt besonders für solche Technologien, 
von denen angenommen wird, daß einerseits ihr gesellschaftlicher Nut­
zen sehr hoch ist, sie aber andererseits möglicherweise schwerwiegende 
und schwer abzuschätzende Änderungen in ökologischen und gesell­
schaftlichen Systemen bewirken. Hier ergibt sich die Notwendigkeit, 
durch gezielte Feldexperimente in kleinen Einheiten das entsprechen­
de Wissen zu sammeln und auf der Basis einer solchen Begleitfor­
schung Entscheidungen über eine breitere Nutzung der jeweiligen 
Technologie vorzunehmen (Krebsbach/Dierkes 1974).
Dabei muß aber vorausgesetzt werden, daß solche Feldexperimente 
tatsächlich auch als Experimente zur Sammlung von Informationen für 
Entscheidungen angesehen werden und nicht erste Schritte einer lang­
fristig geplanten Implementation sind. Darüber hinaus ist es notwen­
dig, daß die begleitende Forschung als Entscheidungsgrundlage für 
eine grundlegende Nutzung oder Nichtnutzung oder eine entsprechen­
de Modifikation der Technologie angesehen wird und nicht als Hilfs­
wissenschaft zur Entwicklung von Strategien, um Technologieanwen­
dungen gegen bestimmte Einführungshemmnisse besser durchsetzen 
zu können. Forschungsansätze vor allem im Bereich neuer Kommuni­
kationstechnologien zeigen, daß auch hierzulande die Erkenntnis von 
der Bedeutung der technologiebegleitenden Forschung als Element
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der Technologiefolgenabschätzung erkannt wird (vgl. z. B. Reese 1979, 
S. 87 ff.). Es spricht einiges dafür, daß gerade für jene Technologien, 
deren mögliche Anwendung mehr oder minder tiefgreifende Verände­
rungen sozialer Systeme erwarten läßt, solche Formen der Datenge­
winnung gegenüber zeitbezogenen antizipatorischen Versuchen einer 
Technologiefolgenabschätzung in Zukunft weiter an Bedeutung gewin­
nen werden.

4. Viele Einzeldisziplinen mit unterschiedlicher Anwendungsreife arbei­
ten thematisch in Forschungsbereichen, die es nach dem ursprüngli­
chen TA-Ansatz systematisch zu kombinieren galt. Um dieses Wissen 
für Entscheidungen nutzbar zu machen, kommt es vielfach weniger auf 
die Erstellung umfangreicher Großgutachten als auf die schnelle Zu­
griffsmöglichkeit auf die relevanten Informationen an. Die Wissen­
schaft und die sie repräsentierenden und sie tragenden Organisationen 
haben hier die Verpflichtung, die Vermittlungseffizienz zwischen öf­
fentlich-politischem Wissens- und Informationsbedarf und den vorhan­
denen Beratungsressourcen zu verbessern.
Eine Erweiterung des Beratungspotentials und eine Verbesserung der 
Vermittlungseffizienz werden jedoch nicht notwendig, wie gelegentlich 
erwartet, politische Entscheidungen einfacher, weil sachgerechter ma­
chen. Viel eher ist zu vermuten, daß hierdurch jene die Gestaltung des 
technischen Wandels leitenden normativen Bezugsgrößen verdeutlicht 
und darum auch kontroverser diskutiert werden können. Eine solche 
Diskussion dürfte aber in demokratisch verfaßten Systemen nicht un­
bedingt als negative Erscheinung angesehen werden (Narr/Naschold 
1973). .

5. Der sozialwissenschaftlichen Grundlagenforschung ist in diesem Pro­
zeß die Chance zu geben, ihr für TA-Analysen nutzbares theoretisch­
methodisches Wissen kontinuierlich zu verbessern. Die Sozialwissen­
schaften verfügen in vielen Bereichen noch nicht über ein für gezielte 
Planung ausreichendes und damit einsetzbares Wissen. Dort schon 
jetzt Beratungsleistungen zu fordern, die ihrem Vermögen nicht ent­
sprechen, heißt langfristig ihre Legitimationsgrundlage zu gefährden. 
In diesem Sinne sollten den Sozialwissenschaften auch bei der Erstel­
lung von TA-Analysen in großem Umfang Möglichkeiten der Grundla­
genforschung und damit der kontinuierlichen Fortentwicklung des er­
forderlichen Kenntnisstandes zugestanden werden. Erst unter diesen 
Voraussetzungen können sie sich langfristig auch zu einer für die poli­
tische Planung umfangreich verwendbaren Informationshilfe entwik- 
keln.



Möglichkeiten der Technologiefolgenabschätzung 87

6. Die Rolle der Wirtschaft ist bei der Diskussion um die Nutzung des 
Konzepts der Technologiefolgenabschätzung immer undeutlich geblie­
ben. Dies ist einigermaßen verwunderlich, wenn man sich vor Augen 
führt, daß ein Großteil technologiepolitischer Entscheidungen nicht al­
lein, ja nicht einmal vorwiegend von politischen Organen getragen 
wird. Technology Assessment muß deshalb als eine den Forschungs­
und Entwicklungsprozeß begleitende Analyse nicht nur im Bereich der 
staatlichen Technologieförderung, sondern auch in der Wirtschaft stär­
ker genutzt werden. Wird der Gedanke der Technologiefolgenabschät­
zung wie bisher von Unternehmen nur zögernd aufgegriffen, so bege­
ben sie sich möglicherweise längerfristig der Chance einer eigenständi­
gen und gesellschaftlich verantwortungsvollen Mitgestaltung des tech­
nischen Fortschritts.4

7. Eine breite, durch Technologiefolgenabschätzung gestützte Bewertung 
der Risiken und Nutzen technologischer Entwicklungen verlangt, daß 
auf wirtschaftlicher, politischer, aber auch wissenschaftlicher Seite die 
positiven Aspekte der Technologieanwendung verstärkt wahrgenom­
men werden. Technologiefolgenabschätzung wollte nie - auch wenn 
dies manchmal befürchtet worden ist - den technischen Fortschritt ar­
retieren. Um rational entscheiden zu können, sind deshalb nicht nur 
die Kosten, sondern auch die Nutzen einer Technologie genauer und 
ebenso umfassend zu ermitteln.

4 Vgl. hierzu den Artikel »Vom Nutzen und den Gefahren der Technik. Brauchen wir 
doch Technology Assessment?« in Bild der Wissenschaft, 5/1980, S. 156 ff.
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Meinolf Dierkes

Seit den siebziger Jahren ist es vorbei mit jenem naiven Fortschrittsopti­
mismus der ersten Nachkriegsjahrzehnte, der jede neue technische Errun­
genschaft als einen weiteren Schritt in eine schöne neue Welt betrachtete. 
Hoffnungen auf eine Welt, in der dank der Technik die Probleme der Er­
nährung, Arbeit und Armut schließlich beseitigt wären, erwiesen sich als 
Illusion.

Heute formen vielmehr oft Katastrophenmeldungen das Bild der 
Technik. Seveso, Bhopal, Tschernobyl, die jüngsten Rhein-Desaster - im­
mer mehr Menschen begreifen diese Ereignisse als Warnzeichen einer 
Entwicklung, die fortwährend größere Risiken für Mensch und Umwelt 
hervorbringt. Und zunehmend weniger Bürger schätzen den Nutzen, der 
ihnen hier erwächst, so hoch ein, daß ihnen diese Risiken in ihrer Gesamt­
heit noch vertretbar erscheinen.

Dabei wird von kaum jemandem ernsthaft bestritten, daß der techni­
sche Fortschritt in der Vergangenheit erhebliche Vorteile mit sich ge­
bracht hat. Die Lebenserwartung stieg, privater Wohlstand mehrte sich, 
die Menschen erlebten mehr persönliche Freiheit.

Allerdings profitiert die Menschheit von diesen Segnungen der Tech­
nik in unterschiedlichem Maß; so haben viele Menschen der Dritten Welt 
bislang oft nur die Schattenseiten des Fortschritts erfahren.

Und auch in den hochindustrialisierten Ländern ist in den letzten 
Jahrzehnten immer deutlicher geworden, daß neue Technologien nicht 
immer die Lösung bisheriger Probleme, sondern auch Gefahren mit sich 
bringen. Im kleinen kann es die nachträglich entdeckte Gesundheitsgefahr 
sein, die von einem nützlichen Stoff wie Formaldehyd ausgeht; im großen 
ein möglicher globaler Treibhauseffekt durch die Nutzung fossiler Brenn­
stoffe. Was in der Feuerung eines einzelnen Heizkessels als harmlos er­
scheint, kann bei millionenfacher Anwendung zur globalen Gefahr wer­
den. _

Je deutlicher diese Zweischneidigkeit der technischen Entwicklung im 
Bewußtsein der Menschen Konturen gewinnt, desto lauter wird der Ruf 
nach einer sozial und ökologisch verantwortbaren Nutzung des techni­
schen Fortschritts.
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Die Wissenschaften selbst, die ja an der Entdeckung und Entwicklung 
neuer Technologien maßgeblich beteiligt sind, sollten ihre Mittel stärker 
auch für die Begrenzung schädlicher Folgen einsetzen, so wird gefordert. 
Und auch die Politik, die die Förderung technischen Fortschritts über 
Jahrzehnte als ihre Aufgabe betrachtet hat, möge sich endlich zur aktiven 
Mitgestaltung der Technikentwicklung bekennen.

So einleuchtend diese Forderungen sind, so schwer sind sie, wie es bis­
lang scheint, zu realisieren. Der Wissenschaft fehlen vielfach noch die 
Maßstäbe für die Größendimensionen von Nutzen und Risiken einzelner 
Techniken; dies wiegt um so schwerer, als oftmals erst im Prozeß der wis­
senschaftlichen Überprüfung Meßverfahren und -techniken entwickelt 
werden, die die Risiken einer bislang als harmlos angesehenen Technolo­
gie identifizierbar machen. Und es fehlen vor allem Konzepte, die Vor- 
und Nachteile einer technischen Innovation abzuwägen.

Beim Nachdenken über solche Konzepte wird deutlich, wie zentral 
eine breit angelegte Bewertung der Vorzüge und Risiken solcher Techni­
ken für unser Leben und unsere Umwelt ist. Was aus verfahrenstechni­
scher Perspektive wünschenswert erscheinen kann, muß nicht unbedingt 
auch unter arbeitsmarktpolitischen Aspekten günstig sein.

Was medizinisch möglich wird, muß nicht zwangsläufig sozial akzepta­
bel sein. Was militärtechnisch machbar ist, kann unter sicherheitspoliti­
schen Gesichtspunkten bedenklich erscheinen.

Konzepte zur Nutzen- und Risikobewertung bedürfen - mit einem 
Wort - also stets auch einer politischen Dimension. Doch hat sich die Poli­
tik, und hier gerade das Parlament, lange Zeit sehr schwer getan, die mit­
tel- und langfristigen Auswirkungen des technischen Wandels als ein zen­
trales Aufgabengebiet anzuerkennen.

Das Parlament hat sich eher reserviert verhalten, wohl auch, weil es 
vielfach mit äußerst widersprüchlichen Informationen über die Gefahren 
mancher Technik konfrontiert wurde. Und vielleicht, weil es sich nicht von 
den Aussagen von Experten abhängig machen wollte, die jeweils eigenen 
Interessen verpflichtet waren und zu oft diametral entgegengesetzten Be­
urteilungen kamen.

Der amerikanische Kongreß ist trotz dieser Schwierigkeiten schon 
recht früh zu der Auffassung gelangt, daß der technische Wandel nicht 
länger nur als randständiges Thema der Politik betrachtet werden dürfe. 
Die Abgeordneten hatten erkannt, daß sie einer besonderen Einrichtung 
mit der ausschließlichen Zielsetzung bedurften, den Kongreß in Hinsicht 
auf die möglichen und erwartbaren Veränderungen zu beraten, die mit
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der Technikentwicklung im Leben einzelner wie ganzer Gesellschaften 
einhergehen.

Unter dem Namen »Office of Technology Assessment (OTA)« wurde 
diese Beratungseinrichtung 1972 gegründet. Sie führt seitdem, wie es im 
Fachjargon heißt, »Technology Assessment« (TA) durch: Untersuchungen 
über Möglichkeiten und erwartbare Folgen neuer Technologien. Die Er­
gebnisse dieser Forschungen dienen ausschließlich der Information der 
Abgeordneten; die Forscher sind von Weisungen oder Aufträgen Dritter 
nicht abhängig.

Gewiß ist die bisherige Geschichte des OTA keine reine Erfolgsge­
schichte. Zu den Anfangsschwierigkeiten beim Aufbau der Infrastruktur 
und der Entwicklung von Methoden kamen Versuche einzelner Abgeord­
neter, das OTA für ihre Karriereinteressen zu nutzen oder für ihre politi­
schen Ziele zu instrumentalisieren. Doch schon nach kurzer Zeit entwik- 
kelte das Office eine bemerkenswerte Stabilität, Integrität und Reputa­
tion, und es entstanden Untersuchungen, die weltweite Beachtung fanden.

So prüfte das OTA beispielsweise Mitte der siebziger Jahre Erwägun­
gen der US-Regierung für eine Strategie des begrenzten Atomkriegs - ein 
nuklearer Krieg, der nicht die ganze Menschheit auslöschen würde und 
sich auf eine bestimmte Zeit oder Region begrenzen ließe. Die OTA-Stu- 
die machte schnell deutlich, daß die Zahl der Opfer eines solchen Kon­
flikts sehr viel größer sein würde, als die Befürworter dieser Strategie an­
nahmen. Auch waren es gerade Untersuchungen des OTA, die bei ameri­
kanischen Politikern Zweifel über die Machbarkeit des SDI-Programms 
wachriefen und die damit Argumente für eine Diskussion lieferten, die 
noch längst nicht als abgeschlossen angesehen werden darf.

Das OTA beschäftigt sich allerdings nicht nur mit Militärtechniken. 
Die überwiegende Zahl seiner Aktivitäten gilt vielmehr zivilen Technolo­
gien, jenen Techniken also, von denen die Lebensverhältnisse des einzel­
nen sehr viel stärker beeinflußt werden als von Waffensystemen, von de­
nen nur zu hoffen ist, daß sie nie zur Anwendung gelangen.

Im Laufe der Jahre entstanden am OTA beispielsweise Studien zu den 
Einsatzbedingungen und Auswirkungen unterschiedlicher Energietechno­
logien, zu den Folgen moderner Computertechniken für den Arbeitsmarkt 
und den Bildungsbereich oder zu den Nutzungsmöglichkeiten angepaßter 
Technologien in der Dritten Welt. -

Die bisherige Arbeit des OTA hat dazu geführt, daß das Office in der 
Wissenschaft und bei Politikern unterschiedlicher Couleur, nicht nur in 
Amerika, einen hervorragenden Ruf genießt. Seit vielen Jahren schon rei­
sen Wissenschaftler und Politiker aller westlichen Industriestaaten nach
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Washington zum Sitz des OTA, um sich zu informieren, wie die Auswir­
kungen neuer Technologien eingeschätzt werden.

Niemand verkennt dabei - und am allerwenigsten die Forscher am 
OTA selbst daß die Abschätzung von Technikfolgen noch immer ein 
wissenschaftlich schwieriges Unterfangen ist, daß exakte Prognosen oft­
mals unmöglich sind. Fehleinschätzungen mancher Wirkungen der tech­
nologischen Entwicklung kann auch die »Technik-Abschätzung«, wie die­
ses Konzept im Deutschen etwas unglücklich heißt, nicht immer und nicht 
prinzipiell ausschließen.

Doch herrscht weitgehend Einigkeit darüber, daß Technikfolgen-Ab- 
schätzung (TA) das vorhandene Wissen so bündeln kann, daß der politi­
sche Entscheidungsprozeß rationaler, sachlicher und kompetenter abläuft. 
Parlamentsbezogene TA kann - und das ist ihr großer Vorzug - jeden Par­
lamentarier vor einer politischen Weichenstellung mit allen Kenntnissen 
über die Folgen und Konsequenzen einer Technikanwendung konfrontie­
ren, über die wir zum gegebenen Zeitpunkt verfügen.

Viele Fachleute hierzulande, die sich über die Arbeit und die Erfolge 
des OTA sachkundig gemacht haben, registrieren irritiert, wie wenig Nut­
zen die deutsche Politik aus den amerikanischen Erfahrungen gezogen 
hat. Sie sind vor allem überrascht, wie schleppend der Deutsche Bundes­
tag sich mit der Frage befaßt, ob nicht auch er - wie schon andere euro­
päische Länder - das Beispiel des US-Kongresses für sich fruchtbar ma­
chen kann.

Schon seit 1973 wird beim Deutschen Bundestag die Schaffung einer 
Beratungseinrichtung ähnlich dem OTA diskutiert. Doch blieb es lange 
Jahre bei Absichtserklärungen und häufigen Informationsreisen zum 
OTA. Die Schere zwischen programmatischem Anspruch und politischer 
Handlungsbereitschaft klaffte im Lauf der Zeit sogar immer weiter aus­
einander: Anfang der siebziger Jahre wurden wenigstens punktuell noch 
Beratungsformen ins Auge gefaßt, die mit dem OTA in Größenordnung 
und Zielkatalog vergleichbar waren.

Dann aber wurde die Aufgabenstellung einer solchen Einrichtung in 
den politischen Erklärungen immer mehr ausgeweitet, während gleichzei­
tig ihre mögliche Größe immer mehr zurückgestutzt wurde. So wurde bei­
spielsweise im Jahre 1978 ein Modell vorgeschlagen, das fünf Mitarbeiter 
und ein Budget von einer Million Mark vorsah - während in jenem Jahr 
die Forschung und Entwicklung von Technik mit acht Milliarden Mark 
aus dem Etat der Bundesregierung gefördert wurde. Die Diskussion um 
die Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag begann Züge 
einer Posse anzunehmen.
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Verblüffenderweise waren da nicht einmal (partei-)politische Konflik­
te, die die Schaffung einer TA-Einrichtung behinderten. Entsprechende 
Initiativen gingen zwar zumeist von der jeweiligen Opposition im Parla­
ment aus, bis Oktober 1982 also von der CDU/CSU-Fraktion; doch gab 
es mehrfach Anträge einzelner Abgeordneter aller Fraktionen - sie fan­
den im Gesamtparlament aber keine Resonanz.

Insgesamt scheinen die geringen Fortschritte in dieser Sache eher mit 
einem bestimmten Verständnis von parlamentarischer Arbeit bei der 
Mehrheit der Abgeordneten aller Fraktionen zusammenzuhängen, wie 
jüngst in den Diskussionen nach dem Unfall von Tschernobyl noch einmal 
augenfällig wurde: Man zieht es vor, über die politisch Schuldigen für eine 
verwirrende Informationspolitik zu debattieren, anstatt selbst aktiv und sy­
stematisch die langfristigen Gestaltungsnotwendigkeiten in der Energie­
versorgung zu erörtern.

Wo einzelne Abgeordnete über diesen dürftigen Konsens hinausden­
ken, finden sie auf den höheren Etagen aller Fraktionen offensichtlich 
kaum tatkräftige Unterstützung. Während in den USA Parlamentarier 
vom politischen Gewicht eines Senator Kennedy, der selbst über einen 
großen eigenen Beraterstab verfügt, die Einrichtung des OTA forderten 
und durchsetzten, blieb Technology Assessment hierzulande das Stecken­
pferd einiger weniger Abgeordneter.

Einer von ihnen - und in den letzten zehn Jahren der wohl vehemente­
ste Verfechter der Technikfolgen-Abschätzung - war der CDU-Abgeord- 
nete Riesenhuber. Er klagte öffentlich darüber, er habe für komplexe 
Aufgaben der Technikbewertung »niemals so miserable Arbeitsbedingun­
gen gehabt wie im Deutschen Bundestag«. Nachdem Riesenhuber zum 
Minister für Forschung und Technologie berufen worden war, schuf er 
sich in seinem Ministerium ein eigenes Referat für Technikfolgen-Ab­
schätzung.

Die parlamentarischen Beratungsstrukturen sind indessen dieselben 
geblieben. Mancher Abgeordnete erklärte zwar, wie notwendig es an sich 
für die Volksvertreter wäre, sich verstärkt mit der Technik und ihren viel­
fältigen Auswirkungen auf Umwelt und Gesellschaft zu befassen. Einig 
war man sich aber vor allem darüber, daß keine neue Bürokratie entste­
hen und daß Technikfolgen-Abschätzung das Parlament möglichst nichts 
kosten solle.

Solche Bescheidenheit ist ansonsten begrüßenswert. Hier aber wird sie 
absurd, denn es geht um die Grundvoraussetzungen, unter denen das Par­
lament arbeitet. Bislang haben die Volksvertreter diesen Arbeitsbedin­
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gungen wenig Aufmerksamkeit gewidmet: Die Archive und Bücherbestän­
de des Parlaments werden von mancher Stadtbücherei übertroffen.

Wissenschaftlicher Sachverstand fließt in die politische Arbeit meist 
nur durch punktuelle Anhörungen ein, wobei die Experten oft noch nach 
politischen Kriterien ausgewählt werden. So wird kein Parlament Herr der 
politischen Aufgaben - so legt es sich in den Augen vieler Bürger auf 
Dauer selbst lahm.

Immerhin schien es im Frühjahr 1985 doch so weit, daß das Parlament 
bei den besonders schwierigen Herausforderungen der Technikbewertung 
bereit sei, die Möglichkeiten einer dauerhaften wissenschaftlichen Bera­
tung ernsthaft zu prüfen. Es setzte eine Enquete-Kommission ein, die Mit­
te 1986 - immerhin ein halbes Jahr vor Ablauf der ihr gesetzten Frist - ihre 
Empfehlungen vorlegte. Empfehlungen übrigens, die einstimmig von den 
Kommissionsmitgliedern, Sachverständigen und Abgeordneten aller Frak­
tionen ausgesprochen wurden.

Der Bundestag möge - hieß es darin - vom nächsten Jahr an bis 1990 
eine Beratungseinrichtung mit fünfzehn festen Mitarbeitern und einem 
Forschungs- und Beratungsbudget von zehn Millionen Mark schaffen. Die 
Kommission wertete Erfahrungen in anderen Ländern aus und legte eine 
Reihe von Detailvorschlägen vor, die hauptsächlich darauf gerichtet sind, 
daß wichtige Informationen über mögliche und wahrscheinliche Auswir­
kungen neuer Techniken auf Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft die Ab­
geordneten auch wirklich erreiche, daß mithin kein »Schubladenwissen« 
erzeugt wird.

Die Entscheidung über diese Vorschläge der Enquete-Kommission 
hat das Parlament nach kurzer Diskussion auf die nächste Legislaturperio­
de vertagt. Inzwischen haben sich Vertreter der Kirchen, der Gewerk­
schaften und der Wissenschaft für eine schnelle Umsetzung der Empfeh­
lungen ausgesprochen. Einwände kamen nahezu ausschließlich von Inter­
essenvertretern der Wirtschaft, denen die vorgeschlagene fünfzehnköpfige 
Organisation offenbar als zu groß und bürokratieverdächtig erscheint.

Solche Befürchtungen sind schon seit längerem geäußert worden. Es 
gab sie auch bei der Gründung des OTA. Doch dessen Erfolgsbilanz, seine 
Veröffentlichung der für alle Seiten nützlichen Informationen, ließ solche 
Einwände rasch verstummen.

Mittlerweile betreibt die amerikanische Industrie - wie im übrigen 
weitblickende Unternehmen hierzulande auch - verstärkt selbst Techno­
logy Assessment. In einer kleinen, aber wachsenden Zahl von Unterneh­
men hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, daß eine sensible Wachstums­
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politik berücksichtigen muß, welche negativen Auswirkungen technische 
Innovationen haben können.

Zu wünschen ist, daß auch der Bundestag die Chancen erkennt, die 
ihm aus der Schaffung einer Beratungseinrichtung erwachsen würden. 
Durch eine weitere Verschiebung der Entscheidung bliebe das Bonner 
Parlament in der Diskussion um eine lebenswerte Technik das, was es zu 
häufig schon war: Außenseiter.



Was ist und wozu betreibt man Technologiefolgen­
Abschätzung?

Meinolf Dierkes

»Technikfolgen-Abschätzung« ist die mittlerweile gebräuchlichste deut­
sche Übersetzung des in den USA in den spätsechziger Jahren entwickel­
ten Begriffs »Technology Assessment« (TA); andere Begriffe wie »Tech- 
nikfolgen-Bewertung« oder »Technik-Bewertung«, die in den ersten Jah­
ren häufig verwendet wurden (vgl. Dierkes/Staehle 1973, S. 5), sind in der 
neueren Diskussion eher in den Hintergrund getreten. Als Technikfolgen­
Abschätzung bezeichnet man Prozesse, die darauf ausgerichtet sind, die 
Bedingungen und potentiellen Auswirkungen der Einführung und verbrei­
teten Anwendung von Technologien möglichst systematisch zu analysieren 
und zu bewerten (vgl. Bartocha 1973, S. 339). Das Analyseziel richtet sich 
hierbei vor allem auf die indirekten, nicht intendierten und langfristigen 
Sekundär- und Tertiäreffekte der Einführung und Anwendung neuer 
Technologien auf Umwelt und Gesellschaft (vgl. Dierkes 1974a, S. 24). 
Vornehmlich durch diese Akzentsetzung unterscheidet sich die Technik­
folgen-Abschätzung von anderen Formen der Informationsbeschaffung 
und -bereitstellung für Technikbewertung wie beispielsweise der Kosten­
Nutzen-Analyse.

Zunehmendes Interesse an gesellschaftlichen Folgen der Technik

Obwohl die Diskussionen über die negativen Folgen der Technikentwick­
lung der letzten beiden Jahrzehnte vielfach ihren Ausgangspunkt in dem 
Brooks-Report (1971) und der Rechtfertigung des kurz danach gegründe­
ten Office of Technology Assessment (1972) in den Vereinigten Staaten 
fanden, sind die mit TA verbundenen praktischen Erkenntnisziele, die auf 
der Grundlage wissenschaftlicher Methoden und Verfahren erreicht wer­
den sollen, keineswegs neu. Tatsächlich weisen Ansätze, technische Inno­
vationsprozesse als ein tragendes Element gesellschaftlichen Wandels zu 
untersuchen, um langfristige Entwicklungstendenzen und mögliche Alter­
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nativen zu identifizieren, eine bis in die Anfänge systematischer sozialwis­
senschaftlicher Forschung zurückgehende Tradition auf (vgl. Dierkes 
1986b, S. 145 ff.). Allerdings war die sozialwissenschaftliche Befassung mit 
den Verlaufsformen und Folgen technisch-gesellschaftlichen Wandels 
über viele Jahrzehnte stark durch eine Ausrichtung auf im engeren Sinne 
ökonomische Auswirkungen und darüber hinaus - aber eng damit zusam­
menhängend - von Fragen der Entwicklung von Strukturen der Erwerbsar­
beit geprägt.

Insbesondere in den zwanziger und dreißiger Jahren gab es gerade in 
Deutschland ausführliche Diskussionen über die negativen Folgen der 
technischen Entwicklung. Der Ursprung dieser Diskussionen liegt in der 
Industriellen Revolution, mit der eine grundsätzliche Veränderung des 
Mensch-Maschine-Verhältnisses einherging. In diesem Zusammerthang 
war die »Kommission zur Untersuchung der Erzeugungs- und Absatzbe­
dingungen der deutschen Wirtschaft« und hierbei insbesondere der vierte 
Unterausschuß für Arbeitsleistung, der im April 1926 vom Reichstag ge­
gründet wurde, einer der wichtigsten historischen Vorläufer der heutigen 
Diskussion über Technikfolgen-Abschätzung. Dies gilt sowohl für die 
Breite des Diskurses, seine analytische Tiefe als auch für die institutionel­
le Ausgestaltung der Beziehungen zwischen Wissenschaft und Politik. Das 
äußerst komplexe Feld der Bedeutung von Technologie für die ökonomi­
sche und gesellschaftliche Entwicklung wurde von Vertretern der Wissen­
schaft und der Politik in diesem Forum öffentlich diskutiert; eine dauer­
hafte Institutionalisierung von TA in diesem Rahmen scheiterte jedoch 
(vgl. Dierkes/Knie/Wagner 1988).

Zeitgleich mit dem Brooks-Report läßt sich in fast allen hochindu­
strialisierten Ländern ein gesteigertes öffentliches Interesse an den Folge­
wirkungen eines breiten technischen Fortschritts feststellen (vgl. Dierkes/ 
Geschka 1974, S. 398 f.). Während im Verlauf der fünfziger und sechziger 
Jahre technischer Fortschritt im zivilen Bereich mit wenigen Ausnahmen 
eine hohe positive Bewertung erfuhr, waren die darauf folgenden Jahr­
zehnte von einer an Intensität gewinnenden öffentlichen Diskussion der 
Risiken einer breiten und schnellen Nutzung neuer Techniken gekenn­
zeichnet (vgl. Dierkes 1985, S. 41); die Ambivalenz des technischen Fort­
schritts, die Tatsache also, daß jede neue Technik sowohl neue Nutzen als 
auch neue Risiken mit sich bringt, drang in Einstellungen und'Vorstellun­
gen eines wachsenden Teils der Bevölkerung ein (vgl. Dierkes 1981b, 
S. 127; Evers/Nowotny 1987).

Eine Fülle von Untersuchungen hat deutlich gemacht, daß diese Ent­
wicklung auf eine mindestens ebenso große Zahl von Faktoren zurückzu-
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führen ist, die vom Ausmaß des technischen Fortschritts in dieser Periode, 
der Medienberichterstattung über regionale, nationale und globale Um­
weltveränderungen als Folge von Technisierung bis hin zu einem generel­
len Absinken des Vertrauens der Bevölkerung in die Fähigkeit von Staat, 
Wirtschaft und auch Wissenschaft, die Probleme des technischen Fort­
schritts zu lösen, reichen. Nimmt man die Erwartungen der Bevölkerung 
(vgl. Dierkes/Fietkau 1988, S. 70) und auch die Einschätzungen vieler wis­
senschaftlicher Analysen dieser Prozesse als Grundlage, so ist davon aus­
zugehen, daß die Bedeutung der Auseinandersetzung um die Folgen des 
technischen Fortschritts in den kommenden Jahren eher zu- als abnehmen 
wird.

Technology Assessment als Instrument der Vorausschau von Technik­
wirkungen

In der Konzipierung der Technikfolgen-Abschätzung markiert sich damit 
eine Veränderung und Ausweitung öffentlich wahrgenommener und dis­
kutierter Problemlasten des technischen Fortschritts. Als solche wurden 
zunehmend insbesondere ökologische Fehlentwicklungen infolge der ku­
mulativen und synergetischen Wirkungen zahlreicher Techniknutzungen, 
aber auch Veränderungen gesellschaftlicher Kommunikations- und Inter­
aktions- sowie politischer Machtstrukturen jenseits der Produktionssphäre 
als Begleiterscheinungen technischer Innovation vor allem im Bereich von 
Informationstechniken wahrgenommen (vgl. Dierkes/Fietkau 1988, 
S. 154). Die Entwicklung von TA steht deshalb in engem zeitlichen wie in­
haltlichen Zusammenhang mit der Konzipierung und teilweise gesetzli­
chen Verankerung von Planungsinstrumenten wie dem »Environmental 
Impact Statement« oder auch dem »Social Impact Assessment« (vgl. 
Lohmeyer 1984, S. 48 ff.). Von einigen Autoren werden Impact State­
ments wie die »Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)« ausdrücklich als 
»partial technology assessment« bezeichnet (vgl. Coates 1974, S. 342; Por- 
ter/Rossini u. a. 1980, S. 4). Wie diese stellt das Technology Assessment 
in Ansatz und Methode eine spezifische Ausprägungsform von Instrumen­
ten der Politikberatung dar, die nach dem Zweiten Weltkrieg vor allem in 
den Vereinigten Staaten im Rahmen der »Policy Sciences« konzipiert und 
angewendet und in vielfacher Weise von der dortigen Wissenschafts- und 
Politikkultur geprägt wurden (vgl. Brooks 1973, S. 248).
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Als politikbezogenes Beratungsinstrument ist TA damit ein Element 
einer solchen wissenschaftlichen Politikberatung, gekennzeichnet durch 
ein spezifisches Untersuchungsobjekt, nämlich Technik(en) und deren 
Entstehungs- und Nutzungsbedingungen sowie Folgen (vgl. Mayntz 1986, 
S. 183 ff.). Insoweit ist es auch nicht zufällig, daß der Begriff »Technology 
Assessment« erstmals 1966 in einem Dokument eines Unterausschusses 
des US-amerikanischen Kongresses verwendet wurde und daß die sich 
daran in den folgenden Jahren anschließende Diskussion über die Nut­
zung von TA primär weniger unter Gesichtspunkten ihrer wissenschaft­
lich-methodischen Grundlagen als vielmehr praktischen Bedarfskriterien 
geführt wurde.

Aus dem Umstand, daß TA von Beginn an als ein politikbezogenes In­
formationsinstrument konzipiert wurde, das sich wissenschaftlicher Me­
thoden und Erkenntnisse bedient, ergeben sich hinsichtlich der Anwen- 
dungs- und Nutzungsbedingungen dieses Instruments auch zwei unter­
schiedliche wissenschaftliche Analyseebenen, die Ebene
■ der wissenschaftlich-methodischen Möglichkeiten der Technikfolgen­

Abschätzung im engeren Sinn sowie
■ der institutioneilen, organisatorischen, gesellschaftlichen und politi­

schen Kontextbedingungen seiner Entwicklung und Nutzung.
Die wissenschaftliche Literatur zur Technikfolgen-Abschätzung der letz­
ten Jahrzehnte hat zu beiden Fragen ganz unterschiedlich Stellung ge­
nommen und damit auch in verschiedenen Ländern und Wissenschaftsin­
stitutionen ganz unterschiedliche Nutzungen wie auch konzeptionelle Ent­
wicklungen von Technikfolgen-Abschätzung vorgeschlagen und initiiert.

Methoden und Verfahren des Technology Assessment

Nicht zuletzt der mit TA verbundene hohe Praxisbezug hat von Anfang an 
zu einer relativ großen terminologischen Unschärfe dieses »Rahmenkon­
zeptes« (Paschen 1986, S. 23) geführt. Gerade weil TA darauf ausgelegt 
sein sollte, praktischen Erkenntnis- und Handlungsinteressen zu dienen, 
wurden die definitorischen Grenzen für Untersuchungen, die dem Tech­
nology Assessment zuzurechnen sein sollten, weit ausgelegt. So unter­
scheidet bereits ein für die TA-Entwicklung einflußreicher amerikanischer 
Forschungsbericht des Jahres 1969 (vgl. National Academy of Engineering 
1969, S. 15 ff.) zwischen den folgenden TA-Ansätzen:
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m Technologieinduzierte TA-Studien; diese hätten Möglichkeiten und 
wahrscheinliche Folgen der Entwicklung und des Einsatzes einer Tech­
nik oder Technikfamilie zu ihrem Gegenstand.

■ Probleminduzierte TA-Analysen; diese seien auf die Darstellung und Er­
arbeitung unterschiedlicher (technischer und nicht-technischer) Strate­
gien zur Lösung akuter oder vorhersehbarer gesellschaftlicher Proble­
me ausgelegt.

■ Projektinduzierte TA-Studien; diese beschäftigten sich mit den Konse­
quenzen einer spezifischen Technikanwendung in einem spezifischen 
Raum (zum Beispiel Ansiedlung einer chemischen Fabrik bei einer be­
stimmten Stadt).

Gegenüber dieser Klassifikation ist kritisch angemerkt worden, daß durch 
die Definition der »problembezogenen TA-Analyse« nahezu alle gesell­
schafts- und naturwissenschaftlichen Untersuchungen mit nur irgend­
einem praktischen Problembezug dem Technology Assessment zugerech­
net werden können (vgl. von Thienen 1986a, S. 10 ff.). Dies gilt um so 
mehr, wenn, wie es in der TA-Literatur teilweise der Fall ist, den Begrif­
fen »Technik« und »technische Lösung« alle strategischen Handlungen 
subsumiert werden, ihnen also auch zum Beispiel rechtliche und planeri­
sche oder organisatorische Instrumentarien usw. zugerechnet werden.

Auch die vielfach zitierte Unterscheidung von reaktiven, projektiven 
und reaktiv-projektiven TA-Studien (vgl. Mayo 1972, S. 74; Paschen u. a. 
1978, S. 17 f.) trägt nicht ohne weiteres zu einem eindeutigen Verständnis 
von TA bei. Reaktive (d. h. nach breiter Einführung einer Technik durch­
geführte) TA-Studien sind gleichermaßen zukunftsorientiert und entspre­
chen soweit dem mit TA verbundenen praktischen Erkenntnisinteresse 
einer Gestaltung des technisch-sozialen Wandels. Retrospektive TA-Stu­
dien hingegen, bei denen ex post die Möglichkeiten zur Voraussage von 
Technikfolgen an Beispielen in früheren Jahren eingeführter Technolo­
gien analysiert werden (vgl. zum Beispiel Jochem u. a. 1976; Tarr 1977), 
dienen primär der Erkundung der wissenschaftlich-methodischen Grund­
lagen von TA.

Ist so die Idee des Technology Assessment von Anfang an durch die 
Vielfalt praktischer wie wissenschaftlicher Erkenntnisinteressen bei Be­
handlung von Fragen des technischen Wandels gekennzeichnet, so folgt 
daraus auch, daß es weder eine einheitliche TA-Methodik gibt und geben 
kann noch TA-Untersuchungen von einem einheitlichen theoretischen 
Grundgedanken ausgehen.

Für die Methodik gilt vielmehr, daß bei der - notwendig multidiszipli­
när zu erstellenden - Technikfolgen-Abschätzung wissenschaftliche Me­
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thoden der Datenakquirierung und -Verarbeitung zur Anwendung gelan­
gen, die zum Grundbestand der Natur- und Sozialwissenschaften zu zäh­
len sind und allermeist nicht in Zusammenhang mit Fragestellungen der 
TA entwickelt wurden. Zur Datenbeschaffung wurden in der Vergangen­
heit überwiegend konventionelle Methoden wie die Auswertung von Se­
kundärmaterial, Befragungen, die Erfassung von Expertenmeinungen, Ex­
pertenkolloquien, Hearings und Delphi-Methoden angewendet. Die Aus­
wertungsverfahren umfassen ebenfalls eine weite Spanne von Methoden 
wie die viel verwendeten Checklisten, Checkmatrizen und Matrixdarstel­
lungen. Angewandt werden aber auch Kosten-Nutzen-Analyse, Opera­
tions-Research-Verfahren, Systemanalyse, (Computer-) Simulationsmo­
delle, Modellbildung sowie Trendprojektionen und Extrapolationen, Sze­
nario Writing, Relevanzbaumverfahren und auf ihm basierende analyti­
sche Bewertungsmethoden. Institutionell sind unterschiedliche Ansätze 
und Methoden von TA durch unterschiedliche Forschungsteams an Uni­
versitäten und in außeruniversitären Forschungseinrichtungen entwickelt 
worden. Diese wurden in den USA seit den frühen siebziger Jahren insbe­
sondere durch die National Science Foundation (NSF) (vgl. Menkes 
1982), in der Bundesrepublik Deutschland vor allem durch den Bundesmi­
nister für Forschung und Technologie und verschiedene Landesregierun­
gen gefördert.

TA-Untersuchungen können nicht besser sein als die in ihnen jeweils 
angewendeten Methoden und die verfügbaren Daten- und Theoriebestän­
de. In gewisser Weise also konfligieren bei TA vorhandene Methoden- 
und Datenprobleme noch mit dem projektiven Analyseanspruch, der vor 
allem in den frühen siebziger Jahren von vielen TA-Proponenten beson­
ders betont wurde. Schwierige, bislang noch nicht gelöste und auch in Zu­
kunft nur teilweise zu lösende Methoden- und Datenprobleme stellen sich 
zum einen im Zusammenhang mit der Problematik der Aggregation un­
terschiedlicher und zum Teil nur qualitativ erfaßbarer Auswirkungen des 
Technikeinsatzes. Dies gilt in besonderem Maße für die entwickelten Indi­
katoren zur Erfassung sozialer Auswirkungen von Technikanwendungen. 
Methoden- und Datenprobleme betreffen aber auch die Prognose von 
Langzeitwirkungen und sozialen Folgen des Technikeinsatzes sowie die 
Problematik der Gewichtung bzw. Bewertung im Prozeß einer TA-Unter- 
suchung. :

Die Notwendigkeit bewertender Verfahrenselemente tritt in jeder 
Phase eines TA-Prozesses auf; sie beginnt schon bei der Prioritätenset­
zung und der Auswahl der zu untersuchenden Technologie. Weitere Be­
wertungsfragen stellen sich bei der Festlegung derjenigen Folgewirkungen
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und Wirkungsbereiche, die für die Untersuchung für wichtig erachtet wer­
den. Die in dieser Phase der Untersuchung notwendigerweise vorzuneh­
menden Bewertungen sind von ausschlaggebender Bedeutung für das Er­
gebnis einer konkreten Technikfolgen-Abschätzung.

Im Verlauf des eigentlichen Analyseprozesses treten weitere Bewer­
tungsaspekte bei der Beurteilung der vorausgesagten Auswirkungen der 
Technologieanwendung oder der zur Beeinflussung der Folgewirkungen 
vorgeschlagenen Maßnahmen bzw. Maßnahmenprogramme auf. Schließ­
lich müssen auch bei der Festlegung eines analytischen Bewertungsverfah­
rens, das als Voraussetzung für die Hierarchisierung von Bewertungskrite­
rien und die Gewinnung der Gesamtwerturteile über die zu analysierende 
Technologie zu sehen ist, Bewertungen vorgenommen werden. Diese im 
Verlauf von TA-Analysen getroffenen Auswahlentscheidungen und Wert­
urteile sind in hohem Maße von den subjektiven Einschätzungen der Ana­
lytiker abhängig, weshalb in der Literatur Konsens darüber besteht, daß 
Ergebnissen von TA-Studien kein neutraler oder objektiver Status zuge­
schrieben werden darf. Die Ergebnisse der Untersuchungen können aber, 
indem sie intersubjektiv verständlich nachvollziehbar sind, als objektiviert 
bezeichnet werden.

Der spezifische Praxisbezug des Technology Assessment bedingt es 
auch, daß nicht, wie gerade in der deutschen TA-Diskussion mitunter irr­
tümlich unterstellt wird, von einem einheitlichen theoretischen Grundge­
danken von TA gesprochen werden kann. Die deutsche Rezeption des 
Technology Assessment-Konzeptes wird - vor allem inspiriert durch Er­
kenntnisse der Arbeits- und Industriesoziologie, die in Deutschland eine 
lange Tradition der wissenschaftlichen Beschäftigung mit technikbezoge­
nen Problemstellungen aufweist - in den letzten Jahren zunehmend von 
der Frage geleitet, ob und inwieweit denn Technik überhaupt als eigentli­
cher Auslöser und Verursacher gesellschaftlicher Entwicklung negativer 
wie positiver Art wirkt. Vielfältige Beobachtungen bei der Anwendung 
neuer Technologien im Arbeitsbereich legen jedenfalls die These nahe, 
daß es weniger spezifische Ausformungen und Funktionsweisen einer 
Technik sind, die deren Folgen »determinieren«, sondern umgekehrt die­
se Folgen im Verhältnis zu ihren unterschiedlichen Nutzungsformen und 
Einbettungen in organisatorische Verwendungskontexte hochgradig vari­
ieren, ja daß organisationsstrukturelle Voraussetzungen spezifische Tech­
nikdesigns - und damit die Folgen von Technik - selbst erst generieren 
(vgl. Lutz 1986).

Diese gegenüber dem »technologieinduzierten« TA-Ansatz sicher 
richtigen und forschungsstrategisch wichtigen Einwände betreffen aller­
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dings einen theoretischen Leitgedanken, der zwar speziell in der TA-Dis- 
kussion in der Bundesrepublik Deutschland oftmals mit dem »Technology 
Assessment« generell identifiziert wird - wozu die unglückliche Überset­
zung »Technikfolgen-Abschätzung« nicht unwesentlich beigetragen hat 
aber auf dem Gebiet der internationalen TA-Praxis nur begrenzte Bedeu­
tung hat. Als politikbezogenes Beratungsinstrument für technikbezogene 
Fragestellungen allgemein werden beim Technology Assessment interna­
tional sehr unterschiedliche theoretische Ansätze verfolgt, und es wäre un­
zutreffend, in ihnen allein Beispiele für theoretisch wenig problemsensible 
»technikdeterministische« Ansätze zu sehen.

Zur Konturierung des TA-Ansatzes wurden in der Literatur diverse 
Ablaufpläne und Checklisten für die methodisch-praktische Vorgehens­
weise bei einer TA-Untersuchung entwickelt. Diese können allerdings nur 
eine gewisse Starthilfe in der Konzeptionsphase von TA-Projekten bieten. 
Ein Beispiel für einen solchen Ablaufplan ist der bereits 1973 von der 
MITRE-Corporation erstellte, sieben Stufen umfassende Vorgehensrah­
men (vgl. M1TRE 1973). Diese sieben Stufen reichen von der Definition 
der abzuschätzenden Aufgabe und der Beschreibung der relevanten Tech­
nologien sowie der gesellschaftlichen Einflußfaktoren auf diese Technolo­
gien über die Identifizierung der Auswirkungsbereiche und eine vorläufige 
Abschätzung der Auswirkungen bis zur Darstellung alternativer Maßnah­
menprogramme und der abschließenden Abschätzung (vgl. Dierkes/ 
Staehle 1973, S. 9). Die Durchführung konkreter TA-Untersuchungen er­
fordert eine detaillierte, auf den realen Fall bezogene Ausfüllung des 
Rahmenkonzeptes, d. h. die Entwicklung einer der jeweiligen Fragestel­
lung adäquaten pragmatischen Strategie. Gleichwohl können solche, den 
allgemeinen Durchführungsrahmen von TA-Untersuchungen ansprechen­
de Verfahrenskonzepte für konkrete Untersuchungen immer wieder hilf­
reiche methodische Hinweise geben. Dies gilt auch hinsichtlich der in den 
letzten Jahren beim Verein Deutscher Ingenieure unternommenen An­
strengungen, Kriterien der Technikbewertung in Abhängigkeit von gesell­
schaftlich vermittelten Wertsystemen zu beschreiben (vgl. V D I1986).

Als Versuch einer methodischen Systematisierung des TA-Ansatzes 
sind auch seit Anfang der siebziger Jahre verschiedentlich unternommene 
Anstrengungen zu sehen, »methodische Richtlinien« für TA-Analysen ins­
besondere im Hinblick auf die von ihnen systematisch zu berücksichtigen­
den Auswirkungsbereiche vorzugeben. Bekanntestes Beispiel eines sol­
chen Anforderungskataloges ist ein von der OECD (1975) entwickeltes 
Kriterienschema, anhand dessen festgestellt werden kann, wie »umfas­
send« (comprehensive) die Entstehungsbedingungen und Auswirkungsbe­
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reiche sowie politischen Handlungsalternativen in konkreten Untersu­
chungen berücksichtigt wurden. Dieses Schema sollte gleichzeitig als nor­
mativer Rahmen für weitere Untersuchungen dienen.

Unbeschadet ihres heuristischen Wertes in der Frühphase einer Un­
tersuchung ist es ein grundsätzliches Problem solcher »TA-Idealkonzepte« 
(vgl. Paschen 1986, S. 29 ff.), Ansprüche an die Durchführung und den Er­
fassungsbereich von TA-Prozessen zu richten, denen in der konkreten 
Forschungspraxis vielfach nicht entsprochen werden kann. Einschränkun­
gen des Erfassungsbereiches sind zum einen, wenn TA nicht zur reinen 
Spekulation werden soll, aus wissenschaftlich-methodischen Gründen not­
wendig, zum zweiten aber auch aufgrund praktisch immer geltender zeitli­
cher und finanzieller Restriktionen gegeben. Wird die TA-Praxis anhand 
solcher Anforderungskataloge, die sich primär am Typus des »technolo­
gieinduzierten« Technology Assessment orientieren, bewertet, so wird 
zwangsläufig immer die Unvollständigkeit jedweder Untersuchung festge­
stellt werden können. Dies um so mehr, wenn als weitere Merkmale idea­
ler TA-Prozesse ihre Entscheidungsorientierung und ihr partizipatives 
Vorgehen evaluiert werden (vgl. Paschen 1986, S. 32 ff.). Beide zuletzt 
genannten Kriterien sind hochgradig zeitabhängig.

Sollen Beratungsinstrumente entscheidungsorientiert erarbeitet und 
eingesetzt werden, so sind ihre richtige zeitliche Plazierung und Verfüg­
barkeit im Prozeß der politischen Meinungsbildung und Entscheidungsfin­
dung von Bedeutung; genau aus der Verfolgung dieses pragmatischen 
Handlungsziels müssen sich aber zwangsläufig vielfältige Widersprüche zu 
den Zielen einer möglichst umfassenden und wissenschaftlich fundierten - 
d. h. zeitaufwendigen und nur begrenzt planbaren - Wirkungsanalyse erge­
ben. Auch für die in der Literatur häufig erhobene Forderung nach parti- 
zipativen TA-Untersuchungen gibt es zwar gute methodische Gründe, 
können dadurch doch eventuell Gewichtung und Umfang der analytisch 
berücksichtigten Wirkungsfaktoren empirisch überprüft und zum Teil »be- 
troffenenorientiert« validiert werden. Jenseits mancher methodischer Pro­
bleme müssen die Ziele derartiger partizipativer Planungsverfahren aber 
immer wieder mit denen einer möglichst raschen und an der (politischen) 
Entscheidungspraxis ausgerichteten Informationserstellung und -aufarbei­
tung konfligieren.

Mußte und muß die konkrete Praxis der Technikfolgen-Abschätzung 
aus wissenschaftlich-methodischen, zeitlichen, personellen und finanziel­
len Gründen immer wieder von idealtypisch aufgestellten Anforderungs­
katalogen abweichen, so ist in den letzten Jahren zunehmend versucht 
worden, realistische Zielvorstellungen für die Technikfolgen-Abschätzung
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zu entwickeln. So ist beispielsweise, um TA von manchen theoretischen 
und methodischen Problemen im Zusammenhang mit der Prognose von 
Technikfolgen zu entlasten, vorgeschlagen worden, es als ein »normatives 
Instrument« zu begreifen, das es ermöglichen soll, plausible - oder auch 
wünschbare - alternative Zukünfte (Szenarien) zu entwerfen, Wege (Op­
tionen) zu beschreiben und die Bedingungen und Folgen zu analysieren, 
mit denen diese Zukünfte erreicht werden können (vgl. Paschen 1986).

Der Problematik der Antizipierung von Langzeitwirkungen und sozia­
len Folgen des Technikeinsatzes wie der Tatsache, daß über die Entwick­
lung und den Einsatz von Technik ja in vielen Stufen zu entscheiden ist, 
kann nach Auffassung einiger Autoren auch damit begegnet werden, daß 
Technikfolgen-Abschätzung nicht als eine einmalige Untersuchung, son­
dern als eine Folge wiederholter Analysen im Sinne eines »prozessualen 
Technology Assessment« aufgefaßt werden könne. Einen gewissen Aus­
weg aus einem idealtypisch definierten Anforderungskatalog bieten eben­
falls Konzepte in Richtung komplementärer Partialanalysen (vgl. Dierkes 
1981a, S. 340 ff.), bei der partielle TA-Studien zu jeweils besonders ana­
lysebedürftigen Bereichen angefertigt und anschließend zu einem Ge­
samtbild integriert werden sollen.

Leitbild-Assessment: Eine notwendige Ergänzung der traditionellen 
Technikfolgen-Abschätzung

Das Konzept der Technikfolgen-Abschätzung geht davon aus, die Risiken, 
seien sie direkte oder indirekte Folgewirkungen, die von der Einführung 
neuer Technologien ausgehen, frühzeitig identifizieren und in ihrer Be­
deutung erörtern zu können. Dabei wird erwartet, daß die Abschätzungs­
prozesse dazu beitragen, negative Konsequenzen nur im geringstmögli­
chen Ausmaß auftreten zu lassen. In der Praxis der TA-Prozesse hat sich 
gezeigt, daß die Wirkungsweise des Konzeptes erheblich dadurch beein­
trächtigt wird, daß Technikfolgen-Abschätzungen entweder zu früh durch­
geführt werden, also zu einem Zeitpunkt, in dem sich eine Technologie 
noch in ersten Entwicklungsstadien befindet und ihre Effekte nicht mit 
hinreichender Genauigkeit abgeschätzt werden können, oder zu spät er­
folgen, also dann, wenn eine Technik mit ihren möglicherweise erhebli­
chen Folgewirkungen bereits weithin angewandt wird.

In den vergangenen Jahren richtete sich daher die Aufmerksamkeit 
der Forschung zu diesem Dilemma von TA-Prozessen zunehmend darauf,
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solche Faktoren zu erfassen, die den Prozeß der Technikentwicklung be­
stimmen, um hier Einflußmöglichkeiten auf die Technikgestaltung und da­
mit ihre Folgen zu finden. Konzeptionelle Arbeiten haben darauf hinge­
wiesen, daß die Wahrnehmungen und Einschätzungen der Folgewirkun­
gen von Technologien im Rahmen dieser Entscheidungsprozesse durch 
organisationskulturelle Faktoren der Forschung und Entwicklung betrei­
benden Institutionen bestimmt werden (vgl. Dierkes 1988a; NRC 1988, 
S. 145 f.). Solche organisationskulturellen Faktoren, bezogen auf die Wirt­
schaft unter dem Schlagwort »Unternehmenskultur«, hinsichtlich anderer 
Institutionen als »Organisationskultur« diskutiert, beziehen sich auf 
Wahrnehmungen, Werte, Normen und implizite Verhaltensvorschriften, 
die von Mitgliedern einer Organisation geteilt werden und die die Ent­
scheidungsprozesse der Organisation sowie die Handlungen der indivi­
duellen Mitglieder wesentlich beeinflussen, motivieren und anleiten (vgl. 
Allaire/Firsirotu 1984; Gagliardi 1986). Insbesondere in Situationen, in 
denen die Richtung und künftige. Entwicklungsperspektiven eines be­
stimmten Vorhabens unklar sind - wie es ja besonders typisch für den Pro­
zeß der Entwicklung neuer Techniken ist -, ist die Bedeutung solcher all­
gemein geteilter und dem Handeln zugrundeliegender Annahmen für die 
Entscheidungsprozesse einer Organisation erheblich. Damit wird dem 
Einfluß von Organisationskultur und institutionellen Strukturen auf die 
verschiedenen Stadien des Technikentwicklungsprozesses und auf das 
Endprodukt dieser Bemühungen eine zunehmend wachsende Bedeutung 
für die zukünftige TA-Forschung beigemessen.

Ein gleichermaßen großer Einfluß dürfte den handlungsleitenden Mo­
tiven, Wahrnehmungen, Werten und Verhaltensweisen beispielsweise 
eines Entwicklungsteams für dessen Forschungsarbeit in dem Sinne zu- 
kommeri, daß seine Ziele weniger von der Absicht geprägt sind, allein 
eine bestimmte Technik zu entwickeln, sondern von Annahmen darüber, 
wie diese Technik zur Erreichung größerer und umfassenderer Zielsetzun­
gen beitragen kann. Diese leitenden Konzeptionen, also »Visionen« von 
möglichen und wünschbaren Szenarien größerer Wirkungsdimensionen 
von Technik, können Leitbilder genannt werden. Beispiele für solche Leit­
bilder sind das »papierlose Büro«, die »menschenleere Fabrik«, die »auto­
gerechte Stadt« oder die »bargeldlose Gesellschaft« - Vorstellungen, die 
leitend für eine Vielzahl von technischen Detailentwicklungen waren oder 
noch weiter sind.

Das Ziel weiterer Forschung in diesem sich abzeichnenden Gebiet von 
Grundlagenfragen zur Fortentwicklung von Technikfolgen-Abschätzung 
besteht darin, die organisatorischen und institutioneilen Faktoren ebenso
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wie die Leitbilder, die eine Rolle in verschiedenen Phasen der Technik­
entwicklung spielen, zu identifizieren und deren genauere Wirkung auf 
den Technikentwicklungsprozeß zu untersuchen. Sobald konkretere Er­
gebnisse dieser Untersuchungen im Sinne der hier vorgetragenen Hypo­
these vorliegen werden, könnte es möglich sein, Technikfolgen-Abschät- 
zungsverfahren zu entwickeln, die darauf abzielen, in einer frühen Phase 
diese Faktoren zu beobachten und die Folgewirkungen einer Technikent­
wicklung nach diesen Vorstellungen zu ermitteln; im Negativfall könnten 
dann frühzeitig wirkungsmindernde Modifikationen der Technikentwick­
lung vorgeschlagen werden. Auch für spätere Stadien der Technikentwick­
lung oder der frühen Technikeinführung können solche organisations­
und institutionsbezogenen Technikfolgen-Abschätzungen von hoher Be­
deutung für gegebenenfalls notwendige oder wünschenswerte Modifika­
tionen einer Technologie sein.

Die Untersuchung der Wechselwirkung von Organisationskulturen 
und institutionellen Rahmenbedingungen sowie Leitbildern der Technik­
genese kann insofern zu einer erheblichen Erweiterung der traditionellen 
Methoden der Technikfolgen-Abschätzung beitragen.

Technikfolgen-Abschätzung in der Praxis

Der dem TA-Gedanken von Beginn an immanente hochgradige Praxisbe­
zug bedingt nicht nur eine weitgehende Offenheit des je nach spezifischer 
Aufgabenstellung in TA-Analysen wissenschaftlich-methodisch verwende­
ten Instrumentariums, sondern auch eine weitgehende institutionelle 
Überformung der konkreten Erstellungs- und Nutzungspraxis von TA-In- 
formationen. Dies zeigt sich nicht nur im internationalen Vergleich, der 
sehr unterschiedliche Verankerungsformen von TA-Funktionen (bei der 
Exekutive, der Legislative oder als »unabhängige« Einrichtung) nachweist 
(vgl. Bohret/Franz 1982), sondern auch in der adressatenspezifischen 
Konturierung von TA. So geht die Nutzung des Technology Assessment in 
der Wirtschaft, wie sie insbesondere in den Vereinigten Staaten erprobt 
wurde, von zumindest teilweise anderen Leitzielen aus als die Nutzung bei 
der staatlichen Administration. Je nach den Zielkriterien, die das Han­
deln einer Organisation, die TA durchführt und nutzen will, bestimmen, 
und je nach den organisatorischen Einflußfaktoren zur Gestaltung von 
Technik werden die spezifischen Erkenntnisinteressen im TA-Prozeß dif­
ferieren. So hat ein Unternehmen beispielsweise auf die Gestaltung der
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von ihm selbst entwickelten oder angewandten Technologien vielfältige 
direkte Einflußmöglichkeiten, nur begrenzt aber auf externe Rahmenbe­
dingungen, die die (synergetischen, kumulativen) Effekte auch der eige­
nen Produkte und Produktionsverfahren mitbedingen.

Technikfolgen-Abschätzung in der Wirtschaft

Infolge der zunehmenden öffentlichen Aufmerksamkeit und Besorgnis 
über negative Folgewirkungen der Nutzung bestimmter Technologien und 
- damit zusammenhängend - der Entstehung sozialer Bewegungen 
(Frauen-, Friedens- und Umweltschutzbewegungen sowie allgemeine Bür­
gerinitiativen) wuchs das Interesse am Konzept der sozialen Verantwortung 
des Unternehmens (corporate social responsibility) (vgl. Dierkes/Wenke- 
bach 1987). Dieses verlangt, daß ein Unternehmen ein breites Spektrum 
gesellschaftlicher Bedürfnisse in seine Ziele zusätzlich zum Gewinnstre­
ben oder in enger Verknüpfung mit einer langfristig ausgerichteten Ge­
winnerzielungsabsicht aufnimmt, um auf diese Weise seine eigene Zu­
kunft zu steuern und gleichzeitig das Gemeinwohl zu fördern (vgl. Ull- 
mann 1988, S. 908).

Gemeinhin findet man zwei Gründe, die ein solches Verständnis von 
der Rolle und den Aufgaben des Unternehmens nahelegen: ein aufgeklär­
tes Eigeninteresse der Wirtschaft und Vorstellungen ethisch-moralischer 
Verantwortung von Institutionen. In bezug auf das aufgeklärte Eigeninter­
esse wird erwartet, daß ein Unternehmen langfristig daraus Nutzen zieht, 
daß es Strategien entwickelt, die die Bedürfnisse einer Vielzahl von Be­
zugsgruppen berücksichtigt (Aktionäre, Beschäftigte, Konsumenten, Re­
gierungen und ganz allgemein die Gesellschaft unter Einschluß der natür­
lichen Umwelt).

Neben dem direkten Streben nach Gewinn, Umsatz- und Marktan­
teilssteigerung könnten nach diesem Konzept auch andere Vorgehenswei­
sen dem Unternehmen, vor allem langfristig, nützen: So können zum Bei­
spiel ein fortgeschrittener Arbeitsschutz und gute Arbeitsbedingungen zu 
einer geringeren Fluktuationsrate führen. Verläßliche und überdurch­
schnittliche Produktion dürften die Markentreue der Konsumenten för­
dern; eine positive Einstellung des Unternehmens zu umweltfreundlichen 
und umweltentlastenden Produktionsprozessen könnte insbesondere in 
Zeiten hohen Umweltbewußtseins bei den Bürgern auf fruchtbaren Bo­
den fallen und sich in höheren Umsätzen oder der leichteren Gewinnung 
qualifizierter Mitarbeiter niederschlagen.
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Das zweite Motivbündel für die Einführung einer breiteren Definition 
der Unternehmensziele sind moralisch-ethische Überlegungen: Nicht nur 
Individuen können und müssen nach diesem Konzept ethisch verantwort­
lich handeln, sondern auch Institutionen. Unternehmen haben ebenso wie 
einzelne Menschen ethisch-moralische Verantwortungen, beispielsweise 
die Aufgabe, Schäden von anderen abzuwenden, anderen Menschen oder 
Organisationen zu helfen, falls dies nicht mit untragbaren Risiken für die 
eigene Organisation verbunden ist. Manchmal wird darüber hinausgehend 
argumentiert, daß ein Unternehmen sich auch in mit Sicherheit nicht ge­
winnbringenden Aktivitäten engagieren sollte, einfach im Namen des Ge­
meinwohls. Die hinter solchen Praktiken stehenden Motivationen sind oft 
schwierig zu erkennen (Wohltätigkeit, Steuerreduzierung oder auch gute 
Publizität); deshalb ist auch das Engagement des Unternehmens auf die­
sem Gebiet überhaupt und das Ausmaß eines solchen durchaus kontro­
vers diskutiert worden.

Unabhängig von derartigen Auseinandersetzungen ist eine Vielzahl 
von Unternehmen in der Definition und Durchsetzung von Konzepten der 
gesellschaftlichen Verantwortung der Wirtschaft engagiert. Ganz offen­
sichtlich hat sich trotz kritischer Einwürfe ein breiter Konsens herausge­
bildet, dies auf dem Hintergrund, daß gesellschaftliche Verantwortung als 
Ziel gut ist, sowohl für die Gesellschaft als auch für das Unternehmen 
selbst (vgl. Business Roundtable 1981). Die Praxis ist mittlerweile in etli­
chen Untersuchungen dokumentiert. So fand zum Beispiel Homes (1975) 
in einer Untersuchung zum relativen Gewicht von Gewinnmotiv und ge­
sellschaftlichen Interessen heraus, daß soziale Verantwortung ein wesent­
licher Bestandteil von Unternehmensentscheidungen ist. Viele in seiner 
Untersuchung interviewte Manager brachten zum Ausdruck, daß die so­
ziale Verantwortung ein legitimes Ziel für Unternehmen ist, selbst wenn 
daraus offensichtlich keine kurzfristigen finanziellen Vorteile erwachsen. 
In der Praxis von Technikfolgen-Abschätzungen in der Wirtschaft zeigt 
sich, daß zumindest teilweise die Anforderungen an die soziale Verant­
wortung von Unternehmen erfüllt werden, insoweit nämlich, als TA-Pro- 
zesse versuchen, die Auswirkungen der Technologieeinführung auf die 
Gesellschaft und die Umwelt so früh wie möglich zu analysieren und da­
bei auch langfristige, sekundäre und tertiäre Effekte, so weit erfaßbar, zu 
berücksichtigen.

Der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) hat in seinem Po­
sitionspapier zur Technikfolgen-Abschätzung die Berücksichtigung dieser 
Effekte als nötig bezeichnet. Damit greift er letztlich ältere Vorschläge 
auf, die bereits Anfang der siebziger Jahre im Rahmen der Diskussion be­
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trieblicher Sozialbilanzen auf die Verknüpfung von TA und sozialer Ver­
antwortung der Unternehmen hingewiesen haben (vgl. Dierkes 1974c, 
S. 118 ff.). In dem Papier des BDI wird ausgeführt, daß das Konzept »im 
Prinzip nicht grundsätzlich neu« sei und seit jeher einen Platz im Aktivi­
tätsspektrum von Unternehmen hätte (BDI 1986). Soweit überhaupt hier­
zu Untersuchungen durchgeführt wurden, stimmen sie meist dieser Aussa­
ge zu, daß das Konzept von Technikfolgen-Abschätzung im privaten Sek­
tor bereits häufig angewandt wird (vgl. Cox 1982; Paul 1987).

Die Betonung liegt bei diesen unternehmensinternen TA-Prozessen 
aber generell eher auf marktlichen, technischen, rechtlichen und nur zu 
einem geringen Ausmaß beispielsweise auf umweltbezogenen Aspekten. 
Diese TA-Prozesse nehmen darüber hinausgehend nur äußerst selten 
breite gesellschaftliche und politische Auswirkungen neuer Technologien 
auf, zum Beispiel die Folgen für Einkommens- und Vermögensverteilung, 
Beschäftigung, innere Sicherheit und Lebensstandard. Die weitestgehen­
den Untersuchungen hierzu sind die von Evans und Moussavi (1988), die 
die Strategien einer beträchtlichen Zahl amerikanischer Unternehmen in 
drei Wirtschaftszweigen untersuchten, um den Umfang der Durchsetzung 
von gesellschaftlicher Verantwortung auf der Basis von TA-Prozessen zu 
bestimmen. Hierbei fanden sie heraus, daß die Folgenuntersuchung neuer 
Technologien in der Privatwirtschaft ganz allgemein eine Funktion des 
Umfangs ist, in dem die Philosophie der gesellschaftlichen Verantwortung 
(»social Obligation«) im Unternehmen verbreitet ist.

Wenn Unternehmen stark von der Philosophie der sozialen Verant­
wortung geleitet werden, führen sie in der Regel umfassendere TA-Pro­
zesse bei Neuentwicklungen durch als aufgrund der rechtlichen Rahmen­
bedingungen erforderlich. Teilweise versuchen solche Unternehmen auch 
über die zum gegebenen Zeitpunkt existierenden gesellschaftlichen Nor­
men, Werte und Praktiken hinauszugehen und die Wirkungen neuer 
Technologien auf absehbare soziale Trends und Tendenzen auszurichten. 
Je stärker die Philosophie der gesellschaftlichen Verantwortlichkeit in ein­
zelnen Teilbereichen entwickelt ist, desto stärker berücksichtigen Firmen 
diese bei ihren Untersuchungen; gleichzeitig erklären sie die Technikfol­
gen-Abschätzung in diesen Bereichen als methodisch-konzeptionell leich­
ter durchführbar als in solchen Fällen, in denen das Bewußtsein für die 
Verantwortung des Unternehmens geringer entwickelt ist.

Damit zeigt sich, daß die Kultur eines Unternehmens (vgl. Dierkes 
1988a) sowohl das Ausmaß bestimmt, in dem umfassende TA-Prozesse 
durchgeführt werden, als auch die Schwerpunkte dieser Untersuchung so­
wie die Vorstellungen von der methodologisch-konzeptionellen Machbar­
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keit. Eine solche organisationskulturell bedingte Selektivität ist damit - 
wie auch andere Untersuchungen zeigen (vgl. Dierkes/Berthoin-Antal 
1985) - unvermeidliche Bedingung der Konkretisierung von TA in der Pri­
vatwirtschaft. Dieses ist im Hinblick auf das generelle Ziel, Negativfolgen 
so gering wie möglich zu halten und indirekte wie auch langfristige positi­
ve Nebenwirkungen zu maximieren, nicht unbedingt von Nachteil, sind 
damit doch die Besorgnisse um die ökologischen und sozialen Folgen von 
Produkten und Produktionsverfahren, wie sie durch die Unternehmen an­
tizipiert werden oder auch nicht, genuin Bestandteil des Wettbewerbs. Je 
stärker Konsumenten und andere Abnehmer die Berücksichtigung sol­
cher, durch umfassende TA-Prozesse in das Bewußtsein der unterneh­
mensinternen Entscheider rückenden Wirkungen honorieren, desto stär­
ker wird der Wettbewerb langfristig die Privatwirtschaft zwingen, diese 
auch in ihren Forschungs- und Entwicklungs- wie auch Marketingentschei­
dungen zu berücksichtigen.

Das langsam wachsende Interesse der Wirtschaft an TA sowie die 
ebenso langsam aber stetig zunehmende Bereitschaft, Technikfolgen-Ab- 
schätzungsprozesse durchzuführen - als Beispiel seien hier für die Bundes­
republik vor allem die Bemühungen des VDI sowie einer zunehmenden 
Zahl einzelner Unternehmen hervorgehoben (vgl. Paul 1987) -, muß da­
her in marktwirtschaftlich verfaßten Wirtschaftsordnungen als ein Schritt 
in die richtige Richtung, nämlich der Berücksichtigung sozialer und ökolo­
gischer Folgen in dezentralen Entscheidungsprozessen, gesehen werden.

Technikfolgen-Abschätzung im staatlichen Bereich

Konzepte und internationale Erfahrungen

Trotz dieses langsam wachsenden Interesses der Wirtschaft an TA-Prozes- 
sen war das Erkenntnisziel der Diskussion um Technikfolgen-Abschätzung 
in Staatsverfassungen, die durch die Verfolgung marktwirtschaftlicher 
Prinzipien und interventionistisch-präventiver staatlicher Handlungsstra­
tegien gekennzeichnet sind, in der Vergangenheit eher auf die spezifi­
schen Informationsbedürfnisse sowie Einwirkungsmöglichkeiten und -not­
wendigkeiten der politischen Akteure in Exekutive und Parlament abge­
stellt. Werden über die Befriedigung dieses Informationsbedarfs mit TA - 
unter dem Blickwinkel einer verstärkten öffentlichen Diskussion von Nut­
zen und Risiken moderner Technik - auch Ziele einer Verbreitung und 
Fundierung der Auseinandersetzung um den technischen Fortschritt und
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seiner Wirkungen in der Öffentlichkeit verfolgt, so ergeben sich hieraus 
zusätzliche spezifische Anforderungen an die Verortung von TA-Funktio- 
nen und die Form der Erbringung und Darstellung von TA-Ergebnissen.

Für ein zunehmend breiteres Verständnis der Funktionen von Tech- 
nikfoIgen-Abschätzung sprechen Untersuchungen, die bisherige Erfahrun­
gen mit der Umsetzung von TA-Informationen evaluiert haben (vgl. Berg 
u. a. 1978). Diese zeigen, daß gegenüber einer instrumenteilen Nutzung in 
Form direkt nachweisbarer Umsetzungseffekte die Nutzung im Sinne der 
Bereitstellung von Orientierungswissen, d. h. der sachlichen Fundierung 
technologiebezogener Problemwahrnehmungen und Entscheidungen all­
gemein, oftmals überwiegt. Darüber hinaus hat sich aber auch gezeigt, daß 
zu direkte Umsetzungserwartungen an wissenschaftliche Beratungsinstru­
mente wie TA die spezifischen Rationalitätsmuster, nach denen politische 
Entscheidungen getroffen werden, nicht ausreichend berücksichtigen (vgl. 
Mayntz 1986, S. 189 ff.). Gerade unter dieser Voraussetzung ist den insti­
tutioneilen, verfahrensmäßigen und psychologischen Bedingungen für 
eine beratungs- und dialogintensivere Interaktion von Wissenschaft und 
Politik verstärkt Aufmerksamkeit zu schenken (vgl. Petermann 1986, 
S. 376 ff.).

Die großen Unterschiede, die sich national wie international beim Er- 
stellungs- und Verwendungszusammenhang von Technikfolgen-Abschät- 
zung ergeben, und die Tatsache, daß keineswegs ein eindeutiger politi­
scher Entscheidungszweck dominiert, haben daher auch zu einer großen 
Vielfalt in der konkreten Institutionalisierung von Technikfolgen-Ab- 
schätzung für den staatlichen Bereich in einzelnen Ländern wie auch auf 
internationaler Ebene geführt.

International bekanntestes und nach wie vor sichtbarstes Beispiel 
einer institutionalisierten Form der Technikfolgen-Abschätzung ist im 
staatlichen Bereich das »Office of Technology Assessment« (OTA) beim 
US-amerikanischen Kongreß. Die Konzipierung von Technology Assess­
ment in den sechziger Jahren ist eng mit der politischen Diskussion um 
die Schaffung dieser Beratungseinrichtung verbunden, deren dominieren­
de Aufgabe die Erarbeitung und Bereitstellung technikbezogener Infor­
mationen für die spezifischen Interessen des Kongresses ist. Bei einem 
Jahresbudget von etwa 18 Millionen Dollar hatte das OTA im Jahre 1988 
ein Stammpersonal von 143 permanenten und 63 zeitweise beschäftigten 
Mitarbeitern, das sich annähernd zu gleichen Teilen aus Natur-, Technik- 
und Sozialwissenschaftlern zusammensetzte (vgl. OTA 1988). Die Projekt­
arbeit des OTA erfolgt im Rahmen von Schwerpunktprogrammen, die 
über einen längeren Zeitraum festgeschrieben werden, und ist durch die
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Einbeziehung vielfältiger Expertisen und Stellungnahmen externer Sach­
verständiger und Interessenvertreter gekennzeichnet.

Das OTA hat in der internationalen Diskussion über Möglichkeiten 
einer institutionalisierten Form der Zusammenarbeit zwischen Wissen­
schaft und Politik zur projektiven Erfassung sozialer und ökologischer Im­
plikationen technischer Innovationen vornehmlich während der siebziger 
Jahre einen prägenden Orientierungscharakter gehabt: Die Diskussionen 
um Institutionalisierung von TA in fast allen Ländern waren in diesem 
Zeitraum vom Modell des OTA bestimmt. Als dagegen danach, in den 
achtziger Jahren, auf nationaler wie internationaler Ebene eine größere 
Zahl von Einrichtungen für Technikfolgen-Abschätzung geschaffen wur­
de, waren diese nicht mehr so sehr von Vorstellungen einer einfachen 
Übertragung des OTA-Modells geprägt, sondern können durch eine zu­
nehmende spezifische Einpassung in jeweils vorhandene politische und 
gesellschaftliche Kulturen und Organisationsmuster der Informationsge­
winnung und Entscheidungsfindung gekennzeichnet werden.

Noch dem OTA mit seiner institutionellen Verankerung und Aufga­
benstellung am ähnlichsten ist das französische »Office d’Evaluation des 
Choix Scientifiques et Technologiques«. Daneben findet sich auf einzel­
staatlicher wie internationaler Ebene mittlerweile eine Reihe von Institu­
tionalisierungsformen, die durch eine andere politisch-organisatorische 
Einordnung, beispielsweise der australische »Science and Technology 
Council (Astec)«, der der Exekutive zugeordnet ist, und einen anderen 
Zuschnitt der spezifischen TA-Aufgaben (das FAST-Programm bei der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften; Aktivitäten der OECD, 
die vor allem auf die Weiterentwicklung und Harmonisierung der Metho­
dik und Verfahren von TA abzielen) gekennzeichnet sind.

In den Niederlanden - als weiteres Beispiel intensiver Bemühungen 
auf diesem Gebiet - ist TA seit mehr als zwei Jahren im Rahmen der 
»Netherlands Organization for Technology Assessment (NOTA)« institu­
tionalisiert. Daneben wurde eine unabhängige Stiftung gegründet, deren 
Aufgabe es ist, Informationen zu Fragen von Wissenschaft und Technolo­
gie, insbesondere TA, zu sammeln und der Öffentlichkeit zur Verfügung 
zu stellen. NOTA wird offiziell unterstützt von der »Royal Academy for 
the Arts and Sciences (KNAW)«, obwohl es unabhängig sein Arbeitspro­
gramm ausrichten kann, das allerdings in Absprache mit dem Minister für 
Bildung und Wissenschaft und dem holländischen Parlament aufgestellt 
wird. Das Institut besteht aus einem Steuerungsausschuß von Experten so­
wie einem Verwaltungsapparat und verfügt über ein Budget für externe 
Forschungsverträge.
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Besonders erwähnenswert bezüglich des holländischen Modells ist, 
daß NOTA zwei komplementäre TA-Methoden gleichzeitig verfolgt: klas­
sische TA und sogenanntes »Constructive Technology Assessment«. Im 
Rahmen der klassischen TA werden Analysen entsprechend der traditio­
nellen TA-Methodologie durchgeführt, die geeignet sind, die unerwünsch­
ten Effekte von Technologien so früh und systematisch wie möglich zu be­
stimmen und so weit wie möglich auszuschließen: eine Art von Frühwarn­
system. »Constructive Technology Assessment« dagegen wird als ein Pro­
zeß verstanden, der versucht, die institutionellen, sozialen und politischen 
Aspekte eines Technologieentwurfs in frühe Phasen der Technikentwick­
lung zu inkorporieren (vgl. van Boxsei 1988).

Die Entwicklungen in der Bundesrepublik Deutschland

In der Bundesrepublik Deutschland wurde die TA-Diskussion lange Zeit - 
orientiert am US-amerikanischen Modell - unter dem Blickwinkel einer 
angestrebten Verstärkung parlamentarischer Kontroll-, Initiativ- und Öf­
fentlichkeitsfunktionen primär im Umkreis des Ausschusses für Forschung 
und Technologie beim Deutschen Bundestag angesiedelt und von Vertre­
tern der anwendungsorientierten Forschung getragen (vgl. von Thienen 
1986b). Diese Diskussion verlief weitgehend losgelöst von dem Umstand, 
daß in der Bundesrepublik bereits ein umfangreiches Netz wissenschaftli­
cher Einrichtungen existiert, das Teilaufgaben einer Technikfolgen-Ab- 
schätzung erfüllt; eine umfassendere Bestandsaufnahme der von unter­
schiedlichen Trägern in Wirtschaft, Wissenschaft und Staat schon geleiste­
ten TA-Funktionen und eine darauf basierende Defizitanalyse noch nicht 
zureichend erbrachter Leistungen im Bereich der TA fehlen bis heute 
weitgehend. Allerdings sind seitens der Bundesregierung (Bundesministe­
rium des Innern und Bundesministerium für Forschung und Technologie) 
seit den späten siebziger Jahren vereinzelte Initiativen zu einer solchen 
Systematisierung und stärkeren Verknüpfung des TA-Gedankens mit 
staatlichen Aufgaben der Folgekontrolle technologischer Entwicklung un­
ternommen werden.

Eine computerunterstützte »TA-Datenbank« am Fachinformations­
zentrum der Kernforschungsanlage Karlsruhe, die einen schnellen Zugriff 
auf Ergebnisse der technikbezogenen Forschung ermöglichen soll, kann 
die hier noch vorhandenen Lücken schließen (vgl. von Berg/Bücker-Gärt- 
ner 1988). Die bereits in den siebziger Jahren durchgeführte Förderung 
der Projektforschung zur Technikfolgen-Abschätzung wird seit 1982 ziel­
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gerichteter durch ein bei diesem Ministerium eingerichtetes Referat für 
Technikfolgen-Abschätzung verfolgt. Hierdurch ist eine erste institutionel­
le Verfestigung dieser Fragen im Bereich der Exekutive erreicht worden. 
Eine solche Entwicklung ergänzt somit die schon über viele Jahre laufen­
den umfangreichen Partialanalysen zu Technikfolgen vornehmlich im Ar­
beitsbereich im Rahmen des Programms »Humanisierung der Arbeit« so­
wie die Förderung vereinzelter Projekte der Technikfolgen-Abschätzung 
in unterschiedlichen Feldern der Technikentwicklung, vor allem im Um­
feld der friedlichen Nutzung von Kernkraft.

Neben diesen ersten Schritten einer Institutionalisierung von Technik­
folgen-Abschätzung bei der Exekutive auf Bundesebene finden sich mit 
unterschiedlicher Schwerpunktsetzung ähnliche Bemühungen der Regie­
rungen einzelner Bundesländer: Besonders umfangreich ist hier das 1984 
initiierte Programm »Mensch und Technik - Sozialverträgliche Technikge­
staltung« des Ministeriums für Arbeit und Gesundheit des Landes Nord­
rhein-Westfalen, das sich im wesentlichen auf ein Technologiefeld, die 
Mikroelektronik, konzentriert, dafür aber die Anwendung und Gestaltung 
dieser Technik in Form der Informations- und Kommunikationstechniken 
in möglichst allen gesellschaftlichen Bereichen untersuchen will.

Andere Bundesländer - beispielsweise Bremen, Hamburg, Hessen - 
führen ähnliche Programme mit teilweise anderer Schwerpunktsetzung 
durch, die sich in unterschiedlichen Phasen der Entwicklung befinden. Die 
stärker institutionell orientierten Vorstellungen des Landes Baden-Würt­
temberg versuchen ein breites Netz von Forschungsanstrengungen vor al­
lem der Universitäten des Landes mit einer zentralen Institution zu ver­
knüpfen, deren Aufgaben und Struktur in Verbindung mit dem Ausbau 
der Wissenschaftsstadt Ulm entwickelt werden.

Während so in der Bundesrepublik Deutschland auf Bundes- und 
Landesebene im Bereich der Exekutive und in den letzten Jahren ver­
stärkt auch der Forschung an den Universitäten Ansätze einer umfangrei­
cheren Befassung mit TA unverkennbar sind, ist die seit 1973 andauernde 
parlamentarische Debatte um die mögliche Schaffung einer parlaments­
eigenen TA-Einrichtung bis Anfang 1989 ohne konkretes Ergebnis geblie­
ben. Eine eigens 1985 zu diesem Thema eingerichtete Enquete-Kommis­
sion hat dem Deutschen Bundestag einstimmig die Schaffung einer »Bera­
tungskapazität für Technikfolgen-Abschätzung und -Bewertung« empfoh­
len und eine Reihe im Detail neuer Vorschläge zur Zusammenarbeit von 
Politik und Wissenschaft entwickelt (vgl. Deutscher Bundestag 1986). Der 
Bericht begründet seine Empfehlungen vor allem mit einem wachsenden 
politischen Gestaltungsbedarf technologischer Entwicklungslinien über
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Ressortgrenzen hinaus und einem gestiegenen öffentlichen Problembe­
wußtsein für die Folgen technischen Wandels (vgl. Bugl 1986, S. 288).

Thematisiert wird in dem Bericht auch ein Problembereich, der gera­
de für eine parlamentarische Institutionalisierung von TA von zentraler 
Bedeutung ist, bislang in der bundesdeutschen TA-Diskussion aber nicht 
systematisch aufgearbeitet wurde: nämlich die Möglichkeit einer antizipie­
renden Technikgestaltung im Rahmen des Technikrechts. Nach Auffas­
sung von Befürwortern einer parlamentarischen TA-Funktion könnte das 
Parlament als Rechtsetzungsorgan unter Zuhilfenahme von TA verstärkt 
normative Leitfunktionen durch vorsorgende Gesetzesregelungen wahr­
nehmen.

Eine Entscheidung über eine Institutionalisierung von Technikfolgen­
Abschätzung beim Deutschen Bundestag ist bislang - trotz zunächst positi­
ver Stellungnahme aller Parteien - nicht erfolgt. In der Folge der Vor­
schläge der ersten Enquete-Kommission hat der Bundestag vielmehr eine 
zweite Kommission unter derselben Bezeichnung beschlossen, die die po­
tentiellen Institutionalisierungschancen der Vorschläge der ersten Kom­
mission prüfen sollte. Zusätzlich zu dieser Aufgabe hat der Bundestag die 
neue Enquete-Kommission beauftragt, die Arbeit der alten Kommission 
bei den folgenden TA-Prozessen fortzuführen: Chancen und Risiken von 
Expertensystemen in Produktion, Verwaltung, Handwerk und Medizin; 
Möglichkeiten und Grenzen beim Anbau nachwachsender Rohstoffe für 
Energieerzeugung und chemische Industrie; Alternativen landwirtschaftli­
cher Produktionsweisen. Die neue Kommission hat eine vierte Studie vor­
geschlagen, die sich mit den »Bedingungen und Folgen von Aufbaustrate­
gien für eine solare Wasserstoffwirtschaft« beschäftigen sollte (vgl. VDI- 
Nachrichten 1988).

Dem Vorschlag der ersten Enquete-Kommission zur Institutionalisie­
rung einer TA-Einrichtung beim Deutschen Bundestag wird zunehmend 
aus der verbandlichen Vertretung der Wirtschaft und den Regierungspar­
teien mit Kritik begegnet. So führte beispielsweise der Vorsitzende der 
zweiten Enquete-Kommission aus,

»ein ständiger wissenschaftlicher Stab beim Bundestag für die Technikbewer­
tung löst die Grundprobleme der Politikberatung nicht. Der Idealtyp einer 
reinen, objektiven Wissenschaft hat mit der Wirklichkeit wenig zu tun [.. .] 
die Zukunft der wissenschaftlichen Beratung bei der politischen Bewertung 
von Technikfolgen liegt [. . . ]  in den gesellschaftlichen Kapazitäten, die es zu 
nutzen gilt« (Rüttgers 1988).

Diese und ähnliche Stellungnahmen zum Institutionalisierungsvorschlag 
der ersten Kommission stellen, wenn sie nicht als verklausulierte funda­
mentale Ablehnung eines parlamentarischen Engagements im Bereich der
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Technikfolgen-Abschätzung überhaupt zu bewerten sind, zumeist eine In­
terpretation der Vorschläge der ersten Kommission und ihres, die kom­
plexen Interaktionsprobleme zwischen Wissenschaft und parlamentari­
scher Informationsbeschaffung und Willensbildung berücksichtigenden 
Konzeptes dar. Es bleibt abzuwarten, welche Institutionalisierungsform 
von der zweiten Enquete-Kommission empfohlen wird, wenn es über­
haupt, wie bei der ersten Kommission, zu einem einheitlichen Votum 
kommt.

Technikfolgen-Abschätzung in der Bundesrepublik Deutschland:
Einige weiterfiihrende Vorschläge

Erkennt man grundsätzlich die Notwendigkeit von Technikfolgen-Ab­
schätzung an, d. h. den Bedarf, Informationen über erwartbare Folgen 
technischer Entwicklungen für Umwelt und Gesellschaft durch Forschung 
antizipativ bereitzustellen und diese den mit der Entwicklung und der 
Entscheidung über ihre Nutzung befaßten Institutionen wie auch einer 
breiten Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen, dann sollte die lang an­
dauernde und wenig fruchtbare Konzentration der Diskussion hierzulande 
auf das »Was« und »Wie« der Institutionalisierung vor allem im Umfeld 
des Deutschen Bundestages möglichst bald aufgegeben werden. Wichtig 
erscheint vielmehr, die beginnenden vielfältigen Aktivitäten in Unterneh­
men, Wissenschaftseinrichtungen und der Exekutive von Bund und Län­
dern weiter zu fördern und darüber hinaus das sich entwickelnde Netz von 
Forschung im Interesse von Wissenschaft und Praxis durch Schaffung ent­
sprechender Voraussetzungen näher zusammenzuführen. Wie notwendig 
diese Aufgabe ist, wird schon allein dadurch deutlich, daß beispielsweise 
die Datenbank des Kernforschungszentrums Karlsruhe unter Einschluß 
der Universitäten mehr als 120 Institutionen aufführt, die Technikfolgen­
Abschätzung betreiben. Diese reichen von verschiedenen Großforschungs­
einrichtungen, Instituten der Max-Planck-Gesellschaft und der Fraun­
hofer-Gesellschaft über das Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialfor­
schung, kommerzielle Institute wie das Battelle-Institut e. V. in Frankfurt 
bis hin zu Technologieberatungsstellen von Gewerkschaften und Verbän­
den (vgl. Hoh u. a. 1987; von Berg/Bücker-Gärtner 1988; STN 1988).

So sehr die Breite dieser Bemühungen zu begrüßen ist und so sehr die 
Vielfältigkeit der Anstrengungen für die weitere Entwicklung des Feldes 
und die TA-Diskussion in der Praxis von Bedeutung sind, so sehr besteht
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jedoch angesichts dieser Situation die Gefahr, daß das hierbei erzeugte 
Wissen verstreut bleibt. Die Folge davon wäre, daß weder eine ausrei­
chende Qualitätskontrolle der TA-Forschung erfolgt noch das so geschaf­
fene Wissen allen an diesen Informationen interessierten Institutionen, 
Entscheidungsträgern und Betroffenen zur Verfügung steht.

Für TA-Forschung wie auch Nutzung von TA-Informationen in Politik 
und Wirtschaft gleichermaßen wichtig ist es daher, daß institutioneile 
Vorkehrungen geschaffen werden, um dieses verstreut vorhandene und 
sich kontinuierlich erweiternde Wissen aus unterschiedlichsten Prozessen 
der Technikfolgen-Abschätzung zu bündeln. Bei diesem Prozeß geht es im 
wesentlichen um drei Ziele:
1. Einbindung der erzielten Einzelergebnisse in generalisierte Erkennt­

nisbestände über die Zusammenhänge zwischen technischer Entwick­
lung und sozialen, ökologischen und politischen Systemen;

2. Vermittlung dieses so kondensierten und in übergeordnete Zusam­
menhänge eingebundenen TA-Wissens an Entscheidungsträger in Poli­
tik, Wirtschaft, Verbänden und die an diesen Fragen interessierte brei­
te Öffentlichkeit sowie

3. Sammlung und Bündelung der methodischen und organisatorischen 
Erfahrungen zur Durchführung von TA-Prozessen.

Angesichts der Fülle von TA-Prozessen, die an den unterschiedlichsten 
Institutionen der universitären und außeruniversitären Forschung, eigen­
initiiert oder im Auftrag, als Gesamtuntersuchungen der Folgen spezifi­
scher Techniken oder Technikfamilien, als Partialanalysen einzelner Fol­
genbereiche oder als methodisch-konzeptionelle Grundlagenuntersuchun­
gen, durchgeführt werden, besteht die Gefahr, daß diese, ohne in bezug 
auf übergeordnete Ziele ausgewertet zu werden, in den Aktenschränken 
der Auftraggeber oder den Archiven der Forschungseinrichtungen ver­
schwinden. Kumulatives Lernen, das die Erkenntnisse von Einzeluntersu­
chungen in einem Gesamtrahmen eines Folgenbereichs oder auch in 
einem abstrakteren Gesamtrahmen des Wissens über das Zusammenwir­
ken technischer Entwicklungen mit sozialen, politischen, ökonomischen 
und ökologischen Zielen zusammenführt, wird in einer zersplitterten TA- 
Landschaft vielfach erschwert, wenn nicht unmöglich gemacht. Die Insti­
tutionen der politischen als auch wirtschaftlichen Praxis, Betroffene wie 
auch die Öffentlichkeit dürften angesichts der Fülle der Einzelergebnisse 
vor wachsenden Schwierigkeiten stehen, einen Überblick zu erhalten und 
die Bedeutung der einzelnen Forschungsergebnisse zu bewerten. Die Nut­
zung des so geschaffenen Wissens für den öffentlichen Diskurs über die 
Folgen technischer Entwicklungen, aber auch für Entscheidungen in Wirt-



118 Technology Assessment

Schaft und Politik erfolgt daher bestenfalls suboptimal. In gleicher Weise 
wird der gegenseitige Erfahrungsaustausch über geeignete Forschungsor­
ganisationen und erfolgversprechende methodische Ansätze durch den 
Mangel an institutionalisierter »Erfahrungsbündelung« erschwert.

Für die sich entwickelnde und gerade in den letzten Jahren stark ver­
breitende TA-Forschungslandschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
ist es daher zentral, solche institutioneilen Vorkehrungen zur Bündelung 
des Wissens zu schaffen. Wichtiger als alle anderen Fragen des »Was«, 
»Wie« und »Wer« der politischen Beratung ist es daher, Vorschläge für 
eine Organisation zu entwickeln, die diese Aufgaben der Synthetisierung, 
Koordination und Verbreitung der Einzelergebnisse übernimmt. Eine sol­
che Institution dürfte nicht primär die Aufgabe haben, für irgendeinen 
Entscheidungsträger TA-Prozesse durchzuführen, obwohl sie zur eigenen 
Glaubwürdigkeit und Erhaltung der Kompetenz in beschränktem Maße in 
TA-Prozesse involviert sein sollte; sie sollte vielmehr über dieses minimal 
erforderliche Maß an Eigenforschung hinaus sich die Bündelung und Ag­
gregation von Wissen zum Ziel setzen.

Sollte der Deutsche Bundestag die im Bericht der ersten Enquete­
Kommission »Technikfolgen-Abschätzung« vorgeschlagene Institutionali­
sierungsform, die inhaltlich diese Aufgaben durchführen könnte, endgül­
tig verwerfen, so wäre es sinnvoll, die im Bericht der ersten Kommission 
nur kurz skizzierte Alternativlösung zu überlegen, nämlich die Schaffung 
einer Stiftung, die außerhalb des parlamentarischen Bereichs unabhängig 
und selbstbestimmt die Aufgaben der Bündelung, Aggregation und Ver­
mittlung des vielfältigen TA-Wissens an unterschiedlichste Adressaten in 
der Bundesrepublik übernimmt. Durch die Schaffung einer solchen Insti­
tution könnte mehr Wissen bereitgestellt, mehr Wissen auf seine Rele­
vanz überprüft und methodisch-konzeptionelles sowie organisatorisches 
Lernen und damit wissenschaftlicher Fortschritt auch im Feld der Tech­
nikfolgen-Abschätzung systematisch gesichert werden - eine Institutionali­
sierungsform, von der letztlich Politik, Wirtschaft und die öffentliche Dis­
kussion mehr profitieren könnten als von einem weitgehend unbeachtet 
bleibenden Unterausschuß des Deutschen Bundestages.

Es wäre auch zu überlegen, in welchem Umfang dabei die durch die 
bisherigen Förderungsprogramme geschaffenen Forschungsnetze als Basis 
für eine solche Institution dienen könnten und inwieweit ins Auge gefaßte 
Einrichtungen für TA auf der Ebene einzelner Bundesländer hierbei inte­
grative Funktionen wahrnehmen könnten, die den Aufgabenbereich einer 
solchen länderübergreifenden TA-Institution zugleich ergänzen als auch 
zweckmäßig eingrenzen.
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Science Court - ein Ausweg aus der Krise? 

Mittler zwischen Wissenschaft, Politik und Gesellschaft

Meinolf Dierkes und Volker von Thienen

Immer mehr wird Forschungs- und Technologiepolitik zu einem zentralen 
Thema öffentlicher Diskussion und Kritik. Insbesondere staatlich geför­
derte Großtechnologien sind zunehmend das Objekt einer immer geringer 
werdenden Akzeptanzbereitschaft breiter Bevölkerungskreise. Gleichzei­
tig sinkt das Vertrauen in die parlamentarischen Organe, denen es in den 
letzten Jahren nur selten gelungen zu sein scheint, die Sorgen und Ängste 
vieler Bürger im Hinblick auf wesentliche Auswirkungen des technischen 
Fortschritts in ausreichendem Maße zu artikulieren.

Die Folge: Die Fälle häufen sich, daß Bürger gegen eine scheinbar 
einseitig nur auf wirtschaftliches Wachstum eingeschworene Verwaltung, 
gegen eine scheinbar nur an eng definierten Gewinninteressen orientierte 
Wirtschaft klagen. Die Gerichte aber sind auf die auf sie zugekommene 
Aufgabe nur unzureichend vorbereitet, auch sie können diese »Akzep­
tanzkrise« langfristig nicht lösen. Es ist vielmehr zu befürchten, daß mit 
zunehmender Zahl entsprechender Urteile der heute im wesentlichen 
noch auf andere gesellschaftliche Institutionen beschränkte Vertrauens­
schwund auch auf sie übergreift.

Der folgende Beitrag stellt verschiedene in der Bundesrepublik noch 
wenig' diskutierte Modelle zur Lösung dieser »Akzeptanzkrise« vor, die 
zum einen das wissenschaftliche Beratungssystem verbessern und zum an­
deren den Prozeß der Konsensbildung erleichtern könnten. Besonderes 
Gewicht wird auf das in den USA entwickelte Konzept des Science Court 
gelegt, das sich in drei verschiedene Funktionsmodelle unterteilen läßt: 
ein sachlich- und faktenorientiertes Beratungsorgan, ein technologiebe­
gleitendes Kontroll- und Beratungsgremium und ein speziell für wissen­
schaftlich-technische Fragestellungen zuständiges und hier dann auch be­
sonders kompetentes Gericht innerhalb des traditionellen Rechtssystems.

Ziel dieser Abhandlung ist es zunächst, ohne jede Präferenzen die Op­
tionen aufzuzeigen, die zur Lösung herangezogen werden könnten; damit 
wird eine weitere Intensivierung der bereits anlaufenden Diskussion um 
mögliche und denkbare Alternativen angestrebt.
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Der Ausgangspunkt: Die »Akzeptanzkrise« der Technoiogiepolitik

Noch vor zehn Jahren war die staatliche Forschungs- und Technologiepo­
litik kein Thema, an dem sich parteipolitisch und ideologisch grundsätzli­
cher Streit hätte entzünden können. Allgemein und über nahezu das ge­
samte politische Spektrum hinweg herrschte Konsens darüber, daß die 
Bundesrepublik die vorhandene technologische Lücke gegenüber anderen 
Industrienationen und hier besonders den Vereinigten Staaten zu schlie­
ßen habe und darum auch der Staat die strukturellen und ökonomischen 
Voraussetzungen schaffen müsse, um diesen wirtschaftlich-technischen 
Rückstand schnellstmöglich aufzuholen.1 Im Zuge der Diskussion um Le­
bensqualität und soziale Indikatoren zu Beginn der siebziger Jahre wurde 
die Forschungs- und Technologiepolitik jedoch zunehmend mit der Frage 
konfrontiert, inwieweit ihre Perspektiven und Planungen mit jenem brei­
ten Spektrum gesamtgesellschaftlicher Ziele harmonierten, die das politi­
sche Klima dieser Jahre wesentlich mitbestimmten. Die sich abzeichnende 
Krise ließ sich nicht durch Rekurs auf alte Grundsätze aufhalten, war 
doch die Forschungspolitik als ein wesentliches Element planender Ge­
sellschaftspolitik in die Auseinandersetzung um gesamtgesellschaftliche 
Zielprojektionen weitaus stärker einbezogen als früher. Galt vorher die 
Vorstellung, daß wissenschaftlich-technischer Fortschritt jenseits aller po­
litischen Werthaltungen gesellschaftlichen Fortschritt gleichsam automa­
tisch garantiere, so war diese erste Krise der Forschungspolitik gekenn­
zeichnet durch die Diskussion und gleichzeitig Ungewißheit über die ver­
schiedenen gesellschaftlichen Folgen voneinander abweichender For­
schungsstrategien.

Forschungspolitik und gesellschaftliche Ziele

Die damaligen Versuche, forschungspolitische und gesellschaftliche Ziele 
wieder stärker miteinander in Deckung zu bringen, lassen sich rückwir­
kend als drei verschiedene Strategiekonzeptionen rekonstruieren - wobei 
die Verfolgung einer Strategie nicht notwendig die einer anderen aus­
schließen mußte, sondern sie oft ergänzte oder auf ihr aufbaute:
■ Zum einen war man bemüht, gesellschaftsrelevante Kriterien und Ziel­

kataloge so zu entwickeln und zu präzisieren, daß sie als möglichst ope-

1 Die forschungspolitischen Leitlinien der vergangen Jahrzehnte bis in die siebziger 
Jahre sind nachgezeichnet in OECD (1971, S. 37 ff.).
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rabie Richtlinien Eingang in die allgemeine Praxis der Technologieför­
derung finden konnten; in diesen Rahmen fallen auch Bestrebungen, 
die Prognose- und Problemlösungskapazität mit Hilfe breit angelegter 
Systemanalysen wesentlich zu verbessern.

■ Weitere Versuche führten dahin, die staatliche Förderungspraxis stär­
ker in die öffentliche Diskussion einzubinden, Information und Argu­
ment also zu Instrumenten der Konsensfindung einzusetzen und über 
das öffentliche Feed-back andererseits die Zielvorstellungen des Bür­
gers in die jeweilige Politikgestaltung einfließen zu lassen; hierzu sind 
die vielfältigen Bemühungen um mehr Transparenz und Diskussion zu 
zählen, wie sie sich im Bundesforschungsbericht, im Förderungskatalog, 
in den Großprojektdiskussionen (Jülicher Hochtemperatur-Reaktor­
projekt, 3. Atomprogramm) bekundeten.

■ Um die gesellschaftlichen Folgen bei der Einführung und Anwendung 
neuer Technologien in die politische Planung besser als bisher einbezie­
hen zu können, strebte man eine stärkere Einbettung forschungspoliti­
scher Entscheidungen in sozialwissenschaftliche Bewertungsverfahren 
an. Zu erwähnen sind hier das Konzept einer »technologiebegleiten­
den« Sozialforschung und insbesondere das in den Vereinigten Staaten 
entwickelte Modell zur gesellschaftlichen Bewertung neuer Technolo­
gien (Technology Assessment), mit dessen Hilfe eine »möglichst inte­
grierte und systematische Abschätzung und Voraussage der wesentli­
chen (positiven und negativen, direkten und indirekten) Auswirkungen 
in den zentralen Bereichen der Gesellschaft (Wirtschaft, Umwelt, Insti­
tutionen, Allgemeinheit, spezielle Gruppen), die bei der Einführung 
oder Veränderung einer Technologie auftreten« (Dierkes/Staehle 1973, 
S. 3), möglich werden sollte. '

Allen drei Strategien war kein durchschlagender Erfolg beschieden:
■ Bemühungen um »Objektivierung« sozialen Handelns und um Erweite­

rung der Prognosekapazität scheitern heute noch allzu oft an der 
Schwierigkeit, sinnstrukturierte Systeme so auf einer Operationalisie­
rung zugängliche »Basissätze« reduzieren zu können, daß sie nicht in­
haltlicher Aussagekraft fast völlig entbehren, d. h. Prognose- und Pro­
blemlösungskapazität im Bereich der Gesellschaftswissenschaften sind 
heute noch vergleichsweise gering.2

2 Der Bedarf nach mehr Sozialforschung wie nach empirisch exakteren und politisch 
verwertbareren Ergebnissen aus dieser Forschung wird im Hinblick auf die vielfälti­
gen gesellschaftlichen Folgen bei der Entwicklung und Anwendung neuer Techno­
logien immer deutlicher. Vgl. dazu unter anderem Schuster (1976) und Bulletin der 
Europäischen Gemeinschaften (1977).
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■ Die Erstellung von Zielkatalogen wie die Erweiterung der Informa­
tionspolitik haben zwar möglicherweise zur Intensivierung der öffentli­
chen Diskussion um die Forschungspolitik beigetragen; da sich an ihren 
Inhalten mit wenigen Ausnahmen, beispielsweise auf dem Gebiet des 
Gesundheitswesens oder der Humanisierung der Arbeit, aber kaum et­
was änderte und bislang schon geförderte Großprojekte (Energie, Ver­
kehr, Datenverarbeitung) primäre Objekte staatlicher Unterstützung 
blieben, so entstand leicht der Eindruck bloßer Rechtfertigung festge­
schriebener Förderungsprinzipien.

■ Die Institutionen des Technology Assessment wurden in vielen Ländern 
zwar intensiv diskutiert, kaum jedoch einmal eingerichtet. So auch in 
der Bundesrepublik: Der Ausschuß für Forschung und Technologie des 
Deutschen Bundestages beschloß erst 1974 im Zuge der Diskussion um 
eine mögliche Institutionalisierung des Technology Assessment, für Fra­
gen der Technologiebewertung keine beratende Institution zu schaffen. 
Das Office for Technology Assessment (OTA) in den Vereinigten Staa­
ten blieb Ausnahme; da es jedoch nicht die erforderliche Sichtbarkeit 
und die erwartete politische Sichtbarkeit und die erwartete politische 
Wirkung hatte, ging von ihm kein positiver »Werbeeffekt« auf andere 
Staaten aus.

Zunehmendes Mißtrauen gegen den technischen Fortschritt

Damit war das Kernproblem dieser ersten Krise, die Frage nämlich, ob 
die mit der Förderung bestimmter Technologien gesetzten Ziele auch 
weitgehend gesellschaftlich wünschenswert sind, keineswegs gelöst. Es 
wurde vielmehr immer stärker in den Konflikt um die konkrete Anwen­
dung dieser Technologien verlagert, wie das Beispiel der friedlichen Nut­
zung der Kernenergie fast täglich vor Augen führt. Hinzu kam aber, daß 
für breite Bevölkerungskreise wissenschaftlich-technischer Fortschritt 
nicht mehr allein mit steigendem Wohlstand und sinkender Arbeitszeit 
verbunden war, sondern gleichzeitig auch mit zunehmender Zerstörung 
der Umwelt und wachsender Gefährdung der physischen und psychischen 
Gesundheit der Menschen.
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Mängel bei Parlament und Verwaltung

Das um sich greifende Mißtrauen vieler Bürger gegenüber den zuneh­
mend als gravierend wahrgenommenen Risiken des technischen Fort­
schritts wurde in seinem Ernst von Verwaltung und Politikern nur allmäh­
lich erkannt. Immer mehr wird daher die Funktionsfähigkeit der mit dem 
Problem der Forschungsförderung befaßten Entscheidungsorgane in Par­
lament, staatlicher Administration sowie speziellen Bereichen der Wirt­
schaft in Frage gestellt. Aus der Krise um die Ziele wurde eine Krise der 
Institutionen.3

Ulrich Lohmar hat in einem vielbeachteten Artikel Gründe für unzu­
längliche Flexibilität und Effizienz der forschungspolitischen Administra­
tion sowie für mangelnde parlamentarische Kontrolle genannt (vgl. Loh­
mar 1977). Fehlende ökonomische Zielsetzung bei der Ausarbeitung von 
forschungspolitischen Förderungsprogrammen, ihre oft über das wissen­
schaftlich und ökonomisch Notwendige hinausgehende Konservierung 
durch eine Administration, die daran häufig ein gleiches Interesse hätte 
wie die Zuwendungsempfänger selbst, schließlich ein für die Bewältigung 
seiner korrektiven Aufgaben fachlich wie zeitlich nur ungenügend vorbe­
reitetes Parlament sieht Lohmar als Ursachen für die Mängel in der staat­
lichen Förderungspolitik an.

Immer häufiger sollein Gerichte entscheiden

Nichts aber zeigt die Krise der traditionell mit Entscheidungsprozessen 
über die konkrete Nutzung und Anwendung neuer Technologien befaßten 
Institutionen mehr an als die zunehmende Verlagerung dieser Entschei­
dungsprozesse von der legislativen, exekutiven und administrativen Ebene 
hin zur judikativen. Auch wenn die Tendenz, Verwaltungsentscheidungen 
vor Gericht anzufechten, keineswegs auf die Anwendung neuer Technolo­
gien allein beschränkt ist, so sind sie doch deshalb besonders stark betrof­
fen, weil beispielsweise Belange der Umwelt, soweit sie von der Anwen­
dung und Fortentwicklung wissenschaftlich-technischen Wissens berührt

3 Von der Krise um die Wisssenschafts- und Technologieförderung ist das Selbstver­
ständnis der Wissenschaft selbst nicht unberührt geblieben; auch innerhalb der Wis­
senschaft mehren sich die Stimmen, die den Diskussionsprozeß über die Ziele der 
Forschung transparenter machen und intensivieren wollen. Die Abhängigkeit des 
wissenschaftlichen Selbstverständnisses von der gesellschaftlichen Stellung zu ihr ist 
dargestellt bei Salomon (1977).
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sind, zu einem Zentralpunkt öffentlicher Diskussion und Auseinanderset­
zung geworden sind.

Der Gang vor Gericht soll Probleme entscheiden, die zu ihrer Lösung 
aufgrund ihrer technischen Komplexität und ihrer Bedeutung für Umwelt 
und Gesellschaft eines hohen Wissensstandes auf naturwissenschaftlichem 
Gebiet bedürfen - eine Anforderung, der auch breit ausgebildete und er­
fahrene Richter auf die Dauer nur unvollständig und dann auch nur bei 
hohem Zeitaufwand gerecht werden können, wie eine Fülle von teilweise 
widersprüchlichen Entscheidungen der vergangenen Monate zeigt. Die ge­
genwärtige Entwicklung spricht dafür, daß sich dieser Prozeß, bei dem po­
litische Entscheidungskompetenzen durch die zunehmende Inanspruch­
nahme von Verwaltungsgerichten unterlaufen werden, auf die Dauer noch 
verstärkt.

Auch diese Entwicklung höhlt letztlich die Rolle der politisch verant­
wortlichen administrativen Spitzen wie des Parlaments in forschungs- und 
technologiebezogenen Grundsatzfragen weiter aus. Darüber hinaus droht 
aber das Vertrauen in die institutioneile Bastion »Recht« selbst zu schwin­
den; kontroverse Urteile bezüglich identischer Sachverhalte müssen beim 
kritischen Bürger den Verdacht der Willkür nähren, eine Tendenz, die 
verstärkten Bürgerprotest geradezu provoziert.

Unklarer und mühsamer Weg zum Konsens

Zwar sind in letzter Zeit zunehmend Bemühungen der Parteien zu erken­
nen, forschungs- und technologiepolitische Fragen, die in der Öffentlich­
keit eine herausragende Rolle spielen, in stärkerem Ausmaß als bisher zu 
diskutieren. Zwar zeigt die jüngste Anfrage des Oberverwaltungsgerichtes 
Münster beim Bundesverfassungsgericht, ob nicht zumindest die Errich­
tung von »Schnellen Brütern« parlamentarischer Beschlußfassung bedür­
fe, die Möglichkeit einer Stärkung der Institution Parlament gleichsam 
von außen an - grundsätzlich und über die tagespolitische Aktualität der 
Kernenergie hinaus wird es jedoch immer mehr als fraglich angesehen, ob 
unsere traditionellen Institutionen bei zu treffenden Entscheidungen den 
vielfältigen sozialen, wirtschaftlichen, ökologischen, auch machtpolitischen 
Gefahren werden gerecht werden können, die die sich stetig fortentwik- 
kelnde wissenschaftlich-technische Erkenntnis mit sich bringt. Fraglich, 
bleibt weiterhin, ob es diesen Institutionen ohne Modifikation der Infor­
mations- und Entscheidungspolitik gelingt, dem Bürger das Gefühl zu ver-
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mittein, daß seine Interessen bei der Behandlung und Festlegung wissen­
schaftlich-technischer Programme ausreichend berücksichtigt werden.

Allen verfügbaren Informationen zufolge scheinen der erwähnte 
Funktionsverlust des Parlaments wie auch die wachsende Bedeutung der 
Rechtsprechung bei der Entwicklung technologischer Innovation vorerst 
festgeschrieben zu sein.4 Dies ist Anlaß genug, folgenden Fragestellungen 
nachzugehen: Was kann hinsichtlich der Verbesserung der bisherigen Ent­
scheidungsstrukturen unternommen werden, um im Bereich wissenschaft­
licher und technologischer Entwicklungen eine breite Konsensbildung 
herbeizuführen? Und insbesondere: Müssen andere institutionelle Vor­
kehrungen getroffen werden, um eine umfassende sachverständige Aus­
einandersetzung über die Vor- und Nachteile, d. h. den gesamtgesell­
schaftlichen Nutzen dieser Entwicklung anregen zu können und so gleich­
zeitig die Aussichten auf eine Konsensfindung zu erhöhen?

Im Rahmen dieses Artikels soll versucht werden, hierzu einen Beitrag 
zu leisten, indem verschiedene, bislang nur wenig diskutierte Konzepte 
vorgestellt, im Hinblick auf ihre Konsequenzen evaluiert und, wenn nötig, 
modifiziert werden. Ziel ist, insbesondere in die Diskussion über die Opti­
mierung forschungspolitischer Entscheidungen das Modell des Science 
Court einzubringen. Dabei wird vor allem auch der Frage nachgegangen, 
ob nicht die Idee des Science Court, anders als von den Protagonisten der 
ersten Stunde beabsichtigt, in Problembereichen zweckdienlicher einge­
setzt werden kann, die - zumindest für die Bundesrepublik - von höherer 
Dringlichkeit für Politik und Wissenschaft sind als die Anwendungsgebie­
te, für die das Modell in den Vereinigten Staaten ausgearbeitet wurde.

Die Antwort: Revitalisierung bestehender oder neue Institutionen?

Den Schwierigkeiten, die gegenwärtig für politisch-wissenschaftliches Be­
ratungssystem, Forschungs- und Technologiepolitik wie auch die sektoral­
politische Anwendung von wissenschaftlich-technischem Know-how kenn­
zeichnend sind, wurde in den letzten Jahren unterschiedliche Aufmerk­
samkeit geschenkt; die Zahl der Problemlösungsvorschläge entsprach et­
wa dem jeweiligen Aufmerksamkeitsgrad. So hat die Diskussion um eine 
bessere Integration wissenschaftlicher Informations- und Analysesysteme

4 In ähnlichem Sinn äußerten sich vor kurzem die Abgeordneten Lenzer (C DU / 
CSU) und Stahl (SPD) im Rahmen der Sendung »Dialog« des Saarländischen 
Rundfunks.
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in den politischen Bereich schon eine gewisse Tradition, während die Sub­
stitution der Entscheidungskompetenzen von der politischen Ebene in 
den Bereich der Rechtsprechung erst allmählich ins Bewußtsein rückt.

Drei Modelle versprechen - von jenen Vorschlägen abgesehen, die im 
wesentlichen auf eine stärkere Berücksichtigung sozialwissenschaftlicher 
Erkenntnisse in Forschungs- und Technologieentscheidungen des politi­
schen Systems abzielen - eine leistungsfähigere Verknüpfung von wissen­
schaftlicher Beratung und politischer Entscheidung im Hinblick auf eine 
mögliche Überwindung der oben im einzelnen genannten Schwierigkei­
ten:
■ eine sichtbar stärkere Einbeziehung unabhängiger Expertenvoten in 

forschungspolitische Entscheidungsprozesse (Royal Commission-Mo­
dell);

■ eine Revitalisierung parlamentarischer Entscheidungs- und Kontroll- 
funktionen (Forscherparlament);

■ eine Änderung der Funktion und Spezialisierung derjenigen Bereiche 
der Rechtsprechung, in denen zunehmend über die Anwendung oder 
Nichtanwendung technologischer Entwicklungen entschieden wird 
(Science Court).

Im folgenden soll jedes der drei Modelle im Hinblick auf die oben umris- 
senen Fragestellungen beschrieben und diskutiert werden.

Das Royal Commission-Modell: Ist es übertragbar?

Das in Großbritannien ausgebildete Royal Commission-Modell versucht, 
traditionelle Beratungsformen durch unabhängige Wissenschaftlergre­
mien zu optimieren. Von der Regierung berufene Kommissionen erstellen 
Gutachten zu einzelnen sektoral- und forschungspolitischen Fragestellun­
gen und Problemen. Der Ruf der den Kommissionen angehörenden Wis­
senschaftler, ihre politischen Tagesgeschäften gegenüber erwartete Unab­
hängigkeit, soll hierbei praktische Verbindlichkeit der Gutachten für die 
politischen Entscheidungsträger verbürgen, obwohl eine solche rechtlich 
in keiner Weise verankert ist.5 Idealiter beziehen sich sowohl Regierung

5 Die Erfahrungen aus Großbritannien zeigen aber auch, daß Empfehlungen einer 
Royal Commission im Bereich der Naturwissenschaften eine größere Realisierungs­
chance als solche aus den Sozialwissenschaften haben. Man darf annehmen, daß po­
litische und ideologische Vorstellungen bei Übernahme bzw. Zurückweisung von 
sozialwissenschaftlichen Gutachten eine bedeutendere Rolle spielen als bei natur­
wissenschaftlichen Empfehlungen; vgl. hierzu Edwards (1977, S. 3).
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und Opposition als auch betroffene Bürger auf sie als gemeinsame Dis­
kussionsgrundlage.

Auch wenn das Modell vor allem wegen seiner organisatorischen Ein­
fachheit und Praktikabilität als eine attraktive institutionelle Lösung für 
die oben angeschnittenen Probleme anmutet, so scheint doch auf den er­
sten Blick hin seine Effizienz im wesentlichen an Denk- und Handlungs­
strukturen seines Herkunftslandes gebunden zu sein. Forschungspolitische 
Entscheidungen setzen, unabhängig von der Zusammensetzung der Kom­
mission, politische Wegmarken, denen gegenüber - ideologisch oder tradi­
tionell vermittelte - politische Duldung nicht immer erwartet werden darf. 
Andererseits deuten die Publizität und der informelle Einfluß, den etwa 
die Aussagen und Empfehlungen des Sachverständigenrats zur Begutach­
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung haben, zumindest die Mög­
lichkeit einer Übertragung des Modells auf die deutsche Politiklandschaft 
an.

Bedingungen ß r  Erfolg und Mißerfolge von Gutachtervoten

Öffentlich zugängliche und breit diskutierte Stellungnahmen interdiszipli­
när und mit den besten Wissenschaftlern zusammengesetzter Gremien 
könnten also, wenn es ihnen gelänge, eine als unabhängig und sachver­
ständig angesehene Politik zu verfolgen, durchaus auch in der Bundesre­
publik an Einfluß gewinnen und die Vertrauensbasis breiter Bevölke­
rungsteile gegenüber von diesen Gutachten empfohlenen Handlungsstra­
tegien stärken. Genaue empirische Untersuchungen über Bedingungen 
von Erfolg und Mißerfolg von Gutachtervoten wären zunächst jedoch an­
zustellen, um die hierbei letztlich zentrale Frage beantworten zu können, 
mit welchen Durchsetzungschancen das Royal Commission-Modell bei 
uns eingesetzt werden könnte. Folgende Fragenkomplexe wären als Vor­
aussetzung einer Übertragung dieses Modells vordringlich zu klären:
■ Inwieweit ist der Erfolg wissenschaftlicher Aussagen von Expertengre­

mien von deren Zusammensetzung abhängig? Welche Rolle spielen da­
bei Faktoren wie fachliche Kompetenz, Ruf, Alter, politische Grundhal­
tung der beteiligten Wissenschaftler? Ist die Berufungspraxis für die 
Gremien ein entscheidender Faktor ihrer Bewertung durch die politi­
schen Entscheidungsträger, betroffene gesellschaftliche Gruppen und 
die breite Öffentlichkeit?

■ Welche Bedeutung haben die Massenmedien für die Rangeinschätzung 
eines Gutachtens?
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■ Wann und worin unterscheiden sich die Bewertungen von Gutachtern 
durch politische Entscheidungsträger, Administration, Massenmedien 
und allgemeine Öffentlichkeit?

■ Welche Auswirkungen haben richtige oder falsche Prognosen auf die 
spätere Beurteilung von Gutachten derselben Gremien durch verschie­
dene gesellschaftliche Gruppen?

■ Wird durch verstärkte Gutachtervoten die Rolle des Parlaments ge­
schwächt? Besteht hierbei eine Abhängigkeit von der Informationspoli­
tik der Gutachtenersteller und -empfänger?

■ Ist Tradition ein wichtiger Parameter für die Akzeptanz von Gremien­
empfehlungen?

Von allen drei hier vorgestellten Lösungsvorschlägen ist das Royal Com­
mission-Modell am schnellsten und leichtesten einem solchen Experimen­
tier- und Bewertungsverfahren zu unterziehen; hinzu kommt, daß es zu 
seiner Umsetzung in die Praxis keiner bedeutenderen organisatorischen 
Vorkehrungen bedürfte. Kosten-, Zeit- und Praktikabilitätsgründe sind al­
so auf seiten dieses Modells. Allerdings wird man nicht die Gefahr überse­
hen dürfen, daß eine allgemeine Einschränkung des Vertrauensvorschus­
ses für wissenschaftliche Aussagen gerade bei großen Teilen der Bevölke­
rung durch nur beratend arbeitende Gremien nicht leicht wird aufgeho­
ben werden können; das Odium der Arkanpolitik, der Wahrung von Ge­
heimnissen, das Stellungnahmen wissenschaftlicher Beratungskommissio­
nen auch heute noch zum Teil umgibt, ist eine schwere Hypothek, wie sich 
gerade im Bereich der Umweltauswirkungen von Kraftwerksbauten kon­
ventioneller oder nuklearer Art gezeigt hat. Einer institutioneilen Einfüh­
rung des Royal Commission-Modells müßten daher in jedem Fall umfang­
reiche Forschungen vorausgehen, die die Bedeutung dieses Konzeptes für 
die Bundesrepublik abzuschätzen erlauben.

Das Forscherparlament: Sachverstand verbunden mit Legitimation?

Das zweite Modell, ein die Perspektiven gegenwärtiger und zukünftiger 
Forschungs- und Technologiepolitik öffentlich diskutierendes Forscher­
parlament, geht auf eine Anregung der Deutschen Physikalischen Gesell­
schaft zurück und wurde von Ulrich Lohmar in dem bereits zitierten Arti­
kel wieder aufgegriffen (vgl. Lohmar 1977). Lohmars Vorschlag zielt dabei 
auf die Verbesserung zumindest zweier Problembereiche im Verhältnis 
von Forschung und Politik:
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■ auf eine verstärkte Kontrolle der forschungs- und technologiepoliti­
schen Administration sowie der Zuwendungsempfänger durch ein bes­
ser informiertes Parlament und

■ auf eine intensivierte öffentliche Kritik und Diskussion von außen, die 
Exekutive und Zuwendungsempfänger dazu bringt, ihre Entscheidun­
gen umfassender und gründlicher als bisher zu legitimieren.

Eine kritische Würdigung dieser Vorschläge muß zunächst den Umstand 
berücksichtigen, daß es dem Autor selbst wohl im wesentlichen darum 
ging, die Diskussion um eine bessere Integration des aktuellen Standes 
des Wissens - so wie er von der Wissenschaft bestimmt wird - in die politi­
schen Sachentscheidungen zu intensivieren, um die von ihm aufgezeigten 
Schwachstellen zu kompensieren. Konkrete Vorschläge darüber, wie das 
Forscherparlament sich zusammensetzen soll und inwieweit mit einer sol­
chen Einrichtung gewährleistet werden kann, daß wissenschaftlich-techni­
sche Entscheidungen wieder an Glaubwürdigkeit gewinnen, fehlen noch.

Schwedische Organisation für Politiker und Forscher

Immerhin lassen Organisation und Aufgabenbereich der »Schwedischen 
Gesellschaft für Mitglieder des Parlaments und Wissenschaftler« (Riks- 
dagsmän och Forskare - RIFO) gewisse Ähnlichkeiten mit dem Vorschlag 
eines Forscherparlaments erkennen (vgl. Swedish Society 1976). RIFO 
wurde 1959 gegründet, setzt sich heute aus etwa 450 Wissenschaftlern al­
ler Fachrichtungen und 250 Parlamentariern zusammen und bemüht sich 
um eine verbesserte informelle und parteiunabhängige Zusammenarbeit 
von Wissenschaft, Forschung und Politik.

Einerseits soll der einzelne Parlamentarier zeitsparend und effektiv in 
die Lage versetzt werden, sich über neuere Entwicklungen in Wissenschaft 
und Forschung zu informieren; andererseits soll das Konzept es aber auch 
dem Wissenschaftler ermöglichen, sich ein Bild über die politischen Ent­

. Scheidungsprozesse bei der Planung von Forschungsprogrammen und der 
Verwendung ihrer Ergebnisse zu machen. Zu diesem Zweck organisiert 
RIFO Tagungen und fördert die Bildung von Studiengruppen, bei denen 
sich politische Entscheidungsträger und Wissenschaftler über die Arbeit 
der jeweils anderen Seite informieren können; zu diesem Zweck ist man 
aber auch vor allem bestrebt, dem einzelnen Abgeordneten informelle 
Kontakte zu Wissenschaft und Technik zu verschaffen, die es ihm erlau­
ben, ohne großen zeitlichen und personellen Aufwand Auskünfte über 
den aktuellen Stand des Wissens in speziellen Gebieten von Wissenschaft
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und Technik einzuholen, die wiederum in seine Entscheidungsfindung in 
der politischen Praxis einfließen können. Von RIFO arrangierte und den 
Massenmedien zugängliche Diskussionen über spezielle Themenbereiche 
zwischen Wissenschaftlern und Politikern verschiedener Parteien tragen 
darüber hinaus dazu bei, dem Bürger einen differenzierten Überblick 
über mögliche zukünftige wissenschaftlich-technologische Entwicklungen 
und ihre sozialen und politischen Dimensionen zu vermitteln.

Im Hinblick auf die Anwendung dieses oder eines ähnlichen Modells 
in der Bundesrepublik wird zum einen noch geklärt werden müssen, wel­
che Voraussetzungen zu schaffen sein werden, damit forschungsstrategi­
sches Wissen auch in die administrative und politische Praxis durch­
schlägt; zum anderen muß verdeutlicht werden, wie ein solches »Parla­
ment« die zu beobachtende Verschiebung der tatsächlichen Entschei­
dungsgewalt von der legislativen zur judikativen Seite modifizieren kann. 
Funktion und Rolle von RIFO in Schweden können ja nicht ohne weiteres 
in einem anderen Land mit unterschiedlichen institutioneilen Vorausset­
zungen übernommen werden; so wie in Schweden der eigentliche Ent­
scheidungsprozeß bezüglich mittel- und langfristig zu planender For­
schungsprojekte von relativ eng mit dem Parlament verknüpften Kommis­
sionen getragen wird, so ist es in der Bundesrepublik ja gerade das Mißbe­
hagen über die Entscheidungspraxis bei der Förderung und Anwendung 
neuer Technologien in Verbindung mit einer nicht immer ausreichenden 
parlamentarischen Kontrolle, die erst den Ruf nach einem Forscherparla­
ment haben laut werden lassen (vgl. Lohmar 1977). Ob aber ein durch ein 
solches Konzept wahrscheinlich besser informiertes Parlament in der Lage 
wäre, forschungs- und technologiepolitische Fehlentwicklungen zu verhin­
dern, bleibt zu prüfen.

In jedem Fall wird eine mit Hilfe des Forscherparlaments verbesserte 
parlamentarische Behandlung aktueller forschungs- und technologiepoliti­
scher Probleme die bestehende Akzeptanzkrise nicht kurzfristig lösen 
können, notwendige strukturelle Veränderungen im parlamentarischen 
Beratungssystem wie die Zurückgewinnung eines breiteren Vertrauens­
spielsraum bedürfen einer größeren Zeitspanne. Für die Entlastung der 
Gerichte werden also zumindest kurzfristig andere Lösungsmöglichkeiten 
zu suchen sein.
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Der Science Court: Eine bessere Lösung?

Das Modell des Science Court geht auf einen Vorschlag von Arthur Kan- 
trowitz aus dem Jahre 1968 zurück.6 Dieser stellte vor allem auf das Pro­
blem der Wissenschaftsberatung ab. Um den augenblicklichen Stand wis­
senschaftlicher Erkenntnisse besser als bisher in politische Entscheidungs­
prozesse integrieren zu können, regte Kantrowitz die Institutionalisierung 
eines speziellen »Gerichtshofes«7 für wissenschaftlich-technische Fragen 
(Science Court) an, der Fragen zentraler wissenschaftlicher, aber auch po­
litischer Dringlichkeit (Bau von Kernkraftwerken, Belastung der Ozon­
schicht, Belastbarkeit des menschlichen Körpers mit chemischen oder bio­
chemischen Schadstoffen) im Hinblick auf ihre wissenschaftlichen Grund­
lagen und Dimensionen untersuchen soll. Er stellt sich hierbei ein Rich­
tergremium vor, das aus unabhängigen und hervorragenden Wissenschaft­
lern zusammengesetzt ist, die aufgrund ihres grundlagentheoretischen 
Wissens und ihrer Erfahrung in der Forschungspraxis in der Lage sein 

/  sollten, auch disziplinfremde Probleme und Zusammenhänge adäquat zu 
»objektivieren«. Die notwendigen Informationen, die Bausteine einer um­
greifenden Gesamtdarstellung des zu begutachtenden Phänomens bilden, 
sollen mit Hilfe wissenschaftlicher Zeugen und Anwälte, die in der jeweili­
gen Kontroverse die divergierenden wissenschaftlichen Positionen vertre­
ten, ermittelt werden. In einer Art Kreuzverhör, dem die Zeugen unter­
worfen werden, wird dann versucht, ein möglichst objektives Bild vom 
Stand des gegenwärtigen Wissens zu entwickeln und dieses in einem aus­
führlichen Bericht den Entscheidungsträgern sowie - in verkürzter Fofm - 
der Öffentlichkeit8 als Entscheidungsgrundlage zur Verfügung zu stellen.9

6 Vgl. für das folgende insbesondere Kantrowitz (1968) und Task Force (1976).
7 Der Name »Science Court« für eine der traditionellen Rechtsprechung nur durch 

die äußeren Verfahrensregeln verpflichtete Institution ist in den Vereinigten Staa­
ten nicht unumstritten; trotz seiner Unzulänglichkeiten hat er sich aber im Laufe 
der im wesentlichen auf die Vereinigten Staaten beschränkten Diskussion eingebür­
gert und durchgesetzt. Diesem Umstand wird in diesem Artikel Rechnung getragen, 
wenn im folgenden drei verschiedene Science Court-Modelle vorgestellt werden, 
die sich zwar im formalen Rahmen der Entscheidungsfindung, der demjenigen der 
traditionellen Rechtsprechung nachgebildet ist, gleichen, hinsichtlich ihrer inhaltli­
chen Funktionen aber in einigen Punkten grundlegende Unterschiede aufweisen.

8 D ie Notwendigkeit, das gesamte Urteil zu veröffentlichen, ist in den Vereinigten 
Staaten noch umstritten.

9 Der formale Prozeß von der Problemdefinition im Hinblick auf die Entwicklung 
und Anwendung neuer Technologien bis zur »Urteils«findung durch den Science 
Court ist dargestellt bei Edwards (1977, S. 1 ff.).
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Das ursprüngliche Konzept des Science Court, wie es von Kantrowitz 
und später auch von anderen Autoren vertreten wurde, geht davon aus, 
daß sich wissenschaftliche Tatsachenbeschreibungen und politische Wer­
tung im Hinblick auf die praktische Umsetzung gelieferter Sachinforma- 
tionen analytisch voneinander trennen lassen. In diesem Sinne wird auch 
das endgültige »Urteil« des Gerichtshofes, der Bericht über die Verfah­
rensergebnisse, als Fixierung von Sachverhalten jenseits von Empfehlung 
oder Ablehnung verstanden.

Auswirkungen der Technik auf die Gesellschaft

Ohne die zumindest seit Max Weber geführte Diskussion um die Wertur­
teilsproblematik hier noch einmal aufzurollen, wird man doch feststellen 
müssen, daß die von Kantrowitz geplante Publizität der »Urteile« des 
Science Court wenigstens partiell als Handlungsempfehlung angesehen 
werden wird. Damit steht und fällt jedoch auch der praktische Nutzen die­
ses letzten Endes auf technische Fragestellungen eingeschränkten Modells 
der Technologiefolgen»bewertung« durch einen wissenschaftlichen Ge­
richtshof.

Selbst durch eine solche Beschränkung auf rein technisch-naturwissen­
schaftliche Fragen, wie sie Kantrowitz vorgeschlagen hat, werden somit 
letztlich doch politische Empfehlungen gegeben. Diese müssen aber infol­
ge ihrer selbstgewählten Beschränkung als unzugänglich für die anschlie­
ßend zu erfolgende Konsens- und Entscheidungsbildung in politischen 
Gremien wie auch der allgemeinen Öffentlichkeit angesehen werden, las­
sen sie doch vielfach bedeutsamere Auswirkungen neuer Technologien 
auf die Gesellschaft ganz außer acht. Wie die Diskussion im Energiebe­
reich deutlich gezeigt hat, werden Folgen forschungs- und sektoralpoliti­
scher Maßnahmen im Hinblick auf den Arbeitsmarkt, für die Umwelt- 
und Lebensqualität, für die Volkswirtschaft allgemein häufig als ebenso 
gravierend angesehen wie Probleme der technischen Durchführbarkeit 
oder eines eng definierten technologieinduzierten Risikos.

Drei Aufgaben im Beziehungsfeld zwischen Wissenschaft und Politik

Neuere Vorschläge zum Science Court gegen daher zunehmend davon 
aus, jene Aspekte nicht länger auszuklammern, die zu den breiter defi­
nierten gesellschaftlichen Auswirkungen der Anwendung einer neuen
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Technologie gehören. Betrachtet man das Konzept eines Gerichtshofes 
für wissenschaftlich-technische Fragen unter Einschluß dieser so definier­
ten erweiterten Aufgabenstellung, so sind drei grundsätzlich verschiedene 
Aufgaben im Beziehungsfeld von Wissenschaft und Politik zu erfüllen:
■ Zum einen können in noch enger Anlehnung an das ursprüngliche Mo­

dell der Stand des Wissens bei zentralen wissenschaftlichen und for­
schungspolitischen Entwicklungslinien und ihre Notwendigkeit sowie 
mögliche Alternativen zu ihnen dargestellt werden (Modell I).

• Zum anderen können Science Court-Verfahren gesellschaftlich bedeut­
same Forschungsprojekte begleiten, indem in festzulegenden Abstän­
den darüber entschieden wird, ob ein bestimmtes Projekt sich noch mit 
bestehenden oder politisch erwünschten Entwicklungstendenzen in 
Übereinstimmung befindet, ob Aufwand und Ziel in einem gerechtfer­
tigten Verhältnis zueinander stehen, ob nicht alternative Technologien 
effizienter, kostensparender und umweltschonender eingesetzt werden 
könnten (Modell II).

■ Neben diesen primär forschungspolitisch bestimmten Anwendungsbe­
reichen ließe sich die Idee eines Science Court noch in einem bis heute 
kaum diskutierten Rahmen anwenden: Wenn es nämlich richtig ist, daß 
die Verwertung und Ausweitung wissenschaftlich-technischen Wissens 
immer stärker durch die Rechtsprechung mitbeeinflußt werden, die auf 
die ihr hier zugewachsenen Aufgaben nur mangelhaft vorbereitet ist, 
dann könnte ein auf diese Fragen spezialisierter Zweig der Rechtspre­
chung zu schnelleren und abgesicherteren Urteilen führen (Modell III).

Im folgenden soll versucht werden, die drei Anwendungsbereiche des 
Science Court-Modells im Hinblick auf das, was sie zu leisten oder auch 
nicht zu leisten imstande sind, näher zu skizzieren.

Modell I: Prüfstand für Aussagen über »Stand der Technik und des Wissens«

In erweitertem Umfang diskutiert wurde bislang nur dieses oben schon 
kurz skizzierte Kantrowitzsche Science Court-Modell; die Diskussion blieb 
dabei im wesentlichen auf die Vereinigten Staaten beschränkt. Sie läßt 
sich nach zwei Hauptgesichtspunkten strukturieren:
■ Welche formalen Vorkehrungen sind zu beachten, zu treffen, noch zu 

klären, um das Science Court-Modell praktisch wirksam werden zu las­
sen?

■ Welche Vorteile gegenüber herkömmlichen wissenschaftlichen Bera­
tungssystemen bietet das Konzept?
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Formale Kriterien, die bei der Errichtung eines solchen Gerichtshofes für 
wissenschaftlich-technische Fragen eine Rolle spielen, sind etwa die Fra­
gen danach, ob er eine ständige Institution mit einer stets gleichbleiben­
den Jury sein soll, wer die Kosten trägt usw. So bedeutungsvoll diese De­
tails insgesamt sein mögen - es sei hier insbesondere die Frage nach dem 
Klagerecht hervorgehoben -, so dürften sie bei einmal erfolgter Entschei­
dung für die versuchsweise Anwendung des Modells doch grundsätzlich 
lösbar sein.

Dies gilt auch für die beiden anderen noch zu behandelnden Varian­
ten des Science Court-Konzepte, die im Detail eine Vielzahl ähnlich gela­
gerter praktischer Probleme mit sich bringen, auf die näher einzugehen 
nicht Aufgabe dieses Beitrages sein kann; sie sind nur durch die prakti­
sche Erprobung im Rahmen eines längerfristigen Diskussions-, Experi­
mentier- und Lernprozesses zu lösen. Erste Experimente in den Vereinig­
ten Staaten deuten darauf hin, daß es mit Hilfe des Science Court-Verfah­
rens gelingen kann, technologische Bewertungsmaßstäbe zu entwickeln, 
die aufgrund ihrer Sichtbarkeit und wissenschaftlichen Ausgewogenheit 
Zustimmung auch bei der betroffenen Bevölkerung finden (vgl. z. B. Bross 
1976). Generelle Aussagen sind jedoch zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
noch nicht möglich.

Eine Forschergemeinschaft im kleinen

Auf die zweite Frage, was dieses enger definierte Konzept des Science 
Court, im wesentlichen also das Kantrowitzsche Modell, im Vergleich zu 
bereits existierenden Gutachterverfahren zu leisten vermag, wurde bereits 
oben kurz eingegangen. Augenscheinlich kann auf diesem Weg eine brei­
te, die Öffentlichkeit einschließende und sachlich fundierte Diskussion 
über den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt geführt werden, 
die sowohl zur Konsensbildung als auch zur höheren Transparenz dieses 
Politikbereiches und seiner Auswirkung auf das breite Spektrum gesamt­
gesellschaftlicher Ziele in allen Lebensbereichen beiträgt. So wie das Mo­
dell von Kantrowitz selbst konzipiert ist, werden jedoch wesentliche in ihm 
ruhende Möglichkeiten beschnitten, da nur naturwissenschaftlich-techni­
sche Problemstellungen als zu untersuchende Phänomene zugelassen sein 
sollen. :

Allerdings hieße es, die Intentionen von Kantrowitz und jenen, die 
sich für diese Version des Science Court ausgesprochen haben, zu verkür­
zen, wollte man ihnen lediglich das eng begrenzte Ziel unterstellen, die
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traditionellen Beratungssysteme um eine weitere Spielart zu erweitern. Im 
Hintergrund dieser Überlegung steht vielmehr die Vorstellung, dem poli­
tischen Entscheidungsträger wie der Öffentlichkeit nicht irgendeine, son­
dern die bestmögliche Information zukommen zu lassen.

Wissen statt Glaubenskampf

Nicht zufällig werden in diesem Zusammenhang Erörterungen des Psy­
chologen Murray Levine erwähnt, die, basierend auf erkenntnistheoreti­
schen Vorstellungen des Kritischen Rationalismus, darauf abzielen, expe­
rimentell gewonnene Forschungsergebnisse stärker als bisher an den kriti­
schen Diskurs einer Forschergemeinschaft zu binden. Der Science Court 
kann in diesem Sinne als eine Abbildung der Forschergemeinschaft im 
kleinen verstanden werden, seine Entscheidungen sollen den gegenwärti­
gen Stand des Wissens in einem bestimmten Problembereich bestmöglich 
wiedergeben.

Unabhängig von der Einschätzung der epistemologischen Vorausset­
zungen dieses Ansatzes wird man einräumen dürfen, daß für die alltägli­
che Auseinandersetzung um Weiterführung und Anwendung neuer Groß­
technologien eine Gesamtdarstellung dessen, was an »gesichertem« Wis­
sen für den Umgang mit einem bestimmten Problem zur Verfügung steht 
und was nicht, sehr nützlich sein könnte. Nicht nur in den Wirtschafts­
und Sozialwissenschaften, sondern auch in der öffentlichen Auseinander­
setzung um naturwissenschaftlich-technischen Fragen macht ja der Man­
gel an zuverlässigen Prognosen die politische Diskussion allzu oft zu einer 
Art Glaubenskampf, in dem die kontroversen Parteien sich wechselseitig 
mit mehr oder weniger Recht, ohne jedenfalls anhand der wissenschaftli­
chen Fakten den Nachweis erbringen zu können, entweder Fortschritts­
gläubigkeit und Wachstumsideologie oder aber wissenschaftliche Ignoranz 
und nostalgische Naturverherrlichung nachsagen können.

Kritik und Gegenkritik

Beide Parteien versuchen zwar ihre Argumentationslinie durch den Rück­
zug auf gesichertes Faktenwissen zu untermauern, nicht immer ist aber 
anzunehmen, daß z. B. Sicherung der Energieversorgung wirklich die ent­
scheidende Motivation für den Reaktorbau oder Entsorgungsprobleme 
der entscheidende Beweggrund gegen ihn sind. Wissenschaftliche Zeugen,
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die die Logik und wissenschaftliche Fundierung der jeweiligen Richtung 
bestätigen, finden sich - zumindest bei solch strittigen Themen - allemal.

Diesem Prozeß einer gleichsam endlosen wissenschaftlichen und qua­
si-wissenschaftlichen öffentlichen Diskussion möchte das Kantrowitzsche 
Modell im Sinne einer effektiven politischen Praxis begegnen. Hierbei 
wird erwartet, daß es der Jury gelingt, zwischen »vertrauenswürdigen« und 
»weniger glaubhaften« Zeugen zu unterscheiden, zwischen solchen, deren 
Votum auf gesichertem Tatsachenwissen beruht, und anderen, die mögli­
cheiweise wissenschaftliche Scheinargumente zur Durchsetzung anderer 
Interessen gebrauchen. Darum insistiert Kantrowitz auch darauf, daß sich 
das Richterkollegium aus nicht streitbefangenen, d. h. aus disziplinfrem­
den Wissenschaftlern zusammensetzt: Wissenschaftlicher Fortschritt be­
währt und beweist sich gerade auf der Basis eines breiten Theorienplura­
lismus, der Kritik und Gegenkritik institutionalisiert.

Müssen Sozialwissenschaften ausgeklammert bleiben?

Daß die Protagonisten dieser ursprünglichen Idee des Science Court mei­
nen, sozialwissenschaftliche Fragestellungen könnten mit diesem Verfah­
ren nicht behandelt werden, hat seinen Grund offenbar nicht darin, daß 
ihre Forschungsergebnisse aus den allgemeinen Rahmenbedingungen für 
die Gültigkeit einer Theorie - empirische Absicherung und vorläufige Be­
stätigung der Forschergemeinschaft - herausfallen würden; es wird viel­
mehr angenommen, daß die Theorienvielfalt der Sozialwissenschaften 
einen Konsens der Forschergemeinschaft, der wie bei den Naturwissen­
schaften auf einem gemeinsam geteilten Paradigma beruhen könnte, nicht 
erwarten läßt. Die zahlenmäßig beschränkte Jury könnte diese Theorien­
vielfalt somit in keiner Weise mehr repräsentieren.

Für die forschungspolitische Praxis hätte diese Selbstbescheidung der 
Wissenschaft - entgegen vielleicht Kantrowitz’ eigenen Intentionen - die 
paradoxe Konsequenz, daß im Hinblick auf die nicht-technischen gesell­
schaftlichen Auswirkungen der Anwendung oder Nichtanwendung natur­
wissenschaftlich-technischen Wissens außerhalb des Science Court, wis­
senschaftlich oder auch nicht begründet, entschieden werden müßte - ein 
Ergebnis, das den Konsensfindungscharakter einer solchen Institution er­
heblich reduziert und ihren Gesamtbeitrag zur Rationalisierung und 
Transparenz forschungspolitischer Entscheidungen fragwürdig werden 
läßt. Nun gilt zwar, daß historische Erfahrung, die sich in den sozialwis­
senschaftlichen Theorien niederschlägt, nicht den Status von Gesetzen in­
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nerhalb der nomothetischen Wissenschaften hat, sie ist doch aber auch 
nicht grenzenlos zu relativieren. Erkenntnistheoretischer Purismus macht 
daher in diesem Modell des Science Court vor der Praxis halt; in der Pra­
xis ist aber der begründete Handlungsplan eines Ökonomen, der vom bis­
herigen Erfolg oder Mißerfolg bestimmter wirtschaftspolitischer Instru­
mente bei nicht restlos geklärten Randbedingungen ausgeht, bloßem wert­
bezogenen Dezisionismus vorzuziehen.

Insgesamt erscheint das Kantrowitzsche Science Court-Modell dort er­
folgversprechend, wo es im Blick auf die Forschungspolitik gesichertes 
Datenmaterial zur Grundlage besserer Entscheidungen heranziehen 
möchte.10 Da Kantrowitz jedoch viele Fragen darüber offen läßt, wie der 
Stand gegenwärtigen wissenschaftlichen Wissens letztlich denn effektiver 
in die politischen Entscheidungsprozesse umzusetzen ist und wie einiger­
maßen gewährleistet werden kann, daß über die Anwendung und Fortent­
wicklung von technischem Know-how nach den so entwickelten Kriterien 
entschieden wird, liegt es nahe, den Objektbereich, mit dem sich der 
Science Court zu beschäftigen hat, zu erweitern.

10 Ein interessanter Einwand gegen die Methodik eines Science Court-Verfahrens, 
gesichertes Faktenwissen zu evaluieren, stammt von Margret Mead. Sie bezwei­
felt, daß ein Kreuzverhör, das bestrebt sei, zwischen Wahrheit und Unwahrheit, 
Recht und Unrecht zu unterscheiden, überhaupt bei wissenschaftlichen Gegen­
ständen und Theorien, die sich solcher Klassifizierung oft entzögen, angemessen 
ist. Bei der wissenschaftlichen Kontroverse müsse die Wahrheit nicht, so Mead, 
notwendigerweise bei der einen oder anderen Partei liegen, ja gesicherte empiri­
sche Erkenntnisse könnten einander diametral widersprechen.
So richtig diese Feststellung für die Logik des Forschungsprozesses sein mag, so 
sehr verfehlt sie doch wohl die Intention der Science Court-Konzeption. Auch in 
der herkömmlichen Rechtsprechung können die Fakten einander widersprechen, 
kann etwa die Zurechnung von Schuld sich einer dichotomischen Zuordnung ent- 

• ziehen. Wie der Richter im Urteil die während des Prozeßverlaufs ermittelten 
Fakten und Tatbestände kritisch zu würdigen hat, so wäre ein Science Court be­
müht, (möglicherweise widersprüchliches) Faktenwissen aufzulisten, um auf die­
ser Basis entweder dem politischen Entscheidungsträger eine adäquate Bewer­
tung des Sachverhalts zu ermöglichen oder aber selbst in einem die Gesamtum­
stände möglichst ausgewogen berücksichtigenden Urteil forschungs- und techno­
logiepolitisch relevante Entscheidungen zu treffen. Das Science Court-Modell will 
die Rahmenbedingungen für politische Entscheidungsprozesse im Bereich der 
Förderang und Anwendung von Wissenschaft und Technik verbessern, nicht aber 
den Forschungsprozeß selbst methodologisch kanalisieren. Vgl. dazu U. S. 
Department of Commerce (1977, S. 30 ff.).
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Modell II: Der Science Court als Institution einer begleitenden Technologie­
bewertung

Für die beiden anderen Varianten des Science Court liegen allerdings 
noch keine - dem Kantrowitzschen Modell vergleichbaren - detaillierten 
Konzepte vor, Anregungen dazu stammen allein aus einigen informellen 
Papieren von Peter Brown, die hier weitergeführt werden sollen (vgl. 
Brown 1976). Beide Vorschläge jedoch sehen ein gemeinsames Raster in 
Aufbau und Entscheidungskompetenz eines solchen Gerichtshofes für 
wissenschaftlich-technische Fragen vor:
■ Der Science Court bezieht sozialwissenschaftliche Aspekte, soweit sie 

für die von ihm behandelten forschungspolitischen Fragestellungen 
oder die Anwendung und Verbreitung neuer Technologien eine Rolle 
spielen, in seine Entscheidungskriterien mit ein.

■ Die Unabhängigkeit der Jury wird nicht primär durch die jedes einzel­
nen Beisitzers definiert, sondern durch die Gleichgewichtigkeit bei der 
Auswahl von Richtern und Beisitzern insgesamt. Die Ernennung der 
Richter selbst folgt Kriterien, wie sie auch in anderen gesellschafts- und 
rechtspolitisch bedeutsamen Bereichen gültig sind - zu denken wäre 
hier etwa an Analogien zu Verfassungsgerichten, Arbeitsgerichten und 
anderen Sparten der spezialisierten Rechtsprechung.

■ Verfahren und Beweismittel folgen der traditionellen Rechtsprechung, 
d. h. neben den Anwälten der jeweiligen Parteien hat das Gericht die 
Möglichkeit, selbständig Gutachten und Zeugen anzufordern.

Verhinderung von Fehlplanungen

Die erste der beiden Varianten (Modell II) stellt besonders auf die Ver­
hinderung von Fehlplanungen und deren Konservierung in der For- 
schungs- und Technologiepolitik ab; ausgehend von Entwicklungen in die­
sem Bereich, wie sie oben skizziert wurden, möchte sie die staatliche For­
schungspolitik stärker an ökonomische und andere gesellschaftliche Er­
folgskriterien binden. Zu diesem Zweck würden fiskalisch und entwick­
lungspolitisch bedeutsame Forschungsprojekte regelmäßig vor dem als 
Kontrollinstanz fungierenden Science Court einer Prüfung dahingehend 
unterzogen, ob Ziel und Aufwand in einem gerechtfertigten Verhältnis 
zueinander stehen, inwieweit dasselbe Ziel nicht mit anderen Mitteln ko­
stensparender zu erreichen ist und ob diesem Ziel noch dieselbe Bedeu-
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tung beizumessen ist wie zu jenem Zeitpunkt, da es Ausgangspunkt für die 
staatliche Förderung wurde.

Der Kontrollfunktionscharakter einer solchen Institution unterschiede 
sich allerdings grundlegend von dem traditioneller Verwaltungsgerichte 
oder auch dem des Bundesrechnungshofes. Zwar überprüfen auch diese 
die Arbeit staatlicher Organe, ihre Übereinstimmung mit geltendem 
Recht bzw. Prinzipien der Wirtschaftlichkeit; während aber etwa der Bun­
desrechnungshof nachträglich bestimmten staatlichen Aktivitäten distink­
tive Normen beispielsweise des Haushaltsrechts zuordnet, so existiert in 
der gleichen Weise kein »Umwelt- und Forschungsrecht«, nach dem es 
dem Science Court möglich wäre, eine erstgeplante Politik präsumtiv zu 
verurteilen oder auch gutzuheißen. Bei einem solchen Verfahren stünde 
ja nicht ausschließlich die Übereinstimmung des Untersuchungsgegen­
standes mit geltenden Gesetzen und Normen zur Debatte - auch wenn na­
türlich mögliche Gefahrenpunkte bei der Durchführung von Forschungs­
projekten, die verfassungsmäßig verankerte Rechte des einzelnen Bürgers 
tangieren, in der Praxis in die jeweilige Entscheidung des Science Court 
eingehen werden.

Wahl zwischen Alternativen bei Zielen und Mitteln

Grundsätzlich aber wird die Wahl zwischen - rechtlich gleichermaßen ab­
gesicherten - alternativen Zielprojektionen einerseits und alternativen 
Mitteln zur Erreichung dieser Ziele andererseits zu treffen sein, Förde­
rungsprojekte werden nach Maßgabe gesellschaftspolitischer Zielkataloge, 
wissenschaftlich-technischer wie ökonomischer Kategorien bewertet. Der 
politische Charakter der in diesem Rahmen gefällten Beschlüsse bestimmt 
aber auch ihren Status: Würde dieser rechtsverbindlich, so wären dem 
Parlament, welchen Einfluß es auch immer auf die Zusammensetzung des 
Science Court haben mag, Kontrollmöglichkeiten entzogen, die es bisher 
in der Forschungspolitik hatte. Ein solches Ergebnis widerspräche damit 
der ursprünglichen Intention bei der Konzeption des Science Court-Mo­
dells, nicht Entscheidungskompetenz aus dem Parlament auszulagern - 
ganz abgesehen von der Frage, ob es in diesem Falle dazu überhaupt wil­
lens wäre -, sondern der Legislative und Exekutive ein Instrument an die 
Hand zu geben, das Forschungs- und Technologiepolitik nach wissen­
schaftlichen, gesellschaftspolitischen und ökonomischen Gesichtspunkten 
zu planen erlaubt und administrativen Leerlauf vermeidet.
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In dieser Form würde der Science Court daher in erster Linie als for­
schungspolitisches Beratungsgremium des Parlaments fungieren, würde 
aber darüber hinausgehend die Aufgabe einer Plattform für einen breiten 
öffentlichen Dialog über wesentliche technologische Entwicklungslinien 
erfüllen können. Ein solcher Science Court entspräche damit in wesentli­
chen Elementen dem Konzept einer Institution für die Bewertung techno­
logischer Entwicklungen in Form einer unabhängigen Beratungseinrich­
tung, wie sie von einem der Autoren (Meinolf Dierkes) im Rahmen eines 
Anhörungsverfahrens des Ausschusses für Forschung und Technologie des 
siebten Deutschen Bundestages vorgeschlagen wurde (vgl. Dierkes 1974a). 
Zu prüfen wäre weiterhin, inwieweit dieses Science Court-Modell sich 
nicht mit anderen Vorschlägen verknüpfen ließe; zu denken wäre hierbei 
beispielsweise an eine institutionelle Verzahnung von Forscherparlament 
und einer solchen Form des wissenschaftlichen Gerichtshofes.

Modell III: Der Science Court als eigener Gerichtshof im Rahmen des 
traditionellen Rechtssystems

Im Gegensatz zu diesem Konzept, das die Funktion des Science Court 
noch sehr stark im Feld forschungspolitischer Beratung sieht, geht die 
dritte Variante (Modell III) bewußt von der »schleichenden Entpolitisie­
rung« forschungspolitischer Entwicklungen durch rapide wachsende Inan­
spruchnahme von Gerichten bei gleichzeitig zunehmender natur- wie so­
zialwissenschaftlicher Komplexität des Verhandlungsgegenstandes aus. 
Nun wird niemand dem einzelnen Bürger das Recht versagen wollen, vor 
Gericht gegen Auswirkungen der breiten Anwendung neuer Technologien 
zu klagen, wenn sie seine rechtmäßig verbürgten Ansprüche einschränken. 
Man wird andererseits aber einmräumen müssen, daß Güterabwägung 
dort schwer wird, wo verfassungsmäßig festgeschriebenen Grundrechten 
der Bürger ein breites Feld naturwissenschaftlich-technischer Informatio­
nen gegenübersteht, bei dem oft nur bei hoher Sachkenntnis festzustellen 
ist, inwieweit grundrechtverletzende Auswirkungen überhaupt auftreten. 
In die Feststellung des Sachverhalts wie in dessen rechtliche Würdigung 
gehen dabei lebenspraktisch eingeübte Entscheidungsmaßstäbe ein. Von 
diesen wird zwar nicht behauptet, daß sie wissenschaftlichen Gültigkeits­
kriterien gehorchen müssen; erwartet wird aber, daß sie sich im faktischen 
Bemühen um Wahrheit bewähren.

Problematisch wird solche richterliche Ermessenswahrnehmung dann, 
wenn sich der Richter auf die lebensweltlich eingespielten Erfahrungs­



Science Court - ein Ausweg aus der Krise? 143

grundsätze nicht länger verlassen kann. Dies ist bei Verhandlungsgegen­
ständen naturwissenschaftlich-technischen Inhalts oft der Fall; die unter­
schiedlichen Urteile bezüglich des Berstschutzes in Kernkraftwerken sind 
hier gute Indikatoren für die Schwierigkeiten, vor denen die heutige 
Rechtsprechung steht: Es existieren keine durch langjährige richterliche 
Praxis zu erwerbenden Bewertungsregeln, die einen unverbrüchlichen Zu­
sammenhang von Erfahrung und Gegenstand garantieren. Die Gefahren 
einer solchen Überstrapazierung der traditionellen Rechtsprechung sind 
deutlich: Kontroverse Urteile lassen das Vertrauen der Öffentlichkeit in 
speziell forschungspolitische, aber auch allgemeine Entscheidungen 
schwinden und begünstigen den Eindruck bloßer Willkür.

Naturwissenschaftlich-technisch ausgebildete Richter

Aus diesem Grund sieht das Science Court-Modell III eine stärkere Betei­
ligung von »Laienrichtern« im juristischen Sinne vor, die naturwissen­
schaftlich und technisch ausgebildet sind. Es wird nicht davon ausgegan­
gen, daß durch die Hinzuziehung solcher Fachleute in das Richtergre­
mium objektiver entschieden und für alle Zeiten gültige Wahrheiten ge­
funden würden; wohl aber kann man die Ansicht begründen, daß dadurch 
zeitlich effizientere und wissenschaftlich ausgewogenere Entscheidungs­
prozesse zu erzielen wären. So sehr die fachliche Spezialisierung die Ver­
ständigung unter den Wissenschaftlern heute schon erschweren mag, so 
wenig wird man doch daraus folgern dürfen, daß wissenschaftliche Laien - 
und dies sind in vielen Bereichen Verwaltungsrichter - besser als ein Ver­
treter einer anderen Disziplin in der Lage seien, den wissenschaftlichen 
Experten genau zu verstehen. Gerade die Einübung grundlagentheoreti­
scher Methodologien wird eine sachgemäße Beurteilung wissenschaftli­
chen Datenmaterials immer noch eher fördern als wissenschaftlich »unbe­
lastete« Beurteilungsmuster.

Nun stellt sich - wie schon bei Modell II - die Frage, ob nicht die In­
halte der an einem solchen wissenschaftlichen Gerichtshof zu verhandeln­
den Themen außerhalb des Bedingungskreises stehen, der überhaupt erst 
die Möglichkeit rechtskräftiger Urteile definiert. Solange wir Kategorien 
wie »sozial verträglich«, »gesellschaftlich erwünscht«, »ökonomisch ge­
rechtfertigt« nicht normativ so einschränken wollen, daß sie alle Demo­
kratie einschränken müßten, solange werden Urteile eines Science Court, 
die sich auf den gesellschaftlichen Nutzen bei der Entwicklung und An­
wendung neuer Technologien beziehen, einen eminent politischen Cha­
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rakter haben. Der Gefahr, daß solcherart der Science Court fast Funktio­
nen eines Verfassungsgerichtes erhielte, wäre nur durch genaue Funktio­
nendifferenzierung innerhalb der bestehenden Institutionen zu begegnen.

»Technologiekammem« bei den Verwaltungsgerichten?

Aus diesem, aber auch aus anderen Gründen liegt daher eine enge Ver­
zahnung dieses Science Court-Modells mit der traditionellen Rechtspre­
chung nahe. Während nämlich die Errichtung einer eigenen Gerichtsbar­
keit speziell für wissenschaftlich-technische Problemkomplexe vermutlich 
verfassungspolitische Konsequenzen haben müßte, die die Institutionali­
sierung sicher sehr erschweren würden, könnten speziell innerhalb der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit eingerichtete »Technologiekammern«, ohne 
den bestehenden Rechtsapparat unnötig weiter aufzublähen, den Anfor­
derungen einer effizienteren und sachgemäßeren Rechtspraxis im Bereich 
der Entwicklung und Anwendung neuer Technologien nachkommen.

Der Vorteil einer solchen Konzeption liegt auf der Hand: Insbesonde­
re das Parlament hätte weiterhin die Aufgabe - und von seiten des Science 
Court ginge vermutlich ein legitimer Druck aus, dieser Aufgabe angemes- 

, sen nachzukommen -, allgemeine technische Standards und Normen fest­
zulegen, die - z. B. in Form von Zumutbarkeitsschwellen - naturwissen­
schaftliche Daten in einen generellen Zusammenhang bringen. Die Inter­
pretation, Konkretisierung und Weiterentwicklung dieser Normen würden 
dann - wie sonst im Verhältnis von Norm und Rechtsprechung auch - 
durch den Science Court erfolgen.

Auch bei diesem Modell bleiben viele Details noch ungeklärt. So sehr 
die Einrichtung derartig spezialisierter Gerichtshöfe, die den vielfältigen 
Aufgaben und Problemen einer modernen Industriegesellschaft im Be­
reich von Wissenschaft und Technologie vielleicht gerechter werden kön­
nen als herkömmlich rechtsprechende Institutionen, aus diesen Gründen 
wünschenswert erscheinen mag, so sehr sind auch gesellschaftliche Folge­
wirkungen dieser Science Court-Konzeption in Rechnung zu stellen. Viele 
formale Fragen, Probleme im Detail sind noch zu diskutieren und zu klä­
ren, bevor überhaupt versucht werden kann, die Effizienz eines solchen 
Konzeptes im Experiment zu prüfen. So bleibt etwa zu fragen, wer die 
Richter des Science Court beruft, ob wir speziell für den Science Court 
ausgebildete Juristen benötigen (oder sich die »Wissenschaftlichkeit« 
eines Gerichtes auch durch seine Zusammensetzung sichern ließe), welche 
Verfahrensgegenstände durch die traditionelle Gerichtsbarkeit und wel­
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che durch den Science Court zu verhandeln sind, welche Revisions- und 
Berufungsmöglichkeiten vorzusehen sind. Für die nach einer vorläufigen 
Beantwortung dieser Fragen einzuleitende experimentelle Erprobung die­
ses wie auch der anderen Science Court-Modelle liegen erste Vorschläge 
aus den Vereinigten Staaten vor (vgl. Brown 1976). Es gilt, sie auf ihre 
Anwendbarkeit in der Bundesrepublik hin zu überprüfen und, wenn nötig, 
zu erweitern.

Zusammenfassung

Im Prozeß der Planung und Anwendung neuer Technologien greift das 
Science Court-Modell III erst relativ spät ein - es nimmt die Akzeptanzkri­
se für die nähere Zukunft gleichsam in Kauf und versucht nur, dem letz­
ten Schritt - dem Gang vor das Gericht - durch die Neuzusammensetzung 
der zuständigen Gerichte eine für Kläger wie Beklagten sachverständigere 
Basis zu verschaffen. Abgesehen davon, daß auf längere Sicht auch für 
einen Science Court - ähnlich wie für jeden anderen Bereich der Recht­
sprechung - die Gefahr des Legitimationsverlustes bei nicht widerspruchs­
freien, weil wertorientierten Urteilen bestünde, ist zu fragen, ob ein erst 
am Ende eines Entwicklungsprozesses eingesetztes Instrument genügt, 
einer die gesellschaftspolitische Planung und Fortentwicklung zunehmend 
lähmenden Erscheinung wie der Akzeptanzkrise wirkungsvoll zu begeg­
nen.

Gewiß ist diese auch Ausdruck mangelnder Umsetzung breit gestreu­
ter Partizipationsbedürfnisse im Planungsstadium forschungs- und techno­
logiepolitischer Maßnahmen; zugleich aber ist sie auch Zeichen einer zu 
sehr an traditionellen Zielen und Mitteln orientierten Planung selbst, ist 
sie Resultat einer die Sorgen und Ängste breiter Bevölkerungskreise nicht 
genügend widerspiegelnden Diskussion in Administration, Parlament und 
Parteien. Die in letzter Zeit immer heftiger geführte Energiedebatte, das 
jüngste Urteil des Lüneburger Oberverwaltungsgerichtes im Fall Brokdorf 
weisen auf die Dringlichkeit einer Lösung hin. Patentrezepte zu einer 
schnellen und alle ungelösten Fragen des Akzeptanzdefizits für immer be­
seitigenden Lösung dürften nicht existieren; mit gutem Grund darf auch 
angenommen werden, daß es nicht ein Instrument allein sein kann, das 
der allgemeinen Forschungs- und Technologieplanung wie der Anwen­
dung neuer Technologien wieder stärkere Zustimmung breiter Bevölke­
rungskreise verschafft.
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Die vorliegende Darstellung versucht, verschiedene Lösungswege pa­
lettenartig für den kurz- und mittelfristig wahrscheinlich nicht mit gleichen 
Mitteln zu befriedigenden Bedarf nach höherer Akzeptanz vorzustellen 
und ihren Wert für eine mehr denn je konsensbedürftige Forschungs- und 
Technologiepolitik zu evaluieren. In Abbildung 1 sind diese Konzepte und 
Modelle noch einmal vergleichend gegenübergestellt; davon auszugehen 
ist, daß über die Praktikabilität und den Nutzen dieser Modelle vor einer 
ausführlichen experimentellen Erprobung nur Vermutungen anzustellen 
waren, die nicht in jedem Fall von Erfahrungen mit ähnlichen Modellen in 
anderen Ländern ausgehen konnten.

Mittel- und langfristig dürfte das Vertrauen in gesellschaftsrepräsen­
tierende und -planende Organe und Institutionen nur durch ein die Inter­
essen breiter Bevölkerungsschichten sichtbar wieder stärker vertretendes 
Parlament zurückzugewinnen sein. Hier bieten sich Konzepte an, die das 
Engagement des Parlaments im forschungs- und technologiepolitischen 
Bereich fördern können und die die Beratungsstrukturen für Administra­
tion und Parlament gleichermaßen den veränderten Bedürfnissen entspre­
chend zu modifizieren erlauben: das Royal Commission-Modell, das For­
scherparlament, die Science Court-Modelle I und II können hier als glei­
che mittel- und langfristige Ziele verfolgende Vorschläge verstanden wer­
den.

Kurzfristig dagegen gilt es vor allem, der Gefahr einer Überstrapazie- 
rung und eines möglichen Akzeptanzdefizits der Gerichte zu begegnen; 
hierauf zielt das Science Court-Modell III, das gerade die traditionelle 
Rechtsprechung den Anforderungen einer zunehmend komplexer wer­
denden Wissenschaft und Technik besser anzupassen beabsichtigt. Die 
vielfältigen Schwierigkeiten bei wissenschaftlich geleiteter Politikberatung, 
in der Forschungs- und Technologieberatung, bei der Anwendung und 
Fortentwicklung technischen Wissens unter der »Rahmen«bedingung 
einer sich verschärfenden Akzeptanzkrise machen eine weitere Diskussion 
und Suche nach Lösungsmöglichkeiten dringend erforderlich. Das Science 
Court-Modell in allen seinen drei Ausprägungen möchte hierzu als ein 
Beitrag dienen.



Un-Sicherheiten im Streit um Sicherheit.

Zur Relevanz der Kontroversen um die Regulierung 
technischer Risiken
Daniel Barben und Meinolf Dierkes

Die Diskussion von »Risiken« als Ausdruck und Terrain der 
Problematisierung des »technisch-wissenschaftlichen Fortschritts«

Dynamik und Richtung der wissenschaftlich-technischen Entwicklung 
schienen lange Zeit - und zum Teil immer noch - übermächtig und vorge­
geben, einem außerhalb ihrer selbst liegenden gestalteten Zugriff entzo­
gen.1 Von Technologie- und Wissenschaftspo/ziz'fc zu sprechen - so wie wir 
es heute zunehmend tun - zeigt darüber hinaus ebenfalls an, daß Technik, 
Wissenschaft und Forschung, ihre Folgen und Risiken zu prominenten 
Objekten staatlicher Politik geworden sind. Allein die Existenz eines sol­
chen Politikfeldes widerspricht - wenn man es nicht allein als Bereich sym­
bolischer Handlungen begreift - einer technikdeterministischen Sicht von 
einer im Selbstlauf sich fortbewegenden wissenschaftlich-technischen Ent­
wicklung. Daß deren generelle Etikettierung als stetiger und umfassender 
»Fortschritt« fragwürdig geworden ist, begründet sich in der verstärkten 
gesellschaftlichen Wahrnehmung und Thematisierung der Schattenseiten 
sozialökonomischer Modernisierungsprozesse bzw. der Risiken techni­
scher Systeme. Die zunehmende Durchdringung weiter Lebensbereiche 
durch technisch-wissenschaftliche Entwicklungen mit häufig universellen 
Betroffenheiten vollzog sich in der Weise, daß das dabei offenbar gewor­
dene Auseinanderfallen der Entwicklungen in der wissenschaftlich-techni­
schen, der sozialen und der ökologischen Dimension2 die Instanzen von Wis­
senschaft und Technologie einem starken Politisierungsschub unterwarf. 1 2

1 Eine breite technikkritische Literatur mit langer Tradition macht dies ebenso deut­
lich wie eine Fülle von Umfragedaten der letzten Jahrzehnte (vgl. Dierkes 1982; 
Sieferle 1984; Jaufmann/Kistler 1988).

2 Worunter auch die Diskontinuitäten in der Entwicklung fallen, insbesondere das 
von Ogburn vor Jahrzehnten bereits als »cultural lag« beschriebene Nachhinken 
kultureller und institutioneller hinter den technischen Entwicklungen (vgl. Ogburn 
1922 und 1957).
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Zwischen staatlicher Wissenschafts- und Technologiepolitik und der ge­
sellschaftlichen Politisierung von Wissenschaft und Technologie bestehen 
Spannungs- und Beeinflussungsverhältnisse - sowohl im Hinblick auf die 
Ziele, Strukturen und regulativen Optionen der Wissenschafts- und Tech­
nologieförderung als auch die Entscheidungsmechanismen und Macht­
kompetenzen betreffend.

Auch wenn die auf Technik und Wissenschaft bezogenen Dimensio­
nen staatlichen Handelns in ihrer Bedeutung historisch erweitert wurden, 
sind sie größtenteils nicht prinzipiell neu3: Schon immer hatte der Staat 
eine wichtige Rolle bei der Förderung technisch-wissenschaftlicher Ent­
wicklungen im Interesse ökonomischer Innovation oder auch bei der Re­
duzierung oder Kompensation der negativen Folgen technischen Fort­
schritts.4 Die politische Diskussion über »Technik« hat jedoch nicht nur an 
Intensität zugenommen, sondern geht sowohl über arbeitsbezogene Aus­
einandersetzungen über neue Techniken in Betrieben - die schon seit län­
gerem etwa unter den Gesichtspunkten Rationalisierung, Arbeitsschutz 
und Humanisierung geführt werden - als auch über den Diskussionshori­
zont selektiver Technikförderung - insbesondere sogenannter moderner 
Schlüsseltechnologien zur Stärkung der nationalen wirtschaftlichen Wett­
bewerbsfähigkeit - hinaus. Charakteristisch für die heutigen Debatten ist, 
daß sie ein weites Spektrum ökonomischer, ökologischer, sozialer und kul­
tureller Auswirkungen eines rasch voranschreitenden technischen Wan­
dels umfassen und zugleich die Angemessenheit traditioneller Formen der 
Regulierung von Techniken hinterfragen und an Forderungen nach insti­
tutioneilen Um- und Neuorientierungen knüpfen (Dierkes/von Thienen 
1983; Dierkes/Knie/Wagner 1988).

Die Kategorie des »Risikos« stellt nun gerade ein Terrain dar, auf 
dem diese Auseinandersetzungen geführt werden. Dabei kann man fest­
stellen, daß das Feld der Risikodebatten gesellschaftlich heute nicht mehr 
dasselbe ist wie noch vor einigen Jahren. So ist es durch eine Veralltägli- 
chung (und Verbreitung) von Risikosensibilitäten und durch eine Ver­
schiebung von politischen Konflikten gekennzeichnet, was sich z. B. darin 
äußert, daß manches gravierende Umweltproblem von einflußreichen 
Gruppen nicht mehr grundlegend bestritten wird bzw. von ihnen bestimm­
te Problemlösungen auch ohne ersichtlichen sozialen Druck in Angriff ge­

3 Für Analysen der FuE-Politik in der Bundesrepublik siehe insbesondere die Beiträ­
ge in Bruder (1986) sowie Wollmann (1989).

4 Die Gegenwart kann mithin besser verstanden werden, wenn man einen Blick auf 
die Vergangenheit wirft; zur technik- bzw. regulierungspolitischen Diskussion in der 
Weimarer Republik vgl. Dierkes/Knie/Wagner (1988).
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nommen werden. Versucht man die heutigen Auseinandersetzungen um 
die Risiken technisch-wissenschaftlicher Entwicklungen zu verstehen, so 
stellen sich insbesondere folgende Fragen: Welche Art von Risiken sind 
besonders häufig Gegenstand öffentlicher Auseinandersetzungen, und 
welches sind die Verursacher? Auf welchen politischen Arenen und von 
welchen gesellschaftlichen Akteuren werden die Risiken und ihre mögli­
chen Konsequenzen wahrgenommen und definiert? Worin bestehen Unsi­
cherheiten und Ambivalenzen, die sowohl für die theoretische Beurtei­
lung als auch für die praktische Regulierung von Risiken relevant sind? 
Welche Rolle spielt dabei die politische Kultur? Welche Bedeutung ist 
den Formen der Wissensproduktion und den Möglichkeiten des Zugangs 
hierzu beizumessen? Es geht also bei diesen Fragen, kurz gesagt, um die 
Instanzen der Steuerung und die Möglichkeiten der Kontrolle der ver­
schiedenen Dimensionen der wissenschaftlich-technischen Entwicklung 
und damit um die gesellschaftliche Zukunftsperspektive wie auch um die 
Gestaltung des, über technische Systeme vermittelten, Verhältnisses zur 
Natur.

Einen verallgemeinerten Zugang möchten wir im nächsten Kapitel 
durch eine kritische Erörterung des vorherrschenden Gebrauchs der Risi­
kokategorie und durch den Versuch erreichen, den Risikobegriff gesell­
schaftstheoretisch und technikanalytisch so zu entfalten, daß eine ausbau­
fähige und differenzierte Beurteilung von Gefahren und Risiken in ihren 
verschiedenen Bedingungs- und Behandlungsdimensionen ermöglicht 
wird. Im darauf folgenden Kapitel sollen, spezifiziert für die Gen- und 
Biotechnologien, Ausführungen zu ihren Risiken und Chancen in den 
vielfältigen Entwicklungs- und Anwendungsfeldern verbunden werden mit 
Aussagen zu den ihnen gegenüber möglichen bzw. in der politischen Pra­
xis tatsächlich realisierten Regulierungsansätzen sowie mit Aussagen zu 
Anforderungen einer sachkompetenten und potentiell konsensuellen poli­
tischen Subjektivität. Daran anschließend wird es im letzten Kapitel dar­
um gehen, angesichts der umkämpften Bildung von Haltungen und Ver­
haltensweisen gegenüber Risiken - die im Spannungsfeld ihres realen Ge­
fahrenpotentials, ihrer Wahrnehmung und Thematisierung sowie ihrer 
faktischen Akzeptanz stattfindet - einerseits Erkenntnis- und Handlungs­
restriktionen im Verhältnis insbesondere von Politik und Wissenschaft zu 
skizzieren, andererseits Vorschläge für deren Überwindung aufzuzeigen, 
die zukunftsverantwortliche Entwicklungsoptionen von Technik und 
Gesellschaft bieten.
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Moderne Gesellschaft, Naturaneignung und ihre Risikoimplikationen

Zur Ambivalenz der Risikokategorie

Von Risiken zu sprechen, ist gang und gäbe geworden; doch was ist beim 
Gebrauch dieser Kategorie bereits unterstellt, ohne daß dies beabsichtigt 
oder auch nur gewußt werden muß? Der Begriff »Risiko« bezieht sich auf 
potentielle Gefahren und ihre möglichen Folgen; im Versuch, die Rela­
tion der Wahrscheinlichkeit von Schadenseintritt und Schadensgröße defi- 
nitorisch zu erfassen, wird eine eigentümliche Ambivalenz ausgedrückt. 
Der Risikobegriff konstituiert nämlich weitgehend eine prinzipielle Ver­
gleichbarkeit von Risiken; er ist damit zugleich eine Quelle für »falsche« 
Vergleiche mit vielfältig problematischen Bedeutungseffekten. Diesen Um­
stand gilt es zu reflektieren, da er schon selbst einen Ort diskursiver Poli­
tik bezeichnet.

Die gängige Risikoanalyse versucht zum einen, die Risikowahrschein­
lichkeit mathematisch zu modellieren, und zum anderen, die möglichen 
Kosten gegen den Nutzen, in der Regel in Geldwerten gegenübergestellt, 
abzuschätzen. Aus solchen Vergleichen und Aufrechnungen resultieren 
vielfältige diskursive Effekte: Mit einer allgemeinen Homogenisierung der 
Risiken findet eine Neutralisierung bestimmter Risiken statt; es werden 
Kriterien der Einschätzung und Maßstäbe der Zumutbarkeit von Risiken 
vorgegeben. Sollen dagegen Risiken in ihrer Spezifik erfaßt und kontrol­
liert Vergleiche zwischen ihnen durchgefühlt werden können, müssen Ri­
siken nach Qualitätsarten und Referenzebenen präzise differenziert wer­
den. Hiermit sollen für unsere Zwecke einfache Vergleiche zwischen Risi­
ken, die man freiwillig eingeht, wie etwa beim Skilaufen, oder über die 
man eine gewisse Kontrolle ausüben kann, wie beim Autofahren, oder die 
quasi hingenommen werden müssen, wie etwa bei Kraftwerken (konven­
tioneller Art oder als Kernkraftwerke), ausgeschlossen werden. Solche 
Vergleiche zwischen in strengem Sinne Unvergleichbarem können dage­
gen vielmehr als Versuche interpretiert werden, von Menschen aktiv ein­
gegangene Risiken mit ihnen passiv zugemuteten Risiken strategisch auf 
bestimmte Bedeutungseffekte hin zu vermengen. Dadurch tritt in der Be­
stimmung und Abschätzung von Risiken auch eine zutiefst politische Di­
mension zutage.

Daß derlei Vergleiche gleichwohl eine gewisse Überzeugungskraft zu 
entfalten vermögen, liegt in dem Umstand begründet, daß statistisch ver­
gleichbare Risiken perzeptiv durchaus divergent erlebt werden und die In­
dividuen, innerhalb bestimmter Erfahrungsrahmen, selbst Vergleiche zwi-
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sehen unterschiedlichen Risiken anstellen. Die Erlebnis- und Beurtei­
lungsqualität der einzelnen Risiken hängt nun jeweils ab von der Zugehö­
rigkeit zu einer der folgenden Beschreibungsdimensionen und ihrer ku­
mulativen Häufung im betreffenden Fall: alt versus neu, steuerbar versus 
nicht steuerbar, freiwillig versus auferlegt, Nutzen versus Kosten, gewöhn­
lich versus spektakulär. Die kategoriale Bestimmung wie die kognitive Er­
fassung von Risiken präformieren deren Beurteilung und nehmen so teil 
an Formen der Kommunikation gesellschaftlichen Widerspruchs.5

Zur sozial- und technikwissenschaftlichen Entfaltung des Risikobegrijfs im 
Rahmen von Gesellschaftsform und ihrem Naturverhältnis

Versucht man Risiken theoretisch umfassend zu ergründen und zu bestim­
men, muß man zunächst danach fragen, in welchen Vergesellschaftungszu­
sammenhängen bzw. Stoffwechselprozessen mit der Natur - in welchen 
Dimensionen und Stellen sie in welchem Maße - anfallen. Dann ist abzu­
klären, wie und von wem Risiken oder die mit ihnen verknüpften Schäden 
wahrgenommen und inwiefern ablehnende oder zustimmende Haltungen 
zu ihnen - auf welchen Arenen und im Rahmen welcher Interaktionen - 
aufgebaut werden. Schließlich geht es also darum zu beobachten, in wel­
chen Formen sie legitimiert und verantwortet, reguliert und praktisch an­
gegangen werden oder auch nicht. Wenn wir es für sinnvoll halten, den 
Fragehorizont so weit abzustecken, heißt das zugleich nicht, daß wir ihn 
hier auch nur annähernd umfassend auszufüllen vermöchten.

Auch auf Risiken bezogene Erörterungen bedürfen historischer Spezi­
fizierungen. Auf allgemeinster Ebene sind die Entwicklungsprozesse der 
modernen Industriegesellschaften der sozialhistorische Bezugspunkt unse­
rer Überlegungen. Zur formationsstrukturierenden Grundlage dieser Ge­
sellschaften gehört insbesondere das komplementäre Verhältnis von Pri­
vateigentum an Produktionsmitteln und freier Lohnarbeit. Dieses Produk­
tionsverhältnis impliziert - und darauf kommt es uns hier an - die Verge­
sellschaftung über den Markt in der Weise, daß seine gesellschaftliche 
Ausdehnung wachsen kann und in ihm schlummernde Potenzen durch

5 Für einen ersten Zugang zur internationalen und zum Teil technikfeldspezifisch an­
gelegten Literatur zur Risikokommunikation siehe die Bibliographie von Wiede­
mann u. a. (1989). Als ausgewähltes Buch, das die Entwicklung und Etablierung des 
Risikodiskurses nachzeichnet, die risikoanalytische Literatur auswertet und zugleich 
empirisch - bezogen auf die Behandlung der sozialen Unsicherheiten der Armut 
bzw. der technischen Risiken der Kernenergie - ansetzt, vgl. Evers/Nowotny (1987).
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und für den ökonomischen Wachstumsprozeß freigesetzt werden (Polanyi 
1978). Allerdings benötigen die die Marktwirtschaft konstituierenden so­
zialen Verhältnisse Funktionsvoraussetzungen, die außerhalb ihrer selbst 
liegen. Dazu gehört in erster Linie der Staat mit der Aufgabe, einerseits 
grundlegende rechtliche Rahmenbedingungen zu setzen und prinzipiell 
der Einmischung in ökonomische Aktivitäten sich zu enthalten, anderer­
seits aber auch Marktfolgen regulativ aufzufangen und ökonomische Pro­
zesse selbst mitzugestalten.6 Von Anfang an war der Staat, und in der 
historischen Entwicklung tendenziell immer mehr, damit sowohl Appela- 
tionsinstanz als auch Ort der Artikulation und Verdichtung verschiedener 
gesellschaftlicher Akteure, ihrer gegensätzlichen Interessen und Werte. 
Das wiederum hat zur Folge, daß gesellschaftliche Auseinandersetzungen 
in bedeutendem Maße durch den Staat vermittelt bzw. auf staatlichem 
Terrain ausgetragen werden, was zum einen heißt, daß den Auseinander­
setzungen spezifische Formen, etwa rechtliche, aufgeprägt werden, und 
zum anderen, daß durch die Auseinandersetzungen selbst neue Elemente 
des Staates, etwa Gesetze, geschaffen werden. Diese doppelte Funktions­
bestimmung des Staates als spezifisches Terrain gesellschaftlicher Kämpfe 
und als in sie intervenierende Instanz muß bei der Untersuchung von auf 
Risiken bezogenen Politiken mitbedacht werden.7

6 Die Geschichte der in Prozesse von ökonomisch relevanter Forschung und Entwick­
lung einbezogenen staatlichen Ministerien fällt mit Prozessen der Staatsentstehung 
zusammen. Bezogen sich noch im 19. Jahrhundert die staatlichen Aktivitäten der 
Wissenschafts- und Forschungsförderung hauptsächlich auf den Ausbau der Univer­
sitäten und auf die Büdung von Technischen Hochschulen, begann zur Jahrhundert­
wende unter dem Imperativ der gegenüber dem Weltmarktstandard nachholenden 
Industrialisierung Deutschlands die Förderung produktionsnaher Forschung und 
Technikentwicklung. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden diesbezügliche Anstren­
gungen angesichts von Entwicklungsschüben in Basistechnologien wie der Kern­
energie und der Mikroelektronik sowohl für die Wirtschaftsuntemehmen als auch 
für den Staat aufgrund seiner gewachsenen ökonomischen Bedeutung, die in seinem 
Interventionismus, seiner Finanzkraft und der militärischen Rüstung gründet, in hi­
storisch einmaligem Maße wichtig. Dabei ist durchaus von nationalspezifisch unter­
schiedlichen Modellen der Forschungsförderung und Technologieentwicklung, der 
Kooperation zwischen Industrieunternehmen und Staat sowie der Bedeutung und 
Ausprägung des sogenannten militärisch-industriellen Komplexes auszugehen.

7 Insbesondere muß an die Theorie des Staates eine Theorie von Parteisystem und 
Parteien geknüpft werden, da in ihrem Rahmen hauptsächliche Auseinanderset- 
zungs- und Entscheidungsformen im Staat und darüber hinaus Staat und Zivilgesell­
schaft umgreifende Organisationsformen erfaßt werden. Beides ist im Hinblick auf 
die Konstitution von Wahrnehmungsmustern, Orientierungsperspektiven und Pra­
xisformen - z. B. im Umgang mit Risiken - grundlegend.
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Bereits auf diesem groben Spezifizierungsniveäu lassen sich einige, al­
lein schon mit der marktwirtschaftlichen Organisationsform verbundene 
Risiken thematisieren. Sie betreffen zunächst die beteiligten Akteure: 
Den Unternehmern droht das Risiko, Bankrott zu machen, den Arbeitern, 
arbeitslos zu werden; die Unternehmer werden durch die Systemmecha­
nismen dazu angetrieben, ihre Produktion durch technische oder organi­
satorische Innovation zu effektivieren, um den Gewinn als Leistungsindi­
kator und gleichzeitig ihre Überlebenschance zu erhöhen. Bei diesen Ver­
suchen gehen die Unternehmer das Risiko ein, auf technische Entwicklun­
gen zu setzen, die erwartete Vorteile nicht bringen oder die sich am Markt 
gegenüber konkurrierenden Innovationen nicht durchsetzen können, oder 
auch auf Widerstand und Ausweichstrategien der Arbeitenden zu stoßen. 
Letztere unterliegen der Gefahr, daß ihre Qualifikationen durch Innova­
tionen entwertet werden (was nicht damit gleichzusetzen ist, daß die 
neuen gegenüber den alten Qualifikationen geringer sein müssen) oder 
sie gesundheitliche Risiken der verschiedensten Art auf sich nehmen müs­
sen. Alle diese Risiken kann man dadurch charakterisieren, daß sie kon­
stitutiv in die Produktionsweise eingelassen sind, also in erster Linie sozial 
konstituiert sind und Soziales konstituieren, aber in verschiedener Hin­
sicht zugleich ökologische Implikationen enthalten.

Von diesen, in den genannten sozialen Regulierungs- und Stoffwech­
selprozessen liegenden Risiken soll im folgenden vor allem insoweit die 
Rede sein, als sie in die gesellschaftliche Organisationsweise der Stoff­
wechselprozesse mit der Natur intervenieren, ökologische Risiken der 
Technisierung also.8 Diesen Problemzusammenhang erschließen allge­
mein etwa folgende Fragestellungen: Wie wird, mit welchen Implikatio­
nen und möglichen Rückwirkungen, in die Natur eingegriffen9; welche 
spezifische Eingriffsstruktur in Naturprozesse, mit welchen Folgen, orga­
nisieren die einzelnen Techniken; welche technischen Leistungen und 
Probleme bringen sie mit sich, welche Möglichkeiten bzw. Restriktionen

8 Was wir hier allerdings empirisch nur äußerst beschränkt tun können, so daß wir 
z. B. auf Erörterungen der Industrialisierungsprozesse der Landwirtschaft verzich­
ten müssen. Für eine historisierende Einführung der (Ver-)Nutzung von Wasser, 
Boden, Luft und Energie vgl. Beiträge in Brüggemeier/Rommelspacher (1987) so­
wie historisch breiter zur Umweltgeschichte Sieferle (1988).

9 Alle Phasen des Produktions- bzw. Konsumtionsprozesses haben - unabhängig vom 
Gesichtspunkt, daß immer alternative Möglichkeiten erschlossen werden können 
und daß die Dynamik des wirtschaftlichen Wachstums problemverschärfend wirkt - 
ökologische Implikationen: Bei der Extraktion von Ressourcen wird in Ökosysteme 
eingegriffen, die Produktion von Gütern ist immer auch eine von Schadstoffen, und 
in der Konsumtion fällt notwendigerweise Müll an.
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technischer Veränderungen liegen in den einzelnen Techniken; welche 
Anforderungen stellen die Techniken an ihre Nutzer und Bediener, gera­
de auch bezüglich der Beherrschung ihrer Risiken; welche individuellen 
Entwicklungsmöglichkeiten erlauben sie; welches sind die sozialen bzw. or- 
ganisationalen Einflußfaktoren und Bestimmungsmöglichkeiten der Technik­
entwicklung und -Veränderung?

Diese Art von Fragen macht die Notwendigkeit deutlich, natur-, tech­
nik- und sozialwissenschaftliches Wissen zusammenzuführen. Die Kom­
plexität der zu verhandelnden Problematiken wird nämlich in unzulässiger 
Weise reduziert, wenn sie bloß von einem ingenieurwissenschaftlichen 
oder umgekehrt geisteswissenschaftlichen Standpunkt aus kognitiv und 
praxeologisch angeordnet werden. Überkommene Fächertrennungen und 
Wissensvorbehalte anzugehen, beabsichtigen neuere Ansätze sozialwis­
senschaftlicher Technikanalyse. Sie intervenieren, ob sie dies wollen oder 
nicht, in das streitbefrachtete Feld gesellschaftlicher Risikokommunika­
tion - denn sie machen Aussagen zu in Techniken liegenden Risiken, ihrer 
technischen Korrigierbarkeit und ihrer sozialen Steuerbarkeit. Einen für 
unsere Belange zumindest in zweierlei Hinsicht interessanten Ansatz bie­
tet Charles Perrow: Das Leitmotiv seiner Argumentation richtet sich ge­
gen das verbreitete Erklärungs- und Rechtfertigungsmuster von Stör- bzw. 
Unfällen durch »menschliches Versagen« oder Ausrüstungsmängel. Dem­
gegenüber versucht er, eine »Theorie der Störanfälligkeit von Systemen« 
zu erarbeiten, die die Eigenschaften der Systeme selbst in den Mittelpunkt 
rückt und eine »Theorie der Regenerationsfähigkeit nach eingetretenen 
Pannen« (Perrow 1987, S. 95) einschließt.10 11 Sein konzeptionelles und pra­
xisrelevantes Ziel besteht darin, technische Systeme nach ihrem Risiko- 
bzw. Katastrophenpotential differenzieren zu können. Dafür entwickelt er 
vornehmlich zwei Unterscheidungen: die Unterscheidung zwischen linea­
ren und komplexen Interaktionen und die Unterscheidung zwischen lose 
und eng gekoppelten Systemen. Die Verbindung beider Unterscheidun­
gen erlaubt es sodann, Schlußfolgerungen bezüglich der technischen oder 
sozialorganisatorischen Beherrschbarkeit technischer Systeme zu ziehen.11

10 Wenn Perrow das Hauptaugenmerk auf die Systemeigenschaften richtet, führt 
dies bei ihm nicht zu der irrigen Annahme, die Bediener moderner Techniken 
würden zu bloßen unqualifizierten »Knöpfchen-Drückern«; vielmehr hebt er die 
Bedeutung guter Ausbildung und umfangreicher Erfahrung gerade für die Kon­
trolle komplexer, etwa automatisierter Systeme hervor (Perrow 1987, S. 123 ff.).

11 Und sie liefern ihm eine Begründung dafür, daß Atomwaffen und Atomenergie 
nicht völlig kontrollierbar und so mit sicherer Wahrscheinlichkeit immer wieder 
zu Katastrophen führen und von daher aufgegeben werden müssen. Vgl. zu den 
einzelnen Gesichtspunkten Perrow 1987, S. 98 ff. (Vier-Ebenen-Schema zur Un­
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Kehren wir kurz zu den eingangs angeschnittenen gesellschaftsforma­
tionellen Überlegungen zurück. Da in einer entwickelten Marktwirtschaft 
die verschiedenen Güter die Form von Waren annehmen - Geld, Kapital 
oder Lohn - und dabei Preise als Orientierungs- und Regelgrößen fungie­
ren, werden die Kosten der Produktion, soweit sie nicht in die Preisbe­
stimmung eingehen, externalisiert. Soziale und ökologische Folgekosten 
werden demnach zur »Umwelt« dieses Systems gerechnet, was nicht aus­
schließt, daß sie wieder auf das System selbst zurückwirken. Können sich 
etwa die Arbeitenden selbst gegen die Ruinierung ihrer Arbeitskräfte 
wehren und durch Selbstorganisation für bessere Arbeits- und Lebensbe­
dingungen kämpfen, braucht die Natur gesellschaftliche Anwälte, die sich 
gegen einen schonungslosen Raubbau an ihr oder gegen ihre Verschmut­
zung einsetzen - möglicherweise gerade im Konflikt mit den in wider­
sprüchlichen Interessen befangenen Gewerkschaften.

Die Struktur des Wirtschaftssystems zwingt zur Entfaltung einer öko­
nomischen Wachstumsdynamik und übt einen gesellschaftlichen Druck 
auf die Realisierung entsprechender Bedingungen aus; der Markt ent­
scheidet über die Selektion bzw. Verallgemeinerung bestimmter Techni­
ken - zunächst unabhängig von den sozialen und ökologischen Folgen. 
Wirtschaftssystemintern werden Maßnahmen zur Verbesserung der sozia­
len und ökologischen Lebensbedingungen dann in der Regel erst umge­
setzt, wenn sie in für alle verbindliche (Gesetzes-)Normen gebracht wer­
den oder wenn sie nach ökonomischem Kalkül sinnvoll sind, d. h. etwa als 
Marktchance sich rechnen. Die aus der gesellschaftlich artikulierten Not­
wendigkeit ökologischer Umgestaltung resultierenden Vorschläge und 
Maßnahmen der Korrektur in Technikentwicklung und sozialer Organisa­
tionsweise sind nun daraufhin zu begutachten, inwiefern sie wirklich Pro­
blemlösungen oder lediglich Problemverschiebungen darstellen. Maßstab 
der Beurteilung müssen insbesondere sekundäre, sich verkettende, nur 
schwer abschätzbare Langfristfolgen sein.

Die Spezifik technischer Risiken, ihrer ökologischen und sozialen Fol­
gen liegt in den Besonderheiten industrieller Entwicklungswege bzw. tech­
nologischer Entwicklungslinien begründet. Diese ergeben sich aus dem

tersuchung technischer Systeme); S. 100 ff. (Kategorisierung von Opfern unter­
schiedlichen Grades zur besseren Einschätzung des Katastrophenpotentials tech­
nischer Systeme); S. 107 ff., S. 124 f., S. 128 f. (Unterscheidung zwischen komple­
xen und linearen Interaktionen/technischen Systemen); S. 131 ff., S. 136 (Unter­
scheidung zwischen enger und loser Kopplung); S. 134 ff. (Kopplungstypus und 
Systemregenerierung nach Störfall); S. 386 ff. (Frage nach einer optimalen Orga­
nisationsstruktur für die vier mit der zweifachen Unterscheidung erfaßten System­
typen).
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Zusammenspiel der hauptsächlichen, im Geflecht von Ökonomie, Politik 
und Wissenschaft angesiedelten Akteure und sind mitbestimmt durch die 
jeweiligen Verwendungskontexte und -zwecke. Die Problemlösungskapazi­
tät von auf soziale, technische, ökologische Risiken bezogenen, immer 
auch möglicherweise gegensätzlich ansetzenden politischen Regulierungs­
weisen bleibt abhängig von den Eigenschaften der technischen Systeme 
selbst und ist mitbestimmt von der Transparenz und Komplexität gesell­
schaftlicher Risikokommunikation und -politik. Die mit bestimmten Pro­
duktionsweisen zugleich etablierten Lebensweisen - Reproduktionsmuster 
und Konsumansprüche - stellen nun gleichsam den Hintergrund dar, vor 
dem sich Problemlösungen zu bewähren haben, bzw. den »Untergrund«, 
der mitverändert werden muß.

Ein komplex strukturiertes Technikfeld wie die Gentechnologie, das 
erst am Beginn einer breiten Entwicklung und Nutzung steht, gibt dabei 
eine besonders gute Möglichkeit, Probleme in der Perzeption und Ein­
schätzung technischer Risiken sowie damit zusammenhängend Optionen 
staatlicher Regulierung bzw. Modi ihrer gesellschaftlichen Politisierung 
darzustellen.

Regulierungs- und Politikoptionen im Umgang mit den Risiken und 
Chancen der Gentechnologie

Chancen und Risiken der Gentechnologie in ihren verschiedenen 
Entwicklungsfeldem

Kaum umstritten ist die Erwartung, daß es sich bei den unter dem Namen 
»Gentechnologie« versammelten Technologien um Schlüsseltechnologien 
des kommenden Jahrhunderts handelt.12 Die Diskussion in der Öffentlich­
keit, in der Politik und teilweise auch in der Wissenschaft kennzeichnet 
ein hoher Grad an Gegensätzlichkeit der Einschätzung ihrer Chancen und 
Risiken und somit ihrer Wünschbarkeit. Dieser Umstand ist in der einzig­
artig hohen Unsicherheit der Prognostizierbarkeit ihrer Folgen und dem 
in der Menschheitsgeschichte einmaligen Grad der potentiellen Eingriffs­

12 Der Bundesverband der Deutschen Industrie geht z. B. davon aus, daß »die mo­
derne Biotechnologie in Zukunft die Mikroelektronik in ihrer Bedeutung als Ba­
sisinnovation für die gesamte Volkswirtschaft ablösen wird« (BDI 1988). '
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tiefe in die Evolution der Lebewesen selbst begründet.13 Felder der Ent­
wicklung und Auseinandersetzung um Gentechnologie sind dabei vor al­
lem die Genforschung selbst, die zielgerichtete Veränderung landwirt­
schaftlicher Nutzpflanzen und -tiere, die Erzeugung nachwachsender Roh­
stoffe für die chemische bzw. pharmazeutische Industrie, genetische Dia­
gnostik, Gentherapie, Umweltmanagement, Militär.

Für diese Bereiche werden diverse Risiken diskutiert: In der Genfor­
schung wird etwa im Labor experimentell genetisches Material neu kom­
biniert, Zellkulturen werden auch mit infektiösen und krebserzeugenden 
Agenzien behandelt. Dabei können unbeabsichtigt neue pathogene Orga­
nismen erzeugt werden und epidemische Verseuchungen erfolgen, für die 
es keine greifenden Immunreaktionen gibt. Die Umwelt kann durch dem 
Labor entweichende Organismen verseucht werden; diese können durch 
ihre Etablierung und Ausbreitung ökologische Zusammenhänge - durch 
Beeinträchtigung oder Verdrängung anderer Arten, durch die Übertra­
gung des experimentell eingefügten genetischen Materials auf andere Or­
ganismen - mit unvorhersehbaren Folgen zerstören.

Für die Landwirtschaft sollen vor allem neue ertragreichere Pflanzen­
sorten und Tierarten konstituiert werden. Dies setzt den Trend zu immer 
wenigeren, leistungsfähigeren und allerdings bislang auch viel anfälligeren 
Sorten und Arten fort und bringt neben einer Reihe ökologischer auch so­
ziale Probleme, wie den verstärkten Übergang der landwirtschaftlichen 
Produktionsweise zur Agroindustrie, mit sich.

Bei der Pharmakaproduktion kann es z. B. darum gehen, körpereige­
ne Substanzen (Interferone/Endorphine) herzusteilen, die für klinische 
Zwecke beabsichtigte Wirkungen hervorzubringen vermögen. Die Gefah­
ren liegen in unvorhersehbaren und in Tierversuchen nicht testbaren Ne­
benwirkungen sowie in der Verfügbarkeit neuer persönlichkeitsverändern­
der Drogen. In der Herstellung von Impfstoffen, bei denen genetisches 
Material zur Immunisierung mit infizierenden Faktoren kombiniert wird, 
besteht das Risiko, daß neue virulente Erreger entstehen. Desweiteren ist 
allgemein die Gefahr gegeben, daß eine an Symptomen ansetzende Medi­
zin verstärkt wird.

Die genetische Diagnostik, wozu insbesondere die pränatale Diagno­
stik zählt, zielt darauf, zukünftige un- oder behandelbare Erkrankungen 
bzw. die Anfälligkeit für Krankheiten und Umweltgift aus genetischen An­
lagen prognostizieren zu können. Die dabei bestehenden Risiken und Ge­

13 Zur vertiefenden Einführung vgl. Enquete-Kommission des Deutschen Bundesta­
ges (1987) bzw. Bundestagsdrucksache 10/6775; Kollek/Tappeser/Altner (1986).
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fahren sind vielfältig: sozialer oder politischer Druck auf Frauen, sich prä­
nataler Diagnostik zu unterziehen und in der Folge »verantwortungsbe­
wußt« nur gesunde Kinder zu gebären; Tendenzen zu staatlicher Zwangs­
eugenik und wachsende Diskriminierung behinderter Menschen; Tenden­
zen zur Zwangsinformation bzw. Zwangsprävention bezüglich der geneti­
schen Risiken für die eigene Gesundheit; Datenschutzprobleme und Per­
sönlichkeitsverletzungen durch genetische Ausforschung; Diskriminierung 
und Ausschluß betroffener Individuen auf dem Arbeitsmarkt und bei Ver­
sicherungen. Die an Fragen der genetischen Diagnostik anschließende 
Gentherapie schafft fließende Übergänge von der Korrektur defekter 
Gene zur Optimierung menschlicher Erbanlagen nach bestimmten Zwek- 
ken; die menschliche Natur selbst kann zum Experimentierfeld werden.

Für Belange des Umweltmanagements wird versucht, neukombinierte 
Organismen biotechnisch in großem Maßstab zu nutzen - etwa zur Um­
wandlung von Öl nach einer Tankerkatastrophe. Daraus resultieren die 
Gefahren der Entstehung giftiger Stoffwechselprodukte oder unvorher­
sehbarer Folgen durch die Freisetzung der neukombinierten Organismen. 
Der militärische Verwendungszusammenhang von Biotechnologien ist of­
fenkundig ein Bereich tiefstgreifender Risiken und Gefahren, da ja hier 
die Entwicklung von Destruktivkräften erklärtes Ziel ist.

Klar sein muß zum mindesten, daß für alle Entwicklungsfelder der 
Gentechnologie mehr oder weniger große Chancen und Nutzeffekte ver­
anschlagt werden, dabei die Risiken klar bezeichenbar oder möglicherwei­
se bloß hypothetischer Natur sind, als den Techniken inhärent oder den 
sozialen Anwendungszusammenhängen geschuldet gelten, gefährliche 
Folgen unter Umständen erst sehr spät zu erkennen und dann wahr­
scheinlich unumkehrbar sind. Zusätzlich brisant und ambivalent wird die 
Lage, wenn die Hoffnungen bestimmter gesellschaftlicher Subjekte auf 
spezifische technische Entwicklungen gerichtet werden - etwa neue Medi­
kamente gegen vielfältige Krankheiten oder neues Saatgut gegen die Ver­
elendung in den Ländern der Dritten Welt. Hier mit dem Verweis auf Ge­
fahren oder Risiken bestimmte technische Möglichkeiten abzuschneiden, 
macht die Suche nach anderen Optionen der Problemlösung, je nachdem 
technischen oder sozialen, vordringlich. Diese technische und soziale 
Komplexität konstituiert also vielfältige und differenzierte Anforderungen 
und Schwierigkeiten ihrer regulativen Umsetzung - und zugleich die Un­
möglichkeit, daß alle Bedürfnislagen eingelöst werden können.
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Die Wende zur antizipativen Risikoregulierung und ihre erneute Wendung

Die gewachsene gesellschaftliche Sensibilität für die Risiken technischer 
Dynamik und die insgesamt kritischere Bewertung negativer Folgen ha­
ben dazu geführt, daß staatliche Institutionen gegenüber der Gentechno­
logie schon in Frühphasen ihrer Entwicklung versuchten, regulierend ein­
zugreifen. Statt einer solchen antizipativen Regulierung herrschte bisher 
generell die reaktive Regulierung von technikspezifischen Risiken vor. 
Idealtypisch kann man beide Regulierungsweisen danach unterscheiden, 
daß im ersten Fall erst produziert wird, wenn das Wissen über die Gefah­
ren vorhanden und Vorkehrungen zu ihrer Verhinderung getroffen sind - 
oder aufgrund dieses Wissens die Produktion gar nicht aufgenommen 
wird -, wogegen im zweiten Fall produziert wird und erst dann regulative 
oder kompensatorische Maßnahmen ergriffen werden, wenn Schäden be­
reits aufgetreten sind.

Aufgrund der Unsicherheiten, die aus der möglichen Eingriffstiefe in 
die Grundlagen des Lebens selbst und aus der unabsehbaren Breite an 
Folgewirkungen resultieren, war »der Übergang von der Gefahrenabwehr 
zur Gefahrenvorsorge und zum Schutz vor hypothetischen Risiken« (van 
den Daele 1988, S. 8) bei der Gentechnologie offensichtlich geboten. An­
gesichts der möglichen Irreversibilitäten von Entwicklungsergebnissen 
rechtfertigt und erzwingt also bereits der bloße Gefahrenverdacht regula­
tive Vorbeugung. Demnach versucht staatliches Handeln, nicht allein Ge­
fahren in Rechnung zu stellen, sondern auch »an der Gefahr, Gefahren 
nicht zu erkennen« (ebenda, S. 9), anzusetzen.

Aus diesen Gründen wurden Auflagen Standard, die »die Beweislast 
für die Risiken technischer Innovation anders als bislang üblich« (ebenda, 
S. 33)14 verteilten.

»In den letzten Jahren hat es nun einen schrittweisen Rückzug von dieser Be­
weislastumkehr gegeben. Die Sicherheitsauflagen sind sukzessive reduziert 
worden. Begründet wurde dies damit, daß gezielte Sicherheitsexperimente, 
die Fortschritte der Genetik und vor allem millionenfaches weltweites Expe­
rimentieren mit genetischen Manipulationen gezeigt hätten, daß die ur­
sprünglichen weitreichenden Befürchtungen vor ganz neuen unbekannten 
Gefahren ungerechtfertigt seien. Die Tatsache, daß ein Organismus gentech-

14 »Bei der Einführung einer neuen Technik, für die es an schon etablierten Praxis­
bereichen fehlt, an denen man sich orientieren könnte, muß es ausreichen, daß 
eine ungewöhnliche Unsicherheit über die möglichen (hypothetischen) Gefahren 
besteht und daß der denkbare Schaden erheblich ist.« (Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages 1987, S. 285)
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nisch modifiziert ist, gilt daher nicht mehr als hinreichendes Indiz für seine
potentielle Gefährlichkeit.« (van den Daele 1988, S. 33)15 

Diese beiden Regulierungsoptionen - und die Verschiebung von der einen 
zur anderen - können dann als begründet gelten, wenn zum einen bei 
einer neuen und wirkungsmächtigen Technik Sicherheitsauflagen auch ge­
gen hypothetische, aber unter unkalkulierbaren Bedingungen denkbare 
Risiken verfügt werden und wenn zum anderen diese Auflagen zurückge­
nommen werden, wo sich nach der Sammlung umfangreicherer Erfahrun­
gen empirische Anhaltspunkte für die Existenz solcher Gefahren nicht er­
geben haben.

An der Stichhaltigkeit diesbezüglicher Begründungen sind starke 
Zweifel angebracht, wenn man sich die Verlaufsform und den (phasenwei­
se rasanten) zeitlichen Ablauf vor Augen führt. Früher und drastischer als 
in der Bundesrepublik vollzog sich dieselbe Verschiebung in den USA.16 
In beiden Fällen kann man feststellen, daß umfangreiche und nach rein 
wissenschaftlichen Kriterien ablaufende Erörterungen der Risiken und si­
cherheitstechnisch notwendigen Maßnahmen durch den Erwartungs- und 
Verwertungsdruck weitreichender ökonomischer Möglichkeiten - und den 
Hinweis auf weniger streng regulierte Bedingungen bei Konkurrenten auf 
dem Weltmarkt - verkürzt oder »korrumpiert« wurden. Daran läßt sich 
sehr schön beobachten, wie Ziel und Dynamik ökonomischer Verwertung, 
bestimmte Forschungsinteressen im Wissenschaftsbetrieb - möglicherwei­
se beseelt von utopischen Hoffnungen in bezug auf die Entwicklung von 
Wissenschaft und Technik - und politische Regulierungsoptionen sich 
wechselseitig durchdringen und sich so etwa im gesellschaftlichen Diskurs 
nicht als »sich selbst« aussprechen, sondern z. B. als »wissenschaftlich fun­
diert« und »sicherheitstechnisch unzweifelhaft«. Von daher kann man zur 
Einschätzung gelangen, daß das Vorhaben antizipativer Risikovorsorge 
abgebrochen und wieder auf reaktive Politik umgestellt wurde. Dieser 
Eindruck wird vollends durch das 1990 verabschiedete Gentechnik-Gesetz 
untermauert, in dem pauschal die Förderung der Gentechnologie als Ziel

15 Vgl. für diese Argumentationslinie auch, in Kritik an Auflagen der Enquete-Kom­
mission, die Sicht und Interessen der wissenschaftlichen Fachgemeinde in: Deut­
sche Forschungsgemeinschaft (1987). Zur kritischen Einschätzung der Empfeh­
lungen der Enquete-Kommission bzw. der Position der DFG siehe Kollek 
(1988a).

16 Perrow zeigt, wie die Wissenschaftlergemeinde selbst innerhalb weniger Jahre, 
kurz vor der Verabschiedung eines strengen Gesetzesentwurfs, der sich an den 
von Wissenschaftlern zuvor formulierten Selbstbeschränkungen orientierte, eine 
abrupte Kehrtwendung zu einer weitgehenden Freigabe gentechnischer Forschun­
gen vollzog (vgl. Perrow 1987, S. 345-353).
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und der Rechtsanspruch auf Genehmigung gentechnologischer Anlagen 
und Arbeiten festgeschrieben worden sind.17

Gegen diese Umorientierung in der Risikoeinschätzung von Gentech­
nik artikulieren sich immer wieder zumindest zwei Einwände: Erstens sind 
Tests nur in Grenzen verläßlich und unterschiedlich interpretierbar, Defi­
nitionen von pathogen oder toxisch unklar oder umstritten.18 Zweitens ist 
die radikale Kritik an der Gentechnologie bzw. den auf sie bezogenen 
staatlichen Maßnahmen nicht verstummt. Es verbleiben also in der gesell­
schaftlichen Kommunikation über Risiken wissenschaftliche und politi­
sche Differenzen, die nicht übergangen werden dürfen, wenn man den ge­
sellschaftlich bestimmenden Mächten nicht einfach richtiges und verant­
wortungsbewußtes Handeln unterstellen will. Diese Differenzen sind um­
gekehrt aber auf ihre reale Begründung zu befragen, wenn man die gewiß 
notwendigen Zweifel von pauschalierenden und möglicherweise politische

17 Zum aus dem Primat der Gewerbefreiheit resultierenden rechtlichen Genehmi­
gungsanspruch siehe unten S. 167-172.

18 Unseres Erachtens darf die Frage nicht aufgegeben werden, ob es gegen die bis­
her als hypothetisch deklarierten Risiken Garantien gibt - daß sie also nicht nur 
unwahrscheinlich, sondern mittlerweile gar undenkbar geworden sind. Denn wie 
soll etwa empirisch eindeutig entschieden werden können, daß angesichts der 
Komplexität von Lebensprozessen beim Gentransfer selbst unerwartete Wechsel­
wirkungen zwischen übertragenem Gen und genetischem Hintergrund des Emp­
fängerorganismus mit unvorhergesehenen phänotypischen Auswirkungen auszu­
schließen sind? Zudem bleiben schon bei der »Freisetzung ganz weniger an sich 
harmloser Rekombinanten (mit der man trotz Containment immer rechnen muß) 
dramatische Folgen« theoretisch denkbar; »man unterstelle etwa, daß:
- die rekombinanten Organismen die übertragenen Gene an in der natürlichen 

Umwelt etablierte Stämme weitergeben;
- diese Gene bei den Empfängerorganismen zu unerwarteten phänotypischen 

Ausprägungen führen;
- diese Ausprägungen für den Menschen gefährlich sind und
- den Empfängerorganismen einen Selektionsvorteil verschaffen, der zu ihrer 

massenhaften Verbreitung im Ökosystem führt« (van den Daele 1988, S. 34).
Insbesondere ist der prinzipielle Einwand gegen die Interpretation der Experi­
mente bzw. der Unfallfreiheit als Ungefähflichkeit ernstzunehmen, daß die Zeit­
spannen zwischen dem Entstehen neuer Organismen und dem Sichtbarwerden 
der von ihnen ausgelösten Störungen beim Menschen oder im Ökosystem sehr 
lang sein könnten und präzise Nachweissysteme für biologische Emissionen und 
Kontaminationen - z. B. mit manipulierten Produktionsstämmen oder mit Fremd- 
DNS - fehlten. Außerdem ist in Rechnung zu stellen,'daß die Eintrittswahrschein­
lichkeit großer biologischer Unfälle im Forschungsstadium wohl geringer gehalten 
werden kann als beim Übergang zur massenhaften ökonomischen Anwendung. 
Für einen Überblick über die Faktoren, die die Sicherheit im Labor und in bio­
technischen Produktionsanlagen bestimmen, sowie über mögliche Emissionspfade 
siehe Stumm/Thurau/Führ (1986). .
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Handlungsfähigkeit blockierenden Urteilen entkoppeln will. Die Argu­
mente für und gegen die Entwicklung und Anwendung gentechnologi­
scher Methoden erweisen sich also letztlich nur im Kontext der Beurtei­
lung der Rationalität von Wissenschaftsorganisation und Diskursivität der 
Experten sowie des gesellschaftlichen Potentials an demokratischer Wi­
derspruchskultur als beantwortbar.

Zum Zusammenhang von semantischer und faktischer Politik sowie 
politischer Subjektivität

Gerade im Bereich der Entwicklung und Anwendung von Gen- und Bio­
technologien wird deutlich, wie sehr Gefahrenwahrnehmung, Schadensbe­
griffe und Risikokonzepte ein Feld semantischer Politik bezeichnen. Dieses 
wird konstituiert durch unvermeidliche Erkenntnis- und Prognoseschran­
ken, die Frage der Kriterien von Sicherheit und der Meta-Kriterien von 
Vorsicht, der angesichts der Folgenimplikationen verantwortbaren techni­
schen Anwendungszuammenhänge - die je nachdem mit Verboten, Aufla­
gen oder direkten Gestaltungsmitteln reguliert werden sollen - sowie der 
sozialökonomischen, ökologischen und gesellschaftlichen Entwicklungs­
ziele. Die semantische Bestimmungsdimension von Politik hat also reale 
Auswirkungen und steht in wechselseitigem Bedingungsverhältnis zur fak­
tischen Politik.

Die Vielschichtigkeit und breite Streuung der Risiken gentechnischer 
Entwicklungen wirkt sich auch aus auf die gesellschaftliche Politisierung 
und die Auseinandersetzungsformen um die Gentechnologie - etwa im 
Vergleich zur Atomkraft. Konflikte um die Gentechnologie wurden bisher 
vornehmlich im Kontext parlamentarisch-juristischer Formen der Regulie­
rung und im Medium der öffentlichen Meinung ausgetragen: parlamenta­
rische Anträge und Initiativen, gerichtliche Interventionen, wissenschaftli­
che Kongresse, Veröffentlichungen, Resolutionen und Manifeste. Zu 
Großdemonstrationen und breit verankertem zivilem Ungehorsam - wie 
im Kampf gegen kerntechnische Anlagen oder gegen die Hochrüstung - 
ist es bisher noch nicht gekommen. Dies dürfte auf folgende Ursachen zu­
rückzuführen sein: Seit langem weiß man, zumindest auf der Ebene hypo­
thetischer Risikoanalysen, generell sowohl über die Wahrscheinlichkeit 
von Kernkraftwerksunfällen als auch über ihre möglichen Folgen Be­
scheid; die Gentechnologie ist diesbezüglich, im analytisch-hypothetischen 
Bereich, noch mit mehr Ungewißheiten behaftet. Auch für die Gentech­
nologie werden potentiell langfristige und irreversible Folgewirkungen an­
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genommen, doch haben diese bei der Atomwirtschaft insoweit schon kon­
krete Gestalt, als das Problem der Endlagemng radioaktiver Abfälle noch 
nicht gelöst ist und die langfristigen Halbwertszeiten den in der Gegen­
wart Handelnden im Prinzip die Verantwortung für enorm viele zukünfti­
ge Generationen aufbürden.

Gen- und Biotechnologien - die in der Bandbreite zukünftiger Ent- 
wicklungs- und Nutzungsmöglichkeiten heute erst zu einem Bruchteil 
überschaubar sind - erweisen sich demgegenüber in der Abschätzung ihrer 
Chancen und Risiken insgesamt als sperriger, weil vieldimensionaler. Der 
Mobilisierung eines breiten fundamentalen Widerstands steht entgegen - 
zumal sich noch keine evidente Katastrophe ereignet hat19 -, daß sich die 
verschiedenen Anwendungsformen auf vielfältige Bereiche erstrecken und 
bestimmte Nutzen unabweisbar sind, wie etwa teilweise im medizinischen 
Bereich (Insulinproduktion, Mittel gegen Aids).20 Die Widerstände gegen 
gen- und biotechnische Entwicklungen sind den unterschiedlichen Anwen­
dungsfeldern entsprechend nach verschiedenen Politikfeldern mit je eige­
nen Akteuren sektoralisiert; das Fehlen symbolischer Verkettungen zwi­
schen diesen Bereichen behindert die Vereinheitlichung der Widerstände; 
politische Ansätze genereller Verhinderung werden von realen Entwick­
lungen überrollt und unterliegen der Gefahr, als fatalistische oder morali- 
stische Pauschalierungen obsolet zu wirken.

Gerade auch angesichts der Komplexität und der vielen Ungewißhei­
ten der Gen- und Biotechnologien kommt der Konstitutionsweise politi­
scher Subjektivität ein besonderer Status zu - etwa hinsichtlich politischer 
Handlungsfähigkeit, Diskurskompetenz und lernfähigem Streitpotential. 
Damit sind vor allem Aspekte der gegensätzlichen gesellschaftlichen Kon­
stitution von Risikopolitik und der Gewinnung einer zukunftsfähigen Ent­
wicklungsperspektive angesprochen. Die gegenüber diesen Technologien 
in theoretischer wie praktischer Hinsicht möglichen Verkürzungen müssen 
angesichts ihrer Risiken und Chancen notwendigerweise reflektiert und 
im politischen Handeln angegangen werden.

19 Sehen wir von einigen mysteriösen Unfällen und der Vermutung ab, Aids könnte 
aus einem Genlabor entsprungen sein (vgl. Blanc 1987). Zur Aids-Debatte in 
Deutschland siehe die Beiträge in der Zeitschrift »Wechselwirkung« von Bobby 
Hatch (1984,1985,1987) sowie von Regine Kollek (1988b, 1988c).

20 Dem Leitbild »Gesundheit« scheint nicht nur die Funktion zuzukommen, gen­
technologische Entwicklungen im medizinischen Bereich zu rechtfertigen, son­
dern für die Entwicklung von Gentechnologien überhaupt eine Akzeptanzbresche 
zu schlagen.
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Um welche diskursive Verkürzungen - mit welchen politischen Impli­
kationen - handelt es sich? Eine pessimistische Verkürzung, die auch alle 
mit der Gentechnologie verbundenen positiven Nutzungsmöglichkeiten 
ausblendet oder negieren muß, ist hier eine erste Position. Dieser Stand­
punkt ist praktisch-politisch kaum haltbar; allerdings rückt diese hyperkri­
tische Perspektive gesellschaftliche Machtverhältnisse und das enorme 
Gefahrenpotential ins Blickfeld. Auch in der moralistisch verkürzten Sicht 
liegt ein kritisches Potential, wenn Fragen nach legitimen Rechten und 
Freiheiten und nach menschlicher (oder kreatürlicher) Würde gestellt 
werden, die durch bestimmte technische Entwicklungen gefährdet oder 
mißachtet werden. Jedoch unterliegt sie der Gefahr, die realen Entwick­
lungen bloß ethisch begleitend zu kompensieren, die spezifischen gesell­
schaftlichen Zwänge und Kompetenzverhältnisse theoretisch und prak­
tisch zu verkennen sowie kaum Handhabe für die Veränderung der tech­
nischen Systeme bzw. der wissenschaftlich-technologischen Entwicklung 
zu bieten.21

Die Präsentationen von Entwicklern und Anwendern erlauben, ein 
breites Band möglicher technischer Nutzungen überblicken zu können; 
dabei sind sie technizistisch verkürzt, wenn der Blick auf die technischen 
Möglichkeiten die möglichen Bedenken überspielt oder Kritik und Wider­
stand gegen (gen-)technische Entwicklungen mit dem Hinweis auf bloße 
Uninformiertheit oder irrationale Ängste abgetan werden. Unseres Erach­
tens haben in eine verallgemeinerbare Einschätzung Elemente aus allen 
hier zugespitzt wiedergegebenen Sichtweisen einzugehen - im Interesse 
der Ausbildung und Stabilisierung politischer Handlungsfähigkeit, der Be­
förderung von gesellschaftlichen und konsensualen Lernprozessen sowie 
entsprechenden institutionellen und kulturellen Veränderungen.

21 Damit soll jedoch nicht jeder Ethik die Existenzberechtigung abgesprochen wer­
den. Auf dem Terrain der Ethik artikulierte Fragen müßten allerdings mit einem 
gesellschaftstheoretischen Fundament unterlegt werden und an eine Perspektive 
praktischen Eingreifens und realer Zukunftsverantwortung gekoppelt sein (vgl. 
Kleger 1983, S. 147-153, S. 185-189).
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Risikobehandlung zwischen problemverschiebender Politikabwehr und 
der Gewinnung neuer politischer Handlungsräume

Die Konstitution von Risiken zwischen Gefährdungswirklichkeit und 
Akzeptanz

Bevor wir versuchen werden, in dieser Perspektive abschließend ein Plä­
doyer für eine politisch aufgeklärte Wissenschaft und wissenschaftlich 
kompetente Politik sowie damit verbunden für eine Neuorientierung des 
sozio-technischen Fortschritts zu formulieren, sollen einige handlungsbe­
stimmende Aspekte wissenschaftlicher und politischer Organisation vor­
gestellt werden, die umfassende und sachlich kompetente Thematisierun­
gen technischer (und sozialer) Risiken behindern, ihre gesellschaftliche 
Politisierung abwehren oder die Artikulation politischer Handlungsfähig­
keit blockieren.22

Risiken und selbst gravierende Schädigungen von Mensch und natürli­
cher Umwelt können nur Auswirkungen auf die gesellschaftliche Kommu­
nikation haben, wenn sie als Tatsachen festgestellt werden.23 Andernfalls 
entfalten zerstörerische Prozesse ihr Wirkungspotential - daß Naturres­
sourcen aller Art (wie Erdöl) ihrer Erschöpfung entgegengehen, Wälder 
absterben, die Durchschnittstemperatur auf dem Globus ansteigt, daß 
menschliche Körper in bestimmten Gebieten schleichend verseucht wer­
den usw. - schlicht unterhalb dieser Ebene.

Hiermit sind wir auf eine wesentliche kulturelle Dimension gesell­
schaftlichen Lebens gestoßen, die einerseits darüber mitbestimmt, wie die 
unterschiedlichen Gefährdungswirklichkeiten überhaupt in die allgemeine 
Wahrnehmung - die durch ihre sinnliche Wahrnehmbarkeit beeinträchtigt 
sein kann - eingehen, und andererseits darüber mitentscheidet, wie ein­
zelne Techniken faktische Akzeptanz - möglicherweise unabhängig von ih-

22 Für die widersprüchlichen Beziehungen insbesondere zwischen Wissenschaft und 
Politik vgl. auch Evers/Nowotny (1987).

23 Einen umfassenden Überblick über den Bereich »Risikokommunikation« gibt ein 
vom amerikanischen National Research Council (NRC) herausgegebener Band. 
Nach einer Verständigung über Gegenstand und Probleme von Risikokommuni­
kation werden da Fragen der Erkenntnis und Einschätzung von Risiken, ihrer 
politischen Mitteüung und gesellschaftlichen Umkämpftheit behandelt. Die Erör­
terungen über Probleme von Risikokommunikation - und in der Folge Vorschläge 
ihrer Verbesserung - erstrecken sich einerseits auf das institutioneile und politi­
sche System selbst, andererseits auf die unmittelbareren Interaktionen der Betei­
ligten (vgl. NRC 1989).
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rer »objektiven« Akzeptabilität - erfahren.24 Dabei muß berücksichtigt 
werden, daß Gefährdungen in regional bzw. sozial unterschiedlicher Kon­
zentration verteilt sind. Bestimmte Belastungen und Risiken fallen nun 
quasi naturwüchsig an - wobei gegen den Eindruck ihrer Unvermeidlich­
keit immer wieder gefragt werden kann, ob nicht bestimmten Bevölke­
rungsgruppen, aus bestimmten Gründen, mehr zugemutet wird als ande­
ren -, und sie können oder müssen, je nach Widerstand oder Einfluß der 
Betroffenen, anderweitig kompensiert werden. Andere Belastungen wer­
den regelrecht regional oder sozial verschoben - wie in vielen Fällen des 
(Sonder-)Müllexports -, möglicherweise aufgebürdet aus einer Position 
ökonomischer Stärke heraus gegen monetäre Kompensation für die Ab­
nehmer.25 Desweiteren muß man bedenken, daß die Positionierung inner­
halb der sozio-ökonomischen Beziehungen - regional, national oder global 
betrachtet - sowohl die Haltung als auch die Fähigkeit zu Umweltschutz 
und Sicherheitsregulierung wesentlich mitbestimmt.26

Erkenntnis- und Handlungsrestriktionen gegenüber Risiken in Wissenschaft 
und Politik

Wo lassen sich nun prinzipielle Einschränkungen von Problemlösungsan­
sätzen in der strukturellen und prozessualen Organisation von Wissen­
schaft und Politik - im Hinblick auf die Lösungsbedingungen ökologischer 
und technischer Risiken - verorten?

Auf gravierende Probleme stößt man etwa, wenn man sich die Rele­
vanz von Zeithorizonten vergegenwärtigt. Die Optionen »langsamen«

24 Mit diesem kulturellen Bestimmungsmoment kann man erklären, daß etwa auf­
grund von divergierenden Risikobeurteilungen bzw. differenten Einpassungen in 
spezifische Lebensweisen riskante Techniken akzeptiert und ungefährliche Tech­
niken abgelehnt werden.

25 In einer solchen ökonomisch subalternen Position befinden sich generell die un­
terentwickelten gegenüber den industriell fortgeschrittenen Ländern. In anderer 
Lage, aber gleichwohl vergleichbar, war die DDR gegenüber der Bundesrepublik 
- wobei diese den Umstand nutzen konnte, daß eine mobilisierende Artikulation 
einer Umweltbewegung in der DDR durch den autoritären Etatismus des alten 
Regimes verhindert und so das in der Bundesrepublik Unmöglichgewordene mög­
lich wurde.

26 So können sich z. B. Arbeitsplatz- bzw. Betriebsinteressen gegen den Umwelt­
schutz richten, die immensen ökologischen Probleme in der Dritten Welt durch 
Verschuldung und Unterentwicklung mitverursacht sein oder wirtschaftsstarke 
Länder wie die Bundesrepublik oder Japan ein höheres Innovations- und Strate­
giepotential (Jänicke) für den Umweltschutz besitzen als schwache.
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oder »schnellen« Handelns gewinnen in der Anordnung von Wissenschaft 
und Politik eine ambivalente Qualität. Wissenschaftliche Forschung und 
Disputation sind im Prinzip unabschließbar offen und zeitlich unbe­
schränkt, wobei es von Standards der Wissenschaftlichkeit selbst abhängt, 
wann Ergebnisse als wissenschaftlich abgesichert gelten. Angesichts von 
Zwängen zu schnellem Handeln - wie sie z. B. vor dem Hintergrund der 
drohenden Klimakatastrophe bestehen - können bestimmte wissenschaft­
liche Standards sich als problemlösungsblockierend und als Legitimation 
für den Aufschub notwendiger politischer Entscheidungen darstellen. 
Zwischen der Wahrnehmung von Problemen, wissenschaftlichen Begrün­
dungen und Lösungsvorschlägen sowie schließlich politischen Maßnah­
men wird womöglich genau die Zeit vertan, die Fehlentwicklungen irre­
versibel katastrophal macht.

Das heißt in der Folge, daß die Frage der Problemadäquatheit wissen­
schaftlicher Befunde und möglicherweise auf ihnen beruhender Entschei­
dungen aus dem wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Diskurs nicht 
ausgeschlossen werden kann, sondern vielmehr in ihn zurückgeholt wer­
den muß. Neben dem politisch viel zu langsamen Reagieren - das tiefgrei­
fende Problemlösungsansätze aus welchen Kalkülen auch immer in die 
Zukunft verschiebt - gibt es das hastige Durchpeitschen politischer Ent­
scheidungen durch die entsprechenden Instanzen. Aus Zwängen der 
Macht- und Zeitlogik der repräsentativen (Mehrheits-)Demokratie wer­
den so Chancen wissenschaftlicher und sicherheitstechnischer Fundierun­
gen sowie gesellschaftlicher Abstimmungsprozesse verspielt.

Angesichts der vielfältigen Problemlagen wird es für die Wissenschaft 
eine vordringliche Notwendigkeit, für eine sowohl natur- und technikwis­
senschaftlich als auch sozialwissenschaftlich fundierte Analyse und Orien­
tierung der Wissenschafts- und Technologieentwicklung kompetent zu 
werden. Dem steht zunächst allerdings die überspezialisierte Arbeitstei­
lung im Gesamt der Wissenschaften und ihrer Institutionen entgegen. 
Dies bedeutet, daß vornehmlich spezialisierte Kenntnisse gefördert wer­
den, die jedoch bezüglich übergreifender Zusammenhänge disziplinär be­
schränkt sind. Reduzierte Wirklichkeitszugriffe aufgrund disziplinär be­
grenzter Gegenstandsbestimmungen und Methodenarsenale sind durch 
interdisziplinäre Zusammenführung von Wissen und Kooperation auszu­
gleichen, was aber auch heißt, daß die Disziplinen die Fähigkeit zur 
Selbstveränderung erlangen müssen.

Die Überspezialisierung wissenschaftlicher Arbeitsteilung wird überla­
gert und gefestigt durch Intransparenz ihrer Institutionalisierungsweise: 
Nichtzugänglichkeit von Ergebnissen von Forschung und Entwicklung
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durch Geheimhaltung oder exklusive Verfügungsbestimmung. Für die Ra­
tionalität des wissenschaftlichen Expertentums bedeutet dies, selbst mit 
einer reduzierten Perspektive beschlagen zu sein, wenn die spezialisierten 
Kompetenzen und institutionalisierten Zuständigkeiten nicht auf verallge­
meinerte Zusammenhänge und sozial-ökologische Verantwortung hin 
überschritten werden. Umgekehrt wird es für die kritische Öffentlichkeit 
und soziale Bewegungen notwendig, einen Zugang zum spezialisierten 
Wissen der naturwissenschaftlich-technischen Intelligenz zu erlangen - was 
insbesondere durch die Aufklärungsarbeit und die Assoziierung von Ex­
perten geleistet werden kann.

Die Wissenschaften selbst stellen also sowohl ein Objekt als auch ein 
Medium gesellschaftlicher Auseinandersetzungen dar - was gleicherma­
ßen auch auf das Recht zutrifft. Denn da sie gleichzeitig als (Mit-)Ursa- 
che, Definitionsmacht und -medium sowie Lösungsquelle von technischen, 
ökologischen und sozialen Risiken und Folgelasten fungieren, werden sie 
als Ort und Instanz antagonistischer Reklamation beansprucht.27

Legitimatorische Argumentationsmuster, die aus beschränkter wissen­
schaftlicher Rationalität und aus einem engen Wechselverhältnis zur juri­
stischen Diskursivität entspringen - und auf die insbesondere im politi­
schen Geschäft gern zurückgegriffen wird, etwa um Problemstellungen in 
ihrem akuten Handlungsbedarf zu neutralisieren -, sind beispielsweise in 
folgenden Kontexten zu finden:
■ Der Hinweis auf zulässige Grenzwerte soll dazu verleiten, belastende 

Stoffe zu akzeptieren, da ihnen innerhalb bestimmter Quantitäten Un­
gefährlichkeit unterstellt wird. Die Bestimmung von Grenzwert-Katalo­
gen unterliegt der Problematik, welche Stoffe überhaupt zu erfassen 
und welche Mengen als riskant oder schädlich anzunehmen sind. In ih­
rer üblichen Form wird darauf verzichtet, Wirkungszusammenhänge zu 
formulieren, die aus der Summierung der Belastungen resultieren - was 
ein folgenschwerer Tatbestand ist, da so nicht nur die Belastungsgren­
zen nach unten zu korrigieren, sondern auch die Vervielfältigung der 
Wirkungen anzunehmen wären. Grenzwerte fungieren so als Filter der 
An- bzw. Aberkennung von Risiken.

■ »Das Bestehen auf striktem Kausalitätsnachweis ist ein Kernstück na­
turwissenschaftlicher Rationalität. . .  für Modernisierungsrisiken [ist es]

27 Was beim Recht etwa heißen kann, daß neue Rechtsbestinunungen formuliert 
oder bestehende ignoriert werden, vorhandene Rechtsinstrumentarien so oder an­
ders kombiniert und in die eine oder andere Richtung angewandt werden können, 
bestimmte Strukturen und Prozesse legitimieren oder aber auch korrigieren kön­
nen.
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prinzipiell unangemessen. Wo Schadstoffbelastungen nur noch im inter­
nationalen Austauschverkehr und den entsprechenden Bilanzen begrif­
fen und gemessen werden können, ist es offensichtlich unmöglich, ein­
zelne Hersteller von einzelnen Stoffen in einen direkten ursächlichen 
Zusammenhang mit bestimmten, häufig auch noch durch andere Fakto­
ren begünstigten oder bedingten Erkrankungen zu bringen.« (Beck 
1986, S. 84) Das sogenannte Verursacherprinzip wird somit als Filter 
der An- bzw. Aberkennung von Schädigungen benutzt. Seine praktische 
Bedeutung ist enorm: In der Allianz von Recht und Wissenschaft ent­
scheidet es einerseits über einklagbare Ansprüche gegen Schädigungen 
und andererseits über die Berechtigung, diese selbst zu produzieren. So 
besteht ein ursächlicher Zusammenhang zwischen Standards der Wissen­
schaftlichkeit und rechtlicher Sanktionierung von Risikoproduktion.

Die rechtlichen Beziehungen zwischen Staat/Verwaltung, Betreibern und 
Bürgern/Betroffenen strukturiert hauptsächlich das Ordnungsrecht, wo­
durch auch anfallende Belastungen bzw. Risiken geregelt werden. Das 
Ordnungsrecht spricht den Betreibern von Produktionsstätten einen An­
spruch auf Genehmigung zu, und eine Genehmigung ist verbunden mit 
einer Bestandsgarantie. Verfahren wird nach dem reaktiv-politischen 
Grundsatz, daß nur anerkannt gefährliche Stoffe mit Grenzwerten verse­
hen werden, denn was nicht »erwiesen gefährlich« ist, gilt als »ungefähr­
lich«. Privatrechtlich - d. h. im Rahmen der zivilrechtlichen Anspruchs­
und Rechtsschutzmöglichkeiten zwischen einzelnen Bürgern - unterliegen 
die Betroffenen der Duldungspflicht, wenn Belastungen »ortsüblich« sind 
oder deren Beseitigung für die Betreiber »wirtschaftlich nicht zumutbar« 
ist. Damit findet eine Entlastung von der Folgenhaftung statt. Durch den 
Vorrang des öffentlichen Rechts gegenüber dem Privatrecht bzw. der Ver­
waltungsgenehmigung gegenüber den Zivilgerichten besteht gegen Schädi­
gungen keine Klagemöglichkeit auf Entschädigung, sondern nur gegen 
Vollzugsdefizite bei der Genehmigung. Eine Voraussetzung dabei ist, daß 
der Klagende »qualitativ betroffen« sein muß - was etwa durch Wohn- 
oder Arbeitsplatz bestimmt wird. Das Strafrecht als Teil des Ordnungs­
rechts vertritt den Standpunkt, daß nur bestraft werden kann, was nicht 
genehmigt wurde, und nicht, was genehmigt worden war.28

Kausalitätsannahmen, Verursacherprinzip und Grenzwerte sind Kon­
zepte der Wahrnehmung und Bestimmung von Risiken und der Operatio­
nalisierung von Schäden. Als Elemente, um die auf dem Felde semanti­

28 Dabei ist ein Betreiber nicht nur vor strafrechtlicher Verfolgung geschützt, wenn 
der Betrieb »genehmigungsgemäß« erfolgt, sondern möglicherweise auch dann, 
wenn er genehmigungswidrig ist, aber so von den Behörden geduldet wird.
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scher Politik gerungen wird, sind sie nicht nur notwendig umstritten, son­
dern auch Momente mit realen Auswirkungen in Ökonomie, Politik, 
Recht, Wissenschaft und natürlicher Umwelt. Schließlich gibt es ein gan­
zes Arsenal an Argumentationsfiguren, die die Funktion besitzen, diskur­
sive Vermengungen mit legitimatorischen Wirkungen zu bewerkstelligen29 
- und dabei an weitaus weniger harte Kriterien gebunden sind als die ge­
nannten Knotenpunkte wissenschaftlicher oder rechtlicher Auseinander­
setzung. Dazu gehören etwa die Hinweise, daß alles soziale Leben und 
alle Zukunft mit Unsicherheit behaftet sei, viele heute selbstverständliche 
Techniken - wie Lokomotiven - die Menschen zunächst ängstigten, bei al­
len technisch vermittelten Handlungszusammenhängen irgendein »Restri­
siko« verbleibe, eingetretene Stör- und Unfälle auf »menschliches Versa­
gen« und gewiß nicht auf katastrophenträchtige Eigenschaften der Techni­
ken selbst zurückgingen, fortbestehende Risiken oder gar ungelöste Pro­
bleme aufgrund der Anstrengungen des wissenschaftlichen Sachverstands 
einer technischen Lösung zugeführt würden, oder es wird einfach ver­
sucht, die Nützlichkeiten bestimmter Techniken hervorzuheben. Hingegen 
droht die Beteuerung, daß die wissenschaftlich-technischen Experten be­
reits jetzt alles optimal gerichtet und unter Kontrolle haben, seit ihrer Dis­
kreditierung in den Konflikten um die Atomenergie ins Leere zu laufen. 
Und der Hinweis auf verfassungsrechtlich legitimierte, praktisch bewährte 
und insgesamt hinreichende Formen und Instanzen politischer Entschei­
dungsfindung) hat spätestens seit den Auseinandersetzungen um den 
NATO-Doppelbeschluß an Überzeugungskraft verloren.30 Dieses ganze 
Ensemble diskursiver Politik - das verschiedene gesellschaftliche Bereiche 
einbezieht bzw. mitstrukturiert - entfaltet eine Wirkungsrichtung im Funk­

29 Umgekehrt muß man jedoch auch auf die legitimatorischen Effekte von diskursi­
ven Entflechtungen von Zusammengehörigem achten. So eröffnet die strikte Tren­
nung von Grundlagenforschung und Anwendung ihrer Ergebnisse Freiräume so­
wohl für Forschung als auch Entwicklung. Die Ausführungen zu den Gen- und 
Biotechnologien zeigten die Unhaltbarkeit der Unterstellung, die Problematik 
dieser Technologien liege, wenn überhaupt, in praktischen Verwendungszusam­
menhängen und in immer möglichen Mißbräuchen. Darüber hinaus läßt sich in 
der Grundlagenforschung selbst der angestrebte Verwendungszweck friedlicher 
oder militärischer Nutzung kaum bestimmen. Der Versuch, politisch-rechtlich 
kriegstechnische Entwicklungen zu unterbinden, wäre also im Bereich der Grund­
lagenforschung nicht kontrollierbar und könnte somit unterlaufen werden. Dies 
gilt allerdings nicht nur für die Gentechnologie, sondern zumindest auch für 
Atomkraft und Chemie.

30 Zum gesamten Fragenkomplex der Vorgegebenheit von bzw. Neuentscheidung 
über Entscheidungsverfahren angesichts vielfältiger und brisanter Entscheidungs­
notwendigkeiten siehe Offe (1984).
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tionszusammenhang der Naturalisierung technischer und ökologischer Ri­
siken bzw. gesellschaftlich-politischer Organisationsformen.

Die Formen der Risiko- und Politikabwehr - wo keine Risiken sind, be­
steht kein Bedarf nach Politik - unterliegen der funktionalen Zweckbe­
stimmung, die wissenschaftlich-technische Entwicklung - als Kernmoment 
der gesellschaftlichen Gesamtentwicklung - vor Kritik und politischen 
Veränderungsbestrebungen zu immunisieren und (eventuell) als »Fort­
schritt« auszuweisen.31 Stoßen diese Versuche auf Widerstand, bieten sich 
verschiedene Auswege an, etwa der Ausweg sekundärer Risikobearbei­
tung durch Transformation von Risiken in Marktchancen. Das bringt den 
innersystemischen Vorteil, an Folgen und Symptomen des Fortschritts 
einen marktexpansiven Industrialisierungsschub ansetzen zu können, der 
durchaus zu Problemlösungen beitragen kann. Aber andererseits schwingt 
immer noch die Gefahr mit, auch mittels »ökologischer Modernisierung« 
lediglich Probleme zu verschieben, indem die neuen Lösungsansätze spe­
zifische neue Risiken, zu den möglicherweise fortbestehenden alten, akku­
mulieren.

Vorschläge für eine zukunftsverantwortliche, streit- und lernfähige Anordnung 
von gesellschaftlichen Praxisformen und Akteuren

Wie lassen sich demgegenüber die Grundlagen einer Option skizzieren, 
die den Akteuren in Wissenschaft und Politik sowie den gesellschaftlichen 
Subjekten insgesamt neue und angesichts der vielschichtigen Problemla­
gen notwendige Denk- und Handlungsräume eröffnen? Es geht dabei ins­
besondere darum, nicht nur die Prozesse zwischen den an der Risikokom­
munikation Beteiligten zu verbessern und den Instrumentenkasten von 
Risikopolitik zu verfeinern, sondern durch strategische Eingriffe in institu­
tionelle Rahmenbedingungen effizientere Problemlösungen, die dezentra­
le Verantwortlichkeit der einzelnen Akteure mobilisieren, hervorzubrin­
gen.

31 Verbreitet ist die Verbindung von Risikoanerkennung und Politikabwehr in dem 
Sinne, daß die politische Praxis in die vorgegebenen Kanäle des politischen Sy­
stems oder in neue korporatistische Arrangements gelenkt wird. Die technokrati­
sche Verkürzung und der Verdrängungsversuch von bereits vorhandenen Ansprü­
chen an eine Neubestimmung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts zeigen 
sich beispielhaft im folgenden Satz: »Die Krise der wissenschaftlich-technischen 
Zivilisation ist nicht eine Zielkrise, sondern eine Steuerungskrise.« (Lübbe 1981, 
S. 17). Vgl. für eine ähnliche Perspektive der Problembehandlung im Rahmen der 
herrschenden Systemcodes Luhmann (1986).
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Angesichts der vielfältigen Gefährdungswirklichkeiten und der Proble­
me ihrer rezeptiven Identifizierung und kategorialen Bestimmung ist es 
zuallererst wichtig, die Formen der gesellschaftlichen Wahrnehmung und 
Thematisierung von Risiken und ihrer Verursachung selbst einer gesell­
schaftlichen Reflexion in der Perspektive ihrer Weiterentwicklung zu unterzie­
hen. Hierzu gehört, die Reichweite von Politik auszudehnen und die An­
zahl ihrer Akteure zu vergrößern, was auch heißt, Kompetenzen in der 
Gesellschaft - als Momente gesellschaftlichen Umbaus - neu anzuordnen.

Den institutionellen Partikularismen und faktischen Restriktionen 
subsystemarer Entwicklungslogiken ist also eine neuartige Vernetzung der 
Akteure und Praxen in Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und Öffentlichkeit als 
Forderung entgegenzusetzen. Angesichts der vielfältigen und komplexen 
Problemlagen und Gefahren überzeugen Versuche, Kritik als irrational 
und damit unberechtigt abzuwehren, nicht. Statt dessen sollten sie in eine 
demokratische Widerspruchskultur Eingang finden, um sowohl die unter­
schiedlichen Rationalitäten einer möglichst rationalen Verhandlung als 
auch die vielschichtigen Probleme einer möglichst sachadäquaten Bear­
beitung unterziehen zu können. Da gegensätzliche Interessen und ver­
schiedene Weltorientierungen im Spiel sind, sind Perspektive und Praxis 
einer erneuerten politischen Kultur selbst notwendig umstritten. Ihr ele­
mentarer und verallgemeinerbarer Beweggrund könnte die schlichte Ein­
sicht sein, daß der bisherige und immer noch dominante gesellschafts-glo- 
bale Entwicklungsmodus an unverrückbare Grenzen stößt.32 Gegen jedwe­
de Strategien des »muddling-through« - die durch Taktiken und Termine 
des Wahlkampfgeschehens beschränkt, durch »Sachzwang-Argumente« 
geleitet oder durch die reale Problemkomplexität überfordert sein mögen 
- gilt es, nicht »nur« vorfindliche Problematiken auf die Tagesordnung zu 
heben, sondern auch in der Vorausschau möglicher Risiken die Bestim­
mung der Entwicklungsperspektiven und -modalitäten des gesellschaftli­
chen Lebens einer globalen und zukunftsverantwortlichen Rationalität zu 
unterwerfen. Bedingungen zur Verstärkung von vorsorgendem Handeln 
könnten durch Maßnahmen herbeigeführt werden, die auf Verminderung 
von Belastungen statt auf die bloße Kontrolle von Belastungsniveaus 
orientieren, eine Umkehr der Beweislast und eine verschuldensunabhän­
gige Haftung bewerkstelligen oder die durch Umweltabgaben bzw. Modi­
fikationen im Strafrecht zu eigenverantwortlicher Gefahrenverhinderung 
motivieren.

32 Vgl. insbesondere als umfassend angelegte Untersuchung von (prognostizierba­
ren) sozialen und ökologischen Folgen, ihren Ursachen, ihrem globalen Zusam­
menhang und Handlungsoptionen Global 2000 und Hauff (1987).
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In dieser Perspektive ist, wie wir meinen, die komplexe Programmatik 
der Verwissenschaftlichung der Politik, der Politisierung der Wissenschaft - im 
Hinblick auf die Produktion und die Wirkungen der Nutzung ihrer Ergeb­
nisse - wie auch der Entfaltung zivilgesellschaftlicher Diskursivität weiter aus­
zuarbeiten - ein Ziel, zu dessen Erreichung ein hohes gesellschaftliches 
Phantasie- und Realisierungspotential vonnöten ist. Unsere Positionsbe­
stimmung politischer Aufklärung gebietet in der Folge, Wissenschaft und 
Technik selbst zu ihrem Gegenstand zu machen. Untragbar für den Um­
gang mit technischen Risiken ist somit der Umstand, daß Forscher vonein­
ander abgeschottet und möglicherweise ohne Einblick in übergreifende 
Zielsetzungen forschen. Das Abschätzen von Risiken erfordert zum einen 
gute Informiertheit über wissenschaftlich-technologische Systeme, wozu 
umfangreiche Informationspflichten und -rechte zu regeln wären. Die prä­
ventive Abwehr der Risiken macht zum anderen eine Entwicklung von 
Wissenschaft und Technologie notwendig, die die Absehbarkeit von Ne­
benfolgen antizipativ berücksichtigt und durch Selbstkorrektur zu unter­
laufen versucht.33 Institutionen der Technologiefolgenabschätzung sind 
einzurichten; wissenschaftliche Gegeninstitutionen, die von ökonomisch 
oder politisch mächtigen Kräften der Technologieförderung oder -anwen­
dung unabhängig sind, sowie einzelne Forschungszweige wie die Sicher­
heitsforschung sind gezielt zu fördern; und gemäß Kriterien sozialer und 
ökologischer Angepaßtheit sind bestimmte Entwicklungslinien in For­
schung und Entwicklung effektiv zu kultivieren.

Darüber hinaus sind politische Handlungsformen zu entwickeln, in de­
nen geregelt werden kann, welche Technik wie verfügbar sein und in wel­
cher Weise sich das gesellschaftliche Verhältnis zur Natur entwickeln 
soll.34 Diese Institutionen wären der Ort, an dem sich neue Formen des 
Expertentums und neue Typen eingreifender Intellektualität herausbilden 
sowie die verschiedensten gesellschaftlichen Interessen und Gestaltungs­
entwürfe artikulieren könnten. Denn es gibt keine einfache »Logik der 
Rettung«, sondern nur eine »Dialogik« im Rahmen aller Differenzen und 
Widersprüche. Denkbar wäre eine Entwicklung, die nicht beständig in ih­
rem Fortgang die Lebensgrundlagen von Mensch und Natur untergräbt.

33 Die erste Problemstellung greifen Programme der Technologiefolgenabschätzung 
auf, die zweite Programme der Technikgeneseforschung und der Technikgestal­
tung (vgl. Dierkes 1987,1988b).

34 Wir gehen dabei davon aus, daß insbesondere die Diskussions- und Durchset­
zungsformen spezifischer sozio-technischer Leitbilder - aufgrund ihrer Relevanz für 
die Technikentwicklung sowie darüber hinaus allgemein für technikvermittelte 
Vergesellschaftungsformen - enorm an Bedeutung gewinnen werden.
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Erreichbar wäre ein zukunftsfähiger Fortschritt dann, wenn es der 
Menschheit im eigenen und im Interesse kommender Generationen ge­
lingt, sich von destruktiven Wegen und Imperativen unaufhörlichen 
Wachstums zu lösen, neue Wege sozial und ökologisch angepaßter Indu­
strialisierung und Technikentwicklung zu beschreiten sowie damit in eins 
einen »sozialen und kulturellen Fortschritt ohne Ende« (vgl. Kuczynski 
1990) zu befördern.

Technik, Risiken und demokratische Streitkultur - ein Resümee

Beim Versuch, einige wesentliche Gesichtspunkte unserer Herangehens­
weise - ohne die oben vorgebrachten inhaltlichen Ergebnisse - zusammen­
zufassen, müßte am Anfang die Erkenntnis stehen, daß die Frage nach 
den sozialen und ökologischen Risiken von Techniken einen Bereich ho­
hen Wissensbedarfs und hoher Einschätzungsunsicherheit betrifft - und 
daß sie aufgrund der Verwobenheit der Risikoproblematik mit dem kom­
plex strukturierten gesellschaftlichen Ganzen zugleich eine Reihe weiterer 
Fragen nach sich zieht. Wenn man, wie wir es taten, die grundlegende 
Struktur der modernen Gesellschaft als relative Autonomisierung ihrer 
Teilbereiche auffaßt - was heißt, daß in den einzelnen Gesellschaftsberei­
chen verschiedene Logiken walten, die nicht aufeinander reduzierbar sind, 
doch sich mehr oder weniger bedingen oder auch durchdringen -, hat man 
von Determinationsverhältnissen zwischen und in den gesellschaftlichen 
Bereichen auszugehen, jedoch nicht als konzeptionell vorgegebenen, son­
dern in ihrer Spezifik und Veränderungsdynamik erst zu untersuchenden. 
Mit anderen Worten bedeutet das einerseits, daß es in der Gesellschaft 
keine rein technisch-wissenschaftliche Rationalität außerhalb ökonomi­
scher, politischer und kultureller Bestimmungsmomente gibt. Da Wissen­
schaft und Technologie andererseits in vielfältiger Weise in die verschie­
densten gesellschaftlichen Zusammenhänge involviert sind, ist für die Be­
urteilung von deren Rationalität sowohl die Analyse ihrer inneren Konsti­
tution und Organisation als auch ihrer kontextualen Gebundenheiten und 
Bestimmtheiten geboten. Das ermöglicht in der Folge, zum einen die viel­
fältigen, auf Technik und Wissenschaft sich richtenden bzw. die von ihnen 
ausgehenden Anforderungen zu überblicken und zum anderen - den er­
forderlichen naturwissenschaftlichen und technischen Sachverstand vor­
ausgesetzt - die technischen, ökologischen und sozialen Risiken in ihrer 
Verursachung präzise zu begründen und tendenziell umfassend abzu­
schätzen.
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Diese Sachlage macht es augenscheinlich unmöglich, einen vorgegebe­
nen Standpunkt der Wahrheit einzunehmen bzw. läßt es nicht zu, Mittei­
lungen schlicht als Wahrheiten zu deklarieren und auf deren Unumstöß- 
lichkeit zu beharren. Erforderlich ist vielmehr, eine ganze Kaskade von 
Fragen, auf verschiedenen Ebenen und in verschiedenen Bereichen ange­
siedelt und unterschiedlich miteinander verknüpft, zu behandeln - und in 
Vorschläge mit praktischer Konsequenz (siehe oben) zu überführen. Die 
ganze Komplexität der sozio-technischen Verhältnisse führt nun nicht nur 
zu einer, gemessen an anderen Politikfeldern, hohen Komplizierung von 
Argumentation und Diskussion, sondern auch dazu, daß viel mehr als in 
anderen Bereichen üblich hinterfragt und so zum Gegenstand von Ausein­
andersetzungen werden kann. In diesen Prozessen kann gerade auch um­
stritten sein, was Gegenstand der Erörterung sein darf oder soll, in wel­
cher Weise Probleme zu stellen, nach welchen Kriterien sie zu gewichten 
bzw. abzuarbeiten sind, ja es kann auch strittig sein, wer überhaupt legiti­
mierter Sprecher ist oder wer über Entscheidungen, mit welcher Reich­
weite, befinden darf. Man hat es also mit einem Spektrum qualitativ sehr 
heterogener Unsicherheiten und Streitfälle zu tun - wirklichem Nichtwis­
sen, divergenten Abschätzungen bei möglicherweise jeweils guten Begrün­
dungslagen, gegenläufigen kulturellen Wertungen oder politischen Ziel­
vorstellungen.

Die Risikothematik fungiert dabei als Filter der Wahrnehmung und 
Behandlung des Problematischen von Technik und so als spezifisches Ter­
rain ihrer Politisierung. Was als Gefahr oder Risiko gilt, unterliegt dyna­
mischen und interdependenten Veränderungen des Wissensbestandes und 
der Problemperzeption, des Kommunikationsverlaufs und der Akzeptanz­
muster, aber auch den Wissensänderungen über Erfahrungstatsachen und 
Einsichten in Notwendigkeiten oder Möglichkeiten regulativer Eingriffe. 
Letztendlich unterliegt also vieles, was auf den ersten Blick als davon un­
abhängig aussieht, auch politischer Entscheidung und Rationalität; und 
das, was sich als einzige Möglichkeit darstellt, ist oft auch ganz anders 
möglich. Fragen von Standpunkt und Perspektive, von Interessen und 
Macht, sind immer implizit und mehr oder weniger umkämpft, wenn dar­
über debattiert wird, wie sicher »sicher« sein oder wohin die Entwicklung 
von Technik und Gesellschaft gehen soll, wer worüber in welchen Kontex­
ten mit welcher Kompetenz streiten bzw. entscheiden darf.
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Perzeption und Akzeptanz technologischer Risiken 
und die Entwicklung neuer Konsensstrategien

Meinolf Dierkes

Risikoperzeption und -akzeptanz: Ein Faktor von zunehmender 
Bedeutung in der Entscheidung über die Nutzung neuer Technologien

Einer Fülle von Diskussionen im wissenschaftlichen Bereich wie auch in 
den populären Medien ist zu entnehmen, daß größere Teile der Gesell­
schaft - und nicht nur einige Wissenschaftsphilosophen - ihr Verhältnis zur 
modernen Wissenschaft und Technologie überdenken. »Die Ambivalenz 
der Technologie« ist, wie es im Bundesforschungsbericht VI heißt, immer 
stärker ins öffentliche Bewußtsein gerückt, »insbesondere mögliche 
Schadwirkungen auf die natürliche Umwelt, Mißbrauchsmöglichkeiten, 
versteckte Langzeitgefahren sowie möglicher Verlust von Arbeitsplätzen« 
(BMFT 1979, S. 17). Als ein »wichtiges Beispiel« für die bei der Entwick­
lung und Anwendung auftretenden Akzeptanzprobleme führt der For­
schungsbericht die friedliche Nutzung der Kernenergie an, von der er fest­
stellt, daß »die eingetretene Meinungspolarisierung mehrheitsfähige und 
breit akzeptierte politische Entscheidungen inzwischen erheblich er­
schwert [hat]« (ebenda, S. 18), hebt aber darüber hinaus weitere Techno­
logiebereiche wie die Mikroelektronik oder die Genforschung hervor, bei 
denen es ebenfalls dazu kommen könnte, »daß sie von erheblichen Teilen 
der Gesellschaft als gefährliche Bedrohungen oder unerträgliche Bela­
stungen empfunden werden« (ebenda). Zwei Drittel aller Bürger der 
Europäischen Gemeinschaft, so hat eine von der Kommission der EG 
durchgeführte Umfrage gezeigt (vgl. Commission of the European Com­
munities 1979), sehen die Risiken des wissenschaftlich-technischen Fort­
schritts ständig steigen, mehr als die Hälfte ist davon überzeugt, daß tech­
nologisches Wissen zu schnell in die großtechnische Praxis übergeführt 
wird, und immerhin noch 48 Prozent aller Europäer befürchten, wie diese 
Befragungsergebnisse zeigen, daß die negativen Folgen neuer Technolo­
gien durch nachträgliche wissenschaftlich-technische Anstrengungen nicht 
aufgefangen werden können. Aus derselben Umfrage geht auch hervor, 
daß die im Bundesforschungsbericht angesprochene Ambivalenz techno-
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logischer Entwicklung von der europäischen Bevölkerung durchaus emp­
funden wird: Drei Viertel der Befragten äußerten grundsätzliches Ver­
trauen in die Fähigkeit der Wissenschaft, zu einem Mehr an sozialem 
Fortschritt beizutragen. Offensichtlich besteht ein von breiten Teilen der 
Bevölkerung geteiltes Bedürfnis nach frühzeitiger Identifizierung mit der 
technologischen Entwicklung verbundener Risikofaktoren und ihrer wis­
senschaftlich-politischen Eingrenzung.

Der mittlerweile gut belegte Wandel der öffentlichen Risikoperzep­
tion - als ein Beispiel unter mehreren möchte ich hier nur eine vom Inter­
nationalen Institut für Umwelt und Gesellschaft durchgeführte Inhalts­
analyse zur Berichterstattung der New York Times in den letzten dreißig 
Jahren über die Chancen und Risiken neuerer Technologien anführen 
(vgl. Dierkes 1980) -, dieses veränderte Reaktionsverhalten von Teilen der 
Bevölkerung auf bestimmte technologiepolitische Planungs- und Umset­
zungsverfahren ist mittlerweile selbst zu einem in hohem Maße entschei­
dungsrelevanten Faktor geworden. Die auf einen vergleichsweise engen, 
d. h. beispielsweise verteidigungs- oder außenpolitische Fragestellungen 
nicht oder nur wenig berücksichtigenden Kontext konzentrierte Auseinan­
dersetzung um die Chancen und Risiken bestimmter neuer Technologien, 
die von Gruppen der Bevölkerung in einer das administrative Steuerungs­
potential stark einschränkenden Weise getragen wird, macht risikopoliti­
sches Kalkül in einem schon frühen Planungsstadium notwendig. Der 
Gang vor Gericht, der Protestmarsch, die Unterschriftensammlungen und 
Bürgerinitiativen haben risikopolitische Fragen zu einem auch politisch 
bedeutenden Thema werden lassen (vgl. Dierkes/von Thienen 1977).

Dabei sind Disparitäten bei der öffentlichen Wahrnehmung von Risi­
ken augenfällig und gestalten die das klassische Webersche Rationalitäts­
prinzip anstrebenden administrativen Entscheidungsprozesse so schwierig. 
Bekannt und mittlerweile gern als Beispiel angeführt wird der Umstand, 
daß Risiken der friedlichen Kernkraftnutzung in weit höherem Maße Auf­
merksamkeit geschenkt wird als solchen etwa des Straßenverkehrs, dessen 
empirisch nachweisbare Gefahren doch eigentlich ebenfalls genug Anlaß 
für eine engagierte gesellschaftliche Diskussion sein sollten.

Ich möchte noch ein weiteres Beispiel anfügen: Es kann keineswegs 
als gesichert angesehen werden, daß der heutige umgangssprachliche Ge­
brauch des Begriffs der »Langzeitwirkung« rationalen Kriterien gehorcht. 
Meinem persönlichen Eindruck zufolge - und diese These ließe sich empi­
risch leicht nachprüfen - wird heute zu schnell mit Verkündung des Satzes, 
die Langzeitwirkung dieses oder jenes Stoffes sei noch völlig unbekannt, 
die Vorstellung verknüpft, diese Langzeitwirkung könne nur negativ zu
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bewerten sein. Um möglichen Mißverständnissen vorzubeugen, möchte 
ich betonen, daß ich eine intensivere Erforschung der langfristigen Wir­
kungen neuer Technologien, Stoffe, aber auch landschafts- und städtebau­
licher Maßnahmen für dringend erforderlich halte. Die oben angeführten 
Beispiele einer üblichen Rationalitätskriterien häufig nicht entsprechen­
den Einschätzung von Risiken sollen nur deutlich machen, daß Ausmaß 
und zeitliche Abfolge bei der öffentlichen Risikoperzeption offensichtlich 
allein durch Verweis auf veränderte Umweltbedingungen nicht hinrei­
chend zu erklären sind. Offensichtlich bedarf es eines über das heutige 
Maß weit hinausgehenden Wissens über die Wahrnehmung, Einschätzung 
und Akzeptanz technologischer Risiken, offensichtlich bedarf es auch der 
Erprobung und sorgfältigen Evaluierung neuer Konsenskonzepte, um ge­
sellschaftliches Einverständnis herzustellen - wenn nicht über den Streit­
gegenstand selbst, so doch wenigstens über die Art, in der Entscheidungs­
fragen mit so hoher öffentlicher Relevanz verhandelt und beantwortet 
werden sollen. Umwelt- und Risikopolitik können nur dann erfolgreich 
sein und von einem breiten Konsens getragen werden, wenn es ihnen ge­
lingt, uneinheitliche Bewußtseinsformen, überschüssiges Umweltbewußt­
sein dort, umweltgefährdende Denk- und Verhaltensstrukturen an ande­
rer Stelle konzeptionell zu verarbeiten.

Im ersten Teil meiner folgenden Ausführungen werde ich einige der 
wichtigsten Problemfelder ein wenig näher zu umreißen versuchen, die 
heute unter dem Stichwort vom veränderten Risikobewußtsein gegenüber 
der technologischen Weiterentwicklung abgehandelt werden und die un­
ter Wissenschaftlern wie Politikern den Ruf haben laut werden lassen 
nach wissenschaftlich eingehender Analyse der Gründe für den Wandel 
gesellschafts- und gruppenmäßiger Wahrnehmungsstrukturen. Daran 
schließt sich dann eine Erörterung der Möglichkeiten einer systematischer 
als bislang betriebenen sozialwissenschaftlichen Risikoforschung an. Ab­
schließend werde ich in deskriptiver Form einige der bis heute entwickel­
ten Modelle einer gesellschaftlichen Konsensfindung über zu tolerierende 
oder nicht zu tolerierende Risiken darstellen und vor dem Hintergrund 
möglicher Erkenntnisse einer intensivierten sozialwissenschaftlichen Risi­
koforschung diskutieren.
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Zentrale Komponenten der aktuellen Risikodiskussion

Sicherlich einer der schwerwiegensten Gründe dafür, daß die bislang ja 
durchaus mit großer politischer wie wissenschaftlicher Resonanz geführte 
Risikodiskussion in vielen Fällen eigentümlich inkonsistent geblieben ist, 
muß darin gesehen werden, daß es noch nicht gelungen ist, das Problem 
selbst so zu definieren, wie es unter forschungspraktischen Gesichtspunk­
ten notwendig wäre, allzumal dann, wenn man sich kurz- bis mittelfristig 
politisch umsetzbare Forschungsergebnisse erhofft. Das Thema der Wahr­
nehmung und Handhabung technologischer Risiken umgreift so viele Ein­
zelprobleme, enthält so viele Detailfragen, für die ein Zusammenhang oft 
nur in Umrissen sichtbar ist, daß es angesichts des bestehenden For­
schungsstandes heute noch nicht möglich ist, Ziele und Inhalte sozialwis­
senschaftlicher Risikoforschung mehr als nur mit allgemeinen Worten zu 
umschreiben. Die hiermit beschäftigten Wissenschaftler sind noch nicht 
soweit, über eher globale Forschungszielkataloge hinaus ihren For­
schungsinhalt schon so zu definieren, wie dies für ausgereifte Wissen­
schaftsdisziplinen üblich ist.

Um hier ein Beispiel zu nennen: Es kann heute durchaus noch nicht 
als gesichert angesehen werden, daß die separate Betrachtung allein von 
Phänomenen im Umkreis der Risikoperzeption technologischer Entwick­
lungen überhaupt dem Komplexitätsgrad sich verändernder gesellschaftli­
cher und gruppenmäßiger Wahrnehmungsstrukturen gerecht werden 
kann. In der bislang geführten Risikodebatte wird dem Umstand dadurch 
Rechnung getragen, daß bestimmte oppositionelle Verhaltensweisen von 
Teilen der Öffentlichkeit auch gegenüber auf den ersten Blick technolo­
giefremden staatlichen oder kommunalen Maßnahmen (Stadt- und Re­
gionalplanung, Gestaltung von Kinderspielplätzen usw.) als Bestandteil 
der Risikodiskussion irgendwie empfunden werden, ohne doch darüber 
vorweg entscheiden zu können, ob nun die veränderten Einstellungshal­
tungen bestimmten Technologien gegenüber Ausfluß einer gewandelten 
Risikoeinschätzung gerade hinsichtlich dieser Technologien sind oder 
nicht aber Kondensationspunkte einer Haltung, die zwar »Kernkraftwerk« 
sagt, tatsächlich aber Lebensformen und Gesellschaftsstruktur westlicher 
Industrieländer insgesamt meint.

Vorschnell wäre es, hier schon den von Inglehart dargestellten und si­
cherlich weiter zu untersuchenden generationellen Wertwandel als ein im­
mer passendes Erklärungsmodell hinzuzuziehen: Unabhängig von den 
methodologischen Einwänden, die zu Recht gegenüber der vergleichswei­
se eindimensionalen Vorgehensweise Ingleharts vorgebracht worden sind



Perzeption und Akzeptanz technologischer Risiken 183

(vgl. Inglehart 1977; Herz 1979), bleibt eben gerade zu klären, weshalb 
dieser stattgefundene Wertwandel sich nur bei bestimmten Technologien, 
nur bei bestimmten Politikbereichen als eine kritische Einstellungshaltung 
äußerte.

Die Beziehungen zwischen den einzelnen Perzeptions- und Argumen­
tationsebenen auf dem Gebiet der Wahrnehmung technologischer Risiken 
und ihrer Handhabung bleibt so vielfach noch unklar; bestimmte Frage­
stellungen, die heute allermeist technologischen Problemkomplexen zuge­
ordnet werden, erweisen sich bei kritischer Prüfung eher als politischen 
Problemfeldern verbunden und gehören nicht unmittelbar dem Kernbe­
reich technologischer Planungs- und Vollzugsstrategien an. So hat es sich 
z. B. gezeigt, daß viele Menschen in der Tat weniger mit bestimmten tech­
nologischen Entwicklungen selbst unzufrieden sind als vielmehr mit den 
politisch-wissenschaftlichen Entscheidungsstrukturen, mit Hilfe derer die 
Richtung und Anwendung neuer Technologien festgelegt werden (vgl. 
National Academy of Science 1969). Der Brooks-Report hält fest:

»If Science policy is entering a period of uncertainty and reassessment, it is 
not so much due to failings in Science policy itself, as to the fact that govern­
ment policy in general and the goals of society, after a long period of Con­
sensus, are themselves passing through a period of uncertainty and conflict.« 
(OECD 1971, S. 38)

Angesichts der Tatsache, daß der Gesamtumfang der die Risikodiskussion 
bestimmenden Elemente noch nicht genügend definiert ist und zu wenig 
bekannt ist über die Zusammengehörigkeit aller hier angesprochenen 
Problemfelder, kann hier nur eine als subjektiv zu begreifende, skizzen­
hafte Zusammenstellung der Hauptprobleme versucht werden, wie sie bis­
lang in der wissenschaftlichen Literatur für die Risikowahrnehmung und 
-handhabung behandelt worden sind:
■ Die Validität von wissenschaftlichen Expertisen, die als Basismaterial 

für politische Entscheidungsprozesse im Technologiebereich dienen, 
wird immer stärker in Frage gestellt. Die alte Redewendung, wonach 
der Krieg zu wichtig sei, als daß man ihn allein den Generalen überlas­
sen dürfe, scheint für viele auch für das Verhältnis von wissenschaftli­
chen Experten und der Zielbestimmung der wissenschaftlich-techni­
schen Entwicklung seinen spezifischen Sinn zu erhalten. Das um sich 
greifende Mißtrauen gegenüber der Fähigkeit von Wissenschaftlern und 
Technikern, positive wie negative Folgen neuer Technologien adäquat 
zu evaluieren, wurde zuerst im Kernenergiebereich deutlich. Heute 
zeigt darüber hinaus die Diskussion über die Risiken der Genforschung, 
daß dieses Mißtrauen auf andere Bereiche von Wissenschaft und Tech­
nik übergreift.
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Die Infragestellung von wissenschaftlichen Expertisen wird verstärkt 
durch die in der Wissenschaftlergemeinschaft selbst stattfindende Pola­
risierung gerade bei den Hauptproblemen technologischer Entschei­
dung. Auch ihr fällt es zunehmend schwerer, einen Konsens im Hin­
blick auf die bei der Entwicklung und Anwendung neuer Technologien 
zu betrachtenden Risiken zu entwickeln, wie sich in der Diskussion etwa 
um die Lagerung von Kernbrennstoffen erweist. Nichtsdestoweniger be­
darf es gerade für diese Problemfelder, soll über sie politisch durchset­
zungsfähig entschieden werden, besonders sorgfältig evaluierten Daten­
materials, so daß der politische Entscheidungsträger auf die ihm von 
Experten gelieferten Informationen mehr denn je angewiesen ist. Die 
Gefahr, daß unter diesen Ausgangsbedingungen an und für sich poli­
tisch-wertmäßig gefaßte technologiepolitische Entscheidungen nur ein 
mit Zahlen verbrämtes wissenschaftlich-technisches Alibi erhalten, das 
bei näherer Hinsicht keineswegs als genügend fundiert angesehen wird, 
wird von Teilen der Öffentlichkeit, Bürgerinitiativen, aber auch politi­
schen Entscheidungsträgern und Wissenschaftlern immer mehr kriti­
siert.

■ Ein Hauptproblem einer jeden Risikopolitik stellt der Umstand dar, 
daß diejenigen, die bestimmte Risiken neuer Technologien zu tragen 
haben, keineswegs auch immer die sein müssen, die von deren Nutzen 
tatsächlich profitieren. Wie Rowe feststellt, »an equitable risk involves 
the freedom of choice to accept or reject a condition that imposes risk 
through a balancing of the risks and benefits to the risk agent« (Rowe 
1977, S. 122). Tatsächlich ist es keineswegs immer der Fall, daß der 
eigentliche Risikoträger eine seine Sicherheitsbedürfnisse angehende 
Entscheidung selbst treffen kann. Die Nutznießer neuer Technologien 
sind nicht notwendig identisch mit jenen, die ihre Kosten zu tragen ha­
ben. Dies wird schnell deutlich, wenn man sich vor Augen führt, daß 
beispielsweise Kraftwerke Regionen mit Energie beliefern, die vom 
Standort des Kraftwerks weit entfernt sind, Risiken und Nutzen einer 
bestimmten Technologie also keineswegs auf denselben Ort oder die­
selbe Bevölkerungsgruppe bezogen sein müssen. Die Risiken, die ein 
Arbeiter bei der Asbestherstellung zu tragen hat, übertreffen den für 
ihn persönlich daraus resultierenden Nutzen bei weitem, während um­
gekehrt die Gesellschaft nach heutigem Verständnis aus dem Endpro­
dukt mehr Vor- als Nachteile zieht.
In diesen Problembereich gehört auch die Frage, inwieweit die Interes­
sen zukünftiger Generationen bei der Abwägung von Risiken und Nut­
zen neuer Technologien genügend berücksichtigt werden. Die Zwi-
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sehen- und Endlagerung bei der Energiegewinnung anfallender Kern­
brennstoffe ist hier nur ein Beispiel für einen Fragenkomplex, bei dem 
schon in der Gegenwart technologiepolitische Entscheidungen getrof­
fen werden müssen, die von großem Einfluß auf das Leben zukünftiger 
Generationen sein können. Die Frage, wer aufgrund welcher Legitima­
tion solche weitreichenden Probleme entscheiden können sollte, spielt 
in der umweltpolitischen Diskussion mittlerweile eine große Rolle.

■ Als ein weiteres Hauptproblem ist bis heute unbeantwortet geblieben, 
bis zu welchem Umfang es einzelnen Individuen oder Bevölkerungs­
gruppen erlaubt sein soll, sie betreffende Risiken individuell zu hand­
haben, oder aber wann staatliche Kontrollmaßnahmen einsetzen soll­
ten. Bis heute ist es nicht gelungen, hierfür eine konsistente Politikstra­
tegie zu entwickeln. Geschichtliche Erfahrung lehrt, daß staatliche In­
terventionsmaßnahmen meist nur erfolgen, wenn öffentlicher Druck 
dies den zuständigen politischen Institutionen als notwendig erscheinen 
läßt (vgl. Lowrance 1976, S. 128). So hat z. B. beträchtlicher Druck von 
Konsumentenorganisationen dafür gesorgt, daß Nahrungsmittelzusätze 
heute strengeren gesetzlichen Auflagen unterliegen. Umgekehrt wird 
dem einzelnen Individuum auch heute noch im Straßenverkehr ein be­
trächtlicher Spielraum zugestanden, die dabei auftretenden Risiken 
selbst zu kontrollieren. Jene Bereiche, in denen der Bürger bereit ist, 
staatliche Kontrollmaßnahmen zu akzeptieren, bzw. wo er sie fordert, 
sind noch keineswegs eindeutig definiert. Die Faktoren, die es erlauben 
könnten, globale und individuelle Regulierungsstrategien optimal mit­
einander zu verbinden, sind noch völlig ungeklärt. Es bleibt der weite­
ren Forschung überlassen, die Möglichkeiten individueller und einzel­
gruppenmäßiger Risikohandhabung zu untersuchen, die durchaus par­
allel laufen könnten mit einem allgemein steigenden Bedürfnis nach in­
dividueller Lebensgestaltung und Entscheidungsfreiheit in bestimmten 
Handlungsbereichen.

■ Ein Kernproblem, das allen bisher angesprochenen Frageri in vielem 
zugrunde zu liegen scheint, ist der Mangel an bislang erreichbarem ge­
sellschaftlichen Einverständnis für bestimmte technologiepolitische Fra­
gestellungen. Immer mehr wird die Fähigkeit der mit der Entwicklung 
und Anwendung von Technologien befaßten Entscheidungsorgane in 
Parlament, staatlicher Administration sowie speziellen Bereichen der 
Wirtschaft in Frage gestellt, wissenschaftlich-technischen Fortschritt 
noch bedürfnisgerecht planen und gestalten zu können. Die öffentlich 
zunehmend geäußerten Zweifel daran, mit der bislang gängigen Vertei­
lung von Entscheidungskompetenzen den schwierigen Problemen einer
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gesellschaftspolitisch vernünftigen Risikopolitik gerecht werden zu kön­
nen, können allerdings auch als Ausdruck wachsender Unzufriedenheit 
mit der beobachtbaren Verlagerung institutioneller Entscheidungskom­
petenz verstanden werden. Für viele Menschen scheinen - schwerer 
kontrollierbare - administrative Entscheidungsinstanzen gegenüber par­
lamentarischen immer mehr an Bedeutung zu gewinnen (vgl. Dierkes/ 
von Thienen 1977, S. 3). Von daher ist der Ruf nach transparenteren 
Entscheidungswegen gerade im Hinblick auf die Interessen des einzel­
nen unmittelbar angehende Bereiche, etwa der Stadt- und Regionalpla­
nung, aber eben auch der Technologiepolitik, durchaus konsequent.

Aufgaben und Ziele sozialwissenschaftlicher Risikoforschung

Gegenüber dem soeben aufgezählten Katalog von Problemen gegenwärti­
ger Risikoabschätzung und -politik nehmen sich die bislang entwickelten 
sozialwissenschaftlichen Ansätze einer systematischen Analyse der sozia­
len, ökonomischen und psychischen Bedingungen für eine veränderte 
Wahrnehmung und Einschätzung von technologischen Risiken sehr be­
scheiden aus. Aufgrund des praktisch erst entstehenden breiteren Pro­
blembewußtseins ist es verständlich, daß, wie ein intern am Internationa­
len Institut für Umwelt und Gesellschaft des Wissenschaftszentrums Ber­
lin von Coppock erstellter Überblicksbericht über laufende Forschungsak­
tivitäten im Risikobereich zeigt, die bisher hierzu unternommenen inter­
nationalen Forschungsanstrengungen noch unkoordiniert und unsystema­
tisch verlaufen (vgl. Coppock o. J.). Je nachdem, welche Erkenntnisinter­
essen den einzelnen Forschungsvorhaben zugrunde liegen, werden entwe­
der vorwiegend die subjektiven Bedingungen unterschiedlicher Bewer­
tungsmuster bei der Einschätzung von technologischen Risiken einer Ana­
lyse unterzogen oder aber in einem objektivistischen Ansatz unterschiedli­
che Risikoarten durch Auswertung von Vergangenheitswerten oder A- 
priori-Berechnungen miteinander verglichen, wofür der Rasmussen-Re- 
port noch immer als bekanntestes Beispiel dienen kann (vgl. Rasmussen- 
Bericht 1976). Seit kurzem sind verstärkt Bemühungen zu verzeichnen, 
mit Hilfe solcher klassischen Risikoabschätzungen alltägliche Lebensrisi­
ken des einzelnen Bürgers in seiner Funktion etwa als Verkehrsteilneh­
mer, als Berufstätiger, als Raucher usw. in eine mathematische Relation 
beispielsweise zu denjenigen Risiken zu setzen, die in der Nachbarschaft 
eines Kernkraftwerkes bestehen. Wahrscheinlichkeitsangaben für den
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Eintritt eines bestimmten Risikofalles dienen dabei zum einen als wesent­
liche Informationseingangsgröße in das politisch-administrative Entschei­
dungssystem, das Konsens nach traditionellem Demokratieverständnis 
hersteilen und zugleich kraft gegebener Legitimation repräsentieren soll; 
zum anderen ist mit der Verbreitung solcher Wahrscheinlichkeitsabschät­
zungen auch die Hoffnung verbunden, die einem bestimmten Rationali­
tätstyp verpflichteten Entscheidungskriterien könnten auch von den Poli­
tikadressaten als verpflichtende oder zumindest akzeptable Grundlagen 
ihrer Risikowahrnehmung angenommen werden.

Nun machen die bisher von Slovic, Fischhoff, Otway und anderen (vgl. 
Otway/Fischbein 1977; Fischhoff/Slovic u. a. 1978) unternommenen psy­
chometrischen Untersuchungen deutlich, daß die subjektive Wahrneh­
mung und Einschätzung von Risiken nur wenig parallel läuft mit derarti­
gen Risikoberechnungen. So bestätigt die von Otway auf der Basis des von 
Fischbein entwickelten Analyserasters zur Schätzung von Einstellungsva­
rianten als Funktion unterschiedlicher Wert- und Glaubenssysteme unter­
nommene Untersuchung öffentlicher Wahrnehmungsdifferenzen im Be­
reich der Kernenergie hier bereits früher z. B. von Fischhoff berichtete 
Forschungsergebnisse zu großen Teilen (vgl. Otway 1980). Otway kommt 
nach Auswertung einer in Österreich durchgeführten Umfrage und einer 
auf der Grundlage der hier gewonnenen Daten durchgeführten Faktofen­
analyse zu dem Resultat, daß Kernkraftbefürworter und -gegner sich of­
fensichtlich weniger in der Bewertung der mit der Nutzung von Kernkraft 
verbundenen technisch-ökonomischen Chancen und Risiken für die natür­
liche Umwelt und die menschliche Gesundheit unterscheiden als in der 
psychischen und soziopolitischen Einschätzung der bei der Nutzung von 
Kernkraft gesehenen Risiken. Geht man von diesem Untersuchungsergeb­
nis aus, so schreibt Otway, muß man annehmen,

»that rigorous standards for health and environmental risks might have little 
effect on the attitudes of the Anti Group because their perceptions are mostly 
based upon other considerations. [. . . ]  Because technical information can sel­
dom be verified by one’s own senses, it would not necessarily be expected to 
play a dominant role in the formation or change of public attitudes on techni­
cal issues. Therefore, technical safety studies undertaken with the idea of pro­
viding [hard facts] to influence public opinion are unlikely to achieve the 
desired result.« (ebenda)

Sicher wird analysiert werden müssen, inwieweit die von Otway dargestell­
ten Forschungsresultate tatsächlich als Erklärung der öffentlichen Risiko­
perzeption in diesem Technologiebereich generell gültig sind.

Unter dem Gesichtspunkt einer umfassenden Ermittlung der gesamt­
gesellschaftlichen Formen der Risikowahrnehmung müssen allerdings
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nicht nur Perzeptionsstrukturen auf der Seite der Politikadressaten, son­
dern auch die dem bestehenden politischen Entscheidungssystem zugrun­
deliegenden konzeptionellen Rahmenbedingungen bei der Festlegung von 
Umweltnormen und Risikogrenzwerten einer genaueren Analyse unterzo­
gen werden. Keineswegs gesichert ist ja, daß die bei der Festlegung von 
Umweltstandards in jedem einzelnen Fall herangezogenen Objektivitäts­
kriterien immer auf einem einheitlichen Niveau liegen. Knoepfel und 
Weidner werden in einer breitangelegten Studie des Internationalen Insti­
tuts für Umwelt und Gesellschaft der Frage nachgehen, wieso in verschie­
denen Ländern der Europäischen Gemeinschaft die Grenzwerte für be­
stimmte Luftschadstoffe unterschiedlich definiert worden sind (vgl. 
Knoepfel/Weidner 1978, 1979). Hinter der zunächst erstaunlichen Fest­
stellung, daß - legt man die unterschiedlichen Grenzwerte zugrunde - 
einem Franzosen mehr Schwefeldioxid zugemutet wird als einem Italiener 
(vgl Knoepfel/Weidner 1979, S. 161), vermuteten die Autoren in einer 
Vorstudie zur geplanten Untersuchung unterschiedliche gesundheits- und 
umweltpolitische Programmansätze und Trade-offs zwischen Umweltzie­
len und anderen gesellschaftlichen Zielen. Nur: den vorläufigen Untersu­
chungsergebnissen zufolge existieren länderspezifische Regeln und Prinzi­
pien nicht, nach denen mit der Emission von Luftschadstoffen verbundene 
Risiken eingeordnet und international vergleichbar gemacht werden 
könnten. Auch wenn die einzelnen Umweltnormen fallspezifisch also nach 
Kriterien festgelegt worden sind, die von den an der jeweiligen Entschei­
dung beteiligten Experten, Vertretern der Administration und Politikern 
als durchaus begründet angesehen werden konnten, so geschieht doch die 
Definition und Evaluierung von technologischen Risiken auch durch die 
Wissenschaft selbst sehr uneinheitlich, einbezogen in allgemeine Kosten­
Nutzen-Kalkulationen und abhängig von Wertmaßstäben, bei denen der 
Risikoaspekt bei der Bewertung neuer Technologien nur ein Beurtei­
lungskriterium unter anderen ist.

Unter diesen Voraussetzungen wird klar, daß eine praxisorientierte 
sozialwissenschaftliche Risikoforschung zweierlei zu leisten hätte: erstens 
die vielfältigen Faktoren zu identifizieren, die innerhalb des Prozesses von 
der Risikowahrnehmung und -definition bis zur Entscheidung über Tole­
ranzgrenzen bei der Übernahme oder Nichtübernahme von technologi­
schen Risiken eine Rolle spielen; zweitens Ansatzpunkte für ein indivi­
dual-, gruppen- und gesellschaftsbezogenes Risikogesamtkonzept zu eva­
luieren, das zum einen einen Vergleich unterschiedlicher Risikoarten und 
der Arten ihrer Zusammenwirkung erlaubt, zum zweiten eine umfassende 
Gegenüberstellung der mit neuen Technologien verbundenen Risiken und
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Nutzen ermöglicht. Bisher sind innerhalb der sozialwissenschaftlichen Ri­
sikoforschung lediglich bei der Identifizierung einschätzungsrelevanter Ri­
sikofaktoren einige erste Forschungsergebnisse zu verzeichnen (vgl. Clark 
University 1979). Inwieweit Methoden und vielleicht auch Inhalte von 
Kommunikations-, Wirtschafts- und Sozialforschung in eine interdiszipli­
näre Risikoforschung integriert werden können, muß noch näher unter­
sucht werden.

Unabhängig davon, daß die nur mittel- bis langfristig mögliche Ent­
wicklung eines risikopolitischen Gesamtrahmens politprogrammatisch von 
großer Bedeutung wäre, sind allerdings von einer der oben genannten Er­
kenntnisinteressen geleiteten sozialwissenschaftlichen Risikoforschung 
auch kurz- bis mittelfristig Forschungsergebnisse zu erhoffen, die durch­
aus bei der Lösung augenfälliger Konflikte bei der Anwendung oder 
Nichtanwendung neuer Technologien förderlich sein könnten. Dieser Bei­
trag zu größerer Akzeptanz in umweltpolitischen Fragen wird sich jedoch 
nicht, um hier möglichen Mißverständnissen vorzubeugen, gegen die In­
teressen der Betroffenen einsetzen lassen. Es spricht wenig dafür, daß sich 
angesichts der gerade für den kritischen Teil der Bevölkerung bisher fest­
gestellten Einschätzungsstrukturen bei technologischen Risiken Konsens­
strategien erfolgreich verwenden ließen, die den Bedürfnissen dieser 
Gruppen zuwiderlaufen - unabhängig davon, daß die Entwicklung solcher 
Strategien das Selbstverständnis der Wissenschaft tangieren und die lang­
fristigen Erfolgsaussichten sozialwissenschaftlicher Risikoforschung stark 
einschränken würde. Stichwortartig hier einige der möglichen Beiträge so­
zialwissenschaftlicher Risikoforschung:
■ Eine genauere Kenntnis unterschiedlicher Wahrnehmungsstrukturen 

im Risikobereich könnte die Kommunikationsbedingungen auf ver­
schiedenen Entscheidungsebenen wie auch zwischen Entscheidungsträ­
gern und Betroffenengruppen verbessern. Erst die genaue Kenntnis von 
Bewertungspräferenzen wird vor allem für die Betroffenenseite kon­
sensabträgliche Vorurteile abtragen helfen.

■ Eine Verbesserung des sozialwissenschaftlichen Wissens um die Prozes­
se, die zu einer Akzeptanz oder Nichtakzeptanz von bestimmten Tech­
nologien führen, wird dazu beitragen, im gesellschaftlichen Planungs­
prozeß die Sorgen betroffener Bürger frühzeitiger zu berücksichtigen 
und die Durchführung von Planungsvorhaben auf diese Weise effizien­
ter in zeitlicher wie praktischer Hinsicht zu gestalten.

■ Die Identifizierung der bei der Einschätzung technologischer Risiken 
maßgeblichen Einflußfaktoren wird zudem die Möglichkeit der Ent­
wicklung effizienter Konsensstrategien in umweltpolitischen Problem-
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feldern beträchtlich erweitern. Erst auf der Basis empirisch gesicherten 
Wissens darüber, welche gesellschafts-, informations- und verhand­
lungspolitischen Voraussetzungen der Gefahr emotionalisierter Kon­
fliktsituationen entgegenwirken können, ist eine breite Anwendung 
neuer Konsensmodelle möglich.

Um den Zusammenhang zwischen den möglichen Untersuchungsergeb­
nissen einer breiter und koordinierter als bisher arbeitenden sozialwissen­
schaftlichen Risikoforschung und den daraus zu ziehenden entscheidungs­
strukturellen Konsequenzen zu verdeutlichen, möchte ich zunächst drei 
verschiedene Konsensmodelle vorstellen. Da allen drei Konsensmodellen 
eine unterschiedliche Analyse der Konfliktursachen im Risikobereich zu­
grunde liegt, setzen die Lösungsansätze organisations- wie informations­
theoretisch auf verschiedenen Ebenen der Entscheidungsfindung an.

Konsensmodelle im Blickwinkel der Risikoforschung

Ich möchte im Rahmen dieser Ausführungen den Begriff des »Konsens­
modells« relativ breit definieren, um so die Möglichkeit zu erhalten, auch 
primär der Verbesserung der politischen Entscheidungsfindung dienende 
institutioneile Vorkehrungen innerhalb der bestehenden Entscheidungs­
strukturen im Hinblick auf ihren Beitrag zur Konsensbildung diskutieren 
zu können. Der Begriff vom fehlenden Konsens, wie er in der risikopoliti­
schen Debatte immer häufiger gebraucht wird, stellt zunächst auf eine 
freilich oft gar nicht mehr beachtete Eigenschaft demokratischer Institu­
tionen und der ihnen funktional zugewiesenen Handlungskompetenzen 
ab, auf das - allermeist stillschweigend vorausgesetzte - Einverständnis von 
Politikadressaten angewiesen zu sein. Für das Gebiet der technologiepoli­
tisch relevanten Einschätzung von Risikowerten im vorparlamentarisch­
administrativen System hat sich nun ein Mangel an konsensbildender 
Kraft ansonsten in anderen Politikbereichen erfolgreicher Modelle der 
Konsensfindung gezeigt. Von daher begründet sich die Suche nach neuen 
Konzepten der Konsensbildung, unter die alle jene sozialpolitischen 
Handlungskonzepte fallen, deren Ziel es unter anderem ist, den Wissens­
stand im Bereich der gesellschaftspolitischen Einschätzung und Behand­
lung von technologischen Risiken zu verbreitern, in die öffentliche und 
politische Diskussion einzubringen und ein über den Status quo hinausge­
hendes Maß an gesellschaftlichem Einverständnis über die bei technolo-
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giepolitischen Entscheidungen heranzuziehenden wissenschaftlich-techni­
schen wie sozialen Kriterien zu bewirken.

Ich beziehe mich bei der Darstellung der drei über die bisherigen For­
men der Entscheidungsvorbereitung und -findung hinausgehenden Kon­
sensmodelle auf das von Nelkin und Pollak entwickelte allgemeine Sche­
ma zur Einordnung von Konsensmodellen (vgl. Nelkin/Pollak 1980). Der 
erste hier zu diskutierende Lösungsansatz geht von der Annahme aus, daß 
eine breite Akzeptanz umweit- und risikopolitischer Maßnahmen zwar 
einer stärkeren und verfeinerten Einbeziehung wissenschaftlicher Bera­
tung in die politische Entscheidungsfindung bedürfe, diese selbst aber 
strukturell keinen wesentlichen Veränderungen unterzogen werden müß­
te. Getreu dem Grundsatz, daß eine gute Politik das nötige Einverständnis 
schon erreichen werde, verzichtet dieser Ansatz auf Maßnahmen, die um­
weit- und technologiepolitischen Planungs- und Entscheidungsfragen 
einen besonderen Status gegenüber Fragen etwa der Außen- oder Bil­
dungspolitik zugestehen würde. Beispiele für diesen Ansatz, die im Ein­
ordnungsraster von Nelkin/Pollak den eliteorientierten Konsensstrategien 
zuzuordnen wären, sind die aus den Vereinigten Staaten bekannte Um­
weltverträglichkeitsprüfung (vgl. Wandesforde-Smith 1979a), das in Groß­
britannien schon traditionell genutzte Royal Commission-Modell und das 
in Schweden gebräuchliche Modell einer institutionalisierten Form der 
Diskussion und Beratung zwischen Wissenschaft und Politik, das in 
Deutschland unter dem Stichwort »Forschungsparlament« bekannt gewor­
den ist (vgl. Dierkes/von Thienen 1977, S. 2-14).

Ich möchte hier aus zeitlichen Gründen nur das Instrument der Um­
weltverträglichkeitsprüfung in wenigen Sätzen kurz skizzieren. Dieses un­
ter anderen von Wandesforde-Smith (1979b) ausführlich dargestellte 
Konzept zielt in seiner ursprünglichen Gestalt auf ein eigenständiges Prüf­
verfahren, bei dem jede öffentliche Maßnahme im Hinblick auf ihre Um­
weltverträglichkeit untersucht wird. Natürlich fließen in diese Form poli­
tisch-wissenschaftlicher Entscheidungsvorbereitung traditionelle Risiko­
kalkulationen mit ein - wie umgekehrt ein erweiterter Wissensstand hin­
sichtlich der individuellen oder gruppenmäßigen Einschätzungsstrukturen 
unterschiedlicher Risiken sicherlich die Aussagekraft des Instrumentes 
»Umweltverträglichkeitsprüfung« wesentlich erhöhen würde. Der im Kern 
konventionelle Ansatz dieses Modells ist deutlich: Den bestehenden poli­
tisch-administrativen Entscheidungsstrukturen wird ein allein umweltpoli­
tischen Zielen verpflichtetes Kontrollverfahren beigefügt, in der Erwar­
tung, die Umweltverträglichkeit tendenziell aller öffentlichen Maßnah­
men schon in einem relativ frühen Planungsstadium absichern zu können.
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Die von Kennedy und Lummert beschriebenen durchaus positiven Erfah­
rungen in den Vereinigten Staaten mit diesem Instrument (vgl. Kenne­
dy/Lummert 1978) sollten unter risikopolitischen Gesichtspunkten aber 
auch daraufhin untersucht werden, ob die Akzeptanz umweltpolitischer 
Entscheidungen durch ein solches vorerst relativ »unsichtbares« Planungs­
verfahren tatsächlich in jedem Fall abgesichert werden kann.

Der zweite hier vorzustellende Ansatz nimmt einige Erkenntnisse bis­
heriger sozialwissenschaftlicher Risikoforschung bereits auf. Wenn es 
nämlich, wie unter anderen Pearce meint (vgl. Pearce 1980), richtig ist - 
und die vorliegenden Daten über einen stattfindenden Wertwandel inner­
halb der Gesellschaft lassen zumindest diesen Schluß zu (vgl. Inglehart 
1979) -, daß Akzeptanz oder Nichtakzeptanz technologischer Risiken ab­
hängig ist von der Form, in der wissenschaftlich wie politisch über sie ent­
schieden wird, dann ist Konsens in strittigen umweit- und risikopolitischen 
Fragen offensichtlich auch abhängig von der Sichtbarmachung entschei­
dungsrelevanter wissenschaftlicher wie politischer Kriterien. Ein diesen 
Gesichtspunkt stärker berücksichtigendes Modell stellt das ursprünglich 
yon Kantrowitz stammende Konzept des Science Court dar (vgl. Kantro- 
witz 1968, S. 763 f.); es läßt sich als öffentliches wissenschaftliches Anhö­
rungsverfahren mit festgeschriebenen Verfahrensformen definieren. Ob­
wohl Nelkin und Pollak dieses Konsensmodell ebenfalls eliteorientierten 
Entscheidungsmodellen zurechnen (vgl. Nelkin/Pollak 1980), dürften die 
großen strukturellen Ähnlichkeiten dieses Konzeptes mit öffentlichen An­
hörungsverfahren wie etwa der Windscale Inquiry, den Anhörungsverfah­
ren über die Probleme der Endlagerung und Wiederaufbereitung von 
Kernbrennstoffen bei Gorleben oder der Berger Commission es nahele­
gen, das Science Court-Modell den partizipatorischen Konsensmodellen 
zuzuordnen. Tatsächlich berücksichtigen Nelkin und Pollak bei ihrer Sche­
matisierung von Konsensmodellen die jüngere wissenschaftliche Diskus­
sion um diesen Science Court kaum: Hier wird er als eine für die Öffent­
lichkeit möglichst sichtbare, umfassende und unabhängige Darstellung der 
wissenschaftlichen Grundlagen technologie- und risikopolitischer Ent­
scheidungen angesehen. In der Sichtweise sozialwissenschaftlicher Risiko­
forschung verfolgen der Science Court und ihm ähnliche Verfahren damit 
eine bewußt rationalistische Strategie: Sie wollen dem Bürger, aber auch 
dem politischen Entscheidungsträger den aktuellen Wissensstand in 
einem bestimmten Politikbereich vermitteln, wie er Eingang auch in die 
nachträglich zu treffende politische Entscheidung findet. Nicht sicher ist 
allerdings, daß diese politische Entscheidungsfindung wie auch die öffent­
liche Meinungsbildung - worauf bereits oben eingegangen wurde - tatsäch-
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lieh den rationalistischen Bedingungen gehorcht, auf die diese Ansätze ab­
zielen. Darüber hinaus ergeben sich, wie Peter Brown gezeigt hat, bei der 
empirischen Überprüfung des nachweisbaren Einflusses solcher Modelle 
auf die Konsensbildung in umstrittenen Fragen der Akzeptanz von Risi­
ken beträchtliche methodologische Schwierigkeiten, die es noch zu lösen 
gilt (vgl. Brown 1976). Sicherlich sind insgesamt noch weitere Experimen­
te mit diesen oder ähnlichen Modellen notwendig, bevor ein abschließen­
des Urteil gefällt werden kann.

Der dritte Ansatz, auf den ich kurz eingehen möchte, wird allgemein 
unter dem Stichwort »Partizipation« abgehandelt. Die auf den ersten 
Blick durchaus naheliegende Vermutung, in der Zusammenarbeit von zu­
ständiger Behörde und Betroffene könnte Problemperzeption und -ein­
schätzung von Entscheidungsträgern und Betroffenen aufeinander abge­
stimmt werden, sollte allerdings nicht bislang ungeklärte inhaltliche wie 
methodische Fragen unübersehen lassen.

Nicht ohne Grund sind alle westlichen Demokratien nach dem Reprä­
sentationsprinzip organisiert. Die Forderung nach Partizipation des Bür­
gers in umweltpolitischen Entscheidungen geht von der Voraussetzung 
aus, Bürgerinteressen würden in diesen Entscheidungsprozessen nicht 
mehr genügend berücksichtigt; dabei werden aus der praktischen Erfah­
rung der letzten Jahre, daß in der Verwaltung wie im Parlament und den 
Parteien die Sorgen vieler Bürger, ihre Umwelt könnte an ihnen vorbei 
verplant und verschmutzt werden, lange Zeit nicht genügend repräsentiert 
wurden, sogleich organisationsstrukturelle Konsequenzen gezogen. Soweit 
sichtbar, stellt sich im Rahmen partizipatorischer Zielvorstellungen das 
Problem einer legitimierten Repräsentation allerdings neu und schärfer. 
Mag im kommunalen Bereich Mitbestimmung sowohl unter Effizienz- wie 
unter Repräsentationsgesichtspunkten noch relativ leicht zu lösen sein, so 
ergibt sich auf Länder- und Staatsebene doch die Frage, wer eigentlich 
Bürgerinteressen gegenüber den Verwaltungsbehörden und politischen 
Entscheidungsträgern vertreten soll und wie die Forderungen solcher Bür­
gervertreter als repräsentativ legitimiert werden können. Diese Schwierig­
keiten, wie sie typisch sind für alle am Modell der repräsentativen Demo­
kratie entwickelten Partizipationskonzepte, werden auch am Modell der 
von Dienel entworfenen Planungszelle deutlich, das um der aufgezeigten 
Probleme der Repräsentanz partizipierender Gruppen willen einen nicht 
unfragwürdigen ordnungspolitischen wie personalen Aufwand vorsehen 
muß (vgl. Dienel 1978).

Auch bei den Partizipationsmodellen sollte vorab aller empirischen 
Erprobung nur vorsichtig die Erfahrungen mit der Nutzung gegenwärtiger
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Partizipationsangebote durch Kommunal- und Landesbehörden nicht zu 
sehr verallgemeinernd argumentiert werden. Nelkin sieht aufgrund der 
bislang mit diesen Konsensmodellen international gemachten Erfahrun­
gen die Effizienzchancen aller bislang entwickelten Konzepte - auch der 
partizipatorischen - als relativ gering an (vgl. Nelkin 1978, S. 22, S. 35; 
Nelkin/Pollak 1980). Nichtsdestoweniger scheint zumindest in bestimm­
ten Gruppen der Gesellschaft ein latentes bis starkes Bedürfnis zu beste­
hen, in den öffentlichen Entscheidungsprozeß generell oder in bestimm­
ten Sachfragen stärker als bisher integriert zu werden (vgl. z. B. Marsh 
1979). Die bei Inglehart angeschnittenen Fragen zu einem in Teilen der 
Gesellschaft stattfindenden Wandel der Wertstrukturen werden präzisiert 
werden müssen, um diesen Wandel in seiner Tragfähigkeit zu einem Para­
meter von Veränderungen der politischen Entscheidungsstrukturen selbst 
machen zu können (vgl. Inglehart 1977).

Allen hier kurz dargestellten Konsensstrategien liegen rationalistische, 
sachorientierte Kommunikationsvorstellungen zugrunde, wobei in den 
beiden ersten Fällen eher auf eine rationale Informationsverarbeitung sei­
tens der Informationsempfänger abgestellt wird, während beim Partizipa­
tionsmodell Rationalität in der Entscheidungshandlung selbst, in der 
gruppenmäßig kontrollierten Objektivitätshaltung zum Ausdruck kommen 
soll. Bis heute ist speziell im Umweltbereich aber noch kaum etwas be­
kannt über individual- wie gruppenmäßig differierende Wahrnehmungs­
muster sowohl bei der Informationsherstellung wie ihrer Rezeption, der 
wiederum rückbezogen werden müßte auf einen Wandel der öffentlichen 
Meinungsbildung, der in einem Diffusionsprozeß in den letzten Jahren 
größere Teile der Bevölkerung erfaßt hat. Risikoperzeption müßte dabei 
auf verschiedenen Wahrnehmungsebenen untersucht werden:
■ Unter apperzipativen und linguistischen Gesichtspunkten: Welche Rol­

le spielt persönliche Erfahrung bei der Risikoeinschätzung? Welche se­
mantischen und pragmatischen Voraussetzungen fördern, verändern 
und stabilisieren bestimmte Einschätzungsmuster im Umweltbereich?

■ Unter kommunikativen und handlungspragmatischen Gesichtspunkten: 
Wie werden welche Informationen gruppenmäßig verarbeitet?

■ Unter funktionalen Gesichtspunkten: Gibt es Risikogrenzwerte für In­
dividuen oder Gruppen, wie kommt deren Definition zustande, und 
welche psychischen und sozialen Auswirkungen hat die Überschreitung 
dieser Grenzwerte? Welche Zusammenhänge bestehen beim Zusam­
mentreffen verschiedener Risikoarten einerseits und den ihnen gegen­
über stehenden Nutzen?
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Die Beantwortung dieser Fragen ist selbst bei einem über das heutige 
Maß beträchtlich gesteigerten Forschungsaufwand nur in begrenztem 
Rahmen kurzfristig möglich. Sozialwissenschaftliche Risikoforschung 
kann so aus dem Experiment mit neuen Konsensmodellen zwar profitie­
ren, Hypothesen zur Risikoperzeption an der Effizienz solcher Experi­
mente verifizieren oder falsifizieren, kann anhand des bestehenden Da­
tenmaterials auch die Notwendigkeit solcher Experimente, nicht aber 
schon die breite Anwendung eines solchen Konsensmodells begründen. 
Nicht nur die Erhaltung und Verbesserung unserer Umwelt wird ein poli­
tisches Dauerthema bleiben - auch die Frage, welche Umwelt wir wollen, 
welche Risiken eine Gesellschaft für ihre wirtschaftliche Sicherheit und ih­
ren technologischen Fortschritt bereit ist zu tragen, wird Politik und Wis­
senschaft in Zukunft in verstärktem Maße beschäftigen müssen.

Diskussion

Straub: Ich möchte Ihnen, Herr Dierkes, eine grundsätzliche Frage stel­
len: Warum beschäftigen sich die Sozialwissenschaften nicht in einem sehr 
viel stärkeren Maße als bisher mit dem bereits vor über 20 Jahren von 
Snow angesprochenen Problem der Verständigung zwischen technischer 
Intelligenz und sozial- bzw. gesellschaftswissenschaftlicher Intelligenz? Ist 
die Lösung dieses zentralen Problems nicht eine unabdingbare Vorausset­
zung für die Entwicklung der von Ihnen skizzierten Konsensstrategien? 
Nach meiner Erfahrung findet z. B. an den Hochschulen ein Gespräch 
zwischen Ingenieuren und Sozialwissenschaftlern im Grunde genommen 
nicht statt. Die mangelnde Neigung zur Kommunikation gilt zwar für bei­
de Seiten; es sollte jedoch meines Erachtens primär die Aufgabe der So­
zialwissenschaften darstellen, diesen Tatbestand kritisch zu analysieren 
und Beiträge zu liefern, wie man dieses Snowsche Problem lösen könnte.

Dierkes: Es gibt sicherlich eine Menge institutioneller Gründe, die eine 
befriedigende Kommunikation zwischen Ingenieuren und Sozialwissen­
schaftlern behindern. Ich bin allerdings in diesem Punkt etwas optimisti­
scher. Wenn wir uns z. B. den hier versammelten Teilnehmerkreis anse­
hen, so gibt es doch eine ganze Reihe von wissenschaftlichen Grenzgän­
gern, die durchaus bereit und befähigt sind, ein interdisziplinäres Ge­
spräch aufzugreifen, gemeinsame Probleme zu definieren und diese in 
Forschungsaufgaben umzusetzen. Symposien wie dieses hier, bei denen
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Technik- bzw. Naturwissenschaftler und Sozialwissenschaftler gleichbe­
rechtigt diskutieren, ohne daß dabei eine der beiden Seiten lediglich eine 
Feigenblattfunktion erfüllt, nehmen an der Zahl zu. Ich sehe hier insge­
samt eine positive Entwicklung für die Zukunft.

Straub: Ich befürchte, solche Tagungen und Kongresse haben doch wohl 
eher einen Alibicharakter. Die Wissenschaftler sind dabei im wesentlichen 
unter sich. Meiner Ansicht nach muß man wirklich viel früher mit der 
Kommunikation zwischen Ingenieuren und Sozialwissenschaftlern begin­
nen und muß vor allem, zumindest in Teilbereichen, auf der Ausbildungs­
ebene eine gemeinsame Sprache finden. Diesem Problem Eingang in die 
Curricula der Hochschulen zu verschaffen scheint ntir erheblich wichtiger 
als die Durchführung gemeinsamer Forschungsaufgaben im Rahmen klei­
ner Gruppen.

Hurtig: Zweifellos ist es sinnvoll und wichtig, auf wissenschaftlicher Ebene 
diese Kommunikation zu institutionalisieren und disziplinübergreifende 
Aspekte in das Studium der verschiedensten Fachrichtungen einzubezie­
hen. Ich würde aber gerne noch eine Ebene tiefer gehen und die Forde­
rung an die Fachwissenschaftler stellen, eine auch für den gewöhnlichen 
Bürger verständliche Sprache zu sprechen. Diese Forderung richtet sich in 
erster Linie an die technisch-naturwissenschaftliche Intelligenz, deren Fä­
higkeit zur Kommunikation nach unten noch weit weniger ausgeprägt ist 
als diejenige der sozialwissenschaftlichen Seite. Erst durch die Schaffung 
von Brücken in das ganz normale Alltagsleben entsteht meines Erachtens 
die klimatische Bedingung zur Verständigung auf höheren Ebenen. Des­
halb appeliere ich an die Wissenschaften, mehr Mut zur Popularisierung 
zu zeigen.

Reese: Ich möchte gerne einen anderen Punkt kurz aufgreifen und dabei 
auf die Bedeutung des Zeitfaktors in der Vermittlung von Risiken hinwei­
sen. Die Forschung auf diesem Gebiet scheint sich mir sehr stark auf die 
Frage zu konzentrieren, welche Faktoren die Perzeption und Akzeptanz 
technologischer Risiken jeweils zu dem Zeitpunkt der Anwendung dieser 
Technologien beeinflussen. Allerdings zeigt unsere bisherige Erfahrung 
doch sehr deutlich, daß die Perzeptions- und Akzeptanzprobleme bei brei­
ten Bevölkerungsschichten hinsichtlich der Risiken überhaupt erst dann 
entstehen, wenn die technologische Entwicklung zunächst in einem sehr 
engen, elitären Kreis von Fachleuten getragen und diskutiert wird und an­
schließend in der Implementations- und Diffusionsphase plötzlich eine
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ganze Anzahl bis dahin unbeteiligter Menschen unmittelbar betrifft. Diese 
fühlen sich, da sie nicht durch jahrelange Diskussion und reifliches Nach­
denken Gelegenheit zur Entwicklung eigener Urteilsmaßstäbe und einer 
angemessenen Einstellung zum technischen Wandel gehabt haben, sehr 
plötzlich überrascht und überrumpelt. Der Faktor der Zeit scheint mir al­
so bei der Vermittlung technologischer Risiken von den Technikentwick­
lern zu den später Betroffenen außerordentlich wichtig zu sein.

Weingart: Die wenigen vorliegenden Untersuchungen zu den Bedingun­
gen der Risikowahrnehmung zeigen unter anderem auch, daß die Wahr­
nehmung von Risiken durch die Bevölkerung nicht etwa primär in Kate­
gorien des Verständnisses der Technologien und schon gar nicht der Risi­
korechnungen selbst erfolgt. Vielmehr sind hier Kategorien der unmittel­
baren Betroffenheit von den technischen Entwicklungen bzw. Projekten, 
ist also die Nähe zum unmittelbaren Erfahrungsraum entscheidend. Dies 
läßt sich am Beispiel Harrisburg gut illustrieren, wo die Risikoperzeption 
der in der Umgebung Lebenden selbstverständlich eine ganz andere ist als 
bei denen, die weiter weg wohnen. Es kann also sein, daß sehr unter­
schiedliche Relevanzkriterien bei Politikern, Technikern und Unterneh­
mern auf der einen Seite und der Bevölkerung auf der anderen Seite be­
stehen. Dies behindert natürlich in starkem Maße die Suche nach Kon­
sens, da die Diskurse auf verschiedenen Ebenen stattfinden.

Meyer-Abich: Zu. dem von Herrn Straub angeschnittenen Problem des in­
terdisziplinären Gesprächs an den Hochschulen möchte ich drei Bemer­
kungen machen: Erstens ist es richtig, daß die Fachbereiche an allen unse­
ren Hochschulen weitgehend disfunktional sind. Die wirklich interessan­
ten Probleme sind heutzutage nicht so wie die wissenschaftlichen Diszipli­
nen eingeteilt. Zweitens aber gibt es zumindest einen Erfahrungsbereich, 
in dem erfahrungsgemäß keinerlei Sprachschwierigkeiten zwischen Tech­
nik- bzw. Naturwissenschaftlern und Sozialwissenschaftlern bestehen. Die 
sogenannten Verständigungsprobleme sind nämlich sofort verschwunden, 
wenn man es mit einem interdisziplinär gemeinsamen Problem zu tun hat, 
wenn also an einer wirklich gemeinsamen Frage interdisziplinär gearbeitet 
wird. Drittens bietet sich, als Konsequenz aus diesen beiden Sachverhal­
ten, für die Hochschulen als einzige Möglichkeit, die interdisziplinäre Pro­
blemorientierung im Studium zur Geltung zu bringen, die gemeinsame 
Durchführung von Projekten, also die Anlage eines Projektstudiums nach 
Sachbereichen statt nach Fachbereichen, an.
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Mensch: Ich kann das soeben von Herrn Meyer-Abich Gesagte durch ein 
Beispiel aus einer anderen Sphäre unterstützen. Wir führen am Interna­
tional Institute of Management des Wissenschaftszentrums Berlin zur Zeit 
eine Untersuchung der Frage durch, wie in Unternehmen technologische 
Normen gesetzt werden und wie dieser Verhandlungsprozeß abläuft. Da­
bei stellten wir fest, daß normalerweise etwa zwischen den Vertretern der 
Forschungs- und Entwicklungsabteilungen und denjenigen der Marketing­
abteilungen ebenso wenig eine gemeinsame Sprache und ebenso viel Dis­
sens besteht wie zwischen Wissenschaftlern verschiedener Fachdisziplinen. 
Dann allerdings, und nur dann, wenn der Marktdruck plötzlich sehr groß 
wird, wenn also ein großes gemeinsames Problem auftaucht, verschwinden 
die Sprachunterschiede.

Zimmerli: Bei der Forderung nach der interdisziplinären Fragestellung 
sollte man nicht vernachlässigen, daß die künftigen Generationen den mit 
der technischen Entwicklung verbundenen Problemen in verstärktem Ma­
ße ausgesetzt sein werden. Deshalb sollte meines Erachtens ein Schwerge­
wicht auf die schulische Technikdidaktik, beginnend bereits in den Grund­
schulen, gelegt werden.

Die Frage der Risikoabschätzungen sollten wir, so meine ich, in einem 
Punkt vorsichtiger beurteilen. Die Risikowahrnehmung im Falle der Kern­
kraftwerke hat wohl deshalb eine ganz neue Qualität, weil dabei ein zeitli­
cher Zusammenlauf, eine Koinzidenz mit sehr vielen anderen angsteinflö­
ßenden Phänomenen vorliegt, wie sich z. B. an der Datenschutzdiskussion 
ablesen läßt. Insgesamt zeigt sich hier ein technophobes Syndrom, welches 
sich an dem besonders spektakulären und auch mit Risiken für Leib und 
Leben verbundenen Fall der Kernenergie nur manifestiert.



Die Einstellung des Menschen zur Technik

Meinolf Dierkes

Zur Klärung des Grundverständnisses der folgenden Ausführung sei zu­
nächst vorangestellt, daß es - so wie vielfach in der öffentlichen Diskussion 
der vergangenen Jahre geschehen - als Ausgangspunkt für eine Analyse 
von Einstellungsmustern zur Technik wenig sinnvoll erscheint, in einer 
sehr allgemeinen Weise von der Technik, dem Menschen oder den Einstel­
lungen zu reden, sondern daß es notwendig ist, die Verallgemeinerungsfä­
higkeit solcher Aussagen und ihre Grenzen näher zu bestimmen. Eine 
derartige Präzisierung ist in dreierlei Hinsicht angebracht:
1. Es gibt nicht die Technik an sich, sondern nur einzelne, mehr oder we­

niger unterschiedliche Techniken und Technik-Familien, die unter­
schiedliche Entstehungs- und Verwendungszusammenhänge aufwei­
sen. Das deutet bereits darauf hin, daß technische Prozesse und Verän­
derungen stets auch von ihrem gesellschaftlichen, ökonomischen und 
ökologischen Umfeld mitgeprägt werden und in soziale Handlungsmu­
ster eingebettet sind. Technische und soziale Prozesse stehen in einem 
wechselseitigen Verhältnis zueinander und beeinflussen sich gegensei­
tig. In diesem Sinn werden Technik, ihre Entwicklung, Nutzung und 
Auswirkungen als sozio-technischer Prozeß erkennbar. Bezogen auf 
die Wahrnehmung und Beurteilung von Techniken durch die Bevölke­
rung ergibt sich daraus, daß Meinungen und Einstellungen jenseits des 
Erfassens von Stereotypen weniger ein allgemeines Verhältnis zur 
Technik ausdrücken, als vielmehr eine Bewertung der Art und Weise 
des Einsatzes bestimmter Techniken und ihrer Begründung durch spe­
zifische Akteure darstellen.
Mit Technik werden daher auch - wie verschiedene Untersuchungen 
zeigen - berechtigterweise die unterschiedlichsten Vorstellungen ver­
bunden; Begriffe wie Fortschritt, Maschinen, Verkehrsmittel, Elektro­
nik, Hausgeräte werden dabei weitaus häufiger genannt als zum Bei­
spiel die in der öffentlichen Diskussion zeitweilig dominierende Kern­
energie. Diese vielfältigen Assoziationen vergrößern die Gefahr wech­
selseitiger Mißverständnisse, wenn ohne definitorische Vorklärung 
über Technik allgemein geredet wird. Noch ausgeprägter ist diese Ten­
denz, wenn es um die Risiken einzelner Technologien geht, weil dabei
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ganz unterschiedliche Risikomerkmale in die Bewertung und Urteils­
bildung eingehen.

2. Es gibt auch nicht den Menschen: Menschen, Individuen und Gruppen 
sind Träger verschiedenster sozialer Rollen in einer Gesellschaft, die in 
historisch sich wandelnden Situationen agieren. Diese Rollen, die sie 
in den differenzierten Teilbereichen der modernen Industriegesell­
schaft spielen, sind deshalb von Bedeutung, weil sie auch jeweils unter­
schiedliche Einstellungs- und Verhaltensweisen konstituieren. Im Hin­
blick auf die Einstellungen zur Technik kann das beispielsweise bedeu­
ten, daß ein und dieselbe Person technische Entwicklungen höchst un­
terschiedlich wahrnimmt bzw. von ihnen betroffen ist: als Staatsbürger, 
der sich unter Umständen vehement gegen die Ausbreitung EDV-ge- 
stützter Informationssysteme in der öffentlichen Verwaltung wehrt; als 
Konsument, der zur gleichen Zeit die Möglichkeiten neuer Medien als 
persönliche Bereicherung empfindet und sie entsprechend nutzt; als 
Berufstätiger, der an seinem Arbeitsplatz mit neuen Technologien 
konfrontiert wird und ihre Chancen und Risiken ambivalent bewertet.

3. Es gibt schließlich auch nicht die Einstellung als feststehende, eindeu­
tig ermittelbare Haltung, sondern - wenn von Technik gesprochen wird 
- allenfalls ein kompliziertes, oft labiles Geflecht von Meinungen, Be­
dürfnissen und Verhaltensweisen, das von Wertorientierungen und Er­
fahrungen geprägt wird. Bei den von der Umfrageforschung als »Ein­
stellungen« der Bevölkerung oder bestimmter Bevölkerungsgruppen 
präsentierten Ergebnissen handelt es sich - trotz aller Fortschritte der 
letzten Jahrzehnte auf diesem Gebiet - oftmals um flüchtige Stim­
mungsbilder, die eher den Charakter von Momentaufnahmen haben 
und wenig über die wesentlich stabileren tatsächlichen Einstellungen 
und Wertvorstellungen aussagen. Solche Daten können daher gewis­
sermaßen nur als Rohmaterial, als seismographische Reaktionen auf 
sich wandelnde äußere Bedingungen betrachtet werden. Auch empi­
risch untermauerte Ergebnisse zur Technikeinstellung müssen vor die­
sem Hintergrund interpretiert werden.
Trotz dieser Relativierungen ist für die hier gestellte Frage nach den 
Grundeinstellungen der Bevölkerung zum technisch-wissenschaftlichen 
Fortschritt und seinen Auswirkungen der Rückgriff auf empirisch er­
hobene Daten zu Meinungen und Einstellungen unverzichtbar, ohne 
daß diese für sich allein genommen als Erklärungen gelten können. Es 
geht also weniger darum, Einzelergebnisse zu referieren, als vielmehr 
darum, Anhaltspunkte darüber zu gewinnen, welche Gesamtmuster bei
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Technikeinstellungen vorherrschend sind. Hierbei können vor allem 
Langzeituntersuchungen hilfreiche Anregungen liefern.
Nicht zuletzt ist es für eine Erfassung von Technikakzeptanz von Be­
deutung, ob und welche Unterschiede sichtbar werden, wenn es einer­
seits um die Reaktion auf Technik als soziales Phänomen, gleichsam 
also um das Fernbild oder Stereotyp der Technik, und andererseits um 
Haltungen zu bestimmten Einzeltechniken geht, die dem eigenen Er­
fahrungsbereich der Befragten zugänglich sind, also um das konkrete 
Nahbild von der Technik.

Dieses dreifach akzentuierte Grundverständnis macht schon das letztend­
liche Ziel dieser Überlegungen deutlich: Aussagen über eine zunehmend 
feindlichere Haltung der Menschen zur Technik, wie sie von Wissenschaft, 
Wirtschaft und Politik seit dem Beginn der achtziger Jahre verstärkt dis­
kutiert werden, stellen Verallgemeinerungen dar, die die komplexe Wirk­
lichkeit kaum angemessen erfassen. Die Klärung der Zusammenhänge 
zwischen Mensch - Technik - Einstellungen setzt eine viel differenziertere 
Betrachtung und Bewertung voraus und verlangt damit zugleich den Ver­
zicht auf vorschnelle Schlußfolgerungen und zu kurz gegriffene Vereinfa­
chungen.

Prüft man nämlich die von den Sozialwissenschaften vorgelegten Er­
gebnisse zu Meinungen, so kann man eher den Eindruck gewinnen, daß 
vom beliebten Topos einer allgemeinen und wachsenden Technikfeind­
schaft der Bevölkerung endgültig Abschied zu nehmen ist. Zunehmend - 
wenn auch langsam - beginnt sich die Erkenntnis durchzusetzen, daß die 
vorhandenen Einstellungsmuster und insbesondere die durchaus beste­
henden skeptischen Meinungen ein sehr breit gefächertes Akzeptanzspek­
trum umfassen.

Bei insgesamt deutlich gestiegenem Interesse an Fragen des techni­
schen Wandels ist unbestreitbar, daß, im Gegensatz zur direkten Nach­
kriegszeit, heute bei einem erheblichen Teil der Bevölkerung Besorgnisse 
vor befürchteten negativen Folgen der Technik allgemein bestehen. Tech­
nischer Fortschritt wird nicht mehr selbstverständlich mit einer Verbesse­
rung der Lebensverhältnisse gleichgesetzt. Umfrageergebnisse, kritische 
Diskussionen in der Öffentlichkeit sowie die Behandlung neuer techni­
scher Errungenschaften in den Medien bringen diesen Einstellungswandel 
deutlich zum Ausdruck.

Daraus auf eine »massive Technikfeindlichkeit« der Bevölkerung zu 
schließen, ist jedoch ebenso falsch, wie diese als »irrationales Mißtrauen« 
gegenüber Experten zu charakterisieren oder gar eine Gefahr für die »Si­
cherung der Zukunft eines Industrielandes mit starker Exportabhängig­
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keit« abzuleiten. Diese zeitweise dominierenden Deutungsmuster sollten 
als Fehlinterpretationen der jüngsten Vergangenheit - oft interessengelei­
tet - vergessen werden. An ihre Stelle sollten vielschichtigere Erklärungs­
muster treten, die auch den Ursachen für Einstellungs- und Verhaltensän­
derungen gegenüber der Technik nachzuspüren versuchen.

Versucht man mit dieser Zielsetzung die Haltung der Bevölkerung ge­
genüber der Technik zu interpretieren, so sind vor allem die in den folgen­
den Kapiteln beschriebenen Aspekte hervorzuheben.

Wachsendes Bewußtsein der Gleichzeitigkeit von Chancen und Risiken 
technischer Entwicklungen

Grundsätzlich gilt, daß sich in Meinungen und Einstellungen letztlich im­
mer auch die Widersprüchlichkeit von Technik selbst widerspiegelt: Unbe­
hagen oder Skepsis gegenüber der Technik sind Ausdruck eines - mitunter 
diffusen - Bewußtseins von der Gleichzeitigkeit von Chancen und Gefah­
ren, die mit der Einführung und Nutzung neuer Techniken immer verbun­
den sind. Dies kennzeichnet beispielsweise auch die Wahrnehmung der 
heute im Mittelpunkt der öffentlichen Diskussion stehenden Informa­
tions- und Kommunikationstechnologien sowie die Haltung gegenüber 
der vorher heiß umstrittenen Kernkrafttechnologie. Bemerkenswert ist in 
diesem Zusammenhang, daß auch bei denjenigen, die die Anwendung be­
stimmter Techniken ablehnen, durchaus ein Bewußtsein von deren positi­
ven Effekten vorhanden ist.

Auf die gesamtgesellschaftliche Perspektive übertragen, legen die Am­
bivalenzen, die technikbezogene Einstellungen charakterisieren, die 
Schlußfolgerungen nahe, daß in einem großen Teil der Bevölkerung indu­
strielle und anti-industrielle Wertmuster nebeneinanderstehen. In dem 
auf die Kernkraftdebatte bezogenen Argumentationsrahmen, der sich 
ähnlich auch bei Aussagen zu anderen Technologien wiederfindet, zeigt 
sich dies an streng logisch nicht konsistenten Denkmustern wie: »Einer­
seits: Kernkraft ist Leichtsinn, wenn nicht Frevel; andererseits: Ohne die 
Kernkraft ist unsere hochtechnisierte industrielle Wirtschaft nicht lebens­
fähig.«

Akzeptanz von Technik kann daher nicht durch eine vordergründige 
Klassifizierung der Bevölkerung in Befürworter und Gegner, also in 
Schwarz-Weiß-Kategorien, gemessen werden. Es ist vielmehr davon aus­
zugehen, daß in den Einstellungen zu Technik und Industriegesellschaft
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ein »ideologischer Pluralismus« vorherrschend ist. Damit wird der Um­
stand umschrieben, daß traditionelle »industriell-technokratische« Orien­
tierungen ebenso vorhandene »grüne« Werte in aller Regel »in Schach« 
halten. Diese zwiespältige Haltung zur Technik drückt sich weniger in der 
unterschiedlichen Bewertung durch verschiedene Bevölkerungsgruppen 
aus; sie bestimmt vielmehr mehr oder weniger die Einstellung jedes ein­
zelnen Menschen zur Technik.

In diesem Sinn läßt sich die seit Beginn der siebziger Jahre zu beob­
achtende differenziertere und kritischere Einstellung der Bevölkerung 
zum technischen Fortschritt auch nicht als allgemeine und diffuse Tech­
nikfeindlichkeit interpretieren, sondern als Ergebnis individueller und ge­
sellschaftlicher Erfahrungen, Ausdruck eines gestiegenen Problembewußt­
seins, einer veränderten ökonomischen Basis und sich wandelnder Wert­
vorstellungen. Im Gegensatz zur Nachkriegszeit, in der die technische Ent­
wicklung die ungeteilte Zustimmung breiter Bevölkerungsteile fand, sind 
heute neben ihren positiven Errungenschaften auch ihre negativen Folgen 
unübersehbar geworden; zum Beispiel Konsequenzen des Wirtschafts­
wachstums für Mensch und Natur in Form von Umweltzerstörung oder 
zunehmender Arbeitslosigkeit auf der einen und Intensivierung der Arbeit 
auf der anderen Seite. Die wachsende Sensibilität gegenüber den sozialen 
und ökologischen Folgen von Technikanwendung ist zugleich auch Aus­
druck des objektiv erhöhten Risikopotentials einiger moderner (Groß-) 
Technologien und des damit verbundenen Bedarfs an hochsensiblen Ent­
scheidungsverfahren und Maßnahmen der Technikgestaltung durch politi­
sche und wirtschaftliche Entscheidungsträger. Daß diese sich nicht gegen 
die Technik an sich richtet, zeigt die hohe Aufgeschlossenheit der Bevöl­
kerung vor allem bei der Nutzung neuer Techniken im Privatbereich.

Sowohl auf der Meinungs- und Einstellungsebene als auch im entspre­
chenden Kauf- und Nutzungsverhalten ist klar zu erkennen, daß die Vor­
teile des technischen Fortschritts für den Alltag nahezu unumstritten sind. 
Seine Auswirkungen auf die engere Lebenswelt werden durchweg positiv 
beurteilt. Die beträchtlichen Wachstumsraten der Umsätze und Verkaufs­
zahlen etwa bei Heimcomputern und Videogeräten bestätigen dies deut­
lich. So erwartet der überwiegende Teil der Bevölkerung von Techniker­
neuerungen mehr Vorteile für seine persönliche Lebenssituation, eine na­
hezu gleich große Gruppe erwartet keine Veränderungen für sich, und nur 
13 Prozent glauben, daß für sie die Nachteile überwiegen. Technische 
Fortschritte in den Bereichen Haushalt und Medizin werden fast aus­
schließlich positiv bewertet, ohne daß damit mögliche und denkbare 
Nachteile verbunden werden. Zurückhaltung zeigt sich schwerpunktmäßig
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nur dort, wo das Angebot weder inhaltlich attraktiv noch ökonomisch 
tragbar ist.

Einstellungen zu den gesellschaftlichen Folgen neuer Technologien

Im Gegensatz zu den außerordentlich positiven Einstellungsmustern, die 
mit privater Techniknutzung einhergehen und strukturell fest mit ihr ver­
bunden sind, werden neue Technologien im Hinblick auf ihre gesellschaft­
lichen, d. h. vor allem sozialen und ökologischen Folgen zurückhaltend bis 
skeptisch eingeschätzt. Auf eine entsprechend allgemein gestellte Frage 
antworteten 37 Prozent der Bevölkerung, daß sie von neuen Technologien 
Veränderungen des Lebens zum Schlechteren erwarten, 30 Prozent glaub­
ten an Veränderungen zum Besseren, und knapp ein Drittel war der Mei­
nung, daß dies von den Menschen und ihren Entscheidungen selbst ab­
hinge. .

Insgesamt ist in der Bevölkerung eine erhöhte Sensibilität gegenüber 
einer Reihe von Gefahren für die Gesellschaft als Ganzes festzustellen, 
die - losgelöst von der individuellen Betroffenheit - im Zusammenhang 
mit der Ausbreitung neuer Technologien gesehen werden. Nach einer Re­
präsentativerhebung im Jahre 1985 befürchteten 63 Prozent der Befragten 
vor allem eine weitere Vernichtung bzw. Veränderung von Arbeitsplätzen,
62 Prozent sahen die zunehmende Nutzung technischen Fortschritts für 
militärische Zwecke als Gefahrenquelle an, und 60 Prozent bezeichneten 
die fortschreitende Zerstörung der Natur als bedrohlich. Diese Einschät­
zungen wurden in hohem Maße von »Technikoptimisten« wie »Technik­
skeptikern« geteilt. Enger bezogen auf die Auswirkungen neuer Techni­
ken im Arbeitsbereich, zeigte sich bereits in einer Untersuchung von 1983, 
daß 81 Prozent der Befragten mit einer Zunahme der Überwachungsmög­
lichkeiten infolge des Einsatzes der Datenverarbeitung rechneten, und
63 Prozent meinten, daß die Kontrolle der Arbeitnehmer durch Computer 
verstärkt wird.

Daraus jedoch vorschnelle Rückschlüsse auf die Befürwortung bzw. 
Ablehnung technischer Innovationen zu ziehen, heißt verkennen, daß für 
den Akzeptanzverlauf offenbar weniger die Technik an sich als vielmehr 
die Art und Weise ihres Einsatzes sowie die Glaubwürdigkeit und Über­
zeugungsfähigkeit seiner argumentativen Begründung entscheidend sind. 
Kritische, ablehnende Haltungen, die im Zusammenhang mit der Einfüh­
rung neuer Techniken auftreten, beziehen sich nämlich oftmals nicht pri­
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mär auf die Technik selbst, sondern auf weiterreichende soziale, ökonomi­
sche, ökologische und kulturelle Verschiebungen, die mit ihrer Nutzung 
verbunden sind. Es handelt sich hierbei um ein Reaktionsmuster auf be­
fürchtete, unerwünschte gesellschaftliche Veränderungen, das in unter­
schiedlichen historischen Situationen immer wieder sichtbar geworden ist. 
So wurden zum Beispiel in den Anfängen der Industrialisierung neue Ma­
schinen dann nicht abgelehnt, wenn sie die herkömmliche Lebensweise 
und die gesellschaftlich vorherrschenden Wertprinzipien nicht bedrohten, 
sondern in die traditionelle Gesellschaft, ihre Strukturen und Prozesse, in­
tegrierbar waren, ohne deren Veränderung selbst sicht- und erfahrbar zu 
forcieren. Technische Innovationen hingegen, die als Symbol für gesell­
schaftliche Veränderungen gewertet wurden, stießen weitaus häufiger auf 
Protesthaltungen. Vor diesem Hintergrund wird es durchaus verständlich, 
daß technische Erfindungen, die beispielsweise nicht mit dem mittelalter­
lichen Weltbild vereinbar waren, teilweise mit Vehemenz bekämpft bzw. 
unterdrückt wurden.

Die Einsicht in die Gestaltbarkeit des technischen Fortschritts impli­
ziert, daß auch seine gesellschaftlichen Auswirkungen durch die Art der 
Nutzung bestimmt werden. Aus dieser Sicht entpuppt sich die vielbe­
schworene Technikkritik nicht mehr als Ablehnung technischer Innovatio­
nen, sondern als allgemeiner Vertrauensmangel in Staat und Wirtschaft, 
den technischen Fortschritt unter Ausschluß schwerwiegender, vielleicht 
sogar irreparabler Folgen für Mensch und Umwelt kontrollieren zu kön­
nen. Eine leider zu wenig beachtete Umfrage der EG-Kommission von 
1978 bestätigte schon damals diese These: Danach stehen die Bürger der 
Gemeinschaft der Wissenschaft, aber auch der Technik selbst überwie­
gend aufgeschlossen gegenüber; sie äußern jedoch gleichzeitig mehrheit­
lich Bedenken über die Art des Umgangs mit technischen Veränderungen 
durch politische und wirtschaftliche Entscheidungsträger und meinen, 
über die Nutzung neuer Technologien würde häufig zu schnell und zu un­
überlegt entschieden. Denn trotz eines - im Vergleich zur Phase der fünf­
ziger Jahre und sechziger Jahre - erschütterten generellen Fortschrittsop­
timismus besteht in der Bevölkerung nach wie vor ein grundsätzliches 
Vertrauen in die Problemlösungskapazität der Wissenschaft. In der bereits 
angeführten Erhebung von 1985 äußerten 43 Prozent der Befragten, daß 
der wissenschaftliche Fortschritt auf lange Sicht den Menschen helfen 
werde, während es 1981 nur 33 Prozent waren. Neben ihrem Beitrag für 
den technischen Fortschritt wird gleichermaßen die Fähigkeit, diesen für 
die Bewältigung gesellschaftlicher Probleme zu nutzen, positiv hervorge­
hoben. Auf die Frage »Wer kann am meisten für den technischen Fort­
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schritt tun?« vertraten 1981 in einer anderen Untersuchung 73 Prozent 
der Bevölkerung die Ansicht, daß dies am ehesten die großen Unterneh­
men mit ihrer Forschung und Entwicklung seien, 59 Prozent der Bevölke­
rung erwarteten dies von den Universitäten mit ihrer Forschung und Leh­
re. Dieser grundsätzliche Vertrauensvorschuß schließt im einzelnen eine 
realistische Einsicht in Fehlleistungen von Technik und Wissenschaft kei­
neswegs aus; sie führt jedoch nicht dazu, diese als potentielle Instrumente 
für die Bewältigung gesellschaftlicher Problemlagen abzulehnen.

Es ist deshalb kein Widerspruch, wenn sich - wie erwähnt - hohe Tech­
nikakzeptanz im Privatbereich, die sich etwa im Kauf von Heim- und Per­
sonalcomputern, Videorecordern und -spielen äußert, mit Skepsis und 
Zurückhaltung verbindet, sobald die neuen Techniken in größeren Orga­
nisationen zur Anwendung kommen: bei Unternehmen, weil sie in Verfol­
gung ökonomischer Ziele die Rationalisierungspotentiale dieser Techni­
ken ausschöpfen, was Arbeitsplätze gefährden und deren Qualität verän­
dern kann; bei den Verwaltungen, weil ihnen ein innerorganisatorisches 
Bestreben unterstellt wird, sich für Planungs- und Verwaltungszwecke oh­
ne Rücksicht auf individuelle Schutzinteressen möglichst perfekt mit Da­
ten auszustatten und die hierfür vorhandenen Hilfsmittel extensiv einzu­
setzen. Es ist also die Furcht vor den Folgen der unkontrollierbaren An­
wendungen technischen Könnens, die vielen Sorge bereitet, nicht aber die 
Technik selbst.

Einstellungen zur Technik in verschiedenen Bevölkerungsgruppen

Wie bereits eingangs ausgeführt, stellt die Bevölkerung kein homogenes 
Gebilde dar; Differenzierungen nach unterschiedlichen sozio-demogra- 
phischen Merkmalen ergeben hinsichtlich der Einstellung zur Technik fol­
gendes Bild:

Jüngere Bevölkerungsgruppen sind, was ihre allgemeine Einstellung zur 
Technik und deren gesamtgesellschaftlichen Folgen anbelangt, in etwas 
stärkerem Maße technikskeptisch als ältere. Bei der Bewertung von tech­
nischen Neuerungen für den persönlichen Alltag zeigen sie hingegen eine 
überdurchschnittlich positive Haltung, so daß von einer generellen Tech­
nikskepsis oder -feindlichkeit gerade der Jugend nicht gesprochen werden 
kann. Allgemein gilt eher das Gegenteil, nämlich daß Jugendliche in ihrer 
Mehrheit an Fragen der Technik höchst interessiert sind, daß sie ange­
messenes Wissen und entsprechende Fertigkeiten erwerben möchten und
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technische Inkompetenz als Defizit empfinden. Ein hohes Maß an techni­
scher Neugierde geht überdies - besonders im Konsumbereich - mit einer 
fast unproblematischen Akzeptanz von neuen Alltagstechnologien einher. 
Im Gegensatz zu älteren Jahrgängen haben 14- bis 24jährige besonders 
optimistische Erwartungen hinsichtlich der Auswirkungen von Technik auf 
das persönliche Leben. Kritische Einstellungen, die im Umfeld von Befra­
gungsergebnissen immer wieder festzustellen sind, beziehen sich in erster 
Linie auf die Möglichkeiten negativer gesamtgesellschaftlicher Folgen von 
Techniknutzung.

Bei einer Betrachtung einzelner Berufsgruppen zeigt sich, daß skepti­
sche Einstellungen gegenüber der Technik im Universitätsbereich und un­
ter den Kulturberufen überrepräsentiert sind. Am stärksten verbreitet ist 
Technikskepsis unter Studenten; im Unterschied dazu weisen Befragte mit 
Hochschulabschluß nach ihrem Eintritt in das Berufsleben eher einen un­
terdurchschnittlichen Grad an Technikskepsis auf. Aber auch in den Kul­
turberufen finden sich in verhältnismäßig starkem Umfang skeptische und 
ambivalente Haltungen gegenüber der Technik, während demgegenüber 
beispielsweise in den Tätigkeitsbereichen »Herstellung, Industrie, Bau­
wesen« der größte Anteil an Technikbefürwortern zu verzeichnen ist. 
Selbständige sowie leitende Angestellte und Beamte sind ebenfalls über­
durchschnittlich positiv gegenüber der Technik eingestellt.

Eine reservierte bis ablehnende Einstellung zur Technik, die sich so­
wohl auf deren erfahrungsnahe wie erfahrungsferne Auswirkungen be­
zieht, ist vor allem unter den Angehörigen der sogenannten freien Berufe 
verbreitet; dagegen sind Technikoptimisten am häufigsten unter den lei­
tenden Angestellten und Beamten sowie unter selbständigen Unterneh­
mern vorfindbar. Insbesondere Funktionseliten und Meinungsführer wei­
sen eine sehr positiv geprägte Einstellung zum Einsatz von Technik allge­
mein auf. Sie glauben, daß die Anwendung neuer Technologien eine Vor­
aussetzung für die Aufrechterhaltung von Wettbewerbsfähigkeit darstellt: 
78 Prozent von ihnen waren 1980 der Meinung, daß aus Gründen der Si­
cherung der Wettbewerbsfähigkeit und zur Vermeidung noch größerer 
Arbeitslosigkeit die Verbreitung neuer Technologien nicht behindert wer­
den dürfe. Auch die im allgemeinen eher als Technikskeptiker charakteri­
sierten Vertreter der Kulturberufe erkennen in dieser Allgemeinheit der 
Aussage den Stellenwert technischen Fortschritts für die Zukunftssiche­
rung in ihrer großen Mehrheit durchaus an.

Ausgeprägt skeptische bzw. ausgeprägt befürwortende Einstellungen 
zur Technik zeigen sich bei Zielgruppen, die ein hohes Maß an konsisten­
ten Ideologien aufweisen. So sind - bezogen auf ihr Technikverständnis -
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Umweltschützer eher als »gesellschaftskritisch«, Vertreter der Wirtschaft 
hingegen eher als »gesellschaftskonform« einzustufen.

Vor diesem Hintergrund erscheint es insgesamt wenig gerechtfertigt, 
kritische Einstellungen, die sich - oftmals berechtigt - gegen negative Aus­
wirkungen einzelner Technologien richten, als Behinderung von Innova­
tionen, Bedrohung der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit und gar als 
Gefahr für die Funktionsfähigkeit der Gesamtgesellschaft anzusehen und 
sie als Anzeichen für einen zunehmenden allgemeinen Widerstand gegen 
technischen Fortschritt zu werten.

Akzeptanz von Technik im Arbeitsbereich

Eine Reihe von Untersuchungen zur Wahrnehmung und Akzeptanz tech­
nischer Risiken in der allgemeinen Bevölkerung kommt zu dem Schluß, 
daß Automatisierung am Arbeitsplatz relativ positiv beurteilt wird. Diese 
Bewertung moderner Maschinen erstreckt sich sowohl auf das persönliche 
Wohlergehen des einzelnen als auch auf ihren Wert für zukünftige Gene­
rationen und die Gesellschaft als Ganzes. Automatisierung als Beitrag zur 
Humanisierung des Arbeitslebens ist danach weitaus stärker im Bewußt­
sein der Bevölkerung verankert als die mit ihr möglicherweise verbunde­
nen negativen Effekte, wie zum Beispiel Vernichtung und Veränderung 
von Arbeitsplätzen. Auch wenn diese Aussagen vor dem Hintergrund an­
derer Umfrageergebnisse und eines insgesamt differenzierten Wahrneh­
mungsspektrums relativiert werden müssen, zeigen sie, daß Automatisie­
rung keineswegs prinzipiell abgelehnt wird.

Befragungen von Arbeitnehmern scheinen diese Grundeinstellung der 
allgemeinen Bevölkerung zu bestätigen. Hier wird auch sichtbar, daß par­
allel zu der Verbreitung und Anwendung von Technologien und dem Ver­
trautwerden mit ihnen Barrieren und Vorurteile abgebaut werden, die 
neue Arbeitsplatzsituation als günstiger eingestuft und keine Rückkehr in 
ein »vortechnisches Stadium« gewünscht wird. Die Mehrheit der Berufstä­
tigen mit solchen Erfahrungen meint, durch technischen Wandel sei ihre 
Arbeit eher körperlich weniger anstrengend, verantwortungsvoller, inter­
essanter und sauberer geworden. Diese Ansicht wird auch von denjenigen 
Arbeitnehmern vertreten, die ansonsten der Technik gegenüber eher 
skeptisch eingestellt sind.

Auch in der Bewertung der Technik am Arbeitsplatz sind jedoch wie­
derum gegenläufige Tendenzen zu erkennen: Wenngleich Humanisie­
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rungseffekte neuer Technologien durchaus wahrgenommen und begrüßt 
werden, befürchten die Betroffenen gleichzeitig auch negative Auswirkun­
gen durch technische Veränderungen. Diese Befürchtungen beziehen sich 
gleichermaßen auf die Bedrohung von Arbeitsplätzen wie auf arbeitsplatz­
verändernde Folgen. In diesem Zusammenhang werden vor allem Gefah­
ren der Dequalifikation, Einkommensverluste, Verdichtung von Arbeits­
abläufen sowie das Auftreten neuartiger Streßsymptome angeführt.

Zusammenfassend dargestellt spiegeln sich in den Aussagen und Hal­
tungen die ambivalenten Entwicklungstrends und die zu widersprüchli­
chen Resultaten führende Anwendung neuer Techniken wider. Unter­
schiedliche betriebliche Einsatzstrategien, Angst vor Rationalisierungsef­
fekten, mögliche positive wie negative Auswirkungen auf Qualifikationen 
und individuelle Gestaltungsspielräume sowie zeitlich uneinheitliche Pha­
sen, in denen sich Innovationsschübe vollziehen, führen zu unterschiedli­
chen Einschätzungen und Reaktionsformen von Arbeitnehmern. Aber 
selbst bei kritischen Einstellungen wird ein Anwendungsverzicht aus 
Gründen der Sicherung der Konkurrenzfähigkeit und damit letztlich des 
Erhalts von Arbeitsplätzen mehrheitlich nicht für eine realistische Alter­
native gehalten. Den Betroffenen geht es viel eher darum, daß im konkre­
ten Falle bei der betrieblichen Einführung technischer Innovation ihre In­
teressen Berücksichtigung finden.

Umgekehrt stellen positive Aussagen von Betroffenen, wonach tech­
nisch induzierte Veränderungen am Arbeitsplatz die Arbeit leichter, sau­
berer, anspruchsvoller und interessanter gemacht haben, für sich alleine 
keinen Gradmesser für die mit der Anwendung neuer Techniken tatsäch­
lich verbundenen langfristigen Veränderungen des Arbeitsprozesses und 
seines Umfelds dar. Denn in diesem Zusammenhang erhebt sich auch die 
Frage, wie die neuen Technologien auf der Makroebene der beruflichen 
Arbeit überhaupt wirksam werden. Hierbei spielen neue Wertorientierun­
gen eine erheblich stärkere Rolle, als dies in der Vergangenheit der Fall 
gewesen ist.

Neue Wertvorstellungen und Technikeinstellung

Einstellungsbestimmend für die Haltung zur Technik am Arbeitsplatz sind 
nämlich zunehmend auch Faktoren, die außerhalb des betrieblichen Be­
reichs zu suchen sind, im Kontext der beruflichen Arbeit aber eine erheb­
liche Rolle spielen.
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Die Diskussion um den Werthandel hat verdeutlicht, daß sich Wert­
haltungen gegenüber der Arbeit ausdifferenziert und teilweise neue For­
men angenommen haben. Obgleich traditionelle industrielle Arbeitstu­
genden nach wie vor in großem Umfang bestimmend sind, bildet sich all­
mählich ein neues Wertmuster heraus, in dem die konventionellen lei­
stungsethischen Werte nicht mehr allein eine zentrale logische Rolle spie­
len. Während die Träger traditioneller Leistungsethik technologische Ver­
änderungen am Arbeitsplatz vor allem dann akzeptieren, wenn sie mit 
Statusvorteilen verbunden sind, stellen Arbeitnehmer mit weniger tradi­
tionellen Arbeitshaltungen weitaus höhere Ansprüche an die Arbeit, die 
stärker auf Selbstverwirklichung und Sinnhaftigkeit zielen. Sofern Arbeits­
zufriedenheit eine notwendige Bedingung für die individuelle Leistungs­
bereitschaft ist, ergibt sich daraus für herkömmliche Strategien des Tech­
nikeinsatzes, daß ihre Erfolgschancen in dem Maße abnehmen, wie davon 
Arbeitskräfte mit nicht-traditionellen Wertmustern betroffen sind. In sol­
chen betrieblichen Konstellationen sind Akzeptanzschwierigkeiten bei der 
Nutzung neuer Technologien vor allem dann zu erwarten, wenn deren 
Einsatz die Autonomie, Handlungs- und Gestaltungschancen der Betrof­
fenen verringert.

Auch die am Arbeitsplatz stattfindende Konfrontation mit techni­
schen Systemen, die in ihrer Leistungsfähigkeit derjenigen der Menschen 
oft als überlegen empfunden werden, prägt die Einstellung zur Technik 
nicht unwesentlich. Zwar schlägt sich diese Überlegenheit »intelligenter 
Systeme«, ihre konkurrenzhafte Beziehung zur menschlichen Arbeit, nicht 
bruchlos in Wahrnehmungen und Einstellungen nieder, aber sie erzeugt 
oftmals Unbehagen, Spannung und Furcht. Solche Empfindungen sind 
keineswegs irrational, und es ist notwendig, sich mit ihnen auseinanderzu­
setzen. Dies kann vor allem in der Weise geschehen, daß die Einführung 
neuer Techniken nicht unvorbereitet erfolgt, daß sie vielmehr in die be­
triebliche Arbeitsorganisation so eingebunden werden, daß einerseits ihr 
Charakter als »Hilfsmittel« sichtbar wird und andererseits arbeitsspezifi­
sche Kompetenzen und Kenntnisse der betroffenen Arbeitnehmer in 
einer akzeptablen Form mit ihnen verbunden werden.

Forschungsergebnisse belegen, daß ein solches Vorgehen nicht nur 
den Akzeptanzverlauf positiv beeinflußt, sondern auch im Interesse der 
Unternehmen vorteilhaft ist, da auf diese Weise Reibungspunkte vermie­
den und Anpassungsprobleme niedrig gehalten werden. So sind etwa Un­
tersuchungen über unterschiedliche betriebliche Einsatzstrategien für 
computergesteuerte Maschinen zu dem Ergebnis gelangt, daß eine weit­
reichende Automatisierung und Zentralisierung des Produktionsablaufs
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keineswegs immer eine optimale »Lösung« darstellt, sondern daß es im 
Hinblick auf die Konkurrenzfähigkeit eines Betriebes oftmals günstiger 
ist, den Einsatz computerisierter Maschinen systematisch mit dem vorhan­
denen Facharbeiterwissen zu verknüpfen bzw. dieses weiterzubilden - bei 
steigender Arbeitsqualität und höherer Arbeitszufriedenheit der Beschäf­
tigten. Diese Erfahrungen unterstreichen, daß es nicht in jedem Fall um 
grundsätzliche Alternativen zur Anwendung moderner Techniken geht, 
sondern viel eher darum, Spielräume bei ihren Nutzungsformen zu erken­
nen und Entscheidungen über ihren Einsatz entsprechend den jeweiligen 
betrieblichen Gegebenheiten zu treffen.

Ansätze, die von einem sozusagen technisch vorgezeigten Weg be­
trieblicher Rationalisierung ausgehen, unterschätzen generell die Spann­
breite der Nutzungsmöglichkeiten neuer Technik mit sehr unterschiedli­
chen Folgen für die Betriebsorganisation, die Arbeitszufriedenheit und 
die Varianz der Arbeitsinhalte.

Der technische Fortschritt ist gestaltbar

Die Schlußfolgerung, die sich aus dem skizzierten Bild ergibt, lautet: Der 
technische Fortschritt ist gestaltbar; wenn diese Chance angemessen ge­
nutzt wird, ist Akzeptanz ein geringeres Problem. Das setzt allerdings die 
Berücksichtigung des gesellschaftlichen Umfelds voraus, in dem Techno­
logien zur Anwendung gelangen, die Entwicklung von Methoden zur Ab­
schätzung möglicher negativer Effekte wie auch die Bereitschaft, solche 
Erkenntnisse in konkrete Entscheidungen über den Einsatz neuer Tech­
nologien einzubeziehen.

In diesem Sinne kann gerade eine historische Sichtweise dazu beitra­
gen, das komplexe Verhältnis zwischen Technik und Gesellschaft klären 
zu helfen. Denn technische Prozesse sind nicht nur stets in soziale und 
kulturelle Zusammenhänge gebettet, sondern wirken ihrerseits auf die 
Gesellschaft zurück: Der Einsatz bestimmter Techniken hat Auswirkun­
gen auf die gesellschaftliche Ordnung und Entwicklung; die Frage, wel­
chen Beitrag ein technisches System zur Verbesserung der Lebensbedin­
gungen leistet, kann nicht von der Technik allein beantwortet werden. Bei 
Entscheidungen über die Anwendung und Nutzung von Technik ist stets 
zu berücksichtigen, in welchem Umfang und in welcher Richtung die ge­
sellschaftlichen und kulturellen Rahmenbedingungen von einem techni­
schen System berührt werden.
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Der Blick in die Geschichte zeigt, daß Widerstandslinien gegen die 
Technik sich stets dann - bis hin zu Formen des sozialen Protests - ver­
schärft haben, wenn traditionelle Grundprinzipien der Gesellschaftsorga­
nisation und damit verknüpfte Weltbilder und Wertmuster bedroht schie­
nen. Das ist besonders in Phasen des gesellschaftlichen Übergangs der 
Fall. So sind beispielsweise im Zuge der Industrialisierung vielfach aufge­
tretene Konflikte um neue Techniken eher Ausdruck eines Kampfes zwi­
schen zwei unterschiedlichen gesellschaftlichen Ordnungen, der sich auch 
in der Haltung gegenüber der Technik widerspiegelt: nämlich der traditio­
nellen Ständegesellschaft und der sich durchsetzenden neuen Industriege­
sellschaft mit ihrem marktwirtschaftlich organisierten Fabriksystem, die zu 
einer Umwälzung zentraler gesellschaftlicher Normen und Werte'führte.

Die Frage, ob wir uns angesichts der oft konstatierten »Krise der Indu­
striegesellschaft« heute wieder in einer ähnlichen Phase des gesellschaftli­
chen Übergangs befinden, sollte zumindest nicht leichtfertig abgetan wer­
den. Defizite bzw. Folgeschäden industriellen Wirtschaftens haben in der 
Wahrnehmung vieler Menschen ein solches Ausmaß angenommen, daß 
sie oft nicht mehr allein im Mittelpunkt der Kritik stehen, sondern daß die 
Tragfähigkeit des industriellen Systems an sich zunehmend bezweifelt 
wird.

Nicht zu leugnende Rationalisierungsfolgen für Beschäftigung und Ar­
beitssituation, manifeste, mit der Technisierung der vergangenen Jahr­
zehnte einhergehende Umweltschäden, weitverbreitete Besorgnis vor 
möglichem Datenmißbrauch - all dies berechtigt zu Fragen nach Nutzen 
und Risiken der Technik.

Aber eigentliche Grundlage solcher Zweifel sind - wie gezeigt - weni­
ger die Ablehnung technischer Innovation oder technikbezogene Akzep­
tanzprobleme als vielmehr ein allgemeineres Mißtrauen in die Fähigkeit 
gesellschaftlicher Institutionen und der sie repräsentierenden Eliten, Ne­
gativfolgen des technischen Wandels in den Griff zu bekommen und die 
Chancen, die gleichermaßen gesehen werden, optimal zu nutzen.

Ein solches Unbehagen muß jedoch keineswegs - wie in Politik und 
Wirtschaft vielfach angenommen - überwiegend dysfunktional wirken: Die 
Sorge und das Bewußtsein von negativen Konsequenzen der Technik sind 
oftmals Voraussetzung für ihre überlegnere und akzeptanzfähigere Nut­
zung. In diesem Sinne muß auch eine weitergehende Kritik an den Prinzi­
pien und Werten der Industriegesellschaft selbst als Warnzeichen gedeu­
tet und aufgegriffen werden. Denn auch durch die Fähigkeit des politi­
schen Systems, solche Kritik aufzunehmen, neu sich bildende Strukturen 
zu erkennen und produktiv damit umzugehen, wird sich die weitere Zu­
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kunft der Industriegesellschaft entscheiden. Entscheidungsträger in unse­
ren politischen und wirtschaftlichen Institutionen sind in dieser Situation 
aufgerufen, die weitere Technisierung nicht nur unter Verweis auf die 
Einbindung in den internationalen Markt zu fördern, sondern gleichzeitig 
verbesserte Instrumente für eine rechtzeitige und wirksame Folgenab­
schätzung zu entwickeln. Ein Indikator dafür, daß diese Einsicht sich 
durchzusetzen beginnt, sind die in letzter Zeit verstärkt erkennbaren poli­
tischen Initiativen auf Bundes- und Länderebene, der ökologischen und 
sozialwissenschaftlichen Folgenforschung mehr Gewicht zu verleihen.

Wir sollten uns deshalb davor hüten, Kritik an der Technik in Katego­
rien und Vokabeln eines neuen Kulturkampfes zu interpretieren. Inter­
pretationsmodelle, die davon ausgehen, daß sich in der Einstellung zur 
Technik »selbstbewußte, aktive, zuversichtliche Menschen, die bereit sind, 
sich anzustrengen und ein Risiko einzugehen, von Menschen mit wenig 
Unternehmungsgeist, Furchtsamkeit, wenig Lebensfreude« unterscheiden, 
sind wenig hilfreich. Kritik am Einsatz von Technik generell als ein Symp­
tom einer »passiven Lebenshaltung« zu bewerten stellt einen Rückfall hin­
ter einen bereits erreichten Kenntnisstand dar.

Einstands- und Folgekosten neuer Technologien sind ebenso eine Tat­
sache wie der Nutzen, den der technische Fortschritt vielen gebracht hat. 
Die öffentliche Sensibilität für diese Probleme ist daher nicht nur gerecht­
fertigt, sondern auch Ausdruck eines problemorientierten und verantwor­
tungsbewußten Umgangs mit der Technik. Für die Zukunft einer Indu­
strienation sind differenzierte Einstellungen zu und Bewertungen von 
Technik - so wie sie hier dargestellt wurden - eine Chance für ihre sozial 
und ökologisch sensible Nutzung.
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Strategien und Defizite bei der politischen Behandlung 
technischer Risiken - Ein Problemaufriß

Meinolf Dierkes und Volker von Thienen

Im Zuge einer seit zehn Jahren geführten öffentlichen Diskussion um die 
Nutzen und Risiken einzelner technologischer Entwicklungen scheint die 
Forderung nach einer umfassenden, in sich konsistenten staatlichen Risi­
kopolitik zunehmend an Gewicht zu erlangen. Dabei wird unter Risiko­
politik ganz allgemein die Gesamtheit derjenigen privaten und öffentli­
chen Maßnahmen verstanden, die darauf ausgerichtet sind, die Wahr­
scheinlichkeit des Auftretens als negativ angesehener Ereignisse und den 
Umfang ihrer als schädlich definierten Auswirkungen zu reduzieren bzw. 
zu kompensieren. Die Forderung nach einer so verstandenen Risikopoli­
tik konzentriert sich auf offensichtliche Disparitäten bei der öffentlichen 
Wahrnehmung und Handhabung von Risiken, so unter anderem auf die 
Fragen,
■ weshalb einzelnen Risikobereichen wie beispielsweise der friedlichen 

Nutzung der Kernkraft weitaus größere öffentliche Aufmerksamkeit 
und zum Teil auch Kontrolle zuteil wird als anderen Bereichen wie et­
wa der Produktion umweltbelastender Chemikalien (vgl. Burton/Whyte 
1978, S. XXXI, S. 120 ff.);

■ ob nicht mit einer anderen Verteilung der eingesetzten Mittel bestimm­
te Ziele der Risikopolitik, z. B. die Erhöhung der durchschnittlichen Le­
benserwartung, besser zu erreichen wären als mit den historisch ge­
wachsenen, nicht koordinierten und damit einem Optimierungskrite­
rium höchstens zufällig entsprechende Anstrengungen der Risikover­
meidung, -reduzierung oder -kompensation (vgl. ebenda);

■ warum nicht ein einheitlicher Risikogrenzwert gesucht werde, an dem 
ausgerichtet Nutzungsformen und -umfang unterschiedlichster Techno­
logien festgelegt werden könnten (vgl. z. B. Kuhlmann 1980; Schwing 
1980);

■ weshalb nicht die Risikopolitik insgesamt stärker zentralisiert werde, 
um so schon vor Schadenseintritt notwendige Kompetenz- und Aufga­
benregelungen im Detail festzulegen und aufeinander abzustimmen 
(vgl. Burton/Whyte 1978, S. 301 ff.);
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■ mit welchen Mitteln gewährleistet werden kann, daß unterschiedliche 
gesellschaftliche Gruppen nicht sehr ungleichwertigen Risiken ausge­
setzt sind und wie höhere Risikolasten kompensiert werden können 
(vgl. Nelkin 1979; allgemein: Lowrance 1976; Rowe 1977).

Alle diese und ähnliche Fragen zielen im Prinzip auf die Fordernung nach 
einer Politik, die systematischer als bisher die einzelnen Risiken analysie­
ren, vergleichen und in einen konsistenten Handlungsrahmen einbringen 
soll. Sollten nicht, so lautet die Grundfrage, die vielfältigen Risiken, die 
eine hochtechnisierte Gesellschaft erzeugt und denen sie neben natürli­
chen Gefahren ausgesetzt ist, sollten diese vielfältigen Risiken nicht syste­
matisch miteinander verglichen, allgemeine Grenzwerte zulässiger Risiko­
belastung festgelegt und darüber hinaus die Mittel, mit Hilfe derer man 
diese Risiken bekämpft, einheitlich nach Kosten-Nutzen-Kalkülen opti­
miert werden? Und sind nicht, so wäre im Anschluß zu fragen, für die Be­
wältigung solch zentraler Aufgaben einer durchorganisierten systemati­
schen Risikopolitik notwendigerweise zentrale staatliche Instanzen zustän­
dig (Kates 1978)?

Diese Fragen gehen von der Beobachtung aus, daß bislang betriebene 
Ansätze und Teilbereiche einer Risikopolitik im Umgang mit natürlichen 
und zivilisatorischen Schadensereignissen insgesamt
■ in ihrer Schwerpunktsetzung ungleichgewichtig,
■ in ihren Abwehrstrategien inkonsistent,
■ in ihrer Treffsicherheit uneinheitlich,
■ d. h. als kohärentes, alle Risikobereiche umfassendes und mögliche 

Maßnahmen optimierendes Politikfeld nicht existent waren.
Das bedeutet aber andererseits nicht, daß die bisherigen Mittel öffentli­
cher Risikopolitik in einzelnen Feldern und bezogen auf einzelne Risiko­
arten nicht
■ in einem hohen Maße akzeptanzfähig wirken oder
■ sinnvoll durch ein effektiveres, logisch enger verknüpftes Netz von 

Maßnahmen ersetzt werden können.
Diese zwei Ausgangshypothesen, die annehmen, daß öffentliche Risikopo­
litik
■ zwar strukturell defizitär ist,
■ gleichzeitig aber doch vielfach gesellschaftlich akzeptanzfähig funktio­

niert,
sollen zunächst erläutert und begründet werden. Daran anknüpfend wer­
den jene Bedingungen bei der Entwicklung und Anwendung neuer Tech­
nologien näher analysiert, die dazu führen, daß
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■ die traditionelle Ausbildung unterschiedlicher öffentlicher und privater 
Risikobewältungsstrategien offenbar zur Lösung anstehender Aufgaben 
des Risikomanagements nicht mehr genügt und

■ das öffentliche Risikomanagement damit einem verstärkten Problem­
druck ausgesetzt ist.

Ansätze einer systematischen Betrachtung des Risikomanagements

Um das Ziel eines systematischen Risikomanagements analytisch in den 
Griff zu bekommen, soll zunächst versucht werden, typische risikopoliti­
sche Eingriffsstellen gegenüber allgemein betrachteten Schadensabläufen 
näher zu klassifizieren.1

Dabei soll, um die Analyse nicht in ihren ersten Schritten unnötig zu 
komplizieren, nur jene Gruppe von Risiken betrachtet werden, die durch 
den möglichen Eintritt von größeren, aber als singulär beschreibbaren 
Schadensereignissen gegeben ist: Die Explosion eines gefährliche Stoffe 
transportierenden Lastkraftwagens fällt ebenso darunter wie ein Damm­
bruch an der Nordsee, ein tödlicher Blitzeinschlag genauso wie ein Auto­
unfall oder auch ein größere Strahlenmengen freisetzender Unfall an 
einem Kernkraftwerk.1 2 Den genannten Schadensereignissen ist gemein­
sam, unerwünschte, in ihrer Schwere unterschiedliche Folgen zu haben. 
Die öffentliche, aber auch private Risikoabwehr kann dabei entlang einer 
Linie beschrieben werden, bei der das eigentliche Schadensereignis - der 
Unfall - jenen Punkt darstellt, an dem orientiert unterschiedliche Strate-

1 Der folgende Analyseansatz scheint uns nach unserer Literaturkenntnis in der bis­
herigen Risikoforschung noch nicht stringent verfolgt zu sein: vgl. zu den bisherigen 
Ansätzen der Risikoforschung Rowe (1977).
Der allgemeine Begriff des Risikos in der Risikoforschung suggeriert vielleicht 
fälschlich die Entwicklungsmöglichkeit eines generellen Analyserahmens im Hin­
blick auf sehr unterschiedliche menschliche Handlungsbereiche und Auswirkungs­
felder, der dann auch noch zu Steuerungszwecken mit einem erheblichen Erfas­
sungsbereich genutzt werden könnte. Tatsächlich sind die schon mit einzelnen 
Technologien verbundenen Risiken so unterschiedlich, daß die Möglichkeiten, den 
Anspruch wissenschaftlich einzulösen, diese Risiken (möglicherweise in quantitativ­
statistischen Modellen) verknüpfen zu wollen, schnell in Gefahr geraten, sich umge­
kehrt proportional zum öffentlichen Wissensbedarf zu verhalten. Vgl. dazu Green 
(1980).

2 Zur Definition der Katastrophe und Unterscheidung vom »Unfall« vor allem im hi­
storischen Kontext vgl. Kates (1978) sowie Jäger (1977) und Sonntag (1981).
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gien des Risikomanagements entwickelt werden. Unterscheiden lassen 
sich dabei zunächst solche Strategien,
■ die das Eintreten eines Unfalls überhaupt verhindern wollen (Maßnah­

men der Verhinderung des Schadenseintritts; Pre-event-Strategien),
■ die die negativen Folgen des Unfalls zu minimieren suchen (Maßnah­

men der Schadensreduzierung und Folgenkompensation; Post-event­
Strategien).

Nehmen wir das Beispiel des Blitzeinschlags, so stellt der Einbau eines 
Blitzableiters an Gebäuden den Versuch dar, ein Schadensereignis zu ver­
hindern. Die Bereitschaft der Feuerwehr und ärztlicher Notfalldienste ist 
dagegen die erste Stufe von Maßnahmen, die zum Ziel haben, die schädli­
chen Folgen des Blitzeinschlags für die unmittelbar Betroffenen möglichst 
gering zu halten. Wenn dann darüber hinaus nach dem Unfall durch Ver­
sicherungen Ausgleichszahlungen geleistet werden, die die durch die Un­
fallfolgen für unmittelbar oder mittelbar Beteiligte entstandenen Nachtei­
le zumindest finanziell verringern oder kompensieren sollen, dann kann 
dies als zweite Stufe des Versuchs angesehen werden, nach eingetretenem 
Schadensereignis negative Schadenswirkungen einzudämmen.3

Schon dieses recht einfache Beispiel macht deutlich, daß die heuri­
stisch getroffene Unterscheidung zwischen Strategien, die die Wahr­
scheinlichkeit eines Unfalls herabsetzen sollen, und denen, die zum Ziel 
haben, dessen Folgen möglichst klein zu halten, weiterer Differenzierung 
bedarf. Erstens ist es beispielsweise möglich, daß eine Versicherungsge­
sellschaft den Abschluß eines Versicherungsvertrages gegen Brand durch 
Blitzeinwirkung davon abhängig macht, daß der Versicherte Schutzvor­
kehrungen für den Fall des Schadenseintritts am Gebäude trifft. Dann 
fungiert die Versicherung, deren schadensbezogene Leistungen eigentlich 
erst nach dem Unfall wirksam werden sollen, gleichzeitig als Akteur bei 
der Ausarbeitung von Strategien zur Verhinderung von Schadensereignis­
sen. Zweitens sind an den jeweiligen Risikoabwehrstrategien private und 
öffentliche Akteure in unterschiedlichem Umfang beteiligt. So existieren 
z. B. von öffentlichen oder halböffentlichen Stellen erlassene technische 
Normen für die Sicherheit des elektrischen Leitungsnetzes in Gebäuden, 
die unter anderem das Ziel haben, die Entstehung von Bränden zu verhin­
dern; so richtet natürlich der Wohnungsinhaber in der Regel tagtäglich 
sein Handeln so ein, daß ein Brandschaden möglichst erst gar nicht auf-

3 Mit dieser deskriptiven Aussage ist natürlich nicht bestritten, daß reine Post-event­
Strategiesysteme wie etwa Versicherungsleistungen vielfach unter Bewertungsge­
sichtspunkten einen unzureichenden Regulierungsmechanismus darstellen können; 
vgl. hierzu Goodin (1980).
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treten kann; außerdem wird er, soweit ihm dies möglich ist, bei einem 
Brand zuerst einmal überlegen, ob er durch schnelles Reagieren nicht die 
schlimmsten Schäden verhüten kann, bevor er durch Anruf bei der Feuer­
wehr auf Einrichtungen der allgemeinen Risikoabwehr zurückgreift. Tut 
er dies jedoch, so beansprucht er damit eine Hilfsorganisation, deren all­
gemeine Funktionen zwar überregional festgelegt sind, deren konkrete 
Maßnahmen aber kommunal/örtlich organisiert werden.

Wenn, wie wir gesehen haben, sich die Träger des jeweiligen Anteils 
an der Gesamtrisikostrategie im Hinblick auf ein einziges Schadensereig­
nis nach Gebietskörperschaften und Personen unterscheiden, dann ist die 
oben gemachte Trennung zwischen vor und nach dem Unfall ansetzenden 
Strategien modellhaft zu erweitern (vgl. Abbildung 1).

Der Beitrag jedes einzelnen Handlungsträgers für den im folgenden 
»Einzelsystem der Risikoreduzierung« genannten Versuch, die Wahr­
scheinlichkeit und die Wirkungen eines Schadensereignisses herabzuset­
zen, ist nach dem Umfang unterschiedlich, ist aber mit einer gewissen Re­
gelmäßigkeit an bestimmten Stellen dieses Systems zu verorten. Um je­
doch zeigen zu können, daß die einzelnen Handlungsträger idealtypisch 
an verschiedenen Stellen entlang der Kette von Unfallvermeidungs- und 
Folgenminimierungsmaßnahmen ansetzen, bedarf es bei jenen Strategien, 
die nach dem Schadensereignis einsetzen, noch der Unterscheidung in 
Post-event-Strategien erster und zweiter Stufe, wie sie in dem vorgelegten 
Modell vorgenommen wurde.

Post-event-Strategien der ersten Stufe sind all jene Handlungsentwür­
fe, die noch während des Ablaufes eines Schadensereignisses den Scha­
densverlauf und -umfang zu beeinflussen versuchen. Dieser Analyseschritt 
trägt der Tatsache Rechnung, daß viele Schadensereignisse zu unterteilen 
sind in eine Kette einzelner Teilschäden, bei denen oft nicht das das Un­
fallgeschehen in Gang setzende Ereignis die schwersten Schäden verur­
sacht, sondern die damit mehr oder minder zwangsläufig verbundenen 
weiteren Folgeereignisse: Nicht das fahrlässig in einer Trockenperiode in 
einem Wald fallengelassene Streichholz, sondern der auf immer neue 
Waldregionen sich ausdehnende Flächenbrand ist die eigentliche Gefahr; 
nicht der Dammbruch allein, sondern seine Ausweitung und eine ungenü­
gende Vorbereitung zur Schadensabwehr bei Mensch und Material ein­
schließlich notwendiger Evakuierungsmaßnahmen.

Unter Post-event-Strategien der zweiten Stufe sind alle jene Maßnah­
menbündel verstanden, die nach Beendigung eines Schadensereignisses 
auf die Eindämmung der Schadensfolgen abzielen. Hierzu zählen einer­
seits alle jene medizinischen und materiellen Bemühungen, die die Wie-
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Abbildung 1: Modell des Risikomanagements
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derherstellung des Status-quo-ante anstreben, also die Gesundheit der 
Betroffenen oder die Wiederaufforstung eines niedergebrannten Waldes. 
Andererseits sind aber auch materielle Ausgleichszahlungen in jenen Fäl­
len gemeint, wo eine reale Wiederherstellung des ursprünglichen Zustan­
des auch längerfristig nicht möglich ist, wie etwa im Falle der Auszahlung 
einer Versicherungssumme an Hinterbliebene eines im Verkehr tödlich 
Verunglückten.

Die Unterscheidung von Post-event-Strategien ersten und zweiten 
Stufe ist nur heuristisch und für eine eingehende Analyse von Risikoein­
zelsystemen und ihrem Vergleich noch weitgehender zu differenzieren. So 
ist es offensichtlich, daß Post-event-Strategien beider Stufen gleichzeitig 
verfolgt werden können - z. B. dann, wenn ein Schadensereignis noch be­
kämpft wird und gleichzeitig die dabei Verletzten medizinisch betreut 
werden. Darüber hinaus können aber auch beispielsweise Maßnahmen 
der zweiten Stufe Züge der ersten Stufe annehmen: So stellt die ärztliche 
Behandlung vor Ort auch den Versuch dar, ein eingetretenes Schadenser­
eignis noch einzudämmen. Da aber nicht die Entwicklung eines in jedem 
Detail exakt definierten Modells des Risikomanagements benötigt wird, 
um die Aufgaben und Möglichkeiten einer systematischen Risikopolitik 
näher zu bestimmen, soll eine solche weitere Differenzierung des Modells 
hier nicht weiter berücksichtigt werden.

Immerhin geben uns die bereits getroffenen Unterscheidungen zwi­
schen Post-event-Strategien erster und zweiter Stufe die Möglichkeit, den 
Pre-event-Bereich auch für die Nahtstellen zum Post-event-Strategiesytem 
näher zu bestimmen. Ohne die obige Unterscheidung wäre es nämlich zu 
Schwierigkeiten bei der Einordnung von funktionellen Sicherheitsmaß­
nahmen gekommen, die noch im Verlauf kurzzeitiger Unfallabläufe in 
Gang gesetzt werden. So beginnt die Wirkung des Sicherheitsgurtes im 
Auto erst im Moment eines abrupten Geschwindigkeitsverlustes, wie es 
ein Unfall sein kann - der Sicherheitsgurt verhindert nicht den Unfall, soll 
aber die Verletzungsgefahr bei Eintreten des Unfalls unmittelbar reduzie­
ren. Andererseits stellt natürlich das Anlegen des Gurtes eine Pre-event- 
strategische Maßnahme dar, die nicht den Gesamtunfall, aber eine seiner 
vermutlichen Komponenten, die der Verletzung, in ihrer Wirkung herab­
setzen soll. Jede Maßnahme, die die Bereitschaft des einzelnen zum Gurt­
anlegen heraufsetzt, ist damit gleichzeitig auch dem Pre-event-Strategiesy- 
stem zuzuordnen.

Damit sind wir bei der zweiten Differenzierung unserer modellhaften 
Beschreibung von Risikoabwehrstrategien. Ging es vorher darum, das 
Schadensereignis als eine Kette von Einzelmomenten darzustellen, die
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selbst wieder unterschiedlich geartete Eingriffe erfordern, so geht es jetzt 
um jene Strategien, die den Eintritt eines Schadensereignisses selbst ver­
hindern sollen. Dabei wird auf das zuletzt genannte Beispiel des Ver­
kehrsunfalls zurückgegriffen und als Ziel in diesem Zusammenhang die 
Vermeidung gesundheitlicher Schäden definiert. Dadurch ist es möglich, 
Anlegen und Wirkung des Sicherheitsgurtes noch in diesen Strategieteil 
miteinzubeziehen. Fischhoff/Hohenemser u. a. haben ein sicherlich in vie­
lem verkürztes, für unseren Zweck aber brauchbares Modell möglicher 
Strategiebündel zur Verhinderung von Verkehrsunfällen erstellt. Die er­
weiterte Form ist in Abbildung 2 dargestellt (vgl. Fischhoff/Hohenemser 
u. a. 1978, S. 18).

Die erheblichen Vereinfachungen im Hinblick auf alle zur Vermei­
dung von Verkehrsunfällen und ihren schädlichen Auswirkungen mögli­
chen Strategien, die in diesem Modell vorgenommen worden sind, brau­
chen nicht weiter erläutert zu werden. Es ist klar, daß sowohl im Bereich 
möglicher verkehrstechnischer Maßnahmen als auch der risikoreduzieren­
den Maßnahmen am Pkw und im Fahrverhalten selbst nur ein Bruchteil 
möglicher Strategien erfaßt ist. Deutlich wird auch hier die Verschrän­
kung der einzelnen Beiträge zur Risikogesamtstrategie durch die verschie­
denen Akteure, die unterschiedliche Zuständigkeit also von Staat, Län­
dern und Gemeinden sowie die Verantwortung der Privaten, z. B. der 
Werkstätten oder des Technischen Überwachungsvereins speziell für die 
technische Sicherheit der Kraftfahrzeuge.

Auf der Basis des so beschriebenen Analyserasters können im folgen­
den dann einige Thesen diskutiert werden, die die historische Position ak­
tueller Risikopolitik in einer veränderten technischen Umwelt näher be­
stimmen und - daran anknüpfend - wesentliche Aspekte der Diskussion 
über Möglichkeiten und Grenzen eines umfassende Strategiekonzepte 
nutzenden Risikomanagements beleuchten. Im Zentrum der Betrachtun­
gen stehen dabei primär akzeptanzspezifische Bedingungen bei der Pla­
nung risikopolitischer Systeme.

Die Unterscheidung in Pre-event-Strategien und Post-event-Strategien 
und ihre modellhaft aufgezeigten Wirkungsorte und -träger kann dabei 
genutzt werden,
■ um die Akzeptanzvoraussetzungen traditioneller Risikopolitiken näher 

zu bestimmen und
■ darauf aufbauend jene Akzeptanzschwierigkeiten zu identifizieren, die 

sich mit der Entwicklung und Anwendung bestimmter Klassen neuer 
Technologien ergeben.
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Erinnert sei in diesem Zusammenhang aber nochmals daran, daß die ge­
gebenen Analyseansätze nur für diejenigen Risiken anwendbar sind, die 
sich in ihrem zeitlichen Ablauf und im Ort ihres Auftretens zumindest 
nach Schadenseintritt relativ leicht eingrenzen lassen und darüber hinaus 
unmittelbare gesundheitliche und materiell-ökonomische Auswirkungen 
haben können. Auf die noch weitaus größeren Probleme, die eine Bemü­
hung um ein auch andere Risiken, z. B. ordnungspolitische Zielvorstellun­
gen einbeziehendes Management mit sich bringt, soll am Ende der folgen­
den Ausführungen zurückgekommen werden, wenn Gestaltungsmöglich­
keiten künftiger Risikopolitiken betrachtet werden.

Zur Leistungsbilanz traditioneller Risikomanagementsysteme

These: Viele unserer traditionellen, natürliche oder technische Risiken 
betreffenden Managementsysteme sind keinem übergreifenden 
Problemwahrnehmungs- und -lösungsprinzip verpflichtet, sondern 
historisch uneinheitlich gewachsen. Trotzdem, oder gerade des­
halb, arbeiten diese Systeme relativ zufriedenstellend.

Daß die Risikomanagementsysteme gerade im Hinblick auf traditionelle 
Risiken (also vor allem Naturkatastrophen, aber auch seit längerem be­
kannte technische Risiken) gesellschaftlich akzeptanzfähig4 wirken konn-

4 Mit Verwendung des Terminus »akzeptanzfähig« ist kein moralisches Urteil ver­
bunden: Die im folgenden näher erläuterte Feststellung, bestimmte Risiken seien 
gesellschaftlich »akzeptanzfähig«, meint also nicht, daß jedes unterschiedliche Risi­
koniveau bei unterschiedlichen Risikoquellen und unterschiedlichen Risikoadressa­
ten auch gutzuheißen sei. Insoweit sind Einwände gegen den »revealed preference 
approach« sicherlich richtig, die darauf hinweisen, daß die statistische Ermittlung 
bislang tolerierter Risikoschwellen weder zuverlässige Aussagen über die zukünfti­
ge Akzeptanz neuer technischer Risiken noch gar etwas über ihre gesellschaftliche 
Akzeptabilität erlauben. Mit dem »revealed preference approach« ist der hier ge­
wählte Interpretationsrahmen aber insofern vergleichbar, als die Autoren die Exi­
stenz allgemeiner Strukturmerkmale individueller und gruppenmäßiger Risikowahr­
nehmung annehmen, die auch eine begründete Hypothesenentwicklung künftiger 
Akzeptanzmöglichkeiten und -grenzen erlaubt (vgl. zu diesem Komplex: Johnston 
1980; Otway 1980; Shrader-Rechette 1980). Dabei ist sicher zu beachten, daß diese 
allgemeinen Strukturmerkmale der Risikowahrnehmung in unterschiedlichen histo­
rischen, ökonomischen und politischen Konstellationen unterschiedlich aktualisiert 
werden und einer politischen Behandlung von Akzeptanzfragen allein mit eng defi­
nierten risikopolitischen Analysekategorien Grenzen der Angemessenheit und si­
cher auch der Wirksamkeit gesetzt sind (vgl. dazu Ronge 1980).
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ten und können, dürften sie vor allem der weitgehenden Erfüllung von 
zwei Bedingungen verdanken:
1. Traditionelles Risikomanagement hatte lange Zeit einen fest um­

schriebenen und vor allem kleinen Satz von gesellschaftlichen Zielen 
und einen vergleichsweise wenig differenzierten Katalog von Risikoar­
ten zu beachten.

2. Traditionelles Risikomanagement hatte Zeit, sich inkremental zu ent­
wickeln und demzufolge durch kontinuierliche Selektion von Proble­
men im Zeitverlauf übergroße Problemkomplexität zu vermeiden.5

Die Ausgangsthese ist in ihrem ersten Teil in mancher Weise trivial: Na­
türlich gab es keine institutionell feststellbare Risikomanagementstelle, 
die übergreifend sämtliche oder doch alle wesentlichen natürlichen und 
technischen Risiken umfassenden Managementsysteme entwickelt und 
diese darüber hinaus vielleicht auch noch aufeinander abgestimmt hätte 
sowie ständig weiter fortschreiben würde. Die Entscheidung, kontinuierli­
che Sicherheitsüberprüfungen am Pkw privaten Vereinen und nicht - wie 
in Fällen der Lebensmittelkontrolle - einer staatlichen Überwachungsbe­
hörde zu überlassen, ist historischen Umständen zuzuschreiben und auf 
keine grundsätzlichen Prinzipien der Strategieentwicklung zurückzufüh­
ren. Nichtsdestoweniger können unterschiedliche Kontrollträger durchaus 
effizient arbeiten; es gibt kein Effizienzprivileg der öffentlichen Hand, wie 
gerade im Bereich technischer Risiken kaum in Frage gestellte Leistungen 
privater Organisationen zeigen.

Der in vielem erfolgreiche Versuch der Problemreduktion im Risiko­
management insbesondere im Post-event-Bereich der ersten Stufe wird 
vor allem an den öffentlichen wie privaten historisch gewachsenen Organi­
sationen des Katastrophenschutzes im Frieden etwa in der Bundesrepu­
blik deutlich. Es läßt sich nachweisen, daß die bisherigen spezifischen Lei­
stungspotentiale des Katastrophenschutzes - für den hierzulande ja Län­
der und Gemeinden zuständig sind - unter anderem in der Möglichkeit 
begründet sind, die Zahl wesentlicher, in ihrer Art ungleicher Schadens­
fälle weitgehend abgekoppelt von ihrer Ursache klein zu halten (Bundes­
amt für Zivilschutz 1977; Thomson/Merk 1979; Bundesminister des In­
nern 1980).6 Die funktionale Zuschreibung von Schutzaufgaben kann bei 
einer eng begrenzten Zahl von Schadensformen relativ einfach geschehen: 
So sind für alle auftretenden Brände die Berufs- und freiwilligen Feuer­

5 Zu den Funktionsbedingungen politischer Systeme vgl. Luhmann (1971).
6 Darüber hinaus ist, worauf Sonntag hinweist, die Fähigkeit zur Reduzierung der 

Raumgröße, innerhalb deren der Schaden auftritt, ein wesentliches Element des 
Katastrophenschutzes (vgl. Sonntag 1981).
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wehren zuständig, für den Bergungsdienst das Technische Hilfswerk und 
die Feuerwehren, für den Sanitäts- und Betreuungsdienst Hilfsorganisa­
tionen wie das Rote Kreuz oder der Malteser Hilfsdienst (Bundesminister 
des Innern 1980). Die spezifische Leistungsfähigkeit dieser Katastrophen­
dienste ist, worauf nochmals hingewiesen sei, vorwiegend auch auf den 
Umstand zurückzuführen, daß sie Schadensbekämpfung weitgehend abge­
koppelt von der Schadensursache betreiben können: Ob ein Brand durch 
ein Streichholz im Wald oder durch die Explosion eines hochexplosiven 
Stoffes, ob eine gefährliche Verletzung durch einen Verkehrsunfall oder 
durch ein während eines Erdbebens eingestürzten Hauses verursacht wur­
de, ist in vieler Hinsicht irrelevant. Je näher aber die Schadensbekämp­
fung mit der Schadensursache verknüpft werden muß, um so stärker wird 
die Notwendigkeit der Ausdifferenzierung des Risikostrategiesystems 
auch im Post-event-Bereich: Die medizinische Behandlung von Vergiftun­
gen ist notwendigerweise komplexer als die von Druckverletzungen.7

Nun zum zweiten wesentlichen Grund, weshalb das traditionelle Risi­
komanagement befähigt war, Problemkomplexität zu reduzieren: Auf zwei 
- wie ein näherer Blick zeigen wird, keineswegs banale - Umstände ist hier 
zu verweisen:
■ Natürliche Katastrophen haben in bestimmten Fällen keinen bekämpf­

baren Verursacher; sie sind aber historisch bekannt.
■ Auch viele technikinduzierte Risiken sind vertraut; Strategien ihrer Re­

duzierung haben sich historisch ausgebildet und sind auch von der Nut­
zenwahrnehmung der jeweiligen Technik abhängig.

Daß seit langem bekannte und in sehr unterschiedlicher Stärke auftreten­
de natürliche Risiken die - allerdings unterschiedlich genutzte - Möglich­
keit der Entwicklung und Abstimmung von Abwehrstrategien auf prakti­
scher Ebene boten, ist offensichtlich. Auch in Ermangelung umfassender 
theoretischer Konzepte konnten im Laufe der Zeit neue wissenschaftliche 
Erkenntnisse zu einer effektiven Verknüpfung des Katastrophenwarndien­
stes im Pre-event- und des Katastrophenschutzes im Post-event-Bereich 
genutzt werden. Das bedeutet natürlich noch nicht, daß alle Möglichkei­
ten der Gefahrenvorsorge auch gegenüber natürlichen Risiken vor allem 
international wirklich voll genutzt werden: Auch das Wissen um mögliche

7 Ein rasches Wachstum unterschiedlicher Risikoquellen führt zunächst nicht not­
wendig sofort zu einer entsprechenden Ausdifferenzierung der politischen Kontroll- 
organsiationen. Allerdings sprechen gute Gründe dafür, daß vermehrtes Wissen 
über mögliche negative Folgen der Anwendung von Technologien den öffentlichen 
Lösungsvordruck einleiten und verstärken können. Vgl. dazu Conrad (1980); zur 
Analyse der politischen Kontrolle toxischer Substanzen Schmandt (1980).
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Erdbebengefährdungen ist allein in vielen Regionen noch keine hinrei­
chende Bedingung, um dort auch den Aufbau weitgehend erdbebensi­
cherer Gebäude zu gewährleisten.8

Wenn gesagt wurde, daß natürliche Risiken oft keinen bekämpfbaren 
Verursacher haben, dann sollte in diesem Zusammenhang auf eine viel­
fach gegebene Nichthandhabbarkeit der Risikoursache verwiesen werden: 
Im Gegensatz zu technikinduzierten Risiken steht die eigentliche Risiko­
quelle bei natürlichen Risiken nicht zur Disposition; ob ein Erdbeben 
kommt oder nicht, ist jedenfalls zur Zeit noch weder durch Kabinettsbe­
schluß noch durch Volksbefragung entscheidbar. Dies hindert natürlich 
nicht, Pre-event-Strategien auch für diese natürlichen Risiken als Früh­
warnsysteme ständig weiterzuentwickeln.

In ähnlicher Weise wie für die natürlichen Risiken konnte die Risiko­
bekämpfung auch für viele Negativwirkungen der Nutzung traditioneller 
Technologien in der Vergangenheit schrittweise, inkremental ausgerichtet 
und kontinuierlich weiterentwickelt werden.9 Dies gilt z. B. für den priva­
ten Straßenverkehr, dem neben hohen Risiken offensichtlich in so großem 
Maße Nutzenfunktionen zugeschrieben werden, daß eine grundsätzliche 
Infragestellung in der breiten Öffentlichkeit nicht erfolgt. Dabei ist zu be­
achten, daß auch die verschiedenen Nutzenfunktionen vieler traditioneller 
Technologien alltagspraktisch erfahrbar und über »Daumenregeln« ge­
genüber deren Risiken abwägbar waren und sind (Tversky/Kahneman 
1974).

Wenn heute immer häufiger zum Zwecke eines rationalen Risikover­
gleiches »objektive« Statistiken erstellt werden (Cohen/Lee 1979), so kön­
nen solche Statistiken meist nur sehr wenige, oft nur eine Dimension der 
tatsächlichen individuellen Wahrnehmungs- und Bewertungsstruktur er­
fassen, bei der mit bekannten Technologien verbundene Einzelrisiken ein-

8 Zur Wahrnehmung größerer natürlicher Unfallwahrscheinlichkeiten vgl. Kunreu- 
ther (1978); zur Entwicklung des Versicherungssystems und der Versichemngsziele 
vgl. Post (1976); zur Wahrnehmung von Naturkatastrophen als höhere Gewalt vgl. 
Commission of the European Communities (1980).

9 Auch hier gilt natürlich, daß die öffentliche Handhabung von Risiken immer inner­
halb politischer Rahmenbedingungen geschah, die kaum z. B. eine gleichgewichtige 
Verteilung unterschiedlicher Risikobelastungsarten bei den unterschiedlichen Risi­
koadressaten gewährleistete (vgl. Lagadec 1977). Hierzu hätte es allerdings auch 
eines gesellschaftlich übergreifenden Konsensus über den Stellenwert aller Risiken 
bedurft. Offensichtlich ist die Akzeptanzfähigkeit risikopolitischer Regulierungssy­
steme gerade nicht an die Existenz eines solchen übergreifenden Konsensus gebun­
den und sein Fehlen muß auch nicht notwendigerweise zur Vernachlässigung poli­
tisch weniger artikulations- und durchsetzungsfähiger Interessen führen.
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gebettet sind in komplexe Beziehungs- und Handlungsfelder sozialer und 
soziotechnischer Systeme.10 Auf der Basis dort verankerter Nutzenvorstel­
lungen ist es aber möglich, einzelne Sicherheitsaufgaben ständig weiterzu­
entwickeln und so das einzelsystemische Sicherheitsnetz von der Erhö­
hung der passiven Sicherheit des Pkw über verkehrstechnische Vorkeh­
rungen bis zur Haftpflichtgestaltung in einer unter Einbeziehung der Nut­
zung offenkundig konsensfähigen Balance zu halten. Nichtsdestoweniger 
gibt es Dysfunktionalitäten und Ungereimtheiten in diesen Systemen der 
Risikobewältigung, die zu unserer zweiten These überleiten.

These: Den jeweiligen risikofallbezogenen Managementeinzelsystemen 
wie auch insbesondere ihrem Zusammenwirken ermangelt es an 
Optimierungsstrategien.

Wenn vorher gesagt wurde, daß viele, vor allem historisch gewachsene Be­
reiche des Risikomanagements in hohem Maße gesellschaftlich akzep­
tanzfähig funktionieren, so heißt dies natürlich noch lange nicht, daß sie 
dies optimal oder auch nur gut täten. Diese Qualifizierung geschah ja im 
wesentlichen nur in Beziehung auf eine einzige Bewertungsgröße, nämlich 
die des gesellschaftlichen Einverständnisses oder wenigstens weitgehender 
gesellschaftlicher Indifferenz gegenüber bestimmten Strategie- und Regu­
lierungssystemen. Berücksichtigt man dagegen andere Bewertungsmaßstä­
be zur Beurteilung der Wirksamkeit einzelner Risikostrategien als den der 
allgemeinen Akzeptanz, so sind Beispiele mangelnder Optimierung

10 Ungeklärt ist nach wie vor die Frage, unter welchen Bedingungen in welcher 
Form »objektive« Statistiken in Alltagswahmehmung und -praxis übersetzt wer­
den, wie sie auch zum Teü psychologisch aus den handlungsleitenden Motivkom­
plexen ausgeblendet werden. Immerhin scheint die mangelnde Übertragbarkeit 
sehr kleiner statistischer Wahrscheinlichkeiten auf die menschliche Risikoperzep­
tionen im Alltag leitenden Regeln mittlerweile nachgewiesen (vgl. hierzu Fisch- 
hoff/Slovic/Lichtenstein 1978; Fischhoff/Slovic u. a. 1978; Cohen 1981; Renn 
1981). Auch die von Fischhoff, Slovic und anderen in verschiedenen Veröffentli­
chungen dargestellten empirischen Untersuchungen zu bevorzugten Bewertungs­
kategorien bei der Risikowahmehmung versuchen auf sozialpsychologischer Ebe­
ne eine Reduktion akzeptanzwirksamer Bewertungsmuster, wenn sie etwa davon 
ausgehen, daß sich mit Hilfe von Faktoren wie »Katastrophenpotential«, 
»Schrecklichkeit«, »Schwere von Unfallfolgen« und »geschätzte durchschnittliche 
Todeshäufigkeit« bei den allermeisten »Laien« spezifische Risikobewertungen 
Vorhersagen ließen (vgl. Slovic/Fischhoff/Lichtenstein 1980). Unabhängig von 
dem Problem, wie sich solche kondensierten Bewertungskategorien unter unter­
schiedlichen gesellschaftspolitischen und geschichtlichen Bedingungen individual­
psychologisch hersteilen, bleibt die Frage genereller Einstellungsmuster gegen­
über unterschiedlichen Einzeltechnologien nach anderen Untersuchungen offen 
(vgl. hierzu Renn 1981).
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schnell auf der Hand. So wären, wenn wir die Bewahrung und Rettung 
möglichst vieler Menschenleben als sicherheitspolitisches Ziel der Ver­
kehrspolitik ansähen, schon vor zehn Jahren Regelungen zum Einbau und 
Anlegen des Sicherheitsgurtes weitaus effektiver gewesen als viele ver­
kehrstechnische Maßnahmen im Straßenbau; nichtsdestoweniger standen 
diese lange Zeit im Zentrum öffentlicher Verkehrspolitik.

Ein augenfälliges Beispiel für die Inkonsistenz einzelner Risikosyste­
me zueinander sind auch die sehr unterschiedlichen Sicherheitsaufwen­
dungen für verschiedene Risikoarten, sei es etwa zwischen dem Auto- und 
dem Flugverkehr, sei es für Krebs- und Herzerkrankungen oder sei es für 
die Sicherheitsaufwendungen hinsichtlich der Nutzung nuklearer oder fos­
siler Brennstoffe.

Gestiegene Leistungsanforderungen der Risikopolitik durch neue 
Technologien

Nun mag man sich bei Hinweisen darauf, daß öffentliche und private Risi­
kostrategien oft in sich inkonsistent und aufeinander bezogen in vieler 
Weise unabgestimmt sind, mit dem Gedanken beruhigen, dies sei zwar un­
ter Optimierungsgesichtspunkten richtig, vielleicht aber auch nicht wich­
tig: schließlich werde dieses System, wie festgestellt wurde, durchaus ak­
zeptiert. Dies gilt aber, wie die Entwicklung der letzten zehn Jahre zeigt, 
für die Akzeptanz neuer, vor allem großtechnologischer Risikosysteme 
nicht mehr in dieser Absolutheit.11 Für die Risikopolitik bedeutet dies:

These: Einzelne neue Technologien führen zu erheblichen Verschiebun­
gen bevorzugter Strategien auf der Pre- und Post-event-Skala. 

Auch für diese These lassen sich leicht Nachweise finden. Wenn, wie im 
Falle der Kernkraftnutzung, die möglichen Schadenswirkungen eines Un­
falles als in hohem Maße intolerabel oder aber im Post-event-Bereich der 
zweiten Stufe als kaum ausgleichbar wahrgenommen werden, so führt dies 
zu einer erheblichen, ja fast ausschließlichen Konzentration der Strategie­
entwicklung im Pre-event-Bereich. Die Bemühung, bestimmte Schadens­
ereignisse erst gar nicht mehr eintreten zu lassen, verhindert aber gleich­
zeitig die Erfüllung jener Bedingungen, die wir für die Akzeptanzfähigkeit 11

11 Zur neuen Qualität einzelner technischer Risiken vgl. Ravetz (1980) und Greer- 
Wootten (1980).
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traditioneller technologischer Risiken als bis heute wesentlich herausge­
stellt haben12:
■ Die durch diese Technologien induzierten Risiken sind neu; sie werden 

stärker als traditionelle Risiken auf menschliche Entscheidungen zur 
Nutzung einer Technologie zurückgeführt. Ihre Gefahren werden oft als 
so hoch eingeschätzt, daß ein Vertrautwerden mit ihnen, ähnlich den 
natürlichen Gefahren von Wasser und Feuer, vermieden werden soll.

■ Wenn jedoch bestimmte Schadensfälle überhaupt nicht eintreten sollen, 
dann wird gleichzeitig auch jede praktische Erprobung und Verbesse­
rung von Post-event-Strategien verhindert: Der Ernstfall kann nur noch 
modellhaft simuliert werden, historische Erfahrung und Verbesserung 
der Details der Schadensverhinderung und -bekämpfung kann nicht 
mehr stattfinden (Häfele 1974). Heute scheint eine solche Verlagerung 
des Risikomanagements vor allem in der Kernkraftnutzung, zum Teil 
aber auch in der Chemie und demnächst vielleicht auch in der indu­
striellen Nutzung biotechnologischer Forschung angestrebt zu werden.

■ Jede Verschiebung der Risikomanagement-Balance in den Pre-event- 
Bereich hinein ist zunächst in Gefahr, dem Ausbau expertokratischer 
und administrativ-elitärer Systeme der Informationsgewinnung und 
-Verarbeitung Vorschub zu leisten.13 Soweit es um die Verhinderung 
von technischen Unfällen allein durch technische Vorkehrungen geht, 
ist primär der technische Sachverstand gefragt. Je mehr aber die per­
sönlichen Risikokontrollmöglichkeiten des einzelnen durch Ausblen­
dung von Post-event-Erfahrungs- sowie Mitgestaltungsmöglichkeiten im 
Pre-event-Bereich eingeschränkt werden, desto eher kann der grund­

12 Nicht berücksichtigt ist hier die Frage, ob nicht technikverursachte Risikobela­
stungen naturbedingte in Zahl und Umfang längst überschritten haben und des­
halb die öffentliche Wahmehmungskonzentration auf technikverursachte Risiken 
objektive Entwicklungstrends zur Grundlage hat. Eine Schätzung technikbeding­
ter im Verhältnis zu allgemein exogen bzw. endogen vemrsachten menschlichen 
Todesraten ist versucht bei Harriss/Hohenemser/Kates (1978). Abgesehen von 
den auch durch die Autoren hervorgehobenen erheblichen Zuordnungsproble­
men bei der Feststellung von Todesursachen bleibt aber ungeklärt, inwieweit der 
Wandel öffentlicher Einstellungsmuster mit solchen angenommenen »objektiven« 
Trends korrespondiert.

13 Damit ist in politikwissenschaftlicher Analyse, wie Ronge bemerkt, noch nicht im­
pliziert, daß den formalen Entscheidungskompetenzen auch eine in jedem Fall 
gegebene Entscheidungsgewalt entspricht. Im Hinblick auf die genannten Akzep­
tanzvoraussetzungen für die Einführung und Anwendung neuer Technologien 
können sich zentralisierte Entscheidungsstrukturen aber oft als zieldiskonform er­
weisen (vgl. Ronge 1980).
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sätzliche Nutzen latent als bedrohlich empfundener Technologien zum 
Thema öffentlicher Mitspracheforderungen werden.

■ Weitere mit der Anwendung einzelner Technologien verbundene Ak­
zeptanzschwierigkeiten ergeben sich für das Risikomanagement dann, 
wenn auch die Zahl der risikopolitischen Ziele erweitert und tenden­
ziell kontradiktorisch wird (Johnston 1980). Als Beispiel hierfür kann 
die Diskussion um mögliche Konsequenzen der Kernkraftnutzung für 
das gesamte politische System gewertet werden. Auch die unter der 
Voraussetzung einer Weiterentwicklung biotechnologischer Kenntnisse 
gegebenen Möglichkeiten des Eingriffs in die Physis und die Psyche des 
Menschen werden absehbar nicht mehr allein oder vorwiegend unter ri­
sikopolitischen Leitsätzen der Sicherung von gesundheitlichen und ma­
teriellen Schäden geführt werden können.

Wenn es richtig ist, daß die Entwicklung und Anwendung bestimmter 
Technologien im Risikomanagement neben einer verstärkten Diskussion 
um die Frage, welche Nutzen überhaupt mit der Anwendung einzelner 
Technologien verbunden sind, zu einer Schwerpunktverlagerung in den 
Pre-event-Bereich führt, so hat dies für die Risikopolitik wahrscheinlich 
folgende Konsequenzen:

These: Eine Schwerpunktsetzung der risikopolitischen Strategieentwick­
lung im Pre-event-Bereich steht in Gefahr, zu einem erheblich 
steigenden Aufgaben- und Problemdruck in öffentlich-administra­
tiven Bereichen zu führen. Inkrementale Ansätze sind auch hier 
durch umfassende und systematische Risikostrategien nicht zu er­
setzen, weil der dabei benötigte Apparat von Informations- und 
Entscheidungssystemen, insbesondere auch zur Vermittlung pri­
mär zu behandelnder Problembereiche, mittelfristig nicht erstellt 
werden kann.

Umfassende Bemühungen der Ausbildung von Pre-event-Strategien sind 
in der Bundesrepublik bislang vor allem auf dem Gebiet der friedlichen 
Kernkraftnutzung bekannt geworden (Deutsche Risikostudie Kernkraft­
werke 1979). Vergegenwärtigt man sich den immensen Bedarf an weiteren 
Informations- und Entscheidungssystemen, den ein systematischer Ausbau 
des Pre-event-Managements notwendig mit sich bringen müßte, aber auch 
den Bedarf, risikopolitische Programme wirkungsvoll zu implementieren 
und diese Implementation zu kontrollieren, dann wird schnell klar, wie 
wenig Risikomanagement auch längerfristig wirklich systematischen An­
sprüchen genügen können wird. Diese Steuerungsgrenzen verengen sich 
noch, wenn andere, nicht einzelne technische Schadensereignisse betref­
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fende Risiken in die Pre-event-Strategien miteinbezogen werden, also et­
wa Risiken der Schadstoffbelastung durch die Produktion und den Ver­
brauch chemischer Stoffe. Hier fundierte Tests über die Karzinogenität 
und weitere mögliche Schadenswirkungen aller bereits bekannten oder in 
näherer Zukunft entwickelten chemischen Stoffe durchführen zu wollen, 
hieße jeden bisherigen Forschungsetat bei weitem zu überschreiten 
(Fischhoff/Hohenemser u. a. 1979; Interagency . . .  1979; Schneiderman 
1980).

Damit ist ein prinzipielles Problem der Erhöhung jenes risikopoliti­
schen Strategieanteils angesprochen, der die Verhinderung von Schadens­
ereignissen zum Inhalt hat: die Selektion jener technikinduzierten Risiko­
bereiche, die eine schwerpunktmäßige Pre-event-Strategieentwicklung er­
fordern. Es ist vorderhand unmöglich, für alle Risikoarten ein umfassen­
des System quantitativer Risikoermittlung und qualitativ-vergleichender 
Risikobewertung zu entwickeln. Inkrementalismus im Risikomanagement 
ist deshalb nicht zu vermeiden (Ravetz 1980). Dieser Inkrementalismus 
muß geeignet sein,
■ wissenschaftliche Informationen über neu bekannt gewordene Risiko­

quellen schnell und in ihrer Schwerpunktsetzung effektiv zu verarbei­
ten,

■ Einstellungsveränderungen in der Öffentlichkeit gegenüber Risiko- und 
Nutzenaspekten von Technologien früh zu erkennen und risikostrate­
gisch umzusetzen.

Beiden Forderungen ist nur schwer nachzukommen: im ersten Fall, weil 
die Selektion politikrelevanter wissenschaftlicher Informationen selbst ein 
Problem darstellt; dies um so mehr, als die Verfolgung eng definierter risi­
kopolitischer Ziele auf der Basis wissenschaftlicher Daten natürlich 
schnell mit anderen gesellschaftlichen Zielen, etwa der Erhaltung gleicher 
Marktchancen im internationalen Vergleich, in Konflikt geraten kann. 
Aber auch die andere Voraussetzung, die effektive Einbeziehung öffentli­
cher Einstellungs- bzw. Bewertungsmuster in die Risikopolitik, ist auf­
grund der Unsicherheit über die Stabilität solcher Veränderungen gerade 
in ihrer Frühphase nicht leicht zu erfüllen. Darüber hinaus ergeben sich 
schnell Probleme bei der Balancierung von Kontinuität und Richtungs­
wechsel des allgemeinen »Interesses« in einem solchen Prozeß.
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Resümee und Schlußfolgerungen

Unser Problemaufriß im Hinblick auf systematische Ansätze der Risiko­
politik hat zusammenfassend folgendes aufgezeigt:
■ Es gibt - auch für traditionelle, natürliche und technische Risiken - kein 

Managementsystem, das die einzelnen Strategien nach Optimierungsge­
sichtspunkten verknüpfen würde, obwohl prinzipiell eine Vielzahl von 
Maßnahmen zu ihrer optimaleren Verknüpfung möglich ist.

■ Trotz vielfältiger Inkonsistenzen des Risikomanagementsystems funk­
tioniert die eingespielte, historisch gewachsene Struktur kombinierter 
Risikoeinzelstrategien unter weitgehend gewährleisteten Akzeptanzvor­
aussetzungen.

■ Diese Akzeptanzvoraussetzungen sind insbesondere auch deshalb er­
füllt, weil diese Struktur in hohem Maße Mischformen der risikopoliti­
schen Verantwortungsübernahme sowohl im Pre- als auch im Post­
event-Bereich beinhaltet.

■ Die Möglichkeit einer Ausbildung von Risikoeinzelstrategien durch 
langfristiges inkrementales Lernen entlang der Pre- bis Post-event-Ska- 
la zweiter Stufe wird begrenzt bei der Nutzung von Technologien, bei 
denen es zu bestimmten Schadensereignissen gar nicht mehr kommen 
soll. Eine starke Schwerpunktlegung der Risikopolitik auf in hohem 
Maße durch Experten festzulegende Pre-event-Strategien ist aber in 
Gefahr, bisherige Akzeptanzvoraussetzungen für Risikomanagementsy­
steme zu verfehlen.

■ Darüber hinaus besteht gerade im Pre-event-Bereich die Gefahr eines 
weitgehenden Regulierungsdruckes bei staatlichen Entscheidungsebe­
nen. Angesichts der Komplexität der zu berücksichtigenden Risikoarten 
und Risikoformen stellt sich das Problem eines systematischen und ef­
fektiven Risikomanagements auf staatlicher Ebene hier in besonderer 
Schärfe. Die in den letzten Jahren verstärkt durchgeführten Untersu­
chungen zu psychischen und sozialen Akzeptanzbedingungen unter­
schiedlicher Technologien, zur Risikoeinschätzung von Schadensereig­
nissen auch in Abhängigkeit von vorhandenen Informationsquellen be­
stätigen diese These (Dierkes 1979, S. 188-191).

Dabei ist es noch, wie gesagt, vor dem Hintergrund der bisherigen Aus­
führungen zu berücksichtigen, daß öffentliche Risikopolitik nicht allein 
die Verhinderung von Wirkungen größerer Schadensereignisse beinhalten 
kann (vgl. Anmerkung 1, S. 219). Auch wenn es richtig ist, daß der Anwen­
dungsumfang und die Anwendungsformen neuer Informationstechnolo­
gien gesundheitlich negative Folgen nur mittelbar haben können, so sind
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doch deren wirtschaftliche und soziale Auswirkungen einsehbar politikre­
levant. Darüber hinaus blieb in den bisherigen Überlegungen weitgehend 
unberücksichtigt, daß nicht alle technikinduzierten gesundheitlichen Risi­
ken Folge größerer Schadensunfälle sein müssen: An die Problematik ge­
sundheitlicher Schäden durch die kontinuierliche Emission von Schadstof­
fen in Luft, Wasser und Land sei hier nur nochmals erinnert.

In Anbetracht dieser vielfältigen Schwierigkeiten, die sich bei der In­
formationsgewinnung und -Selektion für Verlagerungs- und Kombina­
tionseffekte menschen- und unweltbelastender Stoffe und Emissionen 
nochmals multiplizieren, vor dem Hintergrund auch einer erst vielfach 
noch einzusetzenden ökologischen Forschung und erwartbar weiterbeste­
henden Zielkonflikten zwischen ökologischen und anderen gesellschaftli­
chen Zielen ist davon auszugehen, daß öffentliches Risikomanagement 
meist seinen »muddling-through«-Charakter behalten wird. Gerade unter 
der Voraussetzung, daß der technische Fortschritt eine Verlagerung des 
Risikomanagements in den Pre-event-Bereich hinein mit sich bringt, ist 
darüber hinaus mit einer mittelfristig instabilen Akzeptanzlage für einzel­
ne Technologien auch dann zu rechnen, wenn es zu keinen größeren Scha­
densereignissen kommt. Eine stärkere Einbeziehung der Nutzenaspekte 
dieser Technologien in die öffentliche Diskussion, aber auch die wissen­
schaftlich angeleitete Technikentwicklungs- und Anwendungsplanung 
kann hier Akzeptanzbedingungen klären helfen. Ob aber und in welcher 
Form eine unter akzeptanzspezifischen Gesichtspunkten naheliegende 
Dezentralisierung von technologiepolitischen Entscheidungsstrukturen 
und eine stärkere Risikostreuung suchende Planung beispielsweise durch 
Reduzierung großtechnologischer Planungen nicht auch
■ umweltpolitische Ziele wie das der Ressourcenschonung teilweise ver­

fehlen können (Oesterwind/Renn/Voß 1980),
■ mittelfristig in dann auch wieder akzeptanzrelevante Konflikte auf ver­

teilungspolitischer Ebene führen (Albracht 1981, S. 22-28),
■ erhebliche Probleme bei der Abstimmung dezentraler und übergeord­

neter (auch ökologischer) Interessen und der Suche nach formalen We­
gen der Entscheidungsfindung mit sich bringen (Ronge 1978),

ist allerdings auch durch ausgefeilte Modellbildung und ohne praktische 
Erfahrung im Detail kaum entscheidbar. Gerade unter dieser Vorausset­
zung mag es sich empfehlen, eine rationale Ziel-Mittel-Wahl im Risiko­
management auch dort anzustreben, wo kurzfristige Akzeptanzgesichts­
punkte nicht unmittelbar und nicht in jedem Fall durch solche Ansätze 
verfolgt scheinen.



Mensch, Gesellschaft, Technik: Auf dem Wege zu einem 
neuen gesellschaftlichen Umgang mit der Technik

Meinolf Dierkes

Technischer Wandel als zentrales Problem für Staat, Wirtschaft und 
Öffentlichkeit

Wissenschaftlich-technische Entwicklungen und deren weitverbreitete An­
wendung haben die westlichen Industriegesellschaften in ihrer histori­
schen Entstehung und Ausprägung in erheblichem Maße mitbestimmt. In 
der Vergangenheit und bis in die Gegenwart waren dabei Entscheidungen 
über die Nutzung von Techniken von primär einzelwirtschaftlichen und 
auf ökonomischen Erfolg gerichteten Kriterien geleitet. Ob und inwieweit 
ein solcher Erfolg eintrat, war dabei im wesentlichen ein Ergebnis des 
Wettbewerbs auf ökonomischen Märkten. Märkte können ihrer Koordina­
tionsfunktion der Einzelpläne allerdings nur dann zureichend genügen, 
wenn alle relevanten »Kosten«bestandteile in die einzelwirtschaftlichen 
Entscheidungen eingehen. Das macht unter bestimmten Bedingungen, 
insbesondere bei mangelnder Bestimmung und Durchsetzung von Eigen­
tumsrechten, politische Regelungen notwendig (Coase 1960). Falls in 
einer solchen Situation die politische Rahmensetzung - etwa aus Gründen 
der Dominanz des Wachstumsziels im Denken der Beteiligten oder aus 
schlichter, aber dafür um so gravierenderer Unkenntnis - nicht in ange­
messener Weise erfolgt, treten unerwünschte externe. Effekte auf. Sie sind 
in der Vergangenheit vielfach nicht oder nur unzureichend beachtet wor­
den, was zur Folge hatte, daß sich negative - oder zumindest nicht vorbe­
haltlos positive - soziale und ökologische Wirkungen über längere Zeit­
räume kumulieren konnten. Daran anknüpfende und in verschiedenster - 
manchmal reichlich naiver - Form vorgebrachte Forderungen nach Steue­
rung, Verlangsamung oder Unterdrückung des technischen Fortschritts 
konnten sich, trotz sichtbarer Negativwirkungen, historisch nicht gegen die 
Dynamik wirtschaftlicher Entwicklung und die durch sie gegebenen Vor­
teile durchsetzen oder bislang auch nur nachhaltig vernehmbar machen. 
Diese wirtschaftliche Dynamik hat zweifellos zu erheblichen Steigerungen 
des materiellen Wohlstands geführt. Aufgrund des erreichten Wohlstands
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werden aber gerade heute viele negative Technikfolgen nicht mehr ohne 
weiteres hingenommen. Es ist daher zunehmend erforderlich, umfassende 
gesellschaftliche Umgangsformen mit dem technischen Wandel und 
seinen sozialen, ökonomischen und ökologischen Folgen zu entwickeln.

Noch immer wird jedoch weithin die Einstellung zur Technik in der 
Gesellschaft von der einzigartigen Konstellation der ersten beiden Nach­
kriegsjahrzehnte geprägt. Mangelnde Kenntnisse über die Folgen von 
Techniknutzung, ein weithin fehlendes Problembewußtsein und eine fast 
einhellige und unbedingte Bejahung technischen Fortschritts und wirt­
schaftlichen Wachstums haben in ihrem Zusammenwirken zeitweise den 
Eindruck erweckt, technischer Wandel sei ausschließlich vorteilhaft und 
sogar generell als problemlösend anzusehen. Während diese Auffassung 
über längere Zeit nur von kleinen Gruppen unmittelbar nachteilig Betrof­
fener in Frage gestellt wurde, wird die Einführung neuer Techniken seit 
dem letzten Jahrzehnt zunehmend zum Gegenstand einer breiten öffentli­
chen Diskussion. Viele wirtschaftliche, soziale und ökologische Auswir­
kungen von Technik bringen in einem solchen Ausmaß Konfliktstoff mit 
sich, daß politische Auseinandersetzungen über ihre Nutzung in wachsen­
dem Maße auftreten, weiterhin zu erwarten und - für eine offene Gesell­
schaft - in einem gewissen Umfang wenigstens auch zukünftig als Normal­
fall anzusehen sind (Dierkes/von Thienen 1984; Frederichs 1986).

Um die vielschichtigen Probleme und Zielkonflikte beim gesellschaft­
lichen Umgang mit Technik zu erfassen und umfassende Lösungsansätze 
entwickeln zu können, müssen drei Dimensionen von Techniknutzung be­
rücksichtigt und aufeinander bezogen werden; diese weisen wiederum in 
sich jeweils noch einmal drei unterschiedliche Ebenen auf:

(a) Entwicklung von Maßstäben zur Technikbewertung (»magisches Drei­
eck« der Technikbewertung):
(aa) ökonomische Ziele und Auswirkungen von Technik,
(ab) ökologische Ziele und Auswirkungen von Technik,
(ac) soziale Ziele und Auswirkungen von Technik.

(b) Zeitliche Dimensionen von Techniknutzung, ihren Auswirkungen und
daraus entstehenden Handlungsnotwendigkeiten im Hinblick auf:
(ba) Techniknutzung in der Vergangenheit,
(bb) Techniknutzung in der Gegenwart,
(bc) Techniknutzung in der Zukunft.
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(c) Gesellschaftliche Aufgaben- und Verantwortungsverteilung und dar­
aus jeweils abzuleitende Handlungsmöglichkeiten für:
(ca) Individuen und Privathaushalte,
(cb) Unternehmen,
(cc) politische Institutionen.

Von diesem Verständnis ausgehend wird im folgenden versucht, die 
Mehrdimensionalität des technischen Wandels ausführlicher darzustellen 
und daraus konkrete Handlungsperspektiven zu entwickeln.

Technik als umfassender Aufgabenbereich politischen und gesellschaft­
lichen Handelns

Die Diskussion um die Bedeutung technischen Wandels für die Entwick­
lungsmöglichkeiten der Gesellschaft ist eng mit der Frage verknüpft, an 
welchem Ort der Gesellschaft - also letztlich: durch wen - Entscheidungen 
über Techniknutzung getroffen werden sollen. Solange technischer Fort­
schritt in erster Linie unter dem Gesichtspunkt wirtschaftlicher Entwick­
lung betrachtet wurde, stellten sich Grundentscheidungen über Technik­
entwicklung und -nutzung weitgehend als Aufgabe der Wirtschaft dar: Ge­
bunden an Markterfolg oder Versagen am Markt würden die Unterneh­
men den optimalen Pfad technischen Wandels schon finden.

Der staatlichen Politik kam unter dieser Prämisse nur eine sehr be­
schränkte Rolle zu. Zum einen griff staatliche Reglementierung dort rah­
mensetzend ein, wo sich Folgen der ungehemmten Nutzung einzelner 
Techniken deutlich in unerwünschten sozialen Auswirkungen oder Kon­
flikten äußerten. Die Entwicklung des Gewerberechts und des Arbeits­
schutzrechts beispielsweise kann weitgehend unter diesem Blickwinkel der 
Beschränkung einer »überfallartigen« und sozial unkontrollierten Nut­
zung neuer technischer Möglichkeiten verstanden werden (defensive Kom­
ponente). Im Verlauf der zunehmend engeren weltwirtschaftlichen Ver­
flechtung und der Verschärfung des internationalen Wettbewerbs wurde 
es zum anderen vermehrt wieder als Aufgabe des Staates angesehen, 
durch Wissenschaftsförderung wie auch durch Unterstützung von For­
schung und Entwicklung technischen Fortschritt und dessen Nutzung 
durch die nationale Wirtschaft zu erleichtern (offensive Komponente). Ins­
besondere in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg kam daher der sich 
ausprägenden staatlichen Technologiepolitik eine komplementäre Funk-
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tion in einer vornehmlich auf Wachstum orientierten Wirtschaftspolitik 
zu. In diesem Verständnis galt Technologiepolitik als ein spezielles Ele­
ment einer allgemeinen Wirtschaftsförderungspolitik und hatte, dieser 
eng begrenzten Aufgabe entsprechend, im gesamten Rahmen politischen 
Handelns eine eher randständige Position. Eine weitergehende, über Ein­
zelfallregulierung hinausgehende Abschätzung der breiten Auswirkungen 
technischen Wandels auf Umwelt und Gesellschaft wurde als nicht erfor­
derlich angesehen; im Vordergrund standen in ersten Linie Umfang und 
Inhalt staatlicher Förderung im Rahmen der ordnungspolitischen Absi­
cherung des Funktionierens marktbezogener dezentraler Entscheidungen.

Als politische Aufgabe war die Einwirkung auf technische Entwicklun­
gen entsprechend diesem Grundverständnis der Technologiepolitik eng 
mit der Förderung wirtschaftlichen Wachstums verknüpft. Aus dieser en­
gen Verzahnung in der Vergangenheit erklärt sich auch die immer noch 
kennzeichnende unfruchtbare Polarisierung der heutigen Technikdiskussion'.

In unkritischer Beibehaltung oder revitalisierter Betonung des Wachs­
tumsziels ist in dieser Auseinandersetzung für die einen technischer Fort­
schritt immer noch der zentrale Schlüssel zur Lösung wirtschaftlicher und 
damit nachfolgend auch sozialer und ökologischer Probleme (Rothwell/ 
Zegveld 1985). Dementsprechend wird technische Innovation grundsätz­
lich bejaht und im Sinne von »kreativer Zerstörung« (Schumpeter) positiv 
gesehen - getragen von dem Vertrauen, daß das Interesse des innovativen 
Unternehmens und dessen Einbindung in den Markt letztlich ausreichen­
de regulierende Funktionen wahrnehmen. Für die anderen hingegen ver­
bindet sich gerade das Vorherrschen dieses Denkmodells mit der Entste­
hung der heutigen ökologischen und sozialen Probleme. Unter Ausblen­
dung der wirtschaftlichen Entwicklung und Erfolge in den vergangenen 
Jahrzehnten werden oft ausschließlich die Kosten der weitverbreiteten 
Techniknutzung in den Vordergrund gestellt und eine starke politische 
Kontrolle der Technikentwicklung gefordert. Von beiden Gruppen wird 
damit weder der Versuch einer Abwägung von erwünschten und uner­
wünschten Technikfolgen vorgenommen, noch werden die spezifischen 
Probleme verschiedener Formen politischer Steuerung im einzelnen dis­
kutiert.

Auf der Grundlage dieser beiden nur wenig überzeichneten Auffas­
sungen wurde und wird beispielsweise die Kontroverse um die Vereinbar­
keit von »Ökologie« und »Ökonomie« geführt (Simonis 1980). Nur selten 
wird der Versuch gemacht, Technik in diesem Konfliktfeld nicht einseitig 
als Problemloser oder - ebenso einseitig - als Problemverursacher zu be­
trachten. Dies bestätigen auch Umfragen über Auffassungen der Bundes-
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bürger zu möglichen Lösungswegen in der Umweltproblematik. Etwa die 
Hälfte der Befragten legt den Akzent auf neue umweltfreundlichere und 
schadensmindernde Technologien, die langfristig Belastungen unserer 
Umwelt abbauen könnten, während ein ungefähr gleich großer Anteil der 
Befragten Veränderungen in gesellschaftlichen Institutionen und Verfah­
ren sowie in den Lebensstilen als den langfristig einzig aussichtsreichen 
Weg zur Umwelterhaltung und -Verbesserung ansieht (Kessel/Tischler 
1984). In ähnlicher Weise undifferenziert sind dementsprechend auch die 
Schlußfolgerungen und Forderungen, die in bezug auf das politische Ver­
halten gegenüber den Folgen technischer Innovationen artikuliert werden. 
Immer noch sind zum einen die Rufe nach »mehr Markt«, zum anderen 
die nach »mehr Staat« zu hören - wobei auffälligerweise die Zuordnung 
zu traditionellen politischen Positionen immer schwieriger wird. Selten 
hingegen wird einmal gefragt, für welche Aufgaben vielleicht Entbürokrati­
sierung und Deregulierung sinnvoll sind und bei welchen Aufgaben der Staat 
in der Vergangenheit eine viel zu wenig aktive Rolle eingenommen hat. Gene­
rell kennzeichnend für diese doppelte Polarisierung ist also, daß beider­
seits ein äußerst unvollständiges und verzerrtes Bild der Einflüsse techni­
schen Wandels auf Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft gegeben wird.

Als Ausgangspunkt für ein notwendigerweise differenzierteres Ver­
ständnis des technischen Wandels, seiner Auswirkungen und denkbarer 
Handlungsoptionen bietet sich ein bekanntes Bild aus der Wirtschaft in 
analoger Form an: Es kann von einem »magischen Dreieck« von wirt­
schaftlichen, gesellschaftlichen und ökologischen Zielen in der Technikbe­
wertung gesprochen werden, mit dessen Hilfe sich die anstehenden Auf­
gaben und Konflikte charakterisieren und klassifizieren lassen.

Der Begriff »magisches Dreieck« hat seine Verankerung in der wirt­
schaftspolitischen Grundphilosophie des Stabilitäts- und Wachstumsgeset­
zes von 1967. Dort heißt es in Paragraph 1, daß es Aufgabe der staatlichen 
Wirtschaftspolitik sei, unter Aufrechterhaltung eines stetigen und ange­
messenen Wirtschaftswachstums im Rahmen der marktwirtschaftlichen 
Ordnung wirtschafts- und finanzpolitische Maßnahmen so zu treffen, daß 
die drei Ziele - Stabilität des Preisniveaus, hoher Beschäftigungsgrad und 
außenwirtschaftliches Gleichgewicht - möglichst gleichzeitig erreicht wer­
den. Das wichtigste Kennzeichen dieses »magischen« Zieldreiecks besteht 
darin, daß die politische Orientierung auf eines der Ziele die Gefahr mit 
sich bringt, Auswirkungen negativer Art auf die Erreichung der anderen 
Ziele nach sich zu ziehen. Im Hinblick auf das Oberziel, nämlich die Rea­
lisierung eines »gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts«, besteht also in 
Anbetracht eines vielfältigen wirtschafts- und finanzpolitischen Instru­
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mentariums die politische Aufgabe darin, eine Strategie so zu wählen, daß 
jeweils gegenläufige Effekte in möglichst geringem Ausmaß spürbar wer­
den.

Diese Charakteristika ermöglichen es, die Problematik des gesell­
schaftlichen Umgangs mit der Technik zu beschreiben und zu analysieren. 
In einem solchen »magischen Dreieck« der Technikbewertung stehen sich 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Ziele gegenüber. Im Unterschied 
zum magischen Dreieck der Wirtschaftspolitik lassen sich jedoch die Gra­
de der Zielerreichung nicht immer an einfachen quantitativen Indikatoren 
wie der Arbeitslosenquote oder der Inflationsrate allein festmachen; er­
forderlich ist dazu eine nähere qualitative Bestimmung der Ziele oder ge­
nauer: der Zielbündel.

In dem Dreieckspol der wirtschaftlichen Ziele findet sich die Gesamt­
heit der Indikatoren, mit deren Hilfe der »Zustand« einer Volkswirtschaft 
gemessen wird, also z. B. die Wachstumsrate, Arbeitslosigkeits- und Infla­
tionsrate, ergänzt durch bestimmte zum Teil auch qualitative Größen der 
Wirtschaftsentwicklung wie Wettbewerbsintensität, Wettbewerbsgeist, In­
novationsbereitschaft oder Anpassungsflexibilität. Es ist unzweifelhaft, 
daß im internationalen Wettbewerb hier der technischen Innovation und 
ihrer Verbreitung, die durch die letztgenannten Faktoren im besonderen 
unterstützt werden, eine große Rolle zukommt.

Ökologische Ziele betreffen die Erhaltung und - heute in vielen Fällen 
- die Wiederherstellung einer gesunden, ihren Systemgesetzen folgenden 
und als wünschenswert angesehenen natürlichen Umwelt. Zum Teil läßt 
sich die Zielerreichung hier mit Hilfe von Meßgrößen für Umweltqualität 
angeben; bei wesentlichen Teilzielen handelt es sich jedoch um sehr viel 
komplexere Zusammenhänge, sowohl hinsichtlich der Gefahrenpotentia­
le, die von Umweltbelastungen ausgehen, als auch hinsichtlich der Verän­
derung natürlicher Ökosysteme. Es ist dabei wichtig, zwischen der tatsäch­
lichen Umweltsituation und ihrer Wahrnehmung in der Öffentlichkeit all­
gemein, bei einzelnen und bei sozialen Gruppen zu unterscheiden. Man­
che Umweltgefahren, die bedrohlich sein können, werden nicht erkannt 
und nicht problematisiert, während gleichzeitig Gefährdungen und Hand­
lungsnotwendigkeiten gesehen werden, die von der Belastungssituation 
her nicht als prioritär zu betrachten sind. Die Umweltrealität und deren 
gesellschaftliche Problematisierung sind also nicht notwendigerweise iden­
tisch, sondern können in beide Richtungen auseinanderklaffen. Generell 
gilt jedoch, daß wesentliche Beeinträchtigungen der Umwelt im Zusam­
menhang mit Techniknutzungen entstanden sind und sich häufig über län­
gere Zeiträume der Industrialisierung, Urbanisierung, Automobilisierung
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usw. kumuliert haben (Bick 1986). Auf der anderen Seite müssen die um­
weltpolitischen Erfolge der vergangenen Jahrzehnte überwiegend gerade 
in Verbindung mit neuen Techniken oder der veränderten Nutzung be­
kannter Techniken gesehen werden (Ullmann/Zimmermann 1981).

Neben ökonomischen und ökologischen Auswirkungen haben Techni­
ken in ihrer Anwendung soziale Folgen. Diese sind jedoch sehr viel schwe­
rer in einem Bündel von Zielen benennbar. Technikbeeinflußte Verände­
rungen der Arbeitssituation beispielsweise bringen häufig gruppenspezi­
fisch wirksame Verschiebungen in den Qualifikationsanforderungen, dem 
Status und/oder der Arbeitsnachfrage und damit den Beschäftigungsaus­
sichten mit sich. Für den Bereich der neuen Kommunikationstechnolo­
gien, um ein Beispiel zu nennen, wird zu Recht die Frage der Auswirkun­
gen auf soziale Kommunikationsnetze und Verhaltensformen diskutiert. 
Nicht nur spezifische Informationstechnologien, sondern die Nutzung des 
technischen Fortschritts allgemein schließlich wirft die Frage nach den 
Veränderungen von Macht- und Einflußverhältnissen, die im wesentlichen 
auf Wissensvorsprüngen basieren, auf. Es wird deutlich, daß mit der Frage 
der sozialen Folgen ein dermaßen komplexer Bereich der Auswirkungen 
technischen Wandels angesprochen wird, daß es schwierig ist, allgemeine 
und langfristig akzeptierte einfache Zielkriterien, etwa mit Hilfe von So­
zialindikatoren, für diesen Pol des »magischen Dreiecks« der Technikbe­
wertung zu benennen. Tatsächlich handelt es sich bei dem Kriterium der 
gesellschaftlichen Akzeptabilität, wie es im letzten Jahrzehnt zunächst vor 
allem bei der Entscheidung über fortgeschrittene Kerntechnologien und 
über Energiepolitik im allgemeinen in die Diskussion gebracht worden ist, 
auch lediglich hilfsweise um einen Sammelbegriff für vielfältige soziale 
Ziel- und Problemdimensionen (Dierkes/von Thienen 1982). Zu betonen 
ist jedoch, daß angesichts des wachsenden Konfliktpotentials der technik­
bedingten sozialen Veränderungen gerade der Klärung der Zielkriterien 
in diesem Bereich und deren Anwendung bei Technikentscheidungen ho­
he Bedeutung zukommt. Bedenkenswert ist dabei, ob sich das Kriterium 
der sozialen Akzeptabilität - wie oft geschehen - an einem statischen 
Wunschbild der Gesellschaft vom gruppenmäßigen Umgang miteinander 
oder des sozialen Verhaltens generell orientieren sollte, oder ob nicht ge­
rade hier ein prozessual-dynamisches Verständnis erforderlich ist. Auch 
diese soziale Entscheidung sui generis über die Zielkriterien der Akzepta­
bilität muß sich in gewissem Sinne ihrer eigenen Norm stellen: dies zumin­
dest insoweit, als sie möglicherweise soziale Strukturen für die Zukunft 
determiniert, die als »Erbe« dann nicht mehr ausschlagbar sind. Reversi­
bilität wird bei einem solchen Grundverständnis zu einem entscheidenden
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Element bei der kollektiven Festlegung des Inhaltes von gesellschaftlicher 
Akzeptabilität.

Von einem solchen »magischen Dreieck« der Technikbewertung zu 
sprechen, erscheint insbesondere deswegen sinnvoll, weil die drei Ziele 
oder Zielbündel - der Situation in der Wirtschaftspolitik vergleichbar - 
hinsichtlich ihrer Erreichbarkeit in einer komplexen Beziehung zueinan­
der stehen. Ein in der Vergangenheit häufig aufgetretener Fall ist sicher­
lich der, daß zunächst aus einzelwirtschaftlichen Interessen vorangetriebe­
ne Techniken zu einem Anstieg des Wirtschaftswachstums und damit des 
ökonomischen Wohlstandsniveaus führten, gleichzeitig aber beispielsweise 
eine erhebliche Erhöhung von Schadstoffemissionen mit sich brachten 
oder aufgrund von Rationalisierung und/oder Strukturveränderung eine 
Gruppe von Beschäftigten mit Arbeitslosigkeit bedrohten, einer anderen 
Gruppe von Beschäftigten jedoch Status- und Einkommenszuwächse er­
möglichten. Ebenso lassen sich aber auch Fälle finden, in denen wirt­
schaftlich attraktive Investitionen in Umwelttechnologien, die einen Bei­
trag zum Abbau ökologischer Belastungen leisten, aufgrund ihrer Einflüs­
se auf bestimmte Wirtschaftssektoren oder Regionen soziale Spannungen 
verschärfen.

Techniken, deren verbreitete Nutzung hinsichtlich eines Zielbereichs 
problemmindernd wirkt, können also zur Verfehlung oder wenigstens Be­
einträchtigung anderer Ziele führen. Es kann und wird aber ebenso tech­
nische Entwicklungen geben, die für mehr als ein, möglicherweise auch 
hinsichtlich aller Ziele positive Effekte haben. Die Abwägung der Bedeu­
tung, die Teilzielen zukommt, auf die bestimmte Technologien einwirken, 
und die Bestimmung entsprechender Kriterien kann dabei häufig nicht in 
eindeutiger und/oder konsensfähiger Weise erfolgen, sondern wird erst in 
der Auseinandersetzung zwischen verschiedenen Gruppen von an der 
Techniknutzung Interessierten oder von ihr Betroffenen vorgenommen 
werden können. In diesem Prozeß ist die Transparenz der Entscheidungs­
grundlagen zwischen den Beteiligten erste Voraussetzung für einen glei­
chermaßen wirtschaftlich, ökologisch und sozial sensiblen Umgang mit 
Technik. Bei Grundsatzfragen über Zielkriterien und bei grundlegend in­
novativen Technologien mit hohem und umfassendem Folgenpotential er­
fordert dies notwendigerweise einen breiten öffentlichen Diskurs über 
Technikbewertungen und Techniknutzung. Das Instrument der Technik­
folgenabschätzung - manchmal überschätzt, was die exakte Prognostizier- 
barkeit von Technikfolgen betrifft - wird jedoch gleichzeitig nicht voll ge­
nutzt, wenn es lediglich als wissenschaftlich beratendes Anhängsel eines 
im übrigen unveränderten Entscheidungsprozesses verstanden wird. Bei
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der weiteren Diskussion über die Nutzung dieses Instruments sollte daher 
verstärkt gefragt werden, ob und inwieweit eine Institution für Technikfol­
genabschätzung nicht insbesondere eine initiierende und stützende Rolle 
für einen so weit wie möglich wissenschaftlich fundierten breiten öffentli­
chen Diskurs über Technikbewertung übernehmen kann.

An dieser Stelle kann die Analogie zum wirtschaftspolitischen Para­
digma des »magischen Dreiecks« noch einen Schritt weitergetrieben wer­
den. Das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz, in dem die dreifache Zielkon­
stellation der Wirtschaftspolitik festgeschrieben wurde, bedeutete einen 
wichtigen Schritt zur Übernahme wirtschaftspolitischer Verantwortung 
seitens der staatlichen Politik. Ohne die Vorrangigkeit der Märkte zu 
leugnen, ja im Gegenteil unter ausdrücklicher Anerkennung ihrer zentra­
len Bedeutung, wurde dort die makropolitische Ergänzungsfunktion der 
Wirtschaftspolitik näher bestimmt. Die Grenzen dieser Funktion, vor 
allem einer staatlichen Steuerungspolitik über die Nachfrage, sind aller­
dings in den siebziger Jahren unter anderen Bedingungskonstellationen 
(Angebotsschocks durch Ölpreissteigerungen, Strukturwandlungen) über­
deutlich geworden. Dennoch lassen sich gerade auf dem Hintergrund die­
ser Erfahrungen die Erfordernisse einer umfassenden Technikbewertung 
erkennen und näher bestimmen.

So wäre es in Anbetracht der Komplexität technikbezogener Problem­
stellung unangemessen und sogar kontraproduktiv, wenn das technologie­
bezogene Aufgabenfeld des Staates schlicht ausgeweitet und über die vor­
herrschende Orientierung auf Förderung von Wissenschaft und Forschung 
und auf Rahmensetzung für ein effektives Funktionieren der Märkte hin­
aus pauschal um eine Gesamtverantwortung für die sozialen und ökolo­
gischen Wirkungen des technischen Fortschritts erweitert würde.

Das zentrale Argument, das für eine solche Forderung immer wieder 
vorgebracht wird, besagt, daß einzig demokratisch legitimierte Gremien in 
der Lage seien, gesellschaftliche Ansprüche gegenüber Einzelinteressen 
zu formulieren und durchzusetzen. Nur staatliche Intervention, so wird 
hier geschlossen, könne demnach als Regulativ gegenüber vielfältigen In­
teressen an der Nutzung von Technik wirken. Übersehen wird bei dieser 
Argumentation zum einen die Frage der verfügbaren Informationen in be­
zug auf mögliche ökonomische, soziale und ökologische Auswirkungen 
ganz konkreter und spezifischer Technikentwicklungen und -anwendun­
gen sowie der entsprechenden Handlungsfähigkeit und, damit eng verbun­
den, zum anderen die Frage der gesellschaftlichen Verantwortung der Tech­
nikanbieter und -nutzer. Im einzelnen:
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■ Selbst wenn die staatliche Steuerung bei der Nutzung neuer Technolo­
gien und ihren Folgen zweifellos erheblich zugenommen hat, werden 
weiterhin mehrheitlich die Entscheidungen über Technikentwicklungen 
und ihre Nutzung in den Unternehmen und durch die privaten Konsu­
menten getroffen. Unter gegenwärtigen Bedingungen würden politische 
Interventionen, die ja erst einsetzen, wenn problematische Folgen be­
stimmter Techniken erkannt und vor allem anerkannt sind, in aller Re­
gel weit nach der Entwicklung der Technologie und in den meisten Fäl­
len sogar weit nach der ersten Einführungsphase greifen. Bei unvoll­
ständiger Information über den Hintergrund der Entwicklungs- und 
Nutzungsentscheidungen würden sie damit automatisch in Widerspruch 
zu den dann bereits etablierten Interessen an den Techniken geraten. 
Im Zusammenwirken von zurückhaltender Kooperationsbereitschaft 
der Unternehmen und Techniknutzer und defizitärer Informationsbasis 
der staatlichen Politik wären in dieser - für das politische Handeln in 
der Vergangenheit leider eher typischen - Situation suboptimale Lösun­
gen das wahrscheinlichste Ergebnis - ganz abgesehen von der damit ein­
hergehenden Erhöhung des gesellschaftlichen Konfliktniveaus.

■ Gerade in Anbetracht der Tatsache, daß Entscheidungen über Technik­
entwicklung und Techniknutzung in der überwiegenden Zahl der Fälle 
von nicht-staatlichen Handlungsträgern getroffen werden, erscheint es 
auch gar nicht einsichtig, warum diesen durch eine umfassende staatli­
che Politik die gesellschaftliche Verantwortung für ihre Entscheidungen 
abgenommen werden sollte. Nicht nur die Fähigkeit, auch die Verant­
wortung von privaten Nutzern, Unternehmen, Gewerkschaften und so­
zialen Gruppen zum Engagement in der Entscheidungsfindung über 
Umfang, Art und Weise des technischen Wandels wird vielfach unter­
schätzt, wenn gefordert wird, negative Technikfolgen allein durch staat­
liche Regulierung vermeiden oder abmildern zu wollen.

Weder die Bewertung von Technologiefolgen noch die handlungsleiten­
den Schlüsse, die daraus zu ziehen sind, können somit in den meisten Fäl­
len allein oder auch nur überwiegend von seiten der staatlichen Politik auf 
zentraler Ebene vorgenommen werden. Das Wissen, die Kompetenzen 
und die Interessen der unterschiedlichsten gesellschaftlichen Akteure sind 
daher in die Technikentscheidungen in einer solchen Weise einzubezie­
hen, daß eine Abwägung der Ziele des »magischen Dreiecks« der Tech­
nikbewertung im Hinblick auf eine sozial und ökologisch sensible Wachs­
tumsstrategie möglich wird.

Zur Diskussion steht somit die Aufgaben- und Verantwortungsverteilung 
zwischen den einzelnen Institutionen, die im folgenden näher erörtert
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werden sollen. Dafür ist es zunächst erforderlich, die Aufgabenfelder beim 
gesellschaftlichen Umgang mit Technik genauer zu bestimmen.

Technikbezogene gesellschaftliche Aufgabenfelder

Eine wesentliche Unterscheidung für die Handlungsmöglichkeiten und 
Handlungsbereitschaft der Akteure ist hinsichtlich des Zeitraums der 
Techniknutzung zu treffen. Generell - ohne daß im einzelnen ganz ein­
deutige Abgrenzungen möglich oder nötig wären - ergeben sich unter­
schiedliche Schlußfolgerungen für den Umgang mit Technikentscheidun­
gen, wenn die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Auswirkungen 
überwiegend in der Vergangenheit (1) liegen, wenn diese Folgen in der nä­
heren Gegenwart (2) auftreten oder wenn die Folgenpotentiale vornehm­
lich für die Zukunft (3) erwartet werden. Kehren wir einen Moment zu 
den oben dargestellten gegensätzlichen Auffassungen über Technik zu­
rück, so kann als ein typisches Muster erwartet werden, daß Techniken vor 
und zu dem Zeitpunkt ihrer Nutzung eher als problem- und konfliktlö­
send angesehen werden. Schadensfolgen sind entweder nicht umfassend 
untersucht worden, noch nicht erkannt oder treten im Bewußtsein der Be­
teiligten gegenüber dem erwarteten oder erhaltenen Nutzen stark zurück. 
Im Verlauf der Nutzung und zum Teil erst im nachhinein werden uner­
wünschte Auswirkungen jedoch deutlicher spürbar und/oder klarer er­
kannt und entsprechende Konsequenzen gefordert. Der Januskopf des 
technischen Fortschritts - die Tatsache, daß sich Chancen wie Risiken glei­
chermaßen ergeben können - hat also eine gewichtige zeitliche Komponen­
te.

1. Der Fall, daß durch frühere Nutzung von Technologien dauerhafte und 
erst heute erkannte Schädigungen und Belastungen aufgetreten sind, läßt 
sich summarisch - unter Absehung von allen unterschiedlichen Problem­
strukturen - als Altlastenproblematik kennzeichnen. Am Beispiel der Ver­
breitung chemietechnischer Verfahren und ihrer Umwelteinwirkungen 
läßt sich diese Problematik näher erläutern.

Über Jahrzehnte war die Chemie - und ist es weiterhin - eine der dy­
namischsten Wachtumsbranchen. Gerade aufgrund ihrer führenden Stel­
lung im internationalen Wettbewerb hatten die deutschen Chemieunter­
nehmen einen erheblichen Anteil am nationalen Wirtschaftswachstum. 
Die rasche Aufeinanderfolge von Verfahrens- und Produktinnovationen
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ließ kein Ende dieser Wachstumsdynamik erwarten. Über lange Zeiträu­
me war diese Entwicklung im unzweifelhaften Interesse aller Beteiligten - 
dem der chemischen Industrie durch die Vielzahl rentabler Produktions­
möglichkeiten, dem der Beschäftigten aufgrund sicherer und vergleichs­
weise hochbezahlter Arbeitsplätze, dem des Staates wegen der Steuerein­
nahmen und der Bedeutung für den Außenhandel und auch dem der 
Konsumenten wegen der Verbilligung zahlreicher Produkte oder des An­
gebots völlig neuer und als nützlich angesehener Güter.

Erst in den letzten Jahrzehnten - ausgelöst vor allem durch die Ent­
deckung der Schadensfolgen des DDT-Einsatzes - änderte sich diese 
Sichtweise. Chemieindustrielle Prozesse, deren Produkte und Nebenpro­
dukte wurden zunehmend auch als Problem gesehen. Viele Belastungen 
hatten sich jedoch zu diesem Zeitpunkt bereits kumuliert, und Wissenszu­
wächse, die durch vermehrte Forschungsbemühungen erlangt wurden, 
führten zur Wahrnehmung immer weiterer, zuvor ungekannter Belastun­
gen. Altdeponien mit hohen Anteilen toxischer Stoffe sind nur ein heraus­
ragendes Beispiel einer Problemkonstellation, für die Lösungen noch 
nicht einmal im Ansatz gefunden sind.

Neben dem - wiederum - technischen Problem geeigneter Beseiti­
gungsverfahren stellt sich bei solchen Altlasten, also bei Schädigungen 
durch Nutzungen von Technologien in der Vergangenheit, vor allem die 
Frage der Zuständigkeit und der Finanzierbarkeit. In zahlreichen Fällen 
ist eine eindeutige Bestimmung des Verursachers nicht mehr möglich. 
Selbst wo dies noch geschehen kann, ist häufig eine eindeutige Verpflich­
tung des Verursachers zur Schadensbeseitigung nicht durchsetzbar, sei es, 
weil die rechtlichen Voraussetzungen hierzu in der Vergangenheit nicht 
Vorlagen, sei es, weil der Verursacher nicht mehr existiert. Es ist offenkun­
dig, daß in solchen Fällen ein erheblicher staatlicher Handlungsbedarf be­
steht, der zumindest die Initiierung und Organisierung der Schadensbesei­
tigung und gegebenenfalls auch die (Mit-)Finanzierung nach dem Ge­
meinlastprinzip umfassen muß. Erfahrungen aus anderen Ländern, wie 
beispielsweise den USA, zeigen, daß eine erhebliche Verpflichtung der 
verursachenden Industrien als Gruppen - nicht als einzelne verantwortli­
che Unternehmen - möglich ist, wenn die Bildung von Sonderfonds in Er­
wägung gezogen wird (Müller 1985). Darüber hinaus sollte jedoch - viel­
leicht viel praktikabler und vorteilhafter - der Gedanke einer Altlastenan­
leihe stärker in Betracht gezogen werden, denn: Auch wenn die verursa­
chenden Generationen nicht mehr oder nur eingeschränkt haftbar zu ma­
chen sind, besteht keine Notwendigkeit, der jetzigen Generation allein al­
le Kosten anzulasten, zumal der Nutzen zu wesentlichen Teilen erst in der
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Zukunft eintritt. Da gleichzeitig dringender Handlungsbedarf besteht, mit 
der Schadensbeseitigung also nicht gewartet werden kann, dürfte sich die­
ser Weg, der gegenwärtiges Handeln auch mit zukünftigen Kosten und 
Nutzen verbindet, geradezu anbieten. Wenn eine heute freiwillig zu 
marktgängigen Konditionen gezeichnete Anleihe von zukünftigen Gene­
rationen zurückgezahlt wird, könnte unter bestimmten Voraussetzungen 
ein intergenerativer Lastenausgleich erreicht werden, der die Nutzungs­
verteilung zwischen diesen Generationen miteinbezieht (von Stein 1878).

Ein weiterer wirtschaftspolitischer Aspekt ist hier von Bedeutung. Bei 
Konzentration erheblicher technischer und wirtschaftlicher Ressourcen 
auf die Altlastenproblematik - was heute geboten erscheint - könnten we­
sentliche Maßnahmen der Schadensbeseitigung in dem mittelfristigen 
Zeitraum realisiert werden, in dem von einer weitgehenden Konstanz der 
gegenwärtigen Arbeitsmarktlage auszugehen ist. Die Altlastenbeseitigung 
sollte daher auch als ein Aufgabenfeld gesehen werden, in dem forciert 
umgesetzte Entsorgungsstrategien vielfältige Beschäftigungs-, Qualifika- 
tions- und Innovationschancen und - damit verbunden - Wachstumsmög­
lichkeiten eröffnen können (Dierkes/Wagner 1985). Eine zügige Heran­
gehensweise an die Probleme - statt Verantwortlichkeiten hin- und herzu­
schieben - wäre nicht nur problemadäquat, sondern könnte auch regionale 
oder nationale Wettbewerbsvorteile schaffen. Selbst in diesem Problem­
bereich müssen ökologisch motivierte Handlungsansätze den wirtschaftli­
chen Zielen des magischen Dreiecks also keineswegs entgegenlaufen.

Die Altlastenproblematik könnte damit zu einem Musterfall der Zu­
sammenarbeit von Wissenschaft, Wirtschaft, Landes- und Kommunalpoli­
tik werden. Wissenschaftler und Wirtschaftsunternehmen hätten Verfah­
ren zur Altlastenbeseitigung und -kontrolle im Zusammenwirken mit den 
betroffenen Kommunen zu entwickeln, während zentraleren Stellen die 
Aufgabe zukäme, durch selektive Förderung von Demonstrations- und 
Modellvorhaben deren Durchführung in der Startphase zu ermöglichen.

2. Unter dem Stichwort der Handlungsproblematik soll hier die Frage des 
Umgangs mit Techniken, deren Folgen gegenwärtig und in der nahen Zu­
kunft auftreten, zusammengefaßt werden. Der wichtige Unterschied zur 
Altlastenproblematik besteht darin, daß einzelne und kollektive Hand­
lungsträger, beispielsweise Unternehmen oder Gruppen von Konsumen­
ten, benennbaf sind, die aus der laufenden Anwendung der Technik ge­
genwärtigen Nutzen ziehen. Diese Problematik kann vielleicht am besten 
am Beispiel der Einführung neuer Technologien auf der Grundlage der 
Mikroelektronik erläutert werden.
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Die ökonomische Triebkraft hinter zumindest einigen Anwendungs­
formen der Mikroelektronik ist im Zuge der rapide beschleunigten Ein­
führung dieser Technologien, etwa im Produktionsbereich oder in der Bü­
rotechnik, deutlich geworden. Die ökologischen Auswirkungen dürften 
demgegenüber von nachgeordneter Bedeutung sein. Durch effizientere 
Ressourcennutzung oder durch Verringerung von Schadstoffemissionen 
beim Einsatz elektronischer Meß-, Steuer- und Regelungssysteme können 
sicherlich beachtliche positive ökologische Effekte erzielt werden; in der 
Produktion von elektronischen Bauteilen hingegen sind - wenngleich in 
begrenztem Umfang - Umwelt- und Gesundheitsbelastungen bekannt ge­
worden. Gleichzeitig ist es jedoch unbezweifelbar, daß die »mikroelektro­
nische Revolution« erhebliche soziale Folgewirkungen hat und noch ha­
ben wird. Wenngleich die Richtung der Veränderungen noch nicht ein­
deutig absehbar und auch nach Branchen sehr verschieden ist, ergeben 
sich in jedem Fall sichtbare Verschiebungen in den Qualifikationsstruktu­
ren der Beschäftigten, die die Arbeitsplatzsicherheit und die weiteren Ar­
beitsmarktaussichten größerer Gruppen von Arbeitnehmern beeinflussen. 
Wissensbedingte Veränderungen von Macht- und Einflußstrukturen in 
Unternehmen, Politik und Öffentlichkeit stellen einen zweiten großen 
Problembereich dar, der mit der Anwendung der Mikroelektronik verbun­
den ist. Die Diskussionen um betriebliche Personalinformationssysteme, 
aber auch die Volkszählung oder den maschinenlesbaren Personalausweis 
in Verbindung mit Datenbanken im staatlichen Bereich können hier als 
Beispiele dienen.

Wenngleich die Problemlage im einzelnen für andere gegenwärtig ge­
nutzte oder eingeführte Technologien von der eben skizzierten grundver­
schieden zu sein scheint, so läßt sich doch eine offenbar typische Abwä­
gungssituation ausmachen. Neue Technologien generell - die Mikroelek­
tronik ist dafür nur ein besonders prägnantes Beispiel - betreten entweder 
unregulierte Felder gesellschaftlichen Handelns, oder sie verlangen die 
Modifizierung bestehender Regeln (Burns u. a. 1986). Will man ihre Ein­
führung beschleunigen, weil man positive Wirkungen ihrer Anwendung 
erwartet, so ist es sinnvoll, starre Regelungsformen zu beseitigen oder so 
zu verändern, daß sie auch für die neue Technik anwendbar sind. Das ge­
genwärtig beliebte Schlagwort von der notwendigen »Flexibilisierung« 
drückt genau diesen Sachverhalt aus. Der größte und schnellste Nutzen 
kann von neuen Techniken dann erwartet werden, wenn zur Realisierung 
von Flexibilität in den Anwendungsbereichen regulative Hindernisse aus 
dem Weg geräumt werden.
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Auf der anderen Seite haben zahlreiche bestehende Regelungen und 
Reglementierungen Schutzfunktionen - oder haben diese zumindest bei 
ihrer Einführung gehabt. Dieser Schutz betraf häufig gerade soziale und 
ökologische Interessen, die nicht ohne weiteres der wirtschaftlichen Dyna­
mik ausgesetzt werden konnten und sollten. Jede allgemeine Forderung 
nach Flexibilität riskiert damit - oft ungewollt - die Beseitigung auch sinn­
voller Schutzvorschriften.

Allerdings erfüllt nicht jede Reglementierung eine solche Schutzfunk­
tion, und nicht jede, die einmal sinnvoll war, ist es auch heute noch. So 
läßt sich beispielsweise für die Luftreinhaltepolitik in der Bundesrepublik 
zeigen, daß eine im internationalen Vergleich überaus hohe Regelungs­
dichte, was Emissions- und Immissionsnormen und deren technische De­
tails betrifft, nicht zu größeren Erfolgen in der Luftreinhaltung geführt 
hat. Ganz offenbar gelingt es anderen Ländern - in diesem Beispiel in un­
terschiedlicher Weise den USA und Japan, aber auch anderen westeuro­
päischen Ländern -, mit geringerem Regelungsaufwand einen geringeren 
Grad von Luftverschmutzung zu erreichen (Weidner/Knoepfel 1983). Ge­
nauer zu prüfen wäre in diesem Zusammenhang beispielsweise, inwieweit 
nicht die Umweltpolitik in der Bundesrepublik alle Anreize dafür schafft, 
daß sich die technischen Sachverständigen in den Unternehmen oft zu 
einem »Schweigekartell« zusammenschließen und umweltfreundliche 
technische Möglichkeiten nicht in dem ihnen möglichen Maße erwägen 
oder gar entwickeln, weil eine im schlechten Sinne konservative Politik 
von ihnen zwar die Einhaltung von Normen fordert, aber für die Unter­
bietung von Normen keine Prämien, sondern eher noch negative Sanktio­
nen bereithält.

Wie die Erfahrungen der Umweltpolitik zeigen, kann von anderen 
Ländern, was den richtigen Umgang mit Reglementierung und Flexibilität 
betrifft, zweierlei gelernt werden: Auf der einen Seite sind mit klaren und 
unzweideutigen Zielsetzungen nach Inhalt und Zeitperspektive den Tech­
niknutzern Verantwortlichkeiten zu benennen und aufzuerlegen. Eine 
größere Berücksichtigung der gesellschaftlichen Verantwortung der Un­
ternehmen, aber auch ein verschärftes Umweltstrafrecht und eine in Teil­
bereichen erweiterte Produzentenhaftung können die Voraussetzungen 
dafür schaffen, daß diese Verantwortung in mehr Unternehmen erkannt 
und - wenn erforderlich - von der Kostenseite erzwungen wird. Hierzu 
sind dann auch aktive innovative Problemlösungen zu fördern; ökonomi­
sche Anreize wie Abgabensysteme oder Zertifikatsverfahren wären dafür 
Beispiele (Wicke 1982). Generell ist bei solchen Maßnahmen jedoch dar­
auf zu achten, daß Schritte zur tatsächlichen Lösung eines Problems erfol­
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gen und nicht durch die Reaktion der angesprochenen wirtschaftlichen 
oder sozialen Akteure nur eine Verschiebung in andere Bereiche vorge­
nommen wird. Ähnlich wie bei der »Politik der hohen Schornsteine« die 
Luftverschmutzung lediglich zunächst von der lokalen auf eine überregio­
nale Ebene verlagert wurde, um sich nachfolgend in einer allgemein ange­
stiegenen Belastung bemerkbar zu machen, ist es auch nicht ausgeschlos­
sen, daß Anreizsysteme technische Lösungen befördern und beschleuni­
gen können, deren Anwendung mit neuen sozialen oder auch anderen 
ökologischen Folgewirkungen verbunden ist. Komplementär zu beiden 
vorgeschlagenen Handlungsformen - klarere Verantwortlichkeit der Tech­
nikanbieter und -nutzer, verbunden mit innovationsfördernden Anreizsy­
stemen - kann daher eine Erhöhung der Transparenz bei Technikentschei­
dungen - sei es als Vorschrift oder als Selbstverpflichtung - zu einer früh­
zeitig einsetzenden und umfassenden Technikbewertung beitragen.

3. Das Problem der Technologien, die erst in mittelfristiger Perspektive 
nutzungsreif und deren Auswirkungen möglicherweise erst in weiterer Zu­
kunft relevant werden, soll hier unter dem Stichwort Wissensproblematik 
behandelt werden. In vielen Fällen stehen den Erwartungen der Wissen­
schaftler, Ingenieure und Unternehmer, die an der Entwicklung und Ein­
führung neuer Technologien beteiligt sind und verständlicherweise deren 
Nützlichkeit herauszustellen bestrebt sind, keine gleichwertigen Kenntnis­
se und Informationen bei nicht an diese Interessen gebundenen oder eher 
skeptischen Gruppen und Institutionen gegenüber (Keck 1984). Als ge­
genwärtig wichtiges Beispiel sei hier die Biotechnologie angeführt. Weder 
die beteiligten Wissenschaftler, die ein selbstverständliches Interesse an 
der unbeeinträchtigten Fortführung ihrer Forschungen haben, noch die 
Unternehmen, die herausragende Marktchancen bei biotechnologischen 
Produkten erwarten und in der Konkurrenz nicht Zurückbleiben dürfen, 
noch staatliche Förderungsinstanzen, die eine Stärkung der nationalen 
Wirtschaft im internationalen Wettbewerb anstreben, können von vorn­
herein allein die Instanzen bilden, bei denen eine Technikbewertung ge­
mäß den Vorgaben des magischen Dreiecks ausschließlich angesiedelt 
werden sollte.

Andere potentiell Betroffene verfügen jedoch in dieser Situation 
kaum über die notwendige Expertise. Gerade eine solche sozusagen »na­
türliche Verzerrung« der Wissensbasis in der Phase der Technikeinfüh­
rung dürfte in der Vergangenheit wesentlich zur Kumulation sozialer und 
ökologischer Kosten beigetragen haben. Nicht zuletzt deshalb wird gerade 
in einer Informationsgesellschaft Informationsmangel in als wichtig emp­
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fundenen Bereichen per se als Bedrohung empfunden und zum Anlaß 
entsprechend kritischer Reaktionen. Um Überreaktionen zu vermeiden 
und sinnvolle Techniken tatsächlich frühzeitig entwickeln und nutzen zu 
können, liegt somit ein Abbau einer solchen »natürlichen« Verzerrung der 
Wissensbasis im allseitigen Interesse.

Schritte in die Richtung der Bewältigung der Wissensproblematik, 
aber auch in bezug auf den »Informationsausgleich« können nur über die 
erweiterte Anwendung und Präzisierung der bekannten Instrumente der 
Technikfolgenabschätzung und - begrenzter: bezogen auf die ökologischen 
Ziele - der Umweltverträglichkeitsprüfung erfolgen. Dabei kommt einer 
Selbstverpflichtung der Wirtschaft ebenso große Bedeutung zu wie einem 
verstärkten Engagement der staatlichen Politik. Als zentraler Ort 
technischer Innovation sollten sich die Unternehmen zur Durchführung 
von Technikfolgenabschätzungen mit hoher Transparenz verpflichten. 
Aufgabe des Staates und hier vordringlich insbesondere der Parlamente 
sollte es sein, bei allen Technologien, bei denen eine zukünftige Anwen­
dung mit hohem Folgenpotential wahrscheinlich ist, die Initiierung und 
Förderung einer breit angelegten Folgenabschätzung, gegebenenfalls ent­
sprechender Experimente sowie eines breiten gesellschaftlichen Diskurs 
über deren Gefahren und Möglichkeiten - unter Einbeziehung aller gesell­
schaftlicher Gruppen - zu übernehmen.

Aufgabenverteilung und Entscheidungsfindung

Zuständigkeiten der Technikbewertung und Technikentscheidungen las­
sen sich sinnvollerweise jedoch nicht generell angeben, es muß vielmehr 
nach dem Ausmaß der Technikfolgen und nach deren Reichweite unter­
schieden werden. Bei der großen Mehrzahl von Technikentscheidungen 
handelt es sich um Inkrementalinnovationen, bei denen an schon genutzten 
Techniken schrittweise kleine Veränderungen vorgenommen werden. We­
nig spricht dagegen, in diesen Fällen den unmittelbar Interessierten - das 
sind in der Regel die innovativen Unternehmen und die Nachfrager des 
veränderten Produktes - die Entscheidung - herbeigeführt über die Insti­
tution des Marktes - zu überlassen. Unumgänglich ist es allerdings auch in 
diesen Fällen, Transparenz über den Charakter der Technik und deren 
Folgenstrukturen zu schaffen, um so weit wie möglich das Eintreten uner­
warteter Folgen dadurch zu verhindern, daß auch potentiell Betroffene, 
die nicht am Marktprozeß teilnehmen und deren Belange nicht durch re­
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gulative Entscheidungen der Vergangenheit ausreichend abgedeckt sind, 
die Möglichkeit haben, ihr Interesse zu artikulieren. Organisationsfähig­
keit dieser Gruppen vorausgesetzt (oder aber advokatorische Vertretung 
in geeigneter Form), weisen hier alle wesentlichen Kriterien, wie Reich­
weite und Ausmaß der Technikfolgen, auf die dezentrale Konfliktlösung bei 
allgemein gleicher Wissensbasis durch hohe Transparenz als adäquates 
Verfahrensmodell hin.

Besteht für den Fall der Inkrementalinnovation insofern wenig Ände­
rungsbedarf, so stellt sich das Problem wesentlich komplexer bei Innova­
tionen mit größeren Folgen und Reichweiten oder gar sogenannten Basis­
innovationen wie beispielsweise der Mikroelektronik. In diesen Fällen 
liegt eine größere, wenn nicht gar allgemeine Betroffenheit vor, die eine 
im weiteren Sinne politische und damit zum Teil wenigstens breitere Dis­
kussion und Entscheidungsfindung erforderlich macht. Dabei sollte jedoch 
weiterhin das Prinzip gelten, daß soweit wie möglich Anreize zum Interes­
senausgleich zwischen den interessierten und betroffenen gesellschaftli­
chen Gruppen unter der Anerkennung bestimmter Rahmenbedingungen 
und Verfahrensweisen der Entscheidungsfindung geschaffen werden soll­
ten, um die Fälle direkt staatlicher Entscheidungen und Interventionen 
begrenzt zu halten.

Unter diesen Prämissen lassen sich Aufgaben und Möglichkeiten der 
unterschiedlichen Akteure in der Technikbewertung allgemein wie folgt 
skizzieren:

Die Rolle und die Handlungsmöglichkeiten von Individuen und priva­
ten Haushalten als Techniknutzern werden weitgehend noch unterschätzt. 
Und dies, obwohl seit langem bekannt ist und immer wieder in Untersu­
chungen bestätigt wird, daß in weiten Kreisen der Bevölkerung eine hohe 
Bereitschaft besteht, aktiv und bewußt insbesondere zum Umweltschutz, 
aber auch allgemein zu einer ökologisch und sozial verträglichen Technik­
nutzung beizutragen. Diese Bereitschaft erstreckt sich auch auf die Über­
nahme von erstaunlich weitgehenden, verständlicherweise aber begrenz­
ten Kosten entweder in materieller Form oder in Form veränderten Ver­
haltens (Kessel/Zimmermann 1985). Gleichzeitig zeigt es sich aber auch, 
daß diese Bereitschaft überfordert würde, wenn sie sich in einem wenig 
unterstützenden oder sogar abweisenden Umfeld beweisen müßte. Pro­
blemadäquates umweit- und technikbezogenes Verhalten ist trotz hohem 
Bewußtsein für die Probleme in den Industriegesellschaften soziokulturell 
noch nicht hinreichend verankert; bei sich laufend stark ändernder sozio- 
technischer Umwelt ist dies auch nur schwer zu erreichen. Um so notwen­
diger ist es daher, durch Bereitstellung unterstützender Technik und posi­
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tiver Anreize Bedingungen zu schaffen, die bewußteres Umwelt- und 
Technikverhalten - etwa durch Energiesparen, Müllseparierung und Re­
cycling - erleichtern, und Ergebnisse der Verhaltensänderungen etwa 
durch eine regelmäßige Umweltberichterstattung auf kommunaler und re­
gionaler Ebene sichtbar zu machen. Gleichzeitig sind gegenläufige Anrei­
ze abzubauen, wie sie beispielsweise degressive Energietarife darstellen, 
und noch bestehende institutionelle Hemmnisse - etwa gegenüber sepa­
rierter Müllbeseitigung - zu reduzieren. Bei der Bewältigung dieser Aufga­
ben kommt offensichtlich wiederum kommunalen Körperschaften und 
Unternehmen eine wichtige Rolle zu, deren Wahrnehmung durch die 
Schaffung entsprechender staatlicher Rahmenbedingungen und die För­
derung von Demonstrationsprojekten ermöglicht und erleichtert werden 
muß. Darüber hinaus sollte im Bildungs- und Ausbildungsbereich durch 
verstärkte Umwelt- und Technikerziehung in Schulen, die auch bei loka­
len Problemen ansetzen sollte, die Problematik des angemessenen Um­
gangs mit Technik stärker aufgegriffen werden. Ein gleiches gilt für Lehre 
und Forschung im Bereich der Universitäten und Hochschulen.

Die zentrale Aufgabe der Unternehmen im Umgang mit Technik ist die 
Anerkennung ihrer umfassenden, über eng definierte ökonomische Ziele 
hinausgehenden gesellschaftlichen Verantwortung aufgrund der Tatsache, 
daß von ihnen die weit überwiegende Zahl technischer Innovationen aus­
geht. Diese Anerkennung müßte sich zum einen in der Selbstverpflichtung 
zur Durchführung von Technikfolgenabschätzungen und Umweltverträg­
lichkeitsprüfungen ausdrücken, die ein breiteres Spektrum positiver und 
negativer Wirkungen im Sinne des »magischen Dreiecks« der Technikbe­
wertung umfassen, als es die heute vor allem in Reaktion auf staatliche 
Regulierung durchgeführten Teilabschätzungen tun. Zum anderen erfor­
dert sie eine hohe Bereitschaft zur Transparenz in technikbezogenen Fra­
gen, z. B. durch regelmäßige Berichterstattung über soziale und ökologi­
sche Auswirkungen der in Unternehmen verwendeten oder produzierten 
Techniken im Rahmen einer um die gesellschaftsbezogene Rechnungsle­
gung erweiterten Publizität der Unternehmen (Dierkes/Preston 1977). 
Beides muß verbunden sein mit der Bereitschaft, bei Technologien, deren 
Folgewirkungen über eine kleine, abgrenzbare Gruppe von Nutzern hin­
ausreichen, die Ergebnisse der eigenen Forschungs- und Entwicklungsar­
beit pro-aktiv dem öffentlichen Diskurs über Nutzen und Risiko der An­
wendung dieser Techniken zu stellen, nicht zuletzt natürlich auch, um Pla­
nungssicherheit zu erlangen.

Politischen Institutionen schließlich kommt eine direkt aktive Aufgabe 
zu. Über die Setzung entsprechender Rahmenbedingungen und Anreize
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hinaus hat sich ihr Handeln vor allem vergangenheitsbezogen auf die Berei­
che der Altlastenproblematik zu richten, in denen Verursacher nicht mehr 
verpflichtbar sind, und zukunftsbezogen auf die Wissensproblematik, um zu 
einer umfassenden, weniger von den an der Technikentwicklung Beteilig­
ten allein beeinflußten Technikbewertung zu gelangen. Es ist im beson­
deren Aufgabe des Parlaments als einer pluralen, aus Vertretern unter­
schiedlicher gesellschaftlicher Gruppen zusammengesetzten Institution, 
über alle die Entwicklung unserer Gesellschaft stark prägenden techni­
schen Innovationen einen breiten Diskurs zu initiieren.

In allen anderen Fragen der Technikbewertung sollte die Rolle staatli­
cher Institutionen als subsidiär verstanden werden. Bei der Gestaltung der 
rechtlichen und politischen Rahmensetzung ist darauf hinzuwirken, daß, 
wo immer möglich, Anreize zu einem nicht nur wirtschaftlich, sondern 
auch ökologisch und sozial verantwortlichen Innovationsverhalten gege­
ben werden. Dies kann auch insbesondere dadurch erfolgen, daß die Ver­
antwortung von Technikproduzenten und -nutzem für die Folgen der An­
wendung rechtlich klar festgelegt wird.

Schlußbemerkung

Zieht man ein Resümee aus diesen Erkenntnissen, so wird deutlich, daß 
es notwendig ist, in der Frage des gesellschaftlichen Umgangs mit der 
Technik die Rolle der staatlichen Politik in einer doppelten Weise zu defi­
nieren: Zum einen ist äußerste Zurückhaltung geboten, was Interventio­
nen hinsichtlich der Richtung und der Details der Anwendung techni­
schen Fortschritts betrifft; zum anderen sind die staatlichen Aufgaben 
zentral in dem Sinne, daß der Rahmen, in dem den Maßgaben des »magi­
schen Dreiecks« der Technikbewertung nachzukommen ist, politisch ge­
setzt werden muß und zudem staatliche Initiativen dort ergriffen werden 
müssen, wo andere Handlungsträger aus Eigenmotivation nicht tätig wer­
den.

Innovationen und insbesondere technische Innovationen sind primär 
eine mikroökonomische Aufgabe, auch wenn diese sich letztendlich in ge­
samtwirtschaftliche Größen wie die volkswirtschaftliche Fortschrittsrate 
umsetzt. Staatliche Eingriffe, vor allem Detaileingriffe, in solche Prozesse 
führen häufig zu Ineffektivität. Auch im Hinblick auf den vernünftigen 
Umgang einer Gesellschaft mit Technik, so brennend diese Problematik 
ist, sollte eine Leitlinie, die einer der größten Wirtschaftswissenschaftler
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aus der Freiburger Schule, Walter Eucken, als »Denken in Ordnungen« 
bezeichnet hat, nie aus den Augen verloren werden: Die Vorzüge dezen­
traler Regelungen sollten auch im Handlungsfeld von Technik und Gesell­
schaft soweit wie irgend möglich genutzt werden. Es hieße, die Möglich­
keiten der Interessenabwägung zwischen interessierten Gruppen auf die­
ser Ebene bei weitem zu unterschätzen, würde der Staat allen Handlungs­
notwendigkeiten durch detaillierte Interventionen gerecht werden wollen.

Dies bedeutet nun aber nicht, daß der staatlichen Politik keine wichti­
ge Rolle in der Bearbeitung von Technikproblemen zukommt. Das Kon­
zept des »magischen Dreiecks« der Technikbewertung hilft, in umfassen­
der Weise Kriterien für die Entscheidungen bei Techniknutzung zu be­
nennen, und kann so dazu beitragen, daß nicht - wie häufig in der Vergan­
genheit - einzelwirtschaftlich motivierte Techniknutzung unter Nichtbe­
rücksichtigung externer Effekte zu - gerade in der Kumulation über die 
Zeit schwerwiegenden - sozialen und ökologischen Belastungen führt. Es 
dient als Leitlinie sowohl für die dezentrale Auseinandersetzung zwischen 
sozialen Gruppen über Bedingungen der Anwendung von Techniken als 
auch gleichzeitig für die politische Rahmensetzung und Handlungsweise 
staatlicher Institutionen dort, wo eine angemessene Interessenabwägung 
zwischen den Beteiligten nicht erwartet werden kann.

Dies ist generell der Fall bei umfassenden technischen Innovationen, 
die die ganze Gesellschaft betreffen und bei denen daher niemand von 
der Entscheidungsfindung völlig ausgeschlossen werden darf. Darüber 
hinaus ist eine erhebliche staatliche Aktivität in der Altlastenproblematik 
erforderlich, da ohne politische Intervention bei diesem unaufschiebbaren 
Problem keine sichtbare Verbesserung erwartbar ist. Nachdem verschie­
dene Verfahrensweisen in letzter Zeit vorgeschlagen worden sind, soll hier 
ausdrücklich die Möglichkeit der Altlastenanleihe zur Diskussion gestellt 
werden, mit deren Hilfe sich vielleicht eine schnellere Realisierung von 
dringend erforderlichen Sanierungsmaßnahmen, verbunden mit positiven 
Arbeitsmarkt-, Wachstums- und Qualifizierungswirkungen, erreichen läßt. 
Ein weiteres Aufgabengebiet, in dem staatlicher und hier vor allem auch 
parlamentarischer Handlungsbedarf besteht, ist die Frage der Technolo­
gien, über die im Blick auf die weitere Zukunft zu entscheiden sein wird. 
Basistechnologien, die gesellschaftliche Strukturen und Lebensbedingun­
gen verändern werden, müssen in umfassender Weise in Verfahren der 
Technikfolgenabschätzung in Hinblick auf ihre Chancen und Risiken un­
tersucht werden. Dort, wo - wie vielfach erfahren - ex ante Kenntnisse 
nicht geschaffen werden können, müssen Techniken durch tatsächlich und



258 Gesellschaftliches Risikomanagement

nicht nur deklamatorisch reversible Experimente einem Test auf ihre Wir­
kungen hin unterzogen werden.

Die Wichtigkeit dieser Aufgaben staatlichen Handelns ändert aber 
nichts an dem Grundsatz, im Interesse der Entwicklung sinnvoll nutzbarer 
Technologien und zur Vermeidung einer Überforderung des Staates die 
politische Intervention möglichst gering zu halten. Dieser Grundsatz 
kommt bei gegenwärtigen Entscheidungen über Techniknutzung und ins­
besondere auch bei Inkrementalinnovationen zu seiner vollen Geltung. 
Die politische Rahmensetzung soll hier ausschließlich dazu dienen, den 
einzelnen Akteuren die Übernahme ihrer gesellschaftlichen Verantwor­
tung für den Umgang mit Technik zu erleichtern und sie durch entspre­
chende Anreize und Sanktionen zu motivieren. Die Entscheidungen selbst 
sind hier aber von den Unternehmen, Konsumenten und denjenigen ge­
sellschaftlichen Gruppen zu treffen, die mit der jeweiligen Technik befaßt 
oder von ihren Wirkungen betroffen sind.

Die Frage des gesellschaftlichen Umgangs mit Technik wird noch viel 
zu sehr nach den einfachen Mustern von Technikfeindschaft oder Tech­
nikeuphorie, von »mehr Markt« oder »mehr Staat« diskutiert. Gleichzeitig 
gibt es eine Vielzahl von Einzelvorschlägen zu technikbezogenen Proble­
men, bei denen die Bewertung ihres Stellenwertes vielen Beteiligten 
schwerfällt. Mit der Einführung des »magischen Dreiecks« der Technikbe­
wertung und der Unterscheidung zwischen Techniknutzung in der Vergan­
genheit, Gegenwart und Zukunft sowie der Diskussion über abgestufte 
Verantwortung in diesem Prozeß der Abwägung sozialer, ökonomischer 
und ökologischer Folgen der Techniknutzung wurde hier versucht, einen 
Rahmen zu entwickeln, der es erleichtern soll, Handlungsmöglichkeiten 
und Handlungsnotwendigkeiten zu bestimmen und über eine überholte 
Polarisierung - wie sie in den letzten Jahren zunehmend zu erfahren war - 
hinauszugelangen.

Zusammenfassung

Umfang der Technisierung wie auch die Art und Weise des gesellschaftli­
chen Umgangs mit Technik werden angesichts der breiten öffentlichen 
Diskussion um ihre Folgewirkungen immer mehr zu einem zentralen und 
gemeinsamen Problem von Staat, Wirtschaft und Öffentlichkeit. Ansätze 
für mögliche Lösungen müssen verschiedene Problemaspekte berücksich­
tigen: ökonomische, ökologische und soziale Ziele und Auswirkungen von
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Techniknutzung, die hier mit Hilfe eines »magischen Dreiecks« der Tech­
nikbewertung erfaßt werden, ferner unterschiedliche zeitliche Komponen­
ten von Techniknutzung und ihren Auswirkungen sowie eine adäquate 
Aufgaben- und Verantwortungsverteilung zwischen allen Beteiligten. Da­
von ausgehend werden folgende konkrete Handlungsvorschläge gemacht:
1. Im Hinblick auf die primär ökologischen Auswirkungen von Technik­

nutzung in der Vergangenheit und der sich daraus ergebenden Altla­
stenproblematik sollte ein beschäftigungs-, qualifikations- und wachs­
tumswirksames Programm der Altlastenbeseitigung in enger Koopera­
tion zwischen Staat, Wirtschaft und Wissenschaft in Gang gesetzt wer­
den. Als Finanzierungsform wäre hier eine Altlastenanleihe aus pra­
gmatischen wie aus Gründen der Verteilungsgerechtigkeit zwischen 
den Generationen näher zu diskutieren.

2. Im Hinblick auf die negativen sozialen und ökologischen Auswirkun­
gen heutiger Techniknutzung der hier bestehenden Handlungsproblema­
tik
(a) sollte die staatliche Politik einerseits verstärkt positive Anreize - 

z. B. in Form von Abgabenlösungen - vor allem in der Umweltpoli­
tik einsetzen und Raum für flexible Verhandlungslösungen auf re­
gionaler Ebene schaffen, andererseits sollte das geltende Wirt­
schafts- und Umweltstrafrecht in Richtung auf eine erweiterte Pro­
duzentenhaftung hin überdacht werden;

(b) sollten die Unternehmen durch erweiterte Publizität in Form von 
Umweltberichterstattungen und gesellschaftsbezogener Rech­
nungslegung ihre Bemühungen um die Reduktion sozialer und 
ökologischer Belastungen deutlich machen. Wo dies auf freiwilli­
ger Basis im Sinne eines aufgeklärten Selbstinteresses der Wirt­
Schaft nicht ausreichend erfolgt, sollten entsprechende Publizitäts­
vorschriften geschaffen werden;

(c) sollte die in der Bevölkerung vorhandene Bereitschaft zu einem be­
wußteren Umwelt- und Technikverhalten stärker als bisher genutzt 
werden. Hierfür müssen entsprechende Verhaltensanreize ge­
schaffen und bestehende institutionelle Hemmnisse abgebaut wer­
den. In diesem Bereich kommt vor allem den Kommunen bei der 
Schaffung einer entsprechenden Infrastruktur und vielfältigen For­
men der Umweltberichterstattung auf kommunaler und regionaler 
Ebene eine wichtige Aufgabe zu.

3. Im Hinblick auf die vielfach unbekannten Folgen neuer Technologien 
und die hier bestehende Wissens- und Entscheidungsproblematik sollte 
das Konzept der Technologiefolgenabschätzung als Instrument einer



260 Gesellschaftliches Risikomanagement

ökologisch und sozial sensiblen Wachstumsstrategie von Staat und 
Wirtschaft stärker genutzt werden. Neben entsprechenden Aktivitäten 
durch die Unternehmen sollten in erster Linie die Parlamente als zen­
trale Orte des Diskurses im politischen System für ausgewählte basis­
technologische Entwicklungen Technikfolgenabschätzungen in eigener 
Initiative durchführen lassen und ihre Ergebnisse und Konsequenzen 
öffentlich diskutieren. Die bisherigen technikbezogenen Enquete­
Kommissionen des Deutschen Bundestages, vor allem die gegenwärtig 
eingerichtete Enquete-Kommission »Technologiefolgenabschätzung«, 
aber auch ähnliche Bemühungen bei anderen nationalen Parlamenten 
sowie beim Europaparlament, sind hierfür ermutigende Anzeichen.
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Organisationskultur und Leitbilder als Einflußfaktoren 
der Technikgenese.
Thesen zur Strukturierung eines Forschungsfeldes

Meinolf Dierkes

I.

Sozialwissenschaftliche Technikforschung - und hier vor allem die Unter­
suchung organisatorischer und institutioneller Einflußfaktoren auf die 
Technikgenese - wird vielfach als eine der zentralen Forschungsaufgaben 
für die Sozialwissenschaften der nächsten Jahre angesehen. Als ein Bei­
spiel für viele sei hier auf den Bericht des »Committee on Basic Research 
in the Behavioral and Social Sciences, National Research Council» (vgl. 
NRC 1988) verwiesen, der im Hinblick auf Technikgenese hervorhebt:

»In earlier periods, historians and other social scientists tended to regard 
technology primarily as shaping, rather than as shaped by, social organizations 
and institutions. Research has led to important findings about the reverse side 
of the technology-society coin: the institutional shaping of institutions consti­
tutes a crucial link in understanding this relationship. First, the invention of 
technology takes place mainly in institutions for science and research. Second, 
the application of technology is influenced by institutional factors, such as the 
military aspect of the public sector, the organization of commercial firms, and 
the family and church in the private sphere. Third, the regulation of technol­
ogy has become an important issue for political institutions.« (S. 145)

In gleicher Weise argumentierte bereits 1984 das Memorandum zur So­
zialwissenschaftlichen Technikforschung der Bundesrepublik Deutschland 
(Memorandum 1984, S. 10): .

»Erst eine systematische Erweiterung der Wirkungsforschung um den bisher 
weit weniger gut untersuchten Prozeß der Erzeugung und Durchsetzung tech­
nischer Innovationen, d. h. um die Entwicklungs- und Anwendungsdimension 
der Technik, wird die sozialwissenschaftliche Technikforschung in den Stand 
setzen, den Anforderungen aus der gesellschaftlichen Praxis verantwortungs­
voll zu genügen. Erst in einer solchen Perspektive erschließen sich auch prak­
tische Handlungsdimensionen, die sich nicht mehr allein an der - oft zu spä­
ten - Schadensminimierung negativer Technikfolgen orientiert, sondern durch 
eine frühzeitige Verschränkung technologischer Entwicklungen mit gesell­
schaftlichen Zielsetzungen und Erfordernissen das Ausmaß solcher negativer 
Technikfolgen von vornherein zu reduzieren versucht.«
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n.

Sozialwissenschaftliche Forschung zur Technikgenese - wie sie in ihrem 
Begründungszusammenhang und ihrer Einbindung in die bisherige For­
schung bereits in einer früheren Darstellung umschrieben wurde (Dierkes 
1987) - setzt sich zur Aufgabe, den gesamten Prozeß der Entwicklung 
neuer Technologien oder auch grundlegender Modifikationen vorhande­
ner Techniken bis zu den ersten Stufen ihrer Markteinführung zu untersu­
chen. Sie schließt damit unter anderem einerseits an traditionelle Aufga­
ben der Wissenschaftsforschung - soweit relevant für die Fragen der Tech­
nikentwicklung (de S. Price 1984, S. 15) -, andererseits an Fragestellungen 
der Diffusionsforschung an. Als Brückenschlag von Untersuchungen zu 
Nutzungsentscheidungen und zur Folgenforschung nimmt sie auch die 
Frage nach der unterschiedlichen Berücksichtigung von nicht primären, 
indirekten, positiven wie negativen Externalitäten der Technik in verschie­
denen Stufen des Entscheidungsprozesses und der dabei wirksamen Ein­
flußfaktoren mit auf. Konzentriert sie sich auf die Analyse organisations­
struktureller Wirkungsparameter für die Technikgenese, so stehen hier 
vor allem auch Untersuchungen zu Entscheidungsprozessen über die Initi­
ierung, Verfolgung, Weiterverfolgung und vor allem auch die Eliminie­
rung einzelner technischer Entwicklungsvorhaben und die sie beeinflus­
senden Faktoren im Vordergrund der Forschungsinteressen.

III.

Forschung zur Technikgenese weist damit teilweise gemeinsame Schnitt­
mengen im Untersuchungsbereich mit der technikhistorischen Forschung 
auf, die sich traditionell mit dem Prozeß der Erfindung und insbesondere 
der Rolle der Erfinderpersönlichkeit beschäftigt hat (Klemm 1986). Er­
weitert wird dieser traditionelle Ansatz aber entsprechend einer sozialwis­
senschaftlichen Forschungsperspektive um den Versuch, Technikentwick­
lungsprozesse als bedingt durch spezifische organisatorische Einflußfakto­
ren analysieren zu können - ein Ansatz, der nicht nur für die neueren Ent­
wicklungen, sondern auch für die Erklärung von Technikentwicklungen 
früherer Jahrzehnte relevant sein könnte und jedenfalls fruchtbarere 
Theorieperspektiven eröffnet als die bisherige, vielfach auf die herausra­
gende einzelne Erfinderpersönlichkeit konzentrierte Forschung. For­
schung zur Technikgenese stellt damit keineswegs eine absolut neue For-
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schungsrichtung dar; sie baut in ihrer organisationskulturellen Orientie­
rung vielmehr auf den bisherigen Untersuchungen auf und ist gleichzeitig 
eine notwendige Erweiterung der in den letzten Jahrzehnten in den So­
zialwissenschaften im Vordergrund stehenden Technikfolgen- und Aus­
wirkungsanalysen (Dierkes 1981a).

IV.

Bisherige sozialwissenschaftliche Forschungsansätze zur Technikgenese 
lassen sich auf drei Ebenen finden:
■ der Analyse des Gesamtumfangs des technischen Fortschritts und sei­

ner Einflußfaktoren (Makroanalyse),
■ der Entwicklung neuer Techniken in einzelnen Industrien (Strukturana­

lyse) sowie
■ von Fallstudien zur Entwicklung einzelner Techniken (Mikroanalyse). 
Auf der Ebene der makrostrukturellen Forschung sind beispielsweise die 
Arbeiten von Marx (1867-1894, Bd. 2), Schumpeter (1952), Weber (1928) 
oder auch Dosi (1986) anzusiedeln; hierzu zu zählen sind auch die auf 
Technologie und Produktionsfunktionen orientierten Untersuchungen der 
neoklassischen Wachstumstheorie (Solow 1956; von Weizsäcker 1966) so­
wie die eher institutionell orientierte Modernisierungsforschung (Hirsch­
mann 1958; Lewis 1956). Die Untersuchungen auf der Strukturebene um­
fassen Analysen zur Entwicklung großtechnischer Systeme (Ogburn 1948; 
Hughes 1983; Mayntz 1988), begrenzt auch historische Analysen zur Ent­
wicklung einzelner Technikfelder (Halfmann 1984). Auf der Mikroebene 
finden sich insbesondere eine Vielzahl historischer Fallstudien zur Genese 
von Einzelerfindungen, beispielsweise zur Dampfmaschine (Matschoß 
1987) oder zum Verbrennungsmotor (Sass 1962), sowie eine Reihe jünge­
rer Arbeiten im Bereich der Sozial- und Kulturgeschichte (Genth/Hoppe 
1986).

V.

Spätestens seit der zunehmenden Verlagerung der Forschungs- und Ent­
wicklungsarbeiten von der Individualebene des Einzelerfinders auf For­
schungs- und Entwicklungsteams in Wissenschaftseinrichtungen und pri­
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vat wirtschaftlichen Unternehmen kann angenommen werden, daß organi­
sationsspezifische Faktoren - und hier wiederum organisationskulturelle 
Einflußparameter - zentrale Auswirkungen auf die technikbezogene Ent­
scheidungsfindung haben. Die Bedeutung von Binnenstrukturen von Or­
ganisationen, von habitualisierten Handlungsweisen und Denkmustern als 
wichtige Faktoren für Verfahren der innerorganisatorischen Problemlö­
sung und Verarbeitung von Umweltinformationen wird immer mehr sei­
tens der Forschung wie auch im forschungspolitischen Bereich anerkannt 
(Bloch 1986, S. 259). Es fehlen jedoch noch weitgehend Untersuchungen 
darüber, ob, inwieweit und in welcher Weise diese Organisationskontexte 
konkret die inhaltliche Ausrichtung von technischen Entwicklungslinien 
beeinflussen (Pelz 1967). Vielfach wurde den ökonomischen Bedingungen 
als Determinanten des Entscheidungsverhaltens von Organisationen ein 
erhebliches Augenmerk geschenkt, während die Bedeutung anderer, ins­
besondere auch organisationskultureller Aspekte für das Perzeptions- und 
Selektionsverhalten von Organisationen generell und speziell für den Pro­
zeß der Technikentwicklung bislang wenig Beachtung eingeräumt wurde. 
Mit organisationskulturell orientierten Forschungsansätzen kann indessen 
auch die - bislang vorwiegend den ökonomischen Rentabilitätskalkülen 
verpflichtete - Innovationsforschung dort erweitert werden, wo sich das In­
teresse vor allem auf die Konstituierung der inhaltlichen Ausprägungen 
von Techniken, also der spezifischen technischen Qualität konzentriert.

Bei dieser Forschung zu den institutioneilen Faktoren der Technikent­
wicklung stellen sich prinzipiell Forschungsfragen auf allen drei oben er­
wähnten Ebenen. Bei der im Augenblick im Vordergrund der Forschungs­
interessen stehenden Analyse der Abfolge von Selektionsprozessen, insbe­
sondere bei sehr langfristig orientierten und damit mit hoher Unsicherheit 
verbundenen Forschungs- und Entwicklungsprojekten (NRC 1988, S. 145), 
sind es jedoch in erster Linie mikro- und strukturanalytische Arbeiten, die 
geeignet erscheinen, den Einfluß organisatorischer Faktoren auf die Se­
lektionsprozesse innerhalb und zwischen den verschiedenen Organisatio­
nen und Institutionen im Prozeß der Entwicklung von Technik zu untersu­
chen.

Bisherige Forschungsergebnisse legen hier die Schlußfolgerung nahe, 
daß der Einfluß von kulturellen Faktoren um so stärker zu sein scheint, je 
höher die Unsicherheit der Situation ist: Je offener die Entscheidungsla­
ge, desto größer die Rolle organisatorisch gewachsener und verfestigter 
Wertvorstellungen und Leitbilder (Gagliardi 1986). Da langfristige For­
schungs- und Entwicklungsaufgaben sich gerade vielfach durch situative 
Offenheit und Unsicherheit auszeichnen, ist somit anzunehmen, daß im­



Organhationskultur und Leitbilder als Einflußfaktoren der Technikgenese 267

plizite, gemeinsame Denkmuster und Werte in dieser Phase eine wichtige 
Rolle spielen (Hanf 1980).

VI.

Organisationskultur wird in diesem Zusammenhang definiert als »collec­
tive programming of the mind« (Hofstede 1980, S. 13), wobei dieses das 
Muster solcher grundlegenden Annahmen umfaßt, die eine bestimmte 
Gruppe von Menschen, die lange genug existiert hat, um bedeutende Er­
fahrungen gemeinsam erlebt zu haben (Schein 1984, S. 5), in ihrem Bemü­
hen, die Probleme der Anpassung an ihre externe Umwelt und der inter­
nen Integration zu lösen, entwickelt hat. Dabei handelt es sich oft um 
Grundannahmen, die sich aus der Sicht der Gruppe als so erfolgreich er­
wiesen haben, daß sie neuen Mitgliedern der Gruppe als die richtige 
Wahrnehmung oder als das richtige Denken in bezug auf spezifische Pro­
blemmuster übermittelt werden (ebenda, S. 3). Solche grundlegenden An­
nahmen, haben sie sich einmal herausgebildet, werden in der Regel als ge­
geben angesehen und wirken als oft stillschweigend vorausgesetztes Hin­
tergrundwissen auf das organisatorische Entscheidungsverhalten. Sie sind 
verknüpft mit den stärker bewußten und sichtbaren Werten einer Organi­
sation und den beobachtbaren Verhaltensmustern und Symbolen (ebenda, 
S. 4).

VII.

In Anlehnung an die neuere Forschung zur Bedeutung von Organisations­
kulturen für die Erklärung von Entscheidungsprozessen und Organisa­
tionsverhalten - einen Überblick über die Entwicklung und den heutigen 
Stand geben beispielsweise Allaire und Firsirotu (1984), Ouchi and Wil­
kins (1985) sowie Dierkes (1988c) - lassen sich folgende vier grundlegende 
Hypothesen für die Analyse von Prozessen der Technikgenese heranzie­
hen:

Hypothese 1: Organisationen haben für sie charakteristische Kulturen und 
funktionsspezifische in diese eingebettete Subkulturen, die sich in weitge­
hend geteilten Perzeptionen und Werten, ausgewählten Grundannahmen
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über Strategien und Verhalten sowie Symbolen manifestieren, die wieder­
um Entscheidungen, Strategien und Verhalten prägen. Zu diesen Wahr­
nehmungen, Werten und Grundannahmen gehören auch solche, die tech­
nologiebezogen und auf die Zukunft gerichtet sind.

Hypothese 2: Je unsicherer das Ergebnis einer Entscheidung ist - was bei­
spielsweise bedingt sein kann durch die Langfristigkeit der Input-Output­
Beziehungen oder deren Nicht-Linearität -, desto mehr werden diese Ent­
scheidungen durch solche, die Organisation kennzeichnenden grundlegen­
den Perzeptionen, Werte und Verhaltensvorstellungen bestimmt. Tech­
nikgeneseentscheidungen sind vielfach solche, die unter großer Unsicher­
heit des Ergebnisses gefällt werden.

Hypothese 3: In Leitbildern, d. h. weitgehend geteilten Vorstellungen von 
bestimmten, in der Regel wünschenswerten und prinzipiell als möglich an­
gesehenen Zukünften werden solche grundlegenden Perzeptionen, Werte 
und Verhaltensvorstellungen aggregiert; Leitbilder dienen somit als zen­
traler Orientierungsrahmen für Entscheidungen mit noch unsicheren Er­
gebnissen. Vorstellungen von wünschenswerten und prinzipiell erreichba­
ren technologischen Möglichkeiten dürften sich vielfach in solchen Leit­
bildern manifestieren.

Hypothese 4: Technologiebezogene Leitbilder sind nicht allein typisch für 
spezifische Organisationen im Forschungs- und Entwicklungsprozeß; sie 
werden vielmehr häufig auch von professionellen Vereinigungen in einzel­
nen Technikfeldern oder Wirtschaftszweigen (»invisible Colleges«), aber 
auch von Subgruppen derselben geteilt und getragen.

Diese grundlegenden Hypothesen werden durch folgende fünf spezifische 
Annahmen über den Einfluß organisationskultureller Faktoren auf den 
Prozeß der Technikgenese ergänzt:
1. Grundlegende Wahrnehmungen, Werte und Verhaltensannahmen von 

Bedeutung für den Technikgeneseprozeß umfassen neben allgemeinen 
technologischen Leitbildern und ihren organisationsspezifischen Inter­
pretationen auf der technischen Seite auch generalisierte Vorstellun­
gen über angemessene Problemlösungsverfahren, was hier mit dem 
Begriff der Konstruktions- und Forschungsstile beschrieben wird und 
die Art der Herangehensweise bei Forschungs- und Entwicklungsauf­
gaben, die Auswahl der genutzten Instrumente, Meßverfahren sowie 
Evaluationskriterien umfaßt.
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2. Technikgenese greift in vielen Bereichen auf etabliertes wissenschaftli­
ches und technisches Wissen zurück. Die für Organisationen, Gruppen 
von Organisationen oder Subgruppen innerhalb dieser sowie für pro­
fessionelle Vereinigungen, typische Verhaltensweisen und charakteri­
stische Wahrnehmungen über angemessene und sinnvoll erscheinende 
Rückgriffe auf Teilbereiche bereits bewährten technischen und wissen­
schaftlichen Wissens - hier als Konstruktions- und Forschungstradition 
bezeichnet - ist ein weiterer bislang zu wenig untersuchter Erklärungs­
ansatz bei der Rekonstruktion von Technikgeneseprozessen (Knie 
1988a).

3. Allgemeine technische Leitbilder, die spezifische Kultur der den For- 
schungs- und Entwicklungsprozeß tragenden Organisation, Institution 
oder einzelner dominanter Subgruppen in diesen Einrichtungen, Kon­
struktions- und Forschungsstile sowie Konstruktions- und Forschungs­
traditionen müssen in ihrer Wirkungsweise auf die für die Technikge­
nese charakteristischen Forderungs- und Eliminierungsentscheidungen 
als mit einander verknüpft und in komplexer Form verzahnt angesehen 
werden.

4. Je weniger sich das erwartete Ergebnis eines Forschungs- und Entwick­
lungsprozesses im Rahmen bisher bekannter Verfahren oder Produkte 
antizipieren läßt und je vager deshalb die Vorstellungen hiervon sind, 
desto eher werden die Selektions- und Förderungsentscheidungen in 
Technikgeneseprozessen von allgemeinen Leitbildern für die Entwick­
lung eines Technikfeldes bestimmt; je mehr die erwartete Problemlö­
sung innerhalb bereits bekannter Verfahren oder Produkte angestrebt 
werden kann, desto mehr wird der Entscheidungsprozeß von konkre­
ten Vorstellungen über die Erwartungen und Bedürfnisse der Nutzer 
bestimmt.

5. Gemeinsame Leitbilder, ihre organisationsspezifische Umsetzung in 
konkrete Technikentwicklungsschritte sowie weitgehend geteilte Vor­
stellungen von angemessenen Konstruktionsstilen und Entwicklungs­
strategien sowie ein gemeinsames Verständnis über Konstruktions­
und Forschungstraditionen dienen gerade bei langfristigen und solchen 
Entwicklungsentscheidungen, deren Ergebnis aufgrund des hohen In­
novationsgrades besonders unsicher ist, als zentrale Vermittlungsklam­
mern zur Erreichung eines hohen Konsenses über Ziele und Vorge­
hensweise technikbezogenen Handelns in hochgradig arbeitsteiligen 
Entwicklungsprozessen.

Die Forschungsperspektive für eine organisationskulturell orientierte
Analyse von Technikgeneseprozessen läßt sich daher - zusammengefügt -
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durch folgende Zentralhypothese umschreiben: Die Selektions- und Elimi­
nierungsentscheidungen im Prozeß der Entwicklung von Technik werden 
geprägt durch die organisationsspezifische Interpretation allgemeiner 
technischer Leitbilder; die Vorgehensweise bei der Umsetzung erfolgt in 
organisationscharakteristischen Forschungsstrategien und unter Nutzung 
organisationsspezifischer Konstruktionsstile sowie auf der Basis der durch 
Konstruktions- und Forschungstraditionen bestimmten Auswahl und An­
wendung eines bekannten Sets wissenschaftlicher und technischer Kennt­
nisse. Das Ergebnis des Prozesses ist ein durch diese vier Faktoren von in­
einander verzahnten Wahrnehmungsfiltern, Werten und Vorstellungen 
über Strategien geprägtes neues Produkt oder Verfahren.

VIII.

Wie sich eine Organisationskultur herausbildet, ist in der neuen Literatur 
umfassend umschrieben (Dierkes 1988c, S. 557 f.). Sie ist Ergebnis eines 
langfristigen Lern- und Selektionsprozesses, in dem sich heuristisch ver­
schiedene Entwicklungsstufen unterscheiden lassen (Gagliardi 1986, 
S. 121 ff.). Ausgangspunkt sind dabei Werte, Ziele, Wahrnehmungen und 
Vorstellungen, das Leitbild der Gründergeneration und später einer oder 
mehrerer dominierender Führungspersönlichkeiten. Diese Werte und 
Vorstellungen dienen dabei als Selektionsfilter für Entscheidungen und 
organisatorisches Verhalten und beinhalten in der Regel Annahmen über 
kausale Zusammenhänge zwischen bevorzugten Strategien und selbstdefi­
nierten Erfolgskriterien. Bestätigen sich diese im Verlauf der Entwicklung 
der Organisation durch konkrete Erfolgserfahrungen, dann gehen sie als 
»gleichsam selbstverständlicher« Referenzrahmen in das weitere Handeln 
der Organisation ein, selbst in Bereichen, auf die die Führungsgruppe kei­
nen direkten Einfluß nimmt. Die ökonomischen und auch psychologi­
schen Kosten der Koordination in der Organisation werden durch die sich 
so herausbildenden gemeinsamen Grundannahmen reduziert; die Mitglie­
der der Organisation verhalten sich legitim, wenn sie ihnen entsprechen, 
so daß in einer weiteren Stufe des Prozesses das Bemühen um die Erfas­
sung der Erfolgsrelevanz des Verhaltens immer mehr zurücktritt. Das 
Verhalten selbst oder auch die spezifische Strategie werden als für die Or­
ganisation typisch und ihrer Umwelt angemessen angesehen.
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IX.

Im Hinblick auf die für die Analyse des Prozesses der Technikgenese 
wichtigen Selektions- und Eliminierungsentscheidungen von Organisatio­
nen sind aus dem breiten Spektrum der Erkenntnisse der Forschung zur 
Organisationskultur zwei von besonderer Bedeutung:
■ Organisationskultur wird geschaffen und stabilisiert durch Erfolge; die 

durch die Verinnerlichung und Symbolisierung von Erfolgsmustern ge­
wonnene Stärke der Organisation wird jedoch gefährdet und obsolet, 
wenn Veränderungen im Umfeld durch die kulturell herausgebildeten 
Sichtweisen nicht wahrgenommen und die einstmals mit Erfolg verbun­
denen Verhaltensweisen nicht mehr passend sind (Lorsch 1986, S. 98).

■ Organisationskultur wirkt damit auch selektiv (Dierkes/Berthoin-Antal 
1985; Thompson/Wildavsky 1985, S. 5). Das bedeutet: Bestimmte Si­
gnale werden durch die kulturspezifischen Perzeptionsfilter wahrge­
nommen, andere nicht; bestimmte Signale können leicht in Ziele und 
Strategien umgesetzt werden, andere nicht; bestimmte Ziele und Stra­
tegien lassen sich leicht implementieren, andere nicht.

X.

Leitbilder, die Zielvorstellungen wünschenswerter technischer Entwick­
lungslinien beschreiben, existieren auf unterschiedlichen Ebenen: Makro­
Leitbilder, die in der Regel gesamtgesellschaftliche Veränderungsprozesse 
umfassen, sind beispielsweise »die Informationsgesellschaft« oder »die 
Dienstleistungsgesellschaft«. Auf der Ebene von Technikfeldern oder 
Technikfamilien wären als Beispiele das »papierlose Büro«, die »autoge­
rechte Stadt« oder die »künstliche Intelligenz« zu nennen. Schließlich, auf 
der unteren Ebene dieser »Hierarchie«, charakteristisch eher für einzelne 
Forschungs- und Entwicklungseinheiten oder Schulen einzelner Diszipli­
nen, sind Vorstellungen über mögliche Einzeltechniken oder deren Ent­
wicklungsoptionen, beispielsweise das Weltautomobil der beginnenden 
achtziger Jahre oder die verschiedenen CIM-Systeme, anzusiedeln. In 
stark umstrittenen Technikfeldern, d. h. solchen, die in den Wahrnehmun­
gen einzelner Gruppen angesichts ihres Nutzens zu hohe negative soziale, 
ökonomische, politische oder ökologische Auswirkungen haben, werden 
diesen Leitbildern oft Negativleitbilder gegenübergestellt. Der Atomstaat, 
die Brütergesellschaft, der Überwachungsstaat mit dem Gläsernen Bürger
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sind Beispiele hierfür. Politische Auseinandersetzungen über Techniken 
und ihre Folgen sind vielfach durch Leitbildkonflikte geprägt. Solche Kon­
flikte bringen oft auch Modifikationen von Leitbildern mit sich; sie bewir­
ken, daß Teile des Negativleitbildes in das Positivleitbild übernommen 
werden. Die Integration ökologischer Aspekte in die Vorstellungen vom 
Automobil der Zukunft wäre hier ein Beispiel unter vielen.

XL

Leitbilder haben wie gemeinsam geteilte Wahrnehmungen, Werte und 
Verhaltensweisen den Vorteil, die Kosten der Koordination zu reduzieren 
und die Energie der Organisation als erfolgreich erfahrene Strategien und 
Ziele zu fokussieren. Sie haben aber den Nachteil, die Anpassungsfähig­
keit der Organisation an veränderte Umweltbedingungen zu reduzieren 
oder bei der Auswahl von vorhandenem wissenschaftlichen und techni­
schen Wissen für einen Forschungs- und Entwicklungsprozeß zu sehr be­
stehenden Konstruktions- und Forschungstraditionen verhaftet zu sein - 
ein Phänomen, das wahrscheinlich die oft dokumentierte Erfahrung er­
klärt, daß bahnbrechende »Pioniererfindungen« vielfach von Außensei­
tern einer Forschungsrichtung oder Industrie und nicht von den in diesem 
spezifischen Bereich etablierten Institutionen entwickelt wurden (Ham­
berg 1963).

xn.

Im Gegensatz zur Herausbildung von Organisationskulturen ist der Stand 
der Erkenntnis darüber, wie sich technische Leitbilder entwickeln, eher 
rudimentär. Vertiefte Untersuchungen zur Rolle professioneller Vereini­
gungen, »invisible Colleges«, Schulenbildungen, zum Einfluß politischer 
Ziele und Prioritäten hierauf sowie über Modenzyklen in Forschung und 
Entwicklung, auch und gerade auf internationaler Ebene, sind hier die 
nächsten Schritte.

Obwohl einige Elemente eines durch diese Hypothesen skizzierten 
Analyserahmens für die Untersuchung von Technikgeneseprozessen im 
Bereich organisationskultureller Ansätze bereits auf empirisch überprüfte 
Aussagen und generelle konzeptionelle Vorüberlegungen eine validere
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Basis aufweisen (Dierkes 1988c), stellt das gesamte Konzept nicht mehr 
als einen im Augenblick nachgehenswerten Ansatz in einem traditionellen 
Forschungsfeld dar, dem auch eine wachsende praktische Bedeutung zu­
kommt. Verstärkte Forschungsanstrengungen der kommenden Jahre müs­
sen die Tragfähigkeit des Gesamtkonzepts zeigen. Historische Längs­
schnitt-, aber auch Querschnittsanalysen von aktuellen Entwicklungspro­
zessen einzelner Techniken dürften hierbei für den Test des Gesamtkon­
zepts besonders geeignet sein. Aber auch Teilfragen wie Erklärungsversu­
che für die Entwicklung einzelner technischer Leitbilder und ihre Verän­
derungen oder auch die Umsetzung von Wahrnehmungen der techni­
schen, ökonomischen, sozialen, politischen und ökologischen Umwelt in 
Aufgaben der Technologieentwicklung sind ebenso von Bedeutung wie 
die Veränderungen von Konstruktionsstilen und Forschungsstrategien un­
ter dem Einfluß neuer Technologien und außerorganisatorischer Einfluß­
faktoren. Die Internationalität vieler Leitbilder für Technikentwicklung, 
aber auch die sichtbaren Unterschiede in ihrer Umsetzung in konkrete 
Forschungs- und Entwicklungsziele sowie -Strategien dürften auch für die­
ses Forschungsfeld vielfältige Untersuchungsbereiche für international 
vergleichende Forschung sein.

Diskussion*

Die dem Vortrag folgende Diskussion gruppiert sich um drei Schwerpunk­
te: Ein erster Diskussionsstrang gilt Fragen nach dem Begriff und dem Stel­
lenwert der Kategorie »Organisationskultur« als Einflußparameter auf die 
Technikgenese. Klärungsbedürftig scheint Frau Mayntz, ob mit dem An­
satz von Schein nicht nur spezifische Organisationstypen angesprochen 
seien und darüber hinaus die interpersonalen und interaktiven Konstitu­
tionsprozesse von Organisationskultur, wie sie von anderen Autoren dar­
gestellt worden seien, ausgeklammert blieben. Mehrere Diskussionsteil­
nehmer weisen auf die Existenz unterschiedlicher Professionstraditionen 
und Handlungsorientierungen innerhalb einer Organisation oder eines 
Unternehmens mit organisationsexternen Bezugsgruppen hin. Veltz stellt 
die Frage, ob nicht geglückte Innovationen sich oftmals rekonstruieren lie­
ßen als erfolgreiche Übersetzungsprozesse zwischen den einzelnen Grup­
pen einer Organisation, wobei in der Sozialforschung dann untersucht

Diskussionsprotokoll zusammengestellt von Andreas Knie und Volker von Thienen.
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werden müßte, aufgrund welcher Bedingungen und unter welchen Kon­
stellationen ein solcher Brückenschlag zwischen den Subkulturen und ih­
ren unterschiedlichen Sprachen erfolgte. Kubicek sieht eine gewisse Ge­
fahr darin, daß, nachdem der Versuch, formale Organisationsstrukturen 
als Erklärungsfaktor für organisatorisches Entscheidungsverhalten nach­
zuweisen, größtenteils gescheitert sei, nunmehr ein anderer und im Kern 
noch weniger konkretisierbarer Forschungsansatz mit einem überhöhten 
Erklärungsanspruch versehen werde. Zu bedenken gab er auch, daß nicht 
nur organisatorische Faktoren auf die Technikentwicklung Einfluß näh­
men, sondern umgekehrt auch geschaffene technische Konfigurationen 
die Verhaltensdispositionen in Organisationen festlegten. Lutz und Zapf 
fragten, ob nicht die Erklärungskraft des Einflußfaktors »Organisations­
kultur« auf die Entwicklung von neuen Techniken im Vergleich zu kon­
kurrierenden Deutungsmustern - etwa ökonomischen Ansätzen oder auch 
solchen, die die Professionsorientierung von Ingenieuren in der Technik­
entwicklung betonen - getestet werden müßte bzw. ob entsprechende Un­
tersuchungen schon vorgenommen worden seien.

Dierkes geht ebenfalls davon aus, daß die Vermittlungsformen zwi­
schen Organisationskultur und teilweise differenten Handlungsorientie­
rungen von Teilgruppen einer Organisation dringend untersucht werden 
müßten. Bislang sei dieses Problem in der wissenschaftlichen Literatur 
keineswegs hinreichend angegangen noch gar gelöst. Daß es solche Teil­
kulturen in einer Organisation gebe, könne gar nicht bestritten werden; er 
habe mit dem im Vortrag genutzten Begriff des »Konstruktionsstils« da­
bei, bezogen auf die Technikgenese, ja einen möglicherweise wichtigen 
subkulturellen Faktor ansprechen wollen. Solche Konstruktionsstile ließen 
sich zum einen als Resultat einer sozusagen technischen Sozialisation in­
nerhalb einer Organisation nachweisen; zugleich brächten aber Ingenieure 
aus ihrem Studium oder den Organisationen, in denen sie vorher gearbei­
tet hätten, solche Konstruktionsstile auch in Organisationen ein. Er erwar­
te deshalb, daß sich gerade bei Umbruchsituationen (»traumatische Ereig­
nisse«) die Existenz latent von vielen Mitgliedern einer Organisation ge­
teilter Ziele und Handlungsorientierungen, aber auch deren Inkonsisten­
zen und teilweise unterschiedlichen Grundorientierungen zeigen ließe. Im 
übrigen sehe er den Ansatz der Organisationskultur keineswegs substitutiv 
oder in absoluter Konkurrenz zu anderen Erklärungsansätzen der Tech­
nikgenese. In weiteren Forschungen müßte deshalb geprüft werden, ob 
und auf welche Prozesse der Technikgenese organisationskulturelle Fak­
toren in welchem Maße Einfluß nähmen. Dies gelte im übrigen natürlich 
auch für alle weiteren Forschungen zur näheren kategorialen und deskrip­
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tiven Erfassung von Organisationskultur; er teile mit Mayntz die Auffas­
sung, daß der Ansatz von Schein hier nur bestimmte Typen und Formen 
der Problemselektion und -handhabung von Organisationen gegenüber ih­
rer Umwelt erfasse. Inwieweit mit dem organisationskulturellen Ansatz zu 
hohe Erwartungen verbunden seien, könne sich letztlich erst in der kon­
kreten Forschungspraxis erweisen; unbeschadet davon sei gewiß der mög­
liche Rückkopplungsprozeß zwischen technischem System, Organisations­
struktur und -kultur schon in der Konzipierung von Forschungsprojekten 
im Bereich der Technikgenese zu beachten.

Ein zweiter Diskussionsstrang gilt dem Verhältnis von Organisationskul­
tur und technischen Leitbildern. Lutz und Dierkes sind sich darin einig, 
daß hier von einem Wechselverhältnis ausgegangen werden müsse, das 
dringend aufklärungsbedürftig sei. Technische Leitbilder würden in orga­
nisatorischen Kontexten entstehen und durch diese wieder modifiziert. 
Umgekehrt sei es oft Kennzeichen von Leitbildern, daß sie jenseits von 
Organisationsgrenzen wirkten, gleichsam Wahrnehmungsfilter für anzu­
strebende oder auch zu vermeidende technisch-soziale Strukturzusam­
menhänge bildeten. Rammert weist auf die Notwendigkeit hin, die Ent­
stehung solcher technischer Leitbilder verstärkt zu untersuchen. Springer 
möchte wissen, ob Leitbilderforschung nicht im Kern oft auch Ideologie­
forschung sei. Dierkes bestätigt dies unter dem Vorbehalt, daß der Begriff 
der »Ideologie«, der Fachterminologie entsprechend, benützt würde und 
damit nicht, der Umgangssprache folgend, negativ besetzt werde. Ollmann 
weist darauf hin, daß Technikleitbilder nicht nur auf der Anbieter-, son­
dern auch auf der Anwenderseite wirksam seien. Dierkes bekräftigt dies, 
sieht auch den Rückkopplungsprozeß, meint aber, daß Forschungen zur 
Technikgenese sich auf die Formen der Erzeugung und Übersetzung von 
sowie Grundorientierung an technischen Leitbildern auf der Anbieterseite 
konzentrieren sollten.

Ein dritter Fragenkomplex gilt dem Erklärungswert mikrostrukturell 
ausgerichteter Forschungsansätze für Prozesse der Technikentwicklung 
generell. So gibt Fleischmann zu bedenken, ob nicht jeder organisations­
soziologische Ansatz in der Technikgeneseforschung - ob nun eher auf die 
formalen Strukturen einer Organisation oder die weicheren kulturellen 
Strukturen abstellend - wichtige langfristige und makrostrukturelle Ein­
flußparameter auf die technische Entwicklung vernachlässige. Er sehe 
zwar, daß mit dem Organisationsansatz erklärt werden könne, wie und un­
ter welchen Bedingungen eine konkrete Technik entwickelt worden sei; 
den Bedingungen aber, unter denen eine solche Technik dann massenwei­
se in der Gesellschaft zur Anwendung komme und sie auch verändere,
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komme ein solcher Ansatz vielleicht nicht ausreichend auf die Spur. Ähn­
lich stellt Petermann in Frage, ob und in welchem Umfang Organisatio­
nen als eigenständige und geschlossene Akteursysteme in der längerfristi­
gen Technikentwicklung zu betrachten seien, und Simonis scheint ein 
Technikgenese-Begriff raumzeitlich zu diskret, der primär auf Strukturen 
der Erzeugung neuer Techniken in Organisationen abstelle, dabei aber je­
ne Faktoren des technisch-gesellschaftlichen Wandels nicht mehr hinrei­
chend erfasse, die durch einzelne Organisationen und Unternehmen hin­
durch wirken und den Rahmen ihres Verhaltens vielfältig festlegen.

Dierkes betont und bestätigt die Notwendigkeit, Prozesse der Tech­
nikgenese in mikrostrukturellen Zusammenhängen stets vor dem Hinter­
grund makrostruktureller Entwicklungsabläufe betrachten zu müssen. 
Auch hier verstehe sich der von ihm vorgestellte Ansatz nicht als einer, 
der andere Ansätze, die verstärkt den langfristig wirkenden Rahmenbe­
dingungen des technisch-gesellschaftlichen Wandels nachgingen, ersetzen 
wolle. Er halte aber auch explikative Ansätze für problematisch, die mein­
ten, den konkreten Verlauf des technischen Wandels und die Herausbil­
dung technisch-sozialer Systeme erschöpfend auf allgemeine - z. B. ökono­
mische - Grundprinzipien zurückführen zu können. Organisationen und 
Unternehmen seien selbstverständlich Teile ihrer gesellschaftlichen Um­
welt, gestalteten diese aber in noch näher zu untersuchender Form selbst 
wieder mit und reflektierten in ihrer Struktur und ihren Handlungsorien­
tierungen in verschiedener Weise Stufen der langfristigen technischen 
Entwicklung. Gerade im internationalen Vergleich habe sich - wie schon 
die Diskussion am gestrigen Tage gezeigt habe - ja die Wirksamkeit unter­
schiedlicher sozialer Ausgangsbedingungen, Formen der Arbeitsteilung, 
Kulturorientierungen auf die konkrete Technikerzeugung und Technikan­
wendung wie die Folgen dieser Anwendung gezeigt. Dies gelte auch für 
die je differenten Bedingungen der Technikgenese in organisatorischen 
Kontexten, wobei er nur darauf hinweisen wolle, daß sich die Begriffe des 
»technischen Leitbildes« und des »Konstruktionsstils« gerade nicht allein 
in der Analyse mikrostruktureller Kommunikations- und Entscheidungs­
strukturen hinreichend bewähren können, sondern ihre Anwendung auf 
die Notwendigkeit der Vermittlung mit makrostrukturellen und langfristig 
ausgelegten Erklärungsansätzen verwiesen sei. Schließlich wolle er aber 
ganz forschungspragmatisch auch anmerken, daß man sich in der Konzep­
tion von Forschungsprojekten auf spezifische Aspekte des Forschungsge­
genstandes beschränken müsse, und er sehe ein besonderes Forschungsde­
fizit gerade in der Analyse von Prozessen der Technikgenese an den Stät­
ten der Entwicklung und grundlegenden Modifikation von Techniken.



Ist Technikentwicklung steuerbar?

Meinolf Dierkes

Ein Blick in die Literatur zu dem Fragenkomplex »Steuerbarkeit der 
Technik« zeigt, daß das Thema nicht neu ist und die Bemühungen, den 
technischen Fortschritt insgesamt zu beeinflussen und gleichzeitig einzel­
ne technische Entwicklungen steuern zu wollen, schon sehr alt sind. Ein 
gleiches gilt für die wissenschaftliche Behandlung dieses Phänomens: Sie 
ist ebenfalls nicht neu. Sowohl in der mehr naturwissenschaftlichen als 
auch in der sozial- und vornehmlich geisteswissenschaftlichen Literatur 
gibt es eine lange Tradition der Diskussion und Spekulation. Dies bedeu­
tet jedoch nicht, daß vor dem Hintergrund der neueren Technikentwick­
lung und auf der Basis neuerer sozialwissenschaftlicher Erkenntnisse nicht 
auch ganz neue Ansätze diskutiert und überprüft werden sollten. Im fol­
genden werde ich mich in einem eher praxisorientierten Herangehen dar­
auf konzentrieren, in vier Stichpunkten einige konzeptionelle Gedanken 
hierzu vorzustellen und dabei insbesondere auf einen neueren For­
schungsansatz - den der Technikgenese (Dierkes 1990c) - sowie auf eine 
damit verknüpfte neuere Form sogenannter weicher Techniksteuerung - 
die Leitbilder vermittelte - zu sprechen kommen.

Das neue Problem: Die Verschiebung des archimedischen Punktes

Es scheint zunächst sinnvoll, die Ansatzpunkte und Institutionen der 
Techniksteuerung sowie ihre traditionellen Instrumente grob zu skizzieren 
(siehe Abbildung 1). Techniksteuerung wird in folgenden drei Bereichen 
angestrebt:
■ erstens bei der Technikgenese, also der Entwicklung der Technik,
■ zweitens bei den Nutzenentscheidungen, d. h. bei den institutioneilen 

und organisatorischen Entscheidungen, die gefällt werden, um festzule­
gen, welche Art von Technik zu welchem Zweck und unter welchen Be­
dingungen genutzt werden soll, und
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■ drittens schließlich bei den Folgen der Technik, entweder solchen, die 
schon beim Entstehen direkt sichtbar sind, oder anderen, die erst lang­
fristig auftreten, oft durch die Kumulationswirkungen häufiger Nut­
zung.

Abbildung 1: Traditionelle Instrumente der Techniksteuerung

(a) Instrumente und Ansatzpunkte:

(b) Wissensbasis: - TA-Forschung
- Implementationsanalyse (Evaluations- und Implementierungs­

forschung)

(c) Bewertung: - Vorteile: oft einzige Möglichkeiten, vor allem wegen Grenzen
der Antizipierbarkeit; meist Klarheit der Regulierungsziele

- Nachteile: oft zu spät und gelegentlich zu wenig wirksam; für 
staatliches Handeln oft hohe Eindringtiefe der Regulierung

Techniksteuerung setzt bislang ihren Schwerpunkt im Bereich der Folgen, 
und zwar bei solchen, die schnell und direkt sichtbar werden und damit 
hohes politisches Mobilisierungspotential besitzen.

Bei den Instrumenten der Techniksteuerung sind es vor allem Aufla­
gen, Gesetze und Vorschriften aber auch technische Normen, die hierzu­
lande eine ganz lange und wohl auch besondere Tradition haben.
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Im wesentlichen ist das Regulierungssystem von Technik, also das Zu­
sammenwirken von Ansatzpunkten, Instrumenten und Institutionen in der 
Form, wie wir es heute kennen, bereits in der zweiten Hälfte des 19. Jahr­
hunderts geschaffen worden (Dierkes 1990b). Es lassen sich dabei drei 
Entwicklungsetappen ausmachen, die jedoch den Kern, den grundsätzli­
chen Ansatz dieses Systems, nicht veränderten:

Die erste Etappe: In dem Regulierungssystem wurden zunächst die Rolle 
des Staates, der wissenschaftlichen Vereinigungen und der Unternehmer 
definiert. So operationalisierte die preußische Gewerbeordnung von 1845, 
die später vielfältig, beispielsweise 1875 in bezug auf Rauch- und Lärmbe­
lästigung, konkretisiert wurde, eine Vielzahl von Anleitungen und Verfah­
rensweisen. Was diesen Regulierungstyp vor allem auszeichnet, ist seine 
Reaktivität, d. h. Techniken werden erst eingeführt und dann, wenn unin- 
tendierte und unerwünschte Nebenwirkungen eintreten, Prozesse in Gang 
gesetzt, diese zu beseitigen oder wenigstens zu reduzieren. In der Regel 
waren solche Prozesse Partialregulierungen, d. h. spezielle Auswirkungen 
einer Technik wurden Auflagen, Vorschriften, gelegentlich auch Gesetzen 
unterworfen. Durch den wissenschaftlich-technischen Fortschritt wurden 
aber oft bei der selben Technik neue Probleme hervorgebracht, so daß der 
Prozeß permanenter Partialregulierungen häufig hinterher hinkte und 
meist auch nur begrenzt wirksam sein konnte. Die hinlänglich bekannten 
Vollzugsdefizite im Hinblick auf viele Gesetze etwa zogen auch schon da­
mals den Staat in ein Hoch und Tief der Regulierungsprozeduren hinein. 
Der Staat steuerte Techniknutzung und -folgen vielfach aber auch, mehr 
oder weniger tief eingreifend, in Bereichen, in denen er in der Regel nur 
wenig Kompetenz hatte.

Die zweite Etappe: Eine Veränderung kam in der zweiten Hälfte des vori­
gen Jahrhunderts dadurch in Gang, daß ein mehr restriktives Verständnis 
von den Aufgaben des Staates in der Technikregulierung entwickelt und 
damit in der Techniksteuerung immer mehr auf professionelle Institutio­
nen gesetzt wurde. Dadurch bildete sich - besonders nach der Konkretisie­
rung und Umsetzung der technischen Deputation für das Gewerbe, wie sie 
von Peter Christian Beuth 1819 entwickelt wurde - ein anderer staatlicher 
Regulierungsmechanismus heraus. Dies läßt sich zum Beispiel bei der Ba­
sistechnologie der damaligen Zeit, der Dampfmaschine, recht gut beob­
achten. Hierzu wurden konkrete Regulierungsaufgaben an solche profes­
sionelle Institutionen delegiert, die dann - wie es damals hieß - in wissen­
schaftlich-technischer Gemeinschaftsarbeit die jeweiligen Detailregulie-
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rangen übernahmen, während sich der Staat im wesentlichen auf die Fest­
legung grober Rahmenbedingungen konzentrierte. Auch dieser Regulie­
rungsmechanismus ist, selbst wenn er der Form nach differenzierter ab­
läuft, inhaltlich nach wie vor im wesentlichen reaktiv: Ein Problem tritt 
auf, wird als regulierungsbedürftig erkannt und so lange in den Regulie­
rungsmechanismus eingespeist, bis es beseitigt ist. Diese Regulierangsstra- 
tegie gilt zum Teil auch heute noch und ist in bestimmtem Umfang unum­
gänglich. In vielen Bereichen muß Technikssteuerung reaktiv sein, denn 
alles neue Wissen, das regulierungsbedürftige Tatsachen konstituiert, wird 
sich - trotz aller Bemühungen im Bereich der Technikfolgenabschätzun­
gen - nie vollständig und restlos antizipieren lassen. In einem bestimmten 
Ausmaß werden wir also stets gezwungen sein, reaktiv auf Folgen des 
technischen Fortschritts bzw. Auswirkungen spezieller technischer Ent­
wicklungen zu reagieren. Das hängt nicht zuletzt auch damit zusammen, 
daß unsere Vorstellungen von dem, was als eine Belastung sozialer, kultu­
reller und politischer Institutionen oder der Natur anzusehen ist, durch 
der Wandel von Werten und Gewichtungen selbst Veränderungen unter­
worfen sind. Die für derartige Regelungsprozesse als erforderlich angese­
hene Wissensbasis ist allerdings damals wie heute - obwohl der Sprachge­
brauch natürlich ein anderer war - die gleiche: Wirkungsanalysen und Fol­
gestudien müssen erarbeitet werden. Über die Wirkung der Steuerungsin­
strumente selbst muß eigenständiges Wissen erarbeitet werden, die Imple­
mentationsanalyse war also für dieses Regulierungssystem von zentraler 
Bedeutung.

Dieser traditionelle und sowohl in seiner klassischen als auch in seiner 
modifizierten Form primär reaktive Mechanismus der Techniksteuerung 
begegnet uns auch noch heute in vielen Bereichen der Technik und auf 
vielen Feldern ihrer Auswirkungen. Sicher, das Räderwerk dieser Steue­
rungsmechanik ist geschliffener, sein Regelwerk umfangreicher und kom­
plizierter geworden; letztlich hat sich jedoch der Substanz nach dabei 
nicht viel verändert.

Die dritte Etappe-. Interessant ist nun, daß in den siebziger und achtziger 
Jahren, besonders im Umfeld der Bemühungen zur Humanisierung der 
Arbeitswelt, plötzlich ein Entscheidungsspielr^um entdeckt wurde, der 
früher, zumindest politisch, nicht in diesem Ümfange wahrgenommen 
wurde. Im Rahmen der Untersuchungen, einer ganzen Reihe sozialwis­
senschaftlicher Forschungsinstitute wurde weitgehend übereinstimmend 
festgestellt, daß sehr viele Technikfolgen und gerade solche, die Auswir­
kungen auf den arbeitenden Menschen und die Arbeitsumwelt betreffen,
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letztlich im organisatorischen Rahmen der Nutzung der jeweiligen Techni­
ken wurzeln (siehe Abbildung 2). Das wohl eindeutigste Beispiel dafür 
sind Untersuchungen über den Einsatz von CNC-Maschinen, die, um sich 
einmal zweier Schlagworte zu bedienen, sowohl in einigen Unternehmen 
die Dequalifikationshypothese bestätigten, als auch, in anderen, auf den 
Trend zur Renaissance des Facharbeiters verwiesen.

Abbildung 2: Neuere Formen der Steuerung der Technikentwicklung: Beein­
flussung des organisatorischen Rahmens der Technikentwicklung

(a) Instrumente und Ansatzpunkte:

Folgen­
auswirkungen

Organisatoris
derNutzungs

eher Rahmen 
bedingungen

J L

Korporatistische
Aushandlungsmodelle

(b) Wissensbasis: Untersuchung der Gestaltungsfreiräume in der Technikentwick­
lung

(c) Bewertung: - Vorteile: Entdeckung neuer Gestaltungsfreiräume

- Nachteile: oft schon zu spät und große Widerstände; bei steigen­
der Automatisierung geringere Wirkung

Mit anderen Worten und etwas überspitzt gesagt: Zentralisierung und De­
zentralisierung blieben, mit ihren je spezifischen Folgen für das Qualitäts­
niveau und die Qualifizierungsanforderungen und damit letztlich auch für 
die langfristigen Entwicklungschancen des arbeitenden Menschen, ohne 
größere Auswirkungen auf die Produktivität, die Flexibilität und die Ko­
stenstruktur des jeweiligen Bereiches. Wenn es also aus gesamtwirtschaft­
lichen Gründen ein Interesse gibt, Facharbeiterplätze auszubauen, dann 
müßten, diesen Erkenntnissen folgend, jene Nutzungsstrategien weiterent­
wickelt werden, die zu einer inhaltlichen Qualifizierung und sozialen Auf-

Nutzungs­
entscheidungen
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Wertung der Facharbeitertätigkeit geführt haben. Und jene auf Zentrali­
sierung angelegten Strategien, die zu einer Dequalifikation, zum Verblei­
ben der technisch und ökonomisch nicht automatisierbaren Beschickungs­
tätigkeiten an diesen Maschinen geführt haben, sollten weniger genutzt 
werden.

Vielfach werden die hier in der Praxis auftretenden Probleme durch 
korporatistische Aushandlungsmodelle gelöst. Diese Verfahren werden 
auch in einem Teil der wissenschaftlichen Literatur, die diesen Freiraum 
früher so nicht gesehen hat, entdeckt und vorgeschlagen. Konkrete Wis­
sensgewinnung ist hier gefordert. Wir müssen wissen, wo diese Freiräume 
liegen, wir müssen wissen, wie sie durch die Entscheidungen der Entschei­
dungsträger naturwüchsig und/oder systematisch ausgefüllt werden. Si­
cher, der Nachteil kann auch hier sein, daß diese Erkenntnisse oft zu spät 
kommen, auch deshalb, weil mit bestimmten Techniken und ihrer Instal­
lierung unterschiedliche Interessen verknüpft oder aufgebaut werden, die 
sich möglicherweise als Widerstände gegen Korrekturen geltend machen.

Ein heute noch eher spekulativer Nachteil einer auf Nutzung dieser 
Handlungsspielräume ausgerichteter Politik der Techniksteuerung könnte 
darin gesehen werden, daß mit zunehmender Automatisierung die Hand­
lungsfelder durch Gestaltung der organisatorischen Randbedingungen 
wieder eingeschränkt werden, weil die Organisation letztlich vorgedacht 
und detailliert vorprojektiert wird und damit. auf die Arbeitsplätze in 
Form einer »org-hardware« wieder zukommt. Jene Gestaltungsfreiräume, 
die sich durch die industriesoziologische Forschung der siebziger und 
achtziger Jahre öffneten, würden sich danach in Zukunft wieder schließen.

Überblickt man die einzelnen Ansätze einer Techniksteuerung, dann 
ließe sich die gegenwärtige Situation vielleicht etwas metaphorisch wie 
folgt beschreiben: Die überwiegende Konzentration der Regulierungsstra­
tegien auf die Regulierung der Folgen gerät konzeptionell und perspekti­
visch in eine Art unendliche Sackgasse. Das Problem besteht dabei nicht 
etwa darin, daß zu erwarten wäre, dieser traditionelle Steuerungsmecha­
nismus stieße unversehens auf eine Wand, bräche auseinander und wir 
stünden plötzlich ohne jegliches Steuerungsinstrument da. Im Gegenteil, 
der Mechanismus der Folgensteuerung läßt sich beliebig erweitern und 
differenzieren. Weder der theoretischen Phantasie noch dem administrati­
ven Verstand sind hier Grenzen gesetzt, und auch Erfolge und Verbesse­
rungen werden hier jederzeit vorgeführt werden können. Die Frage ist 
eben nur, ob sich nicht das Verhältnis zwischen Regulierungsaufwand und 
Regulierungsnutzen tendenziell verschlechtert oder, etwas überspitzt ge­
sagt: Besteht nicht die Gefahr, daß wir uns durch die ständige Perfektio­
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nierung der Steuerungsmechanik zwar laufend Erfolgserlebnisse verschaf­
fen, letztlich jedoch mit immer mehr Aufwand immer weniger regulieren, 
weil sich der geeignete Punkt, an dem eine effiziente Techniksteuerung 
anzusetzen hätte, verschoben hat? Wenn diese Fragestellung einige Be­
rechtigung hat, dann wäre weiter zu überlegen, ob wir nicht einen Per­
spektivenwechsel vollziehen sollten, und zwar so, daß vor allem andere, 
komplementäre Ansatzpunkte für eine effektive Techniksteuerung in un­
ser Blickfeld geraten. Es wäre ja zumindest nicht ausgeschlossen, daß es 
andere Ansatzpunkte gibt, von denen aus man vergleichsweise mit weni­
ger Aufwand mehr reguliert. Mir scheint es jedenfalls ganz sinnvoll, zu 
versuchen, dem Sog der unendlichen Sackgasse zu entrinnen und sich ge­
zielt nach solchen Punkten umzusehen. Ich werde im folgenden versuchen 
zu zeigen, daß dabei das Feld der Technikgenese einen solchen erfolgver­
sprechenden Suchraum darstellt.

Der theoretische Blick: Umriß und Struktur des technikgenetischen 
Forschungsansatzes

Wenn man sich dem Gebiet der Technikgenese nähert, d. h. jenem Be­
reich, in dem über Forschung und Entwicklung entschieden wird, in dem 
technische Entwicklungslinien gefördert, gestoppt, umgelenkt oder abge­
brochen werden, und zwar nach Kriterien, die der jeweiligen Institution, 
die die Entscheidungen darüber fällt, immanent sind, dann wird man zu­
nächst geradezu zwangsläufig in den Korridor einer klassischen Alter­
nativfrage gedrängt: Gibt es einen Technikdeterminismus oder einen So­
zialdeterminismus, bzw. - weniger scharf formuliert - welcher dieser bei­
den Determinismen überwiegt? Bei der Beantwortung dieser Frage sind 
in der Literatur recht gegensätzliche Positionen auszumachen. So sagte 
Spur anläßlich des produktionstechnischen Kolloquiums 1989 in Berlin: 

»Nicht zu übersehen ist, daß Technik ein eigengesetzlich wirkender ökono­
misch-politischer Faktor ist, dem eine erhebliche soziale Bedeutung zu­
kommt, der aber andererseits, weltweit gesehen, über eine kaum steuerbare 
Eigendynamik verfügt.« (Spur 1989, S. 5)

Ähnlich positionierte sich Schelsky 1961 in »Der Mensch in der wissen­
schaftlichen Zivilisation«, wo er auch zu einer technikdeterministischen 
Politikkonzeption Stellung nahm (vgl. Schelsky 1961) Das andere Extrem, 
nämlich fast einen Sozialdeterminismus der Technik, kann man beispiels­
weise bei Habermas finden, der 1963 in »Theorie und Praxis« schrieb:
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»Wir sehen für den nichtinstitutionalisierten Fortschritt von Wissenschaft und 
Technik, ihrer Struktur nach beurteilt, nirgendwo eine funktional gleichwerti­
ge Alternative. Die Unschuld der Technik, die wir gegen ihre ahnungsvollen 
Verächter verteidigen müssen, besteht ganz einfach darin, daß die Reproduk­
tion der Menschengattung an die Bedingungen instrumentalen, überhaupt 
zweckrationalen Handelns gebunden ist und daß deshalb nicht die Struktur, 
sondern nur die Reichweite der technischen Verfügungsgewalt historisch sich 
ändern kann.« (Habermas 1986, S. 348)

In dem Korridor dieser Alternativen kann man sich recht schnell verlau­
fen und handlungspraktisch schachmatt setzen. Würde etwa tatsächlich 
unumschränkt ein Technikdeterminismus wirken, noch dazu in der Art, 
daß die Technik durch eine kaum steuerbare Eigendynamik vorwärts ge­
trieben wird, dann sollte man sich alle weiteren Überlegungen zweckmäßi­
gerweise sparen, denn was immer man auch andenken mag, es bliebe a 
priori folgenlos.

Andererseits kann man nicht so tun, als wären technikdeterministische 
Tendenzen rein gedankliche Konstruktionen. Es ist wohl offensichtlich, 
daß das, was an technischem, konstruktivem oder naturwissenschaftlichem 
Wissen da ist, sehr wohl das bestimmt, was als künftig machbar und sinn­
voll angesehen wird. Und infrastrukturelle Großinvestitionen - um einen 
weiteren Faktor zu nennen - definieren durchaus sehr wirkungsvoll techni­
sche Entwicklungspfade. Wenn beispielsweise in das Autobahn- und Stra­
ßennetz nun einmal viel investiert worden ist, dann wird der technische 
Fortschritt im Bereich des Verkehrs sehr lange in die Richtung gedrückt, 
Modifikationen und Verbesserungen des Automobils oder ähnlicher 
Fahrzeuge zu entwickeln. Technische Alternativen, die eine gänzlich an­
dere Infrastruktur benötigen, werden es zwangsläufig schwer haben, sich 
durchzusetzen. Kurzum, die alternativen und/oder komplementären An­
satzpunkten der Techniksteuerung, auf deren Suche wir uns ja begeben 
haben, dürften auf den extremen Polen eines reinen Technik- oder Sozial­
determinismus schwerlich zu finden sein (Radkau 1991). Ich schlage des­
halb ein Modell des technikgenetischen Feldes vor, das sich jenseits dieser 
Extreme ansiedelt (Dierkes 1987,1988a, 1990c; Rammert 1992).

Entscheidungen im Feld der Technikgenese werden nach diesem, bis­
lang erst an einigen Technikfeldern überprüften Konzept durch vier 
Hauptfaktoren beeinflußt, nämlich Leitbilder, Organisationskulturen, 
Konstruktionstraditionen und Konstruktionsstile. Das Zusammenwirken 
dieser Faktoren ließe sich komprimiert wie folgt beschreiben: Die Selek- 
tions- und Eliminierungsentscheidungen im Prozeß der Entwicklung von 
Technik werden geprägt durch die organisationsspezifische Interpretation 
allgemeiner technischer Leitbilder; die Vorgehensweise bei der Umset­
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zung erfolgt in organisationscharakteristischen Forschungs- und Entwick­
lungsstrategien und unter Nutzung organisationsspezifischer Forschungs­
und Konstruktionsstile, sowie auf der Basis der durch Konstruktions- und 
Forschungstraditionen bestimmten Auswahl und Anwendung vorhande­
ner wissenschaftlicher und technischer Kenntnisse. Das Ergebnis dieses 
Prozesses ist ein durch diese vier Faktoren von ineinander verzahnten 
Wahrnehmungsfiltern, Werten und Vorstellungen über Strategien gepräg­
tes neues Produkt oder Verfahren. Diese gedrungene Zusammenfassung 
bedarf natürlich der Erläuterung (siehe Abbildung 3).

Abbildung 3: Weiterreichende Formen der Steuerung der Technikentwick­
lung durch Beeinflussung der Technikgeneseprozesse
(a) Grundfrage: Technikdeternünismus versus soziale und institutioneile Be­

stimmungsfaktoren der Technikgenese

(b) Voraussetzungen: Kenntnisse über Einflußfaktoren der Technikgenese

(c) Hypothesen:

(d) Zentrale Frage: Wer kann wie die Einflußfaktoren in den Prozessen der Tech­
nikgenese gestalten?

1. in der Institution, die FuE betreibt;
2. von außen

Ich beginne mit den Leitbildern (vgl. Dierkes/Hoffmann/Marz 1992). Die 
These geht davon aus, daß im Bereich derjenigen, die über den techni­
schen Fortschritt, seine Richtung und seinen Inhalt entscheiden, bestimm­
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te Leitbilder vorherrschen. In diesen Leitbildern sind das Gefühl und Wis­
sen der Individuen sowie das kollektive Bewußtsein der Institutionen dar­
über zusammengefaßt, was einerseits machbar und andererseits wünsch­
bar ist. Technische Leitbilder unterscheiden sich dadurch deutlich von 
Science Fiction - obwohl sie natürlich auch in einem gewissen Bezug dazu 
stehen - denn sie sind zu dieser durch zwei Grenzen definiert. Sie sind so­
wohl an der Grenze des noch technisch als denkbar, möglich und machbar 
Angesehenen, als auch an der Grenze der Vorstellungen darüber, daß 
Menschen einen Bedarf oder ein Bedürfnis für eine solche Technik haben 
bzw. entwickeln könnten, daß es also aktuelle bzw. potenzielle Märkte, 
Bedürfnisse und Nutzer geben könnte. Solche Leitbilder sind uns allen be­
kannt: Das »papierlose Büro«, die »menschenleere Fabrik«, die »künstli­
che Intelligenz« sind nur einige wahllos herausgegriffene Beispiele. Ein 
Bild, an das wir uns alle nicht mehr gerne erinnern, nämlich das der 
»autogerechten Stadt«, zeigt, welche materielle Macht derartige Leitbilder 
annehmen können. Ganze Generationen von Architekten und Stadtpla­
nern wurden unter diesem Leitbild ausgebildet, dachten und handelten in 
dessen Kalkülen. Solche Leitbilder fungieren die in den Diskussionen dar­
über, in welche konkrete Richtung sich bestimmte Techniken ent-wickeln 
sollen, als Fix- und Orientierungspunkte. Leitbilder unterliegen ganz 
zwangsläufig Wandlungen. Die »bemannte Weltraumfahrt« etwa war nach 
einer Phase der Hochkonjunktur mal eine ganze Zeit »out«, nun wird sie 
plötzlich wieder »in«. Es gibt internationale Moden, unter denen sich 
Leitbilder verändern und es gibt offensichtlich Länder, die im internatio­
nalen Wettbewerb stärker leitbildprägend sind als andere. Wenn bestimm­
te Länder bestimmte technische Leitbilder verfolgen, dann geht davon 
eine Art suggestive Sogwirkung auf andere Länder aus, sich in die gleiche 
Richtung zu orientieren. Leitbilder werden häufig von professionellen 
Vereinigungen getragen und verbreitet. So ist es relativ klar, wo beispiels­
weise die Interessen liegen, das Leitbild der »menschenleeren Fabrik« 
technisch auszufüllen, es als wünschenswertes und auch realisierbares Ziel 
anzusteuern, festzuhalten und auch weiterzutragen.

Das zweite Element sind die Organisationskulturen der Einrichtungen, in 
denen die Richtungsentscheidungen für Forschung und Entwicklung ge­
fällt werden. Dies können Institute, Universitäten, Ministerien oder Un­
ternehmen sein. Organisationskultur ist ein Schlagwort aus der neueren, 
durch anthropologische Forschungen bereicherten Organisationssoziolo­
gie und meint zunächst, etwas vereinfacht gesagt, die Zusammenfassung 
von gemeinsam geteilten Sichtweisen oder auch Perzeptionen (Helmers
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1990). Der Automobilmarkt der Zukunft beispielsweise sieht aus der Sicht 
von Volkswagen anders aus als aus der Sicht von Mercedes-Benz, BMW 
oder Opel, selbst wenn diese die gleichen oder ähnliche Daten zugrunde 
legen. Organisationskultur ist darüber hinaus auch die Zusammenfassung 
von gemeinsam geteilten Werten. Also etwa solche Unterschiede in den 
Zielen, wie Qualität eines Automobils oder Sicherheit gegenüber dem 
Ziel einer möglichst breiten Marktabdeckung. Organisationskultur bein­
haltet ferner bestimmte gemeinsam geteilte Vorstellungen von opportu­
nen Verhaltensweisen, also von dem, was man in der jeweiligen Organisa­
tion tun und was man besser lassen sollte. Jeder, der in seinem Berufsle­
ben einmal die Institutionen wechselte oder gleichzeitig in verschiedenen 
Einrichtungen tätig war, hat sicher die Erfahrung gemacht, daß es derarti­
ge feine, nichtsdestoweniger jedoch wirksame Unterschiede gibt. All diese 
organisationskulturellen Faktoren, die zu isolieren natürlich sehr schwer 
ist, bewirken, daß die Forschung und Entwicklung betreibenden Institutio­
nen, Organisationen also, die darüber entscheiden, in welche Richtung 
sich Technik entwickeln soll, die Leitbilder durch ihre spezifische organi­
sationskulturelle Brille sehen. Das »papierlose Büro« etwa dürfte durch 
die Brille von Olivetti anders aussehen als durch die Brille von Siemens, 
obwohl die am Forschungs- und Entwicklungsprozeß beteiligten Indivi­
duen oder Gruppierungen die Vorstellung teilen, das »papierlose Büro« 
sei das dominierende Leitbild für die Bürotechnik des nächsten Jahr­
zehnts.

Das dritte Element, auch eine Art Wahrnehmungsvariable, sind die Kon­
struktions- oder Forschungstraditionen (Knie 1991). All das, was an vor­
handenem Wissen irgendwie relevant für eine neue Entwicklung ist, un­
terliegt dieser Wahrnehmungsvariablen. Nicht alles vorhandene Wissen ist 
nämlich in FuE-Entscheidungsprozessen jederzeit präsent. Bestimmte 
Gruppierungen von Ingenieuren oder bestimmte Teams von Naturwissen­
schaftlern sehen die verschiedenen Segmente des vorhandenen Wissens in 
bezug auf die Neuerung, die man anstrebt, als unterschiedlich relevant an. 
Zu der Zeit beispielsweise als Diesel seinen Motor entwickelte, waren 
eigentlich alle Ingenieure darauf aus, dezentrale Krafterzeugungsanlagen 
zu entwickeln, weil das bis dahin dominierende Paradigma der zentralen 
Krafterzeugung - also die große Dampfmaschine mit der entsprechenden 
Peripherie - zunehmend an seine Effizienzgrenze stieß. Und all jene, die 
an dieser Problematik arbeiteten, griffen auf vorhandenes Wissen zurück - 
nur sie taten dies eben auf unterschiedliche Weise. Diesel sah das Pro­
blem mit einer anderen Brille, weil er aus der Kältetechnik kam, wo er ge­



288 Technikgenese

wohnt war, mit Materialien zu arbeiten, die hohen Drücken standhielten. 
Die traditionellen Konstrukteure solcher Maschinen, die Dampfmaschi­
neningenieure, gingen hingegen von der Erfahrung aus, es existiere eine 
bestimmte Grenze für die Höhe des Drucks, die man prinzipiell nicht 
überschreiten könne, weil das verfügbare Material dies nicht gestatte. Die­
sel tat im Grunde also nichts anderes, als das vorhandene Wissen anders 
wahrzunehmen, zu selektieren und dann zu rekombinieren. Er beleuchte­
te es sozusagen mit einem anderen Scheinwerfer und entwickelte so ein 
neues Motorenkonzept. Eingebunden in die Konstruktionstradition der 
Dampfmaschine konnten die Ingenieure damals nicht Gebrauch von die­
sem Konzept machen, weil ihre spezifischen Wahrnehmungsmuster von 
dem, was an vorhandenem Wissen als relevant anzusehen war, gerade das 
systematisch aus ihrem Suchraster ausblendeten, was Diesel aus seinen 
ganz anderen Erfahrungen heraus als relevant ansah.

Der vierte und letzte Faktor sind die Konstruktions- oder auch Forschungs­
stile. Es gibt in jeder Organisation ein spezifisches Wissen und besondere 
Erfahrungen darüber, wie man an Problemlösungen zweckmäßigerweise 
herangeht. Diese besonderen Stile sind im Grunde nichts anderes als Er­
folgsrezepte von gestern, die generalisiert, vielleicht sogar in CAD-Syste- 
men materialisiert werden, die aber letztlich eine tradierte Verhaltensva­
riable darstellen.

Jeder Versuch, FuE-Entscheidungen zu beeinflussen und damit den Pro­
zeß der Technikgenese zu steuern, müßte an diesen vier Elementen - Leit­
bildern, Organisationskulturen, Konstruktions- und Forschungstraditionen 
und Konstruktions- bzw. Forschungsstilen - ansetzen. Die nicht nur theo­
retisch spannende, sondern auch praktisch wichtige Frage ist nun, ob dies 
in gleicher Weise zu geschehen hat oder ob hier Schwerpunkte bei einem 
oder zwei der Elemente gesetzt werden könnten.

Für die Sinnhaftigkeit einer solchen Schwerpunktsetzung würde eine 
These sprechen, die empirisch noch nicht getestet ist und vielleicht auch 
provozieren mag, die mir jedoch sehr produktiv zu sein scheint. Sie lautet 
schlicht: Die Bedeutung von Leitbildern für Techniksteuerung wird per­
spektivisch zunehmen. Eine ganze Reihe von Gründen lassen diese These 
plausibel erscheinen. Einige dieser Gründe möchte ich im folgenden grob 
skizzieren:
■ Ein erster ist in der heutigen Struktur der Forschung und Entwicklung 

betreibenden Organisationen zu finden: Sie sind zunehmend Großorga­
nisationen. Je größer aber die Organisationen sind, in denen FuE-Ent-
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Scheidungen gefällt werden, desto weiter ist das endgültige Entschei­
dungsgremium von den Wissenschaftlern, Entwicklern und Konstruk­
teuren entfernt, die die Entwicklungsarbeit leisten. Das bedeutet, daß 
die Handlungsketten oder -netze, die den Forscher X und Entwickler Y 
mit dem Vorstandsmitglied Z verbinden, mit zunehmender Größe im­
mer unüberschaubarer und unkalkulierbarer werden. Eine Einzelförde­
rung von Teams und Individuen, wie in kleineren Organisationen üb­
lich, ist daher in Großorganisationen nicht oder nur beschränkt mög­
lich. Je größer dieser Abstand wird, desto mehr müssen die vielfältigen 
Forschungsvorhaben im Kontext programmatischer Erklärungen skiz­
ziert und gerechtfertigt werden. Und hier kommt den Leitbildern eine 
zentrale Bedeutung zu. Die Rechtfertigung von FuE-Budgets erfolgt 
also zunehmend im Kontext bestimmter Leitbilder. Solche Leitbilder 
wie »Megachips« »papierloses Büro« oder »menschenleere Fabrik« ver­
mitteln damit zwischen den Mitgliedern von Großinstitutionen, die 
durch die Komplexität ihrer alltäglichen Handlungsketten getrennt 
sind, sie stellen eine Art Abstandsreduktion dar.

■ Ein zweiter Grund ist organisationsextern; er hängt mit den Interaktio­
nen zwischen den verschiedenen Organisationen, inklusive Staat, und 
den unterschiedlichen institutionellen Kontexten zusammen. Hier ist es 
wohl noch offensichtlicher, daß sich eine gemeinsame Forschungs- und 
Entwicklungsförderung bzw. -arbeit nicht in Denk- und Handlungsmu­
ster der Individualität bewerkstelligen läßt. Wenn es den Repräsentan­
ten der Großorganisationen vielleicht noch gelingen mag, organisa­
tionsintern eine Förderung einzelner Teams oder Entwickler zu betrei­
ben, dann können sie sich in der Zusammenarbeit mit dem Staat 
schwerlich dieses Mittels bedienen. Hier ist der Zwang zu einer leitbild­
vermittelten Forschungs- und Entwicklungsförderung noch wesentlich 
größer.

■ Ein dritter Grund liegt in den demokratischen Strukturen unserer Ge­
sellschaft und dem steigenden Interesse der Öffentlichkeit an For­
schung und Entwicklung: Je mehr in der Öffentlichkeit sowohl über die 
Richtung dessen, was die Wirtschaft und der Staat jeweils autonom 
oder auch gemeinsam an Technikentwicklung betreiben, diskutiert wird, 
desto mehr werden Leitbilder zur Fokussierung und Konkretisierung 
dieser Diskussion benötigt. Leitbildkontroversen ermöglichen es, die 
Basis öffentlicher Diskussionen über die Chancen und Risiken sowie 
die Gestaltung bestimmter Technikentwicklungen wesentlich zu erwei­
tern - beispielsweise dadurch, daß sie einerseits die Vertreter der ent­
sprechenden Expertenkulturen zwingen, ihre konzeptionell und termi­



290 Technikgenese

nologisch diffizilen und nicht gerade selten schwer durch- und über­
schaubaren Argumentationsmuster permanent und kompetent auf 
einen einsichtigen und beurteilbaren Kern zu bringen, und weil sie an­
dererseits vielen Menschen, die nicht diesen Expertenkulturen angehö­
ren, ihren exklusiven Begrühdungslogiken oft rat- und hilflos gegen­
überstehen, sehr wohl jedoch über kurz oder lang von den Ergebnissen 
der expertenkulturen Arbeit betroffen sind, die reale Chance einräu­
men, über Leitbild-Diskurse Einfluß auf technische Entwicklungslinien 
zu nehmen.

Schon aus diesen Gründen dürften Leitbilder zunehmend zentraler für die 
Prozesse der Technikgenese werden, was aber nicht heißen soll, deshalb 
die Bedeutung der anderen Faktoren zu unterschätzen. Aus dieser groben 
Skizzierung der Umrisse und der Struktur des technikgenetischen For­
schungsansatzes ergeben sich Einsichten in seine praktische Relevanz: 
Leitbilder und Leitbilddiskurse könnten als zentrale Ansatzpunkte einer 
Techniksteuerung dienen.

Die Frage ist jedoch: Welche Institutionen können Leitbilder beein­
flussen? Wer kann wie Leitbilddiskurse strukturieren? Und wie können 
einigermaßen akzeptable Informationen jenseits reiner Spekulationen 
über die Auswirkungen einer Technikentwicklung, die von den Leitbildern 
geprägt wird, ermittelt werden? Neben den Leitbildern wären dann auch 
die anderen Dimensionen der Technikgenese als vielleicht weniger promi­
nente, aber trotzdem wichtige Ansatzpunkte einer Techniksteuerung zu 
sehen.

Der praktische Blick: Externe und interne Beeinflussungsmöglichkeiten 
technikgenetischer Prozesse

Um das Feld der praktischen, alltagsweltlichen Beeinflussungsmöglichkei­
ten technikgenetischer Prozesse durch diese Faktoren und darin vor allem 
durch Leitbilder näher auszuleuchten, ist es sinnvoll, dieses in zweierlei 
Richtung zu strukturieren: erstens, indem zwischen externen und organi­
sationsinternen Beeinflussungsmöglichkeiten unterschieden wird, und 
zweitens, indem wir uns dabei einer Matrix bedienen.

Beginnen wir mit den externen Beeinflussungsmöglichkeiten (siehe 
Abbildung 4). In den Spalten der Matrix sind die vier Ansatzpunkte für 
die Beeinflussungsmöglichkeiten aufgeführt: Leitbilder, Organisationskul­
tur, Konstruktionstraditionen und Konstruktionsstile.
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Abbildung 4: Externe Beeinflussungsmöglichkeiten der Technikgenese in Un­
ternehmen und FuE-Einrichtungen: Akteure, Ansatzpunkte und Instrumente

X = Umfang der Aufgabenwahrnehmung

Ansatzpunkte

Akteure

Leitbilder Organisations­
kultur

Konstruktions­
traditionen

Konstruktions­
stile

Staat Setzen von Leit­
bildern und 
öffentliche 
Diskussion

rechtliche Ver­
fassung von In­
stitutionen; 
Moral Suasion; 
Ethikdiskussion

technische Nor­
men; Ausbildung; 
"Alternativ­
forschung"

Ausbildung

XXX XX XXX XXX

Wissenschaftliche 
und technische 
Vereinigungen

wie oben Moral Suasion; 
Ethikdiskussion

technische Nor­
men

Ausbildung

XX X XXX XXX

Gewerkschaften wie oben Mitwirkungs­
rechte

Normen

XX XXX

Gruppen und 
Bewegungen

wie oben sozialer und po­
litischer Druck

"Alternativ­
forschung"

XXX XXX XX

Medien wie oben wie oben

X/2 XXX

Grundsatz: in der Regel nur möglich langfristig, kommunikativ und indirekt

Wichtigste Leitbildentwicklung, Leitbildassessment und breite öffentliche Diskus­
Anforderung: sion der Leitbildassessment-Ergebnisse

Wer macht was? Abhängig von der durch die politische Kultur gegebenen Aufgaben­
verteilung und Machtzuteilung der einzelnen Akteure
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In den Zeilen fin-den wir die zentralen Akteure, den Staat, wissenschaftli­
che Vereinigungen, Gewerkschaften, Gruppen und Bewegungen, sowie 
Medien. Diese Aufzählung ist natürlich nicht vollständig. Zunächst genügt 
jedoch diese Grobstruktur zur Illustration des Konzepts.

Beginnend mit dem ersten Feld, also der Schnittstelle Staat/Leitbild, 
dann ergeben sich vielfältige Möglichkeiten wie der Staat technische Leit­
bilder beeinflussen kann. Er kann technologische Visionen entwickeln 
oder Vorstellungen davon haben, wie Technik bestimmte politische Ziele 
unterstützen könnte, er kann aus politischen Leitbildern technische ablei­
ten in die öffentliche Diskussion einbringen, er kann Leitbildiskussionen 
herbeiführen oder stimulieren, er kann natürlich auch Leitbild-Assess­
ments durchführen, d. h. die Frage danach stellen, was passieren würde, 
wenn die Technikentwicklung einem bestimmten Leitbild folgt: Welche 
Auswirkungen hat etwa ein solches technisches Leitbild wie die »autoge­
rechte Stadt«? Der Staat kann außerdem dieses spekulative, szenarienhaf­
te Wissen wiederum in den öffentlichen Diskurs über solche Leitbilder 
einbringen. Wissenschaftlich-technische Vereinigungen, Gewerkschaften, 
Gruppen und Bewegungen sowie die Medien könnten, wenn auch in je 
spezifischer Weise, gleiche oder ähnliche Aufgaben und Funktionen über­
nehmen.

Nehmen wir nun die zweite Spalte der Matrix, die Organisationskul­
tur. Organisationskultur in der Technikgenese bedeutet, daß Technikent­
scheidungen von Menschen oder Gruppen gefällt werden, die bestimmte 
Sichtweisen haben, bestimmte Vorstellungen von dem, was gut und böse, 
wahr und falsch, sinnvoll und nicht sinnvoll ist. Der Staat - um wiederum 
mit dem ersten Akteur zu beginnen - kann diese Prozesse auf verschiede­
ne Art und Weise beeinflussen. Er hat die Möglichkeit, die Verfassung 
von Institutionen und damit Rahmenbedingungen für die Organisations­
kultur und ihre Entwicklung zu beeinflussen. Mitbestimmung in der Ver­
fassung der Unternehmen ist hier ein prominentes Beispiel. Ähnliches gilt 
für die Universitäten. Vieles von der Mitbestimmungsdiskussion in den 
Hochschulen war ja nicht nur lehr- sondern auch forschungszentriert. Der 
Staat kann sich darüber hinaus aktiv an der vielfältigen Diskussion um die 
Ethik der technischen Entwicklung beteiligen, es kann sie herbeiführen 
und fördern. Gleiches gilt - um eine andere Akteursgruppe herauszugrei­
fen - für die wissenschaftlich-technischen Vereinigungen - ein konkretes 
Beispiel ist die aktive Rolle des VDI in der Entwicklung der Technikfol­
genabschätzung. Gruppen und Bewegungen können sozialen oder politi­
schen Druck ausüben, der zu einem Lernen von Organisationen führen 
könnte, was wiederum zu einer Änderung der Wahrnehmungen, der tra­
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dierten Werte und Verhaltensweisen führt und damit auch zu anderen 
Entscheidungen im FuE-Bereich. Greift man eine weitere Spalte der Ma­
trix Konstruktionstraditionen und Konstruktionsstile heraus, dann dürften 
die zwei entscheidenden Beeinflussungsinstrumente vor allem des Staates 
und der professionellen Vereinigungen Ausbildung und Normung sein.

Soweit zunächst eine grobe Beschreibung der Matrix externer Beein­
flussungsmöglichkeiten. Diese Skizze ließe sich natürlich noch erweitern 
und verfeinern. Es scheint jedoch ganz sinnvoll, hier innezuhalten und zu 
überlegen, wie denn eine solche Politik der Beeinflussung der technischen 
Entwicklung über Leitbilder und die anderen organisationsstrukturellen 
und -kulturellen Faktoren aussehen könnte. Bei der Beschreibung der 
Einflußmöglichkeiten wird deutlich, wie schwer es der Staat, aber auch 
andere Akteure haben, technikgenetische Prozesse mit ihren spezifischen 
Instrumenten direkt, schnell, präzise und wirkungsvoll zu beeinflussen. Of­
fensichtlich scheinen wir gemeinhin dazu zu neigen, die Möglichkeiten der 
externen Akteure und die Tiefenwirkung ihrer Steuerungsversuche zu 
überschätzen, die Resistenz und Robustheit jener Institutionen, in denen 
über Inhalte und Richtungen der FuE-Prozesse entschieden wird, hinge­
gen zu unterschätzen. Es stellt sich deshalb die Frage, ob und inwieweit 
sich diese Prozesse nicht nur von außen, sondern auch von innen, also in­
stitutionenintern, steuern lassen.

Von außen betrachtet sieht es manchmal auf den ersten Blick so aus, 
als wären die Großorganisationen, in denen sich die technikgenetischen 
Prozesse vollziehen, homogene oder gar monolithische Blöcke. Aber 
selbst in jenen Institutionen, die über eine ausgeprägte Organisationskul­
tur und -Struktur verfügen, gibt es Gruppierungen und Individuen, die ab­
weichend denken, die andere Vorstellungen darüber entwickeln, in welche 
Richtung sich die Technik entwickeln sollte. Ebenso wie es verschiedene 
externe Akteure gibt, gibt es unterschiedliche interne. Abbildung 5 benennt 
einige dieser Gruppierungen. Diese Klassifizierung ist nicht willkürlich, sie 
basiert auf Untersuchungen über die Wahrnehmungs- und Lernfähigkeit 
von Unternehmungen gegenüber externen Problemen (vgl. Berthoin 
Antal 1991). Aber selbstverständlich ist auch hier die Klassifizierung kein 
Dogma, sie ließe sich erweitern und differenzieren.

Beginnt man mit der Schnittstelle Vorstand bzw. Leitung/Leitbild, 
dann ließe sich die Situation wie folgt beschreiben: Zunächst scheint es so, 
als könnten ein Vorstand oder die Leitung einer Großinstitution relativ 
unkompliziert Leitbilder entwickeln. Man könnte annehmen, es gäbe hier 
eigentlich nur ein relevantes Problem, nämlich die individuelle Fähigkeit 
der jeweiligen Führungspersönlichkeiten.
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Abbildung 5: Interne Beeinflussungsmöglichkeiten der Technikgenese in Un­
ternehmen und FuE-Einnchtungen: Akteure, Ansatzpunkte und Instrumente

X = Umfang der Aufgabenwahrnehmung

Ansatzpunkte Leitbilder Organisations- Konstruktions- Konstruktions-
kultiir u. Forschungs- u. Forschungs-

Akteure traditionen stile

Vorstand/ Leitbild erstel- Stabilität der wie links wie links
Leitung len, Leitbild- Kultur erhalten

Assessment und gleichzei-
durchführen tig auf Wandel 

vorbereiten
XXX XX XXX XXX

Einzelne je nach Auf- Wandel vor- wie links wie links
organisato- gäbe Leitbilder vorbereiten
rische vorbereiten,
Einheiten Assessment

durchführen
XXX XX XX XX

Mitglieder "Whistle-blow- "Change wie links wie links
professioneller ing"; auf Fol- Agent"
Vereinigungen gen von Leit­

bildrealisierung 
hinweisen 
XX XXX XX XX

Individuen unter 
Einbeziehung

wie oben wie oben wie oben wie oben

anderer externer 
Netzwerke XX XX

Aufsichts- Leitbilder an- auf Notwen- wie links wie links
gremien regen, auf digkeit von

Assessmentnot- Wandel hin-
wendigkeit hin­
weisen

weisen

XX XX X X
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Ganz so einfach verhält es sich jedoch nicht, denn diese Führungsper­
sönlichkeiten befinden sich stets in einer eher zwiespältigen Rolle. Einer­
seits müssen sie nämlich die Werte ihrer Organisationskultur überzeugend 
Vorleben und dementsprechend die gültigen Leitbilder sichtbar und wir­
kungsvoll durchsetzen. Tun sie dies nicht, unterhöhlen sie die Organisa­
tionskultur. Denn nichts wirkt verheerender als Werte und Leitbilder, die 
verbal propagiert, jedoch nicht alltäglich vorgelebt werden. Derartige Dif­
ferenzen können eine Organisationskultur wie ein Krebsgeschwür von in­
nen her zerfressen. Andererseits können sich die Führungspersönlichkei­
ten jedoch nicht auf das Vorhaben der Kultur beschränken, müssen sie 
doch davon ausgehen, daß Sicht- und Verhaltensweisen, Werte und Ziele 
notwendig obsolet werden, wenn sich das Umfeld ihrer Organisation än­
dert. Sie müssen also gleichzeitig Protagonisten des Wandels sein. Dies 
gilt nicht nur für die Leitbilder, sondern auch für die Organisationskultur, 
die Konstruktionstraditionen und die Konstruktionsstile. Dieser Doppel­
rolle gerecht zu werden, wirft Probleme auf. Umdenken wird nötig. Das 
ist aber leichter gesagt als getan, denn wenn sich ein Erfolgsrezept nicht 
nur über Jahre, sondern über Jahrzehnte bewährt hat, dann fällt es immer 
schwerer, es rechtzeitig in Frage zu stellen. Nun gibt es in jeder Großor­
ganisation immer auch einzelne organisatorische Einheiten oder Indivi­
duen, die darauf aufmerksam machen, daß gelernt und umgedacht werden 
muß. Wenn die Einrichtungen lernfähig sind, dann entwickeln sie eine 
entsprechende Sensibilität gegenüber diesen inneren Stimmen. Oft kostet 
es jedoch den Kopf desjenigen, der auf die Schwächen aufmerksam ge­
macht hat. Die Mentalität, den Wetterfrosch aufzuhängen, weil er 
schlechtes Wetter vorhergesagt hat, scheint sich ziemlich zäh zu halten. 
Natürlich kann man »change agents« ganz bewußt und zielgerichtet in 
eine Großinstitution hineinbringen, um beispielsweise eine bestimmte 
Forschungskultur zu verändern. Das Problem besteht aber nicht nur darin, 
daß sich Unternehmen und Leitungen solche »change agents« leisten und 
die damit ganz zwangsläufig entstehenden Konflikte in Kauf nehmen, son­
dern auch darin, daß die Rolle eines solchen »change agent« immer mit 
sehr hohen Belastungen verbunden ist, weil er sich ja permanent in einer 
Außenseiterposition befindet, was natürlich gerade in einer homogenen 
Organisationskultur seine Arbeit nicht gerade leicht macht. Nichts ist im 
Grunde so gefährlich wie dauernder Erfolg, denn je länger er anhält, de­
sto mehr neigt man dazu, ihn für ewig zu halten. Natürlich weiß man all­
gemein immer, daß selbst das beste Erfolgsrezept einmal aufhört, erfolg­
reich zu sein, und man neue technische Leitbilder oder Konstruktionsstile 
entwickeln muß, doch dieses allgemeine Wissen konkret und rechtzeitig
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umzusetzen, bevor man in eine Krise gerät, ist eben doch schwerer, als es 
auf den ersten Blick scheint.

Vielleicht können die hier vorgestellten Überlegungen zu den exter­
nen und internen Beeinflussungsmöglichkeiten technikgenetischer Prozes­
se, auch wenn sie nur sehr fragmentarisch und skizzenhaft sind, dazu anre­
gen, dieses Problemfeld tiefer zu durchdenken. Mir scheint, dies würde 
sich lohnen, weil sich hier neue und ungewöhnliche Chancen für Technik­
steuerung auftun.

Eine mögliche Chance: Von der Folgenregulierung zur Ursachen­
steuerung

Wenn wir Technikentwicklung steuern wollen, dann scheint es sinnvoll 
und notwendig, künftig weit mehr als bisher bei der Technikgenese anzu­
setzen. Allerdings kann man sich auch davon keine neue Heilslehre ver­
sprechen. Zu erwarten ist zunächst nicht mehr, aber auch nicht weniger als 
ein komplementäres Modell zu den bisher praktizierten und vorherr­
schenden Steuerungsformen. Entsprechend nimmt es auch nicht für sich 
in Anspruch, alle Probleme der Techniksteuerung lösen oder gar beseiti­
gen zu können. Vieles deutet jedoch darauf hin, daß eine ganze Reihe von 
Problemen, die bei der primär folgenzentrierten Regulierung auftreten, 
bei einer ursachenzentrierten Steuerung nicht entstehen bzw. minimiert 
werden könnten. Denn bei den »harten« Steuerungsformen handelt es 
sich, sicher etwas grob vereinfacht, häufig darum, auf vergleichsweise 
schmalen technischen Entwicklungspfaden, deren Richtung sich unter den 
Händen und hinter dem Rücken ihrer Akteure durch deren bewußt/ un­
bewußte Leitbildorientierung ausprägte und auf denen Schritt für Schritt 
eherne Sachzwänge eskalieren, mehr oder weniger verbissen ein bestimm­
tes Ziel zu fixieren und das Gleichgewicht zu halten, um nicht abzustür­
zen, während es bei einer leitbildorientierten, »weichen« Techniksteue­
rung darum geht, einen breiten Zielhorizont und unterschiedliche Ent­
wicklungspfade zur Diskussion und damit auch zur Disposition zu stellen.

Um es noch einmal ausdrücklich hervorzuheben: Es wird nie möglich 
sein, neues Wissen vollständig zu antizipieren oder alle möglichen Auswir­
kungen neuer technischer Entwicklungslinien restlos vorherzusagen. Es 
wird stets unmöglich sein, negative Folgen von vornherein und völlig aus­
zuschließen. Technik ist eben keine triviale Maschine, die Inputs und Out­
puts invariant koppelt. Aber ebenso sicher scheint es zu sein, daß wir jene
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möglichen Chancen, die sich bei einer ursachenzentrierten Techniksteue­
rung ergeben bisher weder ausreichend aufgespürt, geschweige denn ge­
nutzt haben. Und angesichts der hinreichend bekannten Probleme, die wir 
mit der Techniksteuerung haben, halte ich es für geboten, alle vorhande­
nen Möglichkeiten zu sichten und auszuloten, weil wir es uns einfach nicht 
leisten können, Chancen zu vertun. Ein Diskurs über eine leitbildorien­
tierte Technikgestaltung kann nur dann erfolgreich sein, wenn sich die un­
terschiedlichen Wissenskulturen aktiv daran beteiligen und die wesentli­
chen Institutionen - ob aus Politik, Wissenschaft oder Wirtschaft, ob pro­
fessionelle oder konfessionelle Vereinigungen, ob Förderungseinrichtun­
gen oder Stiftungen, ob Parteien, Gewerkschaften oder neue soziale Be­
wegungen - diesen Diskurs tragen, eine hohe Kommunikationsbereitschaft 
einbringen und eine weitgehende Kooperationsfähigkeit entwickeln.

Ob sich das komplementäre Modell einer technikgenetischen Steue­
rung eventuell perspektivisch zu einem alternativen Konzept entwickeln 
kann, wird die Zukunft zeigen. Auf jeden Fall sollten wir - auch jene, die 
dem hier skizzierten Ansatz skeptisch gegenüberstehen - versuchen, die­
sen Weg theoretisch und praktisch auszutesten, denn es gibt eigentlich nur 
folgende Möglichkeiten: Entweder man macht so weiter wie bisher und 
beschränkt sich auf die bloße Perfektionierung der Folgenregulierung, 
oder man versucht andere Wege zu gehen. Mögliche und denkbare Wege 
hierfür zu erschließen war Ziel obiger Überlegungen.
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